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        Vorwort
 
        Im April 2022 fuhr ich mit dem Auto an die polnisch-ukrainische Grenze nach Medyka, um irgendwo in der Nähe des Grenzübergangs Sachspenden für das überfallene Land abzuladen: Lebensmittel, Kleidung und Kinderspielzeug. Ich wunderte mich, dass ich an einer langen Autoschlange vorbeifahren durfte, bis ich – beim ukrainischen Grenzposten angekommen – begriff, dass der polnische Polizist, der mir die freie Fahrt gewährt hatte, davon ausgegangen war, dass ich die Spenden selbst in die Ukraine bringen wollte. Mein Entschluss stand sofort fest: Ich fahre nach Lemberg!
 
        Elf Monate später wiederholte ich diese Mission in Begleitung meines Sohnes, wobei wir diesmal die mitgebrachten Sachen in Kyjiw ablieferten. Während dieser Reise fand ich auch viele Fotomotive für dieses Buch. Einige Wochen später, im Mai 2023, brachte ich gemeinsam mit einigen Studenten erneut Hilfsgüter nach Kyjiw, die wir am Sitz des ukrainischen PEN-Clubs übergaben.
 
        Mit diesen Unternehmungen habe ich meinen geliebten Elfenbeinturm der Wissenschaft verlassen und die Gemütslage des im Krieg befindlichen Landes vor Ort erkundet. Äußerlich ist man dort mit dem Krieg fast ausschließlich in den Kampfgebieten konfrontiert – einem vergleichsweise kleinen Teil der für europäische Verhältnisse sehr großen Ukraine. In den Großstädten ist es, abgesehen von dem seltenen Anblick zerstörter Einzelgebäude, vor allem der Luftalarm, der den Besucher an den Krieg erinnert. Zumindest die Kyjiwer beachten die Warnsirenen am Tag kaum. Einerseits, weil sie die Wahrscheinlichkeit, getötet oder verletzt zu werden, als sehr niedrig einschätzen, andererseits, weil sie ihrem normalen Alltag nachgehen wollen. Was allerdings im Inneren all jener Ukrainer vor sich geht, deren Familienangehörige und Freunde ins Ausland geflohen sind, an der Front kämpfen, verletzt sind oder gar ums Leben kamen, weiß man nicht. Der Wunsch nach Normalität und das unbekannte Grauen, das die ukrainischen Bürger in sich tragen, prägen die eigenartige Stimmungslage: eine Melange aus ungebrochenem Kampfgeist und Trauer, die dennoch nicht der melancholisch gefärbten Lebensfreude entbehrt. Auch wenn ich ein nüchtern-analytisches Buch über den Krieg verfasst habe, so behielt ich dies während der Arbeit daran stets vor Augen.
 
        Das Buch habe ich zwischen September 2022 und Februar 2023 geschrieben. Während des Produktionsprozesses konnte ich noch weitere Entwicklungen in den Text einfließen lassen, darunter die Prigoschin-Meuterei, das Gipfeltreffen der NATO in Wilna und einige sonstige Ereignisse sowie neuere statistische Daten. In diesem Tempo hätte ich kein umfangreiches, faktengesättigtes Buch verfassen können, wenn nicht meine Familie einen Mitbewohner ausgehalten hätte, der ihr das Zuhören bei seinen langen Monologen über den Krieg aufzwang, denen sie nur entkommen konnte, wenn er den Laptop aufklappte. Roszko, der Familienhund, sorgte dafür, dass ich zumindest einmal am Tag ausgeführt wurde. Ebenso haben meine Freunde Ela und Jacek meine Arbeit unterstützt, indem sie mir im Herbst 2022 ein mitten im Wald gelegenes Haus zur Verfügung stellten. Dort lernte ich, nach einem arbeitsintensiven Tag auch nachts jederzeit aufstehen zu können, um an den Schreibtisch zurückzukehren. Aber nicht nur auf die Geduld meiner Familie und die Hilfe meiner Freunde konnte ich mich verlassen.
 
        Es war Dr. Hans-Georg Golz von der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), der im Sommer 2022 meine Anfrage nicht abgewiesen hat, ein Buch über den Krieg um die Ukraine zu schreiben, mit der Maßgabe, dass es auch nach dem Krieg aktuell bleibt, und mich dazu anregte, meine Argumentationslinie vorab zu verfassen. Heute sehe ich, dass ich ohne diese Vorlage kein in sich schlüssiges Werk über die Bedingungen des Friedens in Europa hätte verfassen können, weil ich mich sonst auf die jeden Tag neu aufkommenden Informationen über die Ereignisse an den Kriegsfronten, in der Diplomatie und in den Medien zu stark konzentriert hätte.
 
        Die Lektorin Yvonne Paris hat für eine flüssige Lesbarkeit des Textes gesorgt. Der Agentur le-tex publishing services verdankt das Buch sein überzeugendes Erscheinungsbild. Timo Jäckel (bpb) koordinierte das Projekt. Das Team von mr-Kartographie sorgte in emsiger Arbeit nicht zuletzt für die „Ukrainisierung“ der zugänglichen Ukraine-Karten, indem die russischen Namen nach meinen Vorgaben durch ukrainische ersetzt wurden.
 
        Allen hier Genannten gebührt mein herzlicher Dank.
 
        Regensburg, im September 2023
 
      
       
        1 Statt einer Einleitung: Putins Krieg?
 
         
          [image: Die Fotografie zeigt das Ortseingangsschild des Dorfes Tarakaniv im Westen der Ukraine. Unter dem Straßenschild befindet sich ein Verbotsschild mit einer Abbildung Wladimir Putins.] Abbildung:   Ein „Straßenschild“ an der Einfahrt in eine westukrainische Ortschaft (aufgenommen am 18. März 2023) 
         
        Wladimir Putin beklagte sich während einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Emmanuel Macron am 7. Februar 2022 in Moskau, dass die Ukraine die Vereinbarungen mit Russland, die beide Länder in den Jahren 2014 und 2015 in Minsk unterzeichnet hatten, nicht eingehalten habe: „Ich selbst“, sagte er, „glaube nicht, dass es für die[se] Vereinbarungen eine Alternative gibt. Ich wiederhole noch einmal: In Kiew sagen sie entweder, dass sie sie einhalten werden, oder sie sagen, dass dies ihr Land zerstören wird. Der amtierende Präsident [Wolodymyr Selenskyj] hat kürzlich erklärt, dass ihm kein einziger Punkt der Minsker Vereinbarungen gefällt.“ Dann sagte Putin hämisch mit Blick auf die Ukraine: „Ob es dir gefällt oder nicht – du musst es ertragen, meine Schöne“.
 
        Während sich dem französischen Präsidenten und seinen Landsleuten, die die Pressekonferenz in den Medien verfolgten, die Doppelbödigkeit dieser Äußerung Putins nicht erschließen konnte, mussten viele Ukrainer entsetzt gewesen sein. Denn die Worte über die „Schöne“, die sich mit der für sie nicht komfortablen Situation abzufinden hat, waren ihnen aus einem Song einer in den 1990er-Jahren populären Rock-Band aus Russland bekannt. Der Pressesprecher des Kremls, Dmitrij Peskow, sah sich daher auch am nächsten Tag mit der Frage eines Journalisten konfrontiert, was denn genau Präsident Putin gemeint haben könnte mit dieser Bemerkung, in der einige „eine ungute Anspielung mit sexuellen Untertönen“ erkannten.
 
        Peskow antwortete – wie immer – gelassen: „Ich bin überzeugt, dass Wladimir Putin mit dem Werk dieser Band nicht vertraut ist, und ich nehme an, dass sie das – ich bin, ehrlich gesagt, auch nicht vertraut damit – der russischen Folklore entnommen hat. Der Präsident meinte, wenn der Staat Verpflichtungen eingegangen ist und eine Unterschrift des Staatsoberhauptes vorliegt, dann müssen diese Verpflichtungen erfüllt werden.“ Und Peskow fügte hinzu: „Ich wette, es war sehr schwer, dies ins Französische zu übersetzen.“
 
        Die vollständige Strophe in dem besagten Song lautet:
 
        „Am Tisch sitzt ein Gast mit dem Nagel in der Stirn / Damit er nicht geht, brach ich ihm das Genick / Im Sarg liegt Dornröschen, im Traum ihr Hirn / Ich schleiche mich an und genieße den ****/ Ob es dir gefällt oder nicht – schlaf, meine Schöne!“
 
        Es ist also klar, welche Rolle Putin der Ukraine im Verhältnis zu Russland zuerkannte. Mit dem Rückgriff auf diese Metapher übertrug er gleichzeitig Emmanuel Macron den Part des eigentlich überflüssigen Gastes mit dem Nagel im Kopf. Somit wurde nicht nur die Ukraine beleidigt, sondern auch Frankreich auf perfide Art und Weise verspottet.
 
        Den Krieg in der Ukraine als das Produkt eines rüden Charakters zu sehen, wäre dennoch verkürzt. Es ist allein schon deshalb nicht „Putins Krieg“, weil sich selbst diejenigen Russländer, denen man im Gegensatz zu ihrem Präsidenten eine gute Kinderstube und solide Bildung unterstellen kann, zu den militärischen Eskapaden ihres Staates bekennen. Symptomatisch für diese Haltung der intellektuellen Elite Russlands ist Michail Pjotrowski, der in der kommunistischen Ära im Ausland studieren und an ausländischen Universitäten unterrichten durfte, bevor er 1992 Direktor der weltberühmten Sankt Petersburger Ermitage wurde. Im Westen wurde er mit Orden und Ehrungen überhäuft.
 
        Pjotrowski hatte sich reichlich Zeit gelassen, bevor er im Juli 2022 in einem Interview einen vielsagenden Vergleich für den Krieg fand. Dieser ist so sublim, dass er sich nur denjenigen erschließt, die mit der Geschichte der Antike vertraut sind und wissen, dass Persien im 6. Jahrhundert v. Chr. ungewöhnlich lange die wiederholten Überfälle der Skythen regungslos erduldet hatte, bevor schließlich König Dareios eine erfolgreiche Gegenoffensive startete. Pjotrowski im Originalton: „Die erste Periode des Skythen-Krieges ist [für Russland – JM] zu Ende. Wir zogen uns zurück und zogen uns zurück, jetzt ziehen wir uns nicht mehr zurück. Eine Wende wurde vollbracht. Und schon jetzt ist klar, dass es die letzte Wende ist. Alles begann 2014 auf der Krim.“ Moskau würde sich nun sowohl mit der „militärischen Spezialoperation“ als auch mit den Ausstellungen der Ermitage im westlichen Ausland verteidigen, die als „eine Art Sonderoperation“ an der „Kulturfront“ zu sehen seien. Kampflustig stellte der Professor fest: „[Das] gefällt vielen nicht. Aber wir kommen. Und niemand darf sich in unsere Offensive einmischen.“
 
        Doch nicht nur Russlands Eliten teilen die Leseart des Kremls, nach der Russland als das Opfer der aggressiven Ukraine und des Westens erscheint. Das belegen die Meinungsumfragen des einzigen unabhängigen Meinungsforschungsinstituts im Land – des Lewada-Zentrums. Demnach unterstützten ab Februar 2022 wesentlich mehr Russländer als zuvor, nämlich über 80 Prozent, die Aktivitäten ihres Präsidenten. Einen schnell vergangenen Einbruch um ein paar Prozentpunkte erlitt Putins Image erst nach seiner Ankündigung der Mobilmachung in Russland im September des gleichen Jahres. Die Invasion in der Ukraine trug aber nicht nur dem Staatsoberhaupt, sondern selbst bizarren Gestalten wie Putins Gefolgsmann Dmitrij Medwedew gestiegene Popularitätswerte ein.
 
        Dessen Ergebenheit Putin gegenüber macht den Beobachter ratlos. 2005 ernannte Präsident Putin seinen früheren Mitarbeiter in Sankt Petersburg, Medwedew, damals Leiter der Präsidialverwaltung, zum stellvertretenden Premierminister. Nachdem Putin 2008 zwei gemäß der Verfassung erlaubte Amtszeiten als Präsident der Russländischen Föderation absolviert hatte, schlug er Medwedew als seinen Nachfolger vor. Mit Unterstützung des Staatsapparates gewann dieser die Wahl und mimte das Staatsoberhaupt, während der bisherige Kreml-Herr Putin nun, nach 1999/2000, zum zweiten Mal im Amt des Regierungschefs, alle Fäden der Macht in seinen Händen behielt. Obwohl Medwedew durchaus große Ambitionen hegte, verzichtete er 2012 auf die Kandidatur zu einer zweiten Amtszeit und schlug auf dem Kongress von Putins Partei Jedinaja Rossija (Einiges Russland) Putin als seinen Nachfolger für das Präsidentenamt vor. Nach dem Beginn von Putins dritter Amtszeit durfte Medwedew an die Spitze der Regierung. In seiner Zeit als „Vorsitzender der Regierung“ (so wird in Russland der Regierungschef genannt) gab er keinen Anlass zu der Annahme, dass er in irgendeiner Frage die Ansichten seines Vorbildes, mit dem er sich beinahe tagtäglich ablichten ließ, nicht geteilt hätte. Irgendwann wurde das Volk des dürftigen Imitats jedoch so überdrüssig, dass Medwedew 2020 nach acht Jahren als Premier abgesetzt wurde und den minderen Posten des stellvertretenden Leiters des Sicherheitsrates erhielt.
 
        Seitdem hat Medwedew versucht, mit Artikeln und martialischen Internet-Posts auf sich aufmerksam zu machen, wobei die imperial-chauvinistische Abstrusität seiner Beiträge nicht zu überbieten ist. Seine im Jahre 2022 gestiegene Popularität interpretierte das Lewada-Zentrum im Juli 2022 als einen Beleg dafür, dass selbst untergeordnete Staatsorgane von der „Spezialoperation“ profitierten. Am 26. Dezember 2022 fügte Putin per Ukas dem Militärisch-Industriellen Ausschuss das Amt des stellvertretenden Vorsitzenden hinzu, das er Medwedew gab.
 
        Die Unterstützung der Eliten und der breiten Bevölkerung für die Politik des Staatsoberhauptes verbietet es, von „Putins Krieg“ zu sprechen. In diesem Zusammenhang drängt sich der Vergleich mit dem nationalsozialistischen Deutschland auf. Die deutsche Bevölkerung, in der 1939 die Erinnerung an die unzähligen Opfer des Ersten Weltkrieges noch sehr lebendig war, war vom Kriegsausbruch am 1. September keineswegs begeistert, aber die schnellen Siege über Polen und Frankreich bewirkten einen richtungweisenden Stimmungswechsel. Im chauvinistischen Rausch unterstützte sie den Führer, die Partei, den Staat und den Krieg. So wie es damals Deutschlands Krieg war, so ist es heute Russlands Krieg. Der russländische Oppositionelle Wladimir Kara-Mursa, der zu den wenigen Mutigen in seinem Land gehört, die im Zusammenhang der „militärischen Spezialoperation“ nicht nur vom Krieg sprechen, sondern ihn aufs Schärfste kritisieren, wofür er in der letzten April-Woche 2023 zu 25 Jahren Haft verurteilt wurde, erinnert in seiner ungewollten Entfremdung von seinem Volk an Sophie Scholl und die „Weiße Rose“.
 
        Im Zusammenhang mit der Unterstrafestellung des Wortes „Krieg“ in Russland sei daran erinnert, dass die Sowjetunion nach ihrer Invasion in Afghanistan 1979 konsequent von der „Stationierung eines begrenzten Kontingents der Roten Armee“ im überfallenen Land sprach. Im Westen hielt sich aber dennoch niemand bei Sinnen an diese Sprachregelung. Zwar fällt es heutzutage schwer, zu behaupten, dass die Qualität der Berichterstattung in den westlichen Medien über Jahrzehnte hinweg gleichgeblieben ist, aber die Tatsache, dass in der Ukraine ein Krieg geführt wird, zweifelt niemand an.
 
        *
 
        Dieses Buch soll in erster Linie die „objektiven“ Bedingungen in den Blick nehmen, unter denen der ukrainisch-russländische Konflikt eskalierte. Dabei befasst es sich auch mit der in der Öffentlichkeit oft vergessenen Frage, ob der Übergang vom „hybriden Krieg“, der im Februar 2014 begann mit dem Auftauchen russländischer Soldaten ohne Militärabzeichen auf der Krim – die spöttisch „grüne Männchen“ genannt wurden –, zur offenen Invasion Russlands in die Ukraine im Februar 2022 zu verhindern gewesen wäre. Auch wenn die Fiktion, die „alternative Geschichte“ genannt wird, irreal bleibt, muss man sich ihr dennoch stellen, damit nicht der trügerische Eindruck entsteht, dass alles, was geschah, zwangsläufig so hatte geschehen müssen und nur Russland die Verantwortung für den Krieg tragen würde.
 
        Des Weiteren gilt die Betrachtung der ebenso wichtigen Frage, ob der Westen den Herausforderungen des hybriden und des volldimensionalen Krieges um die Ukraine gewachsen war. Dazu wird „der Westen“ in Dutzende Staaten und internationale Organisationen wie die EU, die NATO oder die G7 „zerlegt“, um zu zeigen, wie unterschiedlich deren Reaktionen auf die ukrainische Tragödie in vielen wesentlichen Punkten ausfielen und inwiefern dies durch Geopolitik begründet war. Dabei soll auch dargelegt werden, inwieweit die verschiedenen Phasen des Krieges die westlichen Staaten zu einer Korrektur bzw. zum Verwerfen ihrer jeweiligen Strategien bewogen haben.
 
        Die Geschichte lehrt, dass Kriegsanfangsphasen darüber entscheiden, ob ein überfallenes Land die Hilfe seiner Verbündeten erhält. Frankreich und England haben Polen nach dem deutschen Überfall am 1. September 1939 spätestens am 12. September aufgegeben. Der Verratene nennt den Verrat beim Namen, der Verräter spricht von einer weisen politischen Entscheidung, und der Analytiker versucht, herauszufinden, welche Art Rationalität die jeweiligen Akteure zu ihren Entscheidungen bewog. In diesem Sinne soll hier einerseits beleuchtet werden, wer weshalb nach dem 24. Februar 2022 eine schnelle Niederlage der Ukraine erwartete, um dann nach einiger Empörung über den „irgendwie unberechtigten“ Einmarsch Russlands „weise“ zum Frieden aufzurufen und zum business as usual zurückzukehren, und andererseits, welche Akteure von Anfang an zur Ukraine standen.
 
        Grundsätzlich zielt dieses Buch darauf, die Ursachen, die Akteure, die Optionen für den Ausgang und die Bedeutung des Krieges für eine neue europäische Friedensordnung zu erörtern. Dazu ist es notwendig, zunächst die einschneidende geopolitische Bedeutung „Osteuropas“ und der Ukraine sowohl für Russland als auch für zwei konkurrierende Friedensordnungen Europas zu betrachten, was im Kapitel 2 geschieht.
 
        Daran anschließend sollen die geopolitisch bestimmten Sichtweisen, Interessenlagen und Ziele der zahlreichen Akteure dargelegt werden, die vom Krieg um die Ukraine betroffen sind bzw. auf ihn Einfluss nehmen.
 
        Da für den Verlauf und den Ausgang des Krieges Schwächen, Stärken und Aktivitäten der direkt Involvierten ausschlaggebend sind, fokussiert das Kapitel 4 die Streitkräfte und die Kriegsführung Russlands und der Ukraine.
 
        Der spezifischen Betroffenheit der westlichen Akteure und den latenten Konflikten, die ihrem proukrainischen Engagement Schranken setzen, gelten die Erörterungen im Kapitel 5, wobei die NATO und die EU hier im Mittelpunkt stehen.
 
        Das Kriegsende und die neue Sicherheitsarchitektur für Europa sind eng mit der innenpolitischen Entwicklung Russlands verbunden, das infolge des Krieges auf eine Existenzkrise – die in Russland „smuta“ genannt wird – zusteuert. Auf die wesentlichen Dimensionen dieses Prozesses geht das vorletzte Kapitel ein.
 
        Das Schlusskapitel beleuchtet schlaglichtartig die ausweglose Situation, in die Putin sein Land manövriert hat, sowie die sicherheitspolitische Belanglosigkeit der EU, die sich aus den einander bedingenden Defiziten der Europäischen Union hinsichtlich der Führungsschwäche, des Demokratiemangels und des schlecht konstruierten Föderalismus ergeben.
 
      
       
        2 Warum Krieg um die Ukraine?
 
         
          [image: Zu sehen: Auf dem Majdan in Kyjiw ist eine Wiese von kleineren ukrainischer Fähnchen bedeckt, sowie von kleineren weiß-roten belarussichen Fähnchen. Im Hintergrund sind unter anderen das Unabhängigkeitsdenkmal der Ukraine zu sehen und das Gebäude der Nationalen Musikakademie.] Abbildung:  Eine spontan entstandene „Fähnchenwiese“ auf dem Kyjiwer Platz der Unabhängigkeit (Majdan Nesaleschnosti) bringt die nationale Geschlossenheit der Ukrainer zum Ausdruck. Neben den ukrainischen sind auch einige belarussische Fähnchen zu sehen (aufgenommen am 18. März 2023). 
         
         
          Osteuropa in der Geopolitik
 
          Man kann die im Titel dieses Kapitels gestellte Frage zum besseren Verständnis präzisieren: Warum soll man über den „Krieg um die Ukraine“ und nicht, wie meistens zu hören ist, über den „Ukraine-Krieg“ sprechen? Die Antwort hierauf ist einfach: Die Floskel „Ukraine-Krieg“ blendet sowohl die Tatsache aus, dass nicht die Ukraine den Krieg begonnen hat, als auch die Tatsache, dass an ihm noch zahlreiche andere Akteure beteiligt sind. Der Aggressor hat sich am 24. Februar 2022 zu seinem Überfall bekannt. Auch die westlichen Akteure, die – ohne den Einsatz eigener Truppen – am Kampf „um die Ukraine“ teilnehmen, verstecken sich nicht. Es sind vier Dutzend Staaten.
 
          Aber die eingangs gestellte Frage zielt zugleich auf die politische Bedeutung der Ukraine ab. Warum spielt dieses Land am Scheideweg der europäischen Geschichte die Schlüsselrolle? Für gewöhnlich werden Antworten auf Fragen wie diese in den Geschichtsbüchern gesucht, in denen sich aber bestenfalls die Bestätigung der besagten Relevanz findet.
 
          Ein Blick in die Geschichte der Gebiete, die heute den ukrainischen Staat bilden, zeigt, dass sich auf ihrem Terrain Ereignisse abspielten, die für Europa entscheidende Bedeutung hatten. Es sind zumindest vier: die Schlacht am Fluss Worskla 1399, die Poltawa-Schlacht 1709 (ebenfalls unweit des Worskla-Flusses), der polnisch-bolschewistische Krieg 1920, der zwar vor Warschau entschieden, aber zum größten Teil auf den Gebieten der heutigen Ukraine (und von Belarus) ausgetragen wurde, sowie schließlich das Referendum über die Unabhängigkeit der Ukraine am 1. Dezember 1991.
 
          Allein schon die frappierende Tatsache, dass die Kriegsschauplätze seit 2014 in nicht allzu großer Entfernung vom Fluss Worskla liegen, der die linksufrige, das heißt die östlich des Dnipro (russ. Dnjepr) gelegene, Ukraine durchquert, regt dazu an, nicht nur Geschichte und Politik, sondern auch die Geografie heranzuziehen, um die im Titel dieses Kapitels gestellte Frage zu beantworten.
 
          Versteht man Europa rein geografisch als einen Kontinent, der sich von Portugal im Westen bis zum Uralgebirge im Osten erstreckt, dann liegen die seit Jahrhunderten „Ukraina“ (was im Polnischen so viel bedeutet wie „das Land am Rande“) genannten Gebiete größtenteils in Osteuropa. In West-Ost-Richtung betrachtet, stellt der Süden der Ukraine ein entlang der Küsten des Schwarzen und des Asowschen Meeres verlaufendes Tiefland dar, das im Westen an das Podolische Hochland und die Karpaten stößt. In seiner östlichen Ausdehnung bildet es eine Landstraße, die in die riesige, zu Russland gehörende Flachlandfläche einfließt, in deren Süden der Don in das Asowsche Meer mündet, und die sich weiter bis zum Nordkaukasus erstreckt (siehe Karte).
 
          In Nord-Süd-Richtung verläuft durch die Ukraine eine der wichtigsten Wasserstraßen Europas. Sie nimmt ihren Anfang an der Ostsee und führt durch Flüsse und Seen in Russland zum Dnjepr, der in den Waldai-Höhen entspringt und weiter in den Süden durch Belarus als Dnjapr fließt, um in seinem weiteren Verlauf als Dnipro das Land in die rechts- und die linksufrige Ukraine zu teilen, und schließlich ins Schwarze Meer mündet (siehe Karte S. 24).
 
          Beide Straßen waren von jeher für den Handel als auch in Kriegszeiten wichtige Achsen. Es verwundert deshalb nicht, dass die ukrainischen Territorien in politischer und kultureller Hinsicht durch östliche wie ebenso westliche Einflüsse geprägt wurden, was heute jeder feststellen kann, der die Ukraine besucht.
 
          Die politische Bedeutung eines Landes wird zwar selten allein von seiner Geografie bestimmt, im Fall der Ukraine ist sie aber von großer Bedeutung für die Machtverteilung im internationalen System. Die Wechselwirkung von Macht und Geografie untersucht das an Universitäten meist unterschätzte Fach „Geopolitik“, das geografisch bestimmte Konstanten der Machtverteilung auf dem Globus erkundet. Das geopolitische Denken ist unverzichtbar, wenn es darum geht, außenpolitische Strategien der internationalen Akteure zu entwickeln. In Kriegszeiten hilft es dabei, die Relevanz militärischer Auseinandersetzungen, die über das Kampfgeschehen hinausgeht, einzuschätzen.
 
           
            [image: Abgebildet ist ein physische Karte zu den Wasserstraßen in Ostmitteleuropa. Dabei werden Flüsse, Seen und Meere zwischen Budapest und Moskau (West-Ost-Ausdehnung) und Riga / Ostsee und Krim / Schwarzes Meer (Nord-Süd-Ausdehnung) dargestellt.] 
           
          Ein klassischer Autor der Geopolitik, der englische Geograf Halford John Mackinder (1861–1947), formulierte am Vorabend des Ersten Weltkrieges seine Heartland-Theorie, nach der Europa, Asien und (Nord-)Afrika die so genannte „Weltinsel“ („World Island“) bilden, deren Herzland – „Heartland“ – sich von der Wolga bis zum Jangtse erstreckt (siehe Karte und die Abbildung unten). Dieses Heartland ist im Süden durch Wüsten und Gebirgszüge und im Norden durch die Arktis gut geschützt. In seinem Westen liegt jedoch das in Nord-Süd-Richtung zwischen der Ostsee und dem Schwarzen Meer und in West-Ost-Richtung bis hin zum Ural-Gebirge sich erstreckende Gebiet, von Mackinder als „Eastern Europe“ bezeichnet, welches das offene Tor bilde, das das Herzland verletzlich mache. Wer dieses Territorium beherrsche, der kontrolliere das Herzland, wer das Herzland beherrsche, der kontrolliere die Weltinsel. Wer wiederum die Weltinsel beherrsche, der kontrolliere die Welt, folgerte Mackinder. („Who rules Eastern Europe commands the Heartland. Who rules the Heartland commands the World Island. Who rules the World Island commands the World.“)
 
           
            [image: Abgebildet ist eine politische Karte orientiert an den Ideen des Geografen Halford Mackinder. Sie zeigt die sogenannte „Weltinsel“ und darin hervorgehoben das „Herzland“.] 
           
          Betrachtet man die heute auf diesem Territorium lebenden Völker und die Staatsgrenzen in Mittel-, Nordost-, Südost- und Osteuropa, dann könnte diese Formel folgendermaßen aktualisiert werden: Wer die von den Litauern, den Letten, den Esten, den Belarussen und den Ukrainern bewohnten Nationalstaaten kontrolliert, der hat die Chance, den euroasiatischen Kontinent zu beherrschen. Gemäß diesem Verständnis stellt Mackinders Osteuropa keine feste geografische Größe dar, sondern einen im geografischen Osteuropa historisch „wandernden“ geopolitischen Korridor, der sich von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer erstreckt. Wer diesen Korridor beherrscht, entscheidet sowohl über den Transport der Waren als auch über Bewegungen der Armeen in Eurasien.
 
         
         
          Die Kyjiwer Rus’ und die drei russischen Völker
 
          Die südlichen Territorien von Mackinders Osteuropa waren im Verlauf der Geschichte Herrschaftsbereiche der Kyjiwer Rus’, des Mongolenreiches, des Großfürstentums Litauen, des Königreichs Polen, des Großfürstentums und später des Zarentums Moskau, des Petersburger Imperiums, in Teilen der Habsburgermonarchie und der Republik Polen und schließlich der Sowjetunion, ehe 1991 der ukrainische Staat entstand.
 
          Im Mittelalter gehörten diese Gebiete zunächst dem sich so aus einem Dutzend oder mehr russischen Fürstentümern zusammensetzenden Reich der Kyjiwer Rus’ an. Dieses war Ende des 9. Jahrhunderts von den Normannen gegründet worden, aber es „slawisierte“ sich rapide. Mit dem politischen Zentrum in Kyjiw erblühte es im 10. und 11. Jahrhundert entlang der bereits weiter oben erwähnten Nord-Süd-Wasserstraße, die Skandinavien mit Byzanz verband. Im späten 10. Jahrhundert nahm die Rus’ das orthodoxe Christentum nach byzantinischem Ritus als Staatsreligion an.
 
          Im 12. Jahrhundert stellte die Kyjiwer Rus’, deren Fürsten einander bitter bekämpften, nur noch einen Schatten seiner selbst dar. Zur Mitte des 13. Jahrhunderts fiel es der Expansion des Mongolenimperiums zum Opfer. In der Ära des „Tatarenjochs“ blieben von dem einst mächtigen Reich der Zwist unter den russischen Fürsten, die nun um die Gunst des Chanats (eines Teils des Mongolenreiches) der Goldenen Horde konkurrierten, und das von den neuen Herren geduldete orthodoxe Christentum. Im 14. Jahrhundert schwächelte die Goldene Horde kontinuierlich, was den Raum für die Expansion Litauens in die russischen Länder öffnete. Unter Vytautas dem Großen wurde Litauen als Großfürstentum zum territorial größten Reich Europas, das sich von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer erstreckte. Im Kampf um die Vorherrschaft in Osteuropa waren allerdings nicht nur die Mongolen, sondern auch Moskau sein Gegenspieler.
 
           
            [image: Abgebildet ist eine politische Karte zu den „Kyjiwer Rus’” im 11. Jahrhundert. Eingezeichnet sind die zehn Fürstentümer des „Kyjiwer Rus’“ im Jahre 1054.] 
           
          Man nimmt an, dass die Stadt Moskau 1147 gegründet worden ist. Seit Anfang des 14. Jahrhunderts hatte das despotische Großfürstentum Moskau als eine Art Statthalter dafür zu sorgen, dass alle russischen Fürstentümer der Goldenen Horde Steuern zahlten. Der Kreml rang zeitgleich mit dem freiheitlichen Fürstentum Groß-Nowgorod um die Vormachtstellung unter den sogenannten Großrussen, die die nordöstlichen Gebiete des Kyjiwer Reiches bewohnten. Er erhob darüber hinaus den Anspruch auf die von Litauen kontrollierten belarussischen und die „kleinrussischen“ Territorien.
 
          Nur die richtige Wortwahl ermöglicht es, das Verhältnis zwischen den Großrussen einerseits und den Kleinrussen sowie den Belarussen andererseits zu spiegeln. Das soll ein Beispiel veranschaulichen: Wenn ein Westler in Begleitung seines einheimischen Freundes in Moskau bei einem Bekannten zu Besuch erscheint, wird der großrussische Gastgeber den Begleiter seines westlichen Bekannten fragen: „Sind Sie ein Russe?“ („Wy russkij?“). Ein Ja lässt ihn annehmen, dass dieser ebenso Russe sei wie er selbst. Das könnte aber ein Trugschluss sein. Der Begleiter könnte zwar in der Kyjiwer Rus’ den Beginn der Geschichte seines Volkes sehen, aber sein Russisch-Sein dennoch auf eine ganz eigene Art verstehen. Er könnte nämlich ein Ukrainer (Kleinrusse) sein, für den sein neuer Moskauer Bekannter kein Angehöriger der gleichen Nation, sondern ein Russländer (auf Ukrainisch: rosijanin; zum Vergleich – auf Polnisch: Rosjanin) wäre. Wollte sich der Ukrainer von dem Russländer deutlich, und nicht gerade höflich, abgrenzen, dann würde er ihn einen „Moskowiter“ („Moskal“) nennen. Sollte ihn daraufhin der Russländer als „chochol“ – eine Anspielung auf die Frisur der Saporischschja Kosaken, die als die Proto-Ukrainer gelten – beleidigen, dann würde er womöglich „kazap“ erwidern, was eine Anspielung auf den in früheren Jahrhunderten unter den Moskowitern populären Spitzbart sein könnte (abgeleitet vom russischen kak zap in der Bedeutung „wie Ziege“).
 
          Während des Krieges um die Ukraine wurden sowohl die russische als auch die ukrainische Sprache um neue Beschimpfungen bereichert. So ist es in Russland üblich geworden, die Ukrainer „ukropy“ (Dill) zu nennen. Ihrem Verhalten in der Ukraine verdanken die russländischen Soldaten die Bezeichnung „orks“, im Rückgriff auf die Tolkien-Trilogie, wo sie das Böse sind. Ursprünglich haben die Ukrainer die Polizeitruppen so genannt, die während der Proteste in Kyjiw 2013/14, die den Namen „Euromajdan“ erhielten, durch ihre rücksichtslose Gewalt auffielen.
 
          Großrussen (seit dem 18. Jahrhundert zunehmend „Russländer“ genannt) und Ukrainer unterscheiden sich nicht nur durch die Sprache und die gegenseitige äußere Wahrnehmung. Politisch ist die Unterschiedlichkeit ihrer jeweiligen Geschichtserzählung von größerer Bedeutung. Während die Russländer von jeher ihr Geschichtsnarrativ auch für die Ukrainer und Belarussen verbindlich machen wollen, weisen Letztere darauf hin, dass sie nicht nur mit den Großrussen, sondern auch mit Litauern und Polen eine gemeinsame Geschichte teilen.
 
         
         
          Die Worskla-Ordnung
 
          Als der litauische Großfürst Vytautas in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts in den innenpolitischen Machtkampf der Goldenen Horde eingriff, tat er es mit der Absicht, seinen Machtbereich auf ganz Osteuropa auszuweiten. Konkret ging es sowohl um die kleinrussischen Gebiete im osteuropäischen Süden als auch um die von den Großrussen bewohnten nordöstlichen Territorien samt Moskau, die sich von der Goldenen Horde immer mehr verselbstständigten.
 
          1399 erlitt Vytautas, der von Polen und dem Deutschordensstaat unterstützt wurde, die den Segen des Papstes hatten, in der großen Schlacht an der Worskla (an dem Gemetzel sollen knapp 80 000 Krieger beteiligt gewesen sein) eine Niederlage im Kampf gegen die Truppen der Goldenen Horde. Während sich die Mongolen in den Folgejahrzehnten immer weiter gen Osten und Süden zurückzogen, behielt das Großfürstentum Moskau seine Unabhängigkeit von Litauen. Es erklärte sich selbst zum Kaisertum (Zarentum) und trachtete nach der Erfüllung seines bereits in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts angemeldeten, religiös untermauerten Anspruchs, die „russische Erde einzusammeln“.
 
          Mit seiner expansiven Anwartschaft wurde Moskau zum natürlichen Gegner der katholischen Jagellonen. Diese Dynastie war gegründet worden, als Vytautas’ Cousin, Jogaila, zum Katholizismus konvertierte und unter dem Namen Władysław Jagiełło polnischer König wurde. Gegen diese im Jahre 1385 in der Stadt Krewo geschlossene Personalunion zwischen dem Königreich Polen und dem Großfürstentum Litauen konnte sich Moskau nicht durchsetzen, sodass eine europäische Ordnung entstand, in der Osteuropa, so wie es Mackinder verstand, als ein Tor zwischen dem Westen und dem Heartland, nicht von den Großrussen beherrscht wurde. Diese Ordnung kann als „Worskla“ bezeichnet werden.
 
          Die polnisch-litauische Personalunion wurde 1569 durch die Union von Lublin vertraglich in eine föderale Adelsrepublik mit einem Wahlkönig umgewandelt, die in Anlehnung an den lateinischen Begriff res publica die Rzeczpospolita genannt wurde.
 
          In diesem Staatenbund, in dem zum ersten Mal in der Geschichte das Großfürstentum Litauen (heute größtenteils belarussische Gebiete) und die Ukraine getrennt wurden, verblieben die ukrainischen Territorien, je nach ihrer Entfernung von Warschau, für gut 110–220 Jahre unter polnischer Herrschaft. In dieser Zeit hatte Moskau nicht nur mit Litauen, sondern auch mit inneren Problemen zu kämpfen.
 
          Nach dem Tod von Zar Iwan IV. (dem Schrecklichen) im Jahre 1584, der keinen Nachkommen und ein wirtschaftlich ruiniertes Land hinterlassen hatte, ging Moskau durch die „Smuta“ („Zeit der Wirren“ oder „traurige Zeit“). Das polnisch-litauische Doppelreich unterhielt von 1610 bis 1612 eine Garnison in der großrussischen Hauptstadt, und der polnische Königssohn aus der schwedischen Vasa-Dynastie wurde von den großrussischen Bojaren, wie der Adel in den Rus’-Ländern genannt wurde, zum Zaren erwählt.
 
          Als Teil der polnischen Krone erhielt die Ukraine die Prägung, die sie von der Moskauer Despotie auf Dauer unterscheiden sollte (wohlgemerkt: die heute „Donbas“ genannten Gebiete gehörten Polen oder Litauen niemals an). Der bisher bildungsferne russische Adel besuchte nun die Jesuitenschulen und, wenn er es sich leisten konnte, schickte seinen Nachwuchs zum Studium nach Krakau, Prag und an andere, vorzugsweise italienische, Universitäten. In Kyjiw wurde 1632 das Kyjiw-Mohyla-Kollegium gegründet, das 1658 zur ersten Akademie in der russischen Welt umgewandelt wurde. Renaissance, Barock und polnische Literatur sowie politische und religiöse Publizistik kamen in die Ukraine. Für die politische und ethnische Identität des russischen Adels war es jedoch vorrangig, das Ethos der polnischen Edelmänner zu übernehmen, die sich ihrer Rechte auf politische Partizipation und Eigentum bewusst waren. Gerade der Sinn für die Rechte unterschied die „Reussen“ bzw. Ruthenen (wie die „polnischen“ Russen auf Deutsch genannt wurden) von den Moskowitern, so wie sich die qua Vertrag limitierte Herrschaftsausübung von der Despotie unterscheidet.
 
          Die Rzeczpospolita schaffte es, den kleinrussischen (und den belarussischen) Adel an die polnische Krone zu binden, wenngleich er wegen seines orthodoxen Glaubens formell den Katholiken niemals gleichgestellt wurde. Einen Versuch, das zu ändern, stellte 1596 die Bildung der so genannten unierten Kirche (orthodox im Ritus, aber dem Papst unterstellt) dar, ein zunächst jedoch nicht erfolgreiches Projekt. Erst nachdem fast die gesamte Ukraine 1795 unter die Herrschaft Russlands gekommen war, entwickelte sie sich im 19. Jahrhundert zu der ukrainischen Nationalkirche schlechthin, wenngleich nur auf westukrainischen Gebieten.
 
          Durch die Lubliner Union von 1569 (Karte S. 32) entstand die Ukraine als eine geografische Einheit (das heutige Belarus wiederum machte seinerzeit den Großteil des Territoriums von Litauen aus). In Polen erhielt sie ihren Namen „Ukraina“, was, wie oben erwähnt, so viel wie „Land am Rande“ (des polnischen Reiches) bedeutet. Damit waren ursprünglich nur die schwer zugänglichen Territorien der Dnipro-Mündung gemeint, aber im Laufe der Zeit auch die Gebiete westlich des Dniepr (so der polnische Name des Flusses).
 
          Der polnische Einfluss bewirkte die Entfremdung der Oberschicht, die Polnisch sprach und gelegentlich zum („unierten“) Katholizismus übertrat, vom gemeinen Bauernvolk. Ebenso bedeutsam war, dass Polen an der Integration der Saporischschja Kosaken scheiterte, eines an der breiten Dnjepr-Mündung angesiedelten Kriegervolkes, das einen „Hetmanat“ genannten militärischen Quasistaat gründete (siehe Karte).
 
          Die Kosaken strebten nach den Rechten des polnischen Adels, die ihnen der König aber nur gewährte, wenn sie in Kriegszeiten als reguläre Soldaten dienten (so genannte „Registerkosaken“). Aus der Frustration der Kosaken, die also nach den Kriegsjahren ihren Status verloren, erwuchsen Spannungen, die in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts zu Kriegen führten. Nach Jahrzehnten blutiger Kämpfe gegen die polnische Krone unterstellte der kosakische „Hetman“ (die Kosaken hatten diese offizielle Bezeichnung des polnischen Armeeanführers übernommen), Bohdan Chmielnizkij, 1654 das Hetmanat dem Moskauer Zaren.
 
          Der Zar kam jedoch nicht zur Unterzeichnung des Vertrags mit den Kosaken in die südlich von Kyjiw am Dnjepr gelegene Stadt Perejeslaw, sondern schickte einen Gesandten. Chmielnizkij forderte diesen auf, im Namen des Moskauer Herrschers zu schwören, die Freiheiten der Kosaken zu achten. Er bekam zu hören: „Untertanen sollen ihrem Herrscher Treue schwören, nicht umgekehrt.“ Obwohl befremdet, billigten die Kosaken-Älteren dennoch die Union mit Moskau, womit die Ära der sich Schritt für Schritt ausbreitenden Herrschaft der großrussischen Despotie über die Ukraine begann.
 
          Nur wenige Jahre nach dem Vertrag von Perejeslaw von 1654 wandten sich die Saporischschja Kosaken wieder gegen Moskau und versuchten, doch noch eine tragfähige Verständigung mit Polen zu erreichen. Die 1658 von ihnen mit der Rzeczpospolita geschlossene Union von Hadjatsch, die die Föderation Polen-Litauen zu Polen-Litauen-Rus’ umwandeln sollte, blieb jedoch nur auf dem Papier bestehen. Im Gefolge des Waffenstillstands von Andrussowo 1667 einigten sich Warschau und Moskau im Jahre 1686 schließlich auf die Teilung der ukrainischen Länder. Die linksufrige Ukraine wurde damit Moskauer Herrschaftsterrain, während die rechtsufrigen Gebiete der Ukraine, also die westlich vom Dnjepr gelegenen, unter polnischer Herrschaft blieben. Obwohl in Andrussowo Kyjiw nur für eine Übergangszeit von zwei Jahren dem Zarenreich zugesprochen wurde, gab Moskau die Stadt nicht wieder her (Karte S. 33).
 
          Die territoriale Expansion Moskaus auf Kosten von Polen und die Teilung der Ukraine leiteten einen langen Übergang zu einer neuen europäischen Ordnung ein.
 
           
            [image: Zu sehen ist eine politische Karte, die Polen-Litauen nach der Lubliner Union von 1569 darstellt.] 
           
           
            [image: Abgebildet ist eine politische Karte, die Polen-Litauen nach dem Waffenstillstand von Andrussowo von 1667 zeigt. Vor allem um und westlich der Stadt Kyjiw sind Gebietsverluste deutlich erkennbar.] 
           
         
         
          Die Poltawa-Ordnung
 
          Anfang des 18. Jahrhunderts stellte nicht mehr das schwächelnde Polen-Litauen, sondern zeitweilig Schweden den Herausforderer des von Peter dem Großen regierten Zarenreiches dar, der sich im Osten des Finnischen Meerbusens am Fluss Newa die nach ihm genannte Hauptstadt bauen ließ. Das seit 1721 offiziell so genannte „All-Russländische Imperium“ (Wserossijskaja imperija) wurde nicht mehr als „Moskau“, sondern zunehmend als „Russland“ (Rossija) bezeichnet, seine Einwohner nicht mehr als „Moskowiter“, sondern als „rossijane“ – Russländer.
 
          Im Jahre 1709 gab die Stadt Poltawa (Karte vordere Umschlagklappe) einer Schlacht den Namen, in der Peter den schwedischen König Karl XII. schlug, an dessen Seite der ehemalige Vertraute Peters des Großen, Hetman Iwan Masepa, kämpfte, der den letzten Versuch unternommen hatte, die Saporischschja Kosaken aus dem Herrschaftsbereich Russlands herauszulösen.
 
          Nicht nur für die Ukraine, sondern auch für die europäische Sicherheitsarchitektur war diese Schlacht von epochaler Bedeutung, weil damit die drei Jahrhunderte vorherrschende Worskla-Ordnung ihr Ende fand. Der imperiale Nachfolger Moskaus herrschte nicht mehr nur über die russischen Länder im europäischen Nordosten und die linksufrige Ukraine, sondern wurde zum Hegemonen im gesamten Osteuropa. Diese europäische Ordnung, in der Russland Osteuropa beherrscht, kann „Poltawa“ genannt werden.
 
          Obwohl sich bereits Moskau bisweilen gegen Polen-Litauen mit den Habsburgern oder Schweden verbunden hatte, brachte erst die Poltawa-Ordnung das Zarenreich ins Konzert der europäischen Mächte, in dem es zusammen mit Wien, Paris und London über die Sicherheitsarchitektur des Alten Kontinents entschied. Darüber hinaus eröffnete sie dem Petersburger Imperium neue Expansionsmöglichkeiten im Westen und – vor allem – im Südosten Europas.
 
          Innenpolitisch schränkte Russland im 18. Jahrhundert schrittweise die Autonomie der Kosaken ein und vollzog die administrative Neuordnung seiner ukrainischen Gebiete. Zarin Katharina die Große ließ die Südukraine „Neurussland“ (Noworossija) nennen (Karte vordere Umschlagklappe). Einige Jahrzehnte nach der Poltawa-Schlacht liquidierte sie im Jahre 1764 das Hetmanat endgültig. Gut ein Jahrzehnt später stellte sie die meisten Kosaken den versklavten Bauern gleich. Vertraulich bekannte die Zarin ihre genozidale Absicht, die Kosaken als ein nach Selbstständigkeit strebendes Volk verschwinden zu lassen: „Wenn es in Kleinrussland keinen Hetman geben wird, muss die Bemühung her, den Begriff des Hetmanentums für Jahrhunderte verschwinden zu lassen.“
 
           
            [image: Abgebildet ist eine politische Karte, die die Teilen Polens im Zeitraum von 1772 bis 1795 nachvollzieht. Darunter befinden sich zudem noch vier weitere kleine Karten, die Polen sowohl vor den Teilungen als auch nach jeder einzelnen Teilung zeigen. Während nach der ersten Teilung noch der überwiegende Teil der Gebiete polnisch waren, so war Polen bis 1795 gänzlich zwischen dem Königreich Preußen, dem Kaiserreich Russland und der Habsburgermonarchie aufgeteilt.] 
           
          Russland ging nun zur Vernichtung des polnisch-litauischen Staates über, wofür es in Preußen einen gierigen Verbündeten fand. Auch die Habsburgermonarchie beteiligte sich am europäischen Landraub des Jahrtausends (Karte S. 35), wenngleich Kaiserin Maria Theresia geweint haben soll, als sie sich 1772 den Großteil jener administrativen Einheit Polens – einer Wojewodschaft – einverleibte, die die Bezeichnung „Russisch“ (Województwo ruskie) trug. Hatte doch der polnische König Jan Sobieski 1683 Wien vor den Türken gerettet! Friedrich der Große soll gesagt haben: „Sie weinte, aber nahm.“ Aus den Gebieten der Russischen Wojewodschaft, dem polnischen Krakau und den östlich dieser ehemaligen polnischen Königsstadt gelegenen, ebenfalls ethnisch polnischen Territorien schufen die Habsburger eine künstliche Region, die sie „Galizien“ nannten. Verkürzt formuliert: Bis auf dieses Galizien fiel jener Teil Polens, der die rechtsufrige Ukraine umfasste, Russland zu.
 
          Mit Annahme der Verfassung vom 3. Mai 1791 hob das Parlament des Doppelstaates die Selbstständigkeit Litauens auf. Mit der dritten Teilung 1795 verschwand Polen, das zusammen mit Litauen jahrhundertelang mit Moskau um die Vorherrschaft in Osteuropa gerungen hatte, von der politischen Karte Europas.
 
          Das Zarenreich dominierte Osteuropa nicht mehr: Russland besaß Osteuropa. Damit erreichte die Poltawa-Ordnung ihre vollkommene Ausprägung.
 
          Aus der fortschreitenden Expansion Russlands, die sich in Europa nun gen Konstantinopel richtete, sollen keine voreiligen Schlüsse über das Petersburger Imperium gezogen werden. Es war zwar militärisch mächtiger als sein unterworfener Nachbar im Westen, aber trotzdem rückständig. Da in einer Despotie keine starke Gesellschaft entstehen konnte, setzten selbst jene Zaren, die das Prädikat „Groß“ erhielten, auf den Zuzug von Ausländern, um den Bildungseinrichtungen, der Armee und der Wirtschaft Entwicklungsimpulse zu verleihen. Das reichte allerdings nicht aus, um das Riesenreich zu modernisieren.
 
          Zwar bezweifeln Historiker die Existenz von Hausfassaden und Dorfkulissen aus Holz, die der Liebhaber von Katharina der Großen, Fürst Grigorij Potemkin, entlang des unteren Dnjepr vor der Inspektionsreise der Zarin auf die Krim 1787 angeblich hatte aufstellen lassen, doch spiegelt die Redewendung „Potemkinsche Dörfer“ den Mechanismus der russländischen Wirklichkeitsverklärung zutreffend: Die Untergebenen täuschen aus Angst oder Karrierestreben heraus ihre Vorgesetzten mit geschönten Darstellungen beklagenswerter Zustände. Dieses Verfahren überlebte das Zarenreich.
 
          In der Poltawa-Ordnung wurde das rückständige, aber militärisch starke Russland niemals aus dem Konzert der europäischen Großmächte ausgeschlossen. Bezeichnend dafür ist der Umstand, dass Napoleon, der während seiner Russland-Kampagne 1812 alle Schlachten gewann, nach der Einnahme von Moskau dem Zaren Verhandlungen vorschlug. In der eroberten Stadt wartete er auf Aleksander I., mit dem er nicht zuletzt über ein Bündnis gegen England sprechen wollte. Noch aussagekräftiger aber ist die Tatsache, dass Bonaparte die auf dem Kontinent einmalige und akute Frage, dass einer historischen Nation ihr Staat genommen worden war, nicht durch die Wiederherstellung Polens zu lösen beabsichtigte. Die Polen, die den größten nicht-französischen Verband in seiner Armee darstellten, hatten vom Kaiser der Franzosen 1807 nur das kleine Fürstentum Warschau erhalten, mit dem er sich ihre Loyalität sichern und Druck auf Russland ausüben wollte. In Moskau begriff Napoleon viel zu spät, dass der Zar nicht vorhatte, aus Sankt Petersburg zu ihm nach Moskau zu kommen. Einige Wochen nach Beginn des überfälligen Rückzugs aus Russland wurde die Grande Armée auf dem Weg nach Litauen vom harten Winter erwischt, der über sie einen vernichtenden Sieg feierte, von dem die Truppen des Zaren nicht einmal hätten träumen können. In der Begrifflichkeit von Mackinder: Napoleon musste lernen, dass das im Heartland liegende Russland nicht zu besiegen ist, wenn der Angreifer nicht ganz Osteuropa, sondern bloß den Kreml erobert.
 
          Den Schlussstrich unter die Napoleonischen Kriege zog bekanntlich der Wiener Kongress 1815. Sowohl die Beteiligung von Sankt Petersburg an der Gestaltung der gesamteuropäischen Friedensarchitektur als auch die Poltawa-Ordnung galten dort inzwischen als natürlich, zumal Russland, Preußen, Großbritannien und Österreich als Verbündete gegen Frankreich in Paris eingezogen waren. Die Poltawa-Ordnung wurde auch nach dem Krimkrieg (1853–1856) nicht infrage gestellt, den Russland gegen England und Frankreich verlor, die an der Seite der Türkei standen. Mit der russländischen Herrschaft über Osteuropa blieb diese Ordnung gesichert.
 
          Den polnischen Widerstand gegen Russland, der sich während der Napoleonischen Kriege und im Novemberaufstand 1830/31 intensivierte, konnte das Zarenreich mit der stillschweigenden Zustimmung bzw. der offenen Unterstützung der europäischen Mächte unterdrücken. Der französische Außenminister kommentierte 1831 das Massaker an der Bevölkerung von Warschau durch russländische Truppen mit den Worten: „Ordnung herrscht in Warschau.“
 
          Zum letzten Mal wurde im Januaraufstand 1863/64 in Polen, Litauen und der Ukraine gegen Russland für die Wiederstellung des polnischen Staates in den Grenzen von 1772 gekämpft, wobei in der Ukraine die Erhebung am schwächsten ausfiel. Tausende Aufständische kamen ums Leben, Hunderte wurden hingerichtet, etwa 40 000 nach Sibirien deportiert, ihr Besitz requiriert. In Russland wurden diese Repressionen selbst in den schwachen liberalen Kreisen begrüßt. Die Niederschlagung des Aufstandes beschleunigte die Nationenbildung der Belarussen und der Ukrainer, die nun jeweils auf eigene Faust nach ihrer Unabhängigkeit strebten.
 
          Preußen stand während des Januaraufstandes auf der Seite Russlands. Nach der Gründung des Deutschen Reichs 1871 sorgte folgerichtig die deutsch-russländische Allianz dafür, dass Osteuropa nicht von den Völkern politisch beherrscht wurde, die es bewohnten. Erst der Erste Weltkrieg veränderte diese Situation grundlegend. Das Deutsche Reich und Österreich-Ungarn erlitten eine vernichtende Kriegsniederlage, während Frankreich der kontinentale Siegerstaat war. Großbritannien konnte seine Weltmachtstellung noch behaupten, wenngleich sich in Europa zum ersten Mal die neue globale Seemacht meldete – die Vereinigten Staaten von Amerika.
 
          Das russländische Kontinentalreich wurde durch den Krieg und den Bürgerkrieg geschwächt: Die Zarenherrschaft wurde durch die Februarrevolution 1917 beendet und durch den Staatsstreich der Bolschewiki im Oktober des gleichen Jahres sowie das Massaker an der Zarenfamilie im Juli 1918 endgültig begraben. Bei der Ausarbeitung der neuen europäischen Sicherheitsarchitektur nach dem Ersten Weltkrieg in Versailles 1919 war nicht nur das kurzlebige Deutsche Reich abwesend, das zusammen mit der Donaumonarchie und dem Zarenreich die Poltawa-Ordnung zerstört hatte. Auch das bolschewistische Russland, das im Bürgerkrieg aus dem Petersburger Imperium hervorgegangen war, war nicht vertreten.
 
          Da die Schöpfer und Stützer der Poltawa-Ordnung nicht mehr existierten, schien es, dass in Versailles Poltawa durch Worskla ersetzt werden würde, zumal die Völker in Nordost-, Mittel-, Südost- und Osteuropa lautstark ihre Ansprüche auf ihren jeweiligen Nationalstaat anmeldeten und ihre Forderungen von den Vereinigten Staaten, Frankreich und England begrüßt wurden.
 
         
         
          Halb Worskla, halb Poltawa: die Zwischenkriegszeit
 
          Die neuen Herren im Kreml wollten die Worskla-Ordnung jedoch nicht akzeptieren. Sie strebten die Wiederherstellung der russländischen Herrschaft über Osteuropa an, das vom polnischen und ansatzweise auch vom ukrainischen sowie vom belarussischen Streben nach politischer Souveränität ergriffen wurde. 1919 schrieb der in der Nähe der südukrainischen Stadt Cherson geborene Gründer der Roten Armee, Leo Trotzki, in den Anweisungen an die bolschewistischen Agitatoren: „Genossen, Sie gehen in die Ukraine. Denken Sie daran, dass es keine schwierigere Agitation gibt als in der Ukraine. […] Den ukrainischen Bauern [sollen wir] den Kommunismus nicht aufzwingen, bis unsere Macht dort gefestigt ist. […] Als Gegengewicht zu den Unabhängigkeitsbefürwortern [müssen wir behaupten, dass Russland auch] die Unabhängigkeit der Ukraine an[erkennt], aber unter der Bedingung, dass es dort Sowjetmacht gibt.“
 
          Während sich auf den Trümmern der Mittelmächte die neue nationalstaatliche Ordnung etablierte, schickten die Bolschewiki 1920 ihre Armee gen Westen, um die „proletarische Revolution“ nach Südost- und Westeuropa zu tragen. Im Polnisch-Bolschewistischen Krieg wurde 1920 auf den ethnisch ukrainischen, belarussischen und polnischen Territorien um die neue Ordnung Osteuropas gerungen. Der englische Historiker Adam Zamoyski schreibt in seinem Buch Warsaw 1920. Lenins failed Conquest of Europe: „Die Gesamtstärke der Roten Armee betrug Anfang des Jahres 1920 fünfeinhalb Millionen Soldaten, was im Vergleich zum Höchststand der polnischen Truppenstärke mit knapp unter einer Million ein Vorteil war. Dieses Kräfteungleichgewicht wurde etwas abgeschwächt, da weniger als ein Siebtel der Roten Armee tatsächlich am Kampfgeschehen teilnahm, während Polen ein Viertel seiner Truppen in den Kampf schickte.“ Von den westlichen Alliierten erhielt Polen nur wenig Unterstützung: Frankreich lieferte spärlich Waffen, in England, Deutschland und Italien weigerten sich die Hafenarbeiter aus ideologischen Gründen, die Schiffe mit Ausrüstung zu beladen, die für Warschau bestimmt waren. Zamoyski betont, dass sich für die Rote Armee der Nationalismus der osteuropäischen Völker als unüberwindbares Hindernis erwies: „Auf polnischer Seite kämpften Polen, die schon immer in Polen lebten. Es gab aber auch Menschen vieler anderer Ethnien, einige polonisiert, andere sprachen kaum die Sprache. Es gab Litauer, Tataren, Kosaken, Juden, Deutsche, Österreicher, Ungarn und sogar viele Russen. Es gab hartgesottene Berufssoldaten, idealistische Studenten, Bauern, Aristokraten und Sozialisten.“ Zusammen mit den Polen kämpften zudem etwa 20 000 ukrainische Soldaten, die der Politiker und Heeresführer Symon Petljura befehligte.
 
          Der Staats- und Militärführer der im Entstehen begriffenen Republik Polen, Józef Piłsudski (Abb. 1), verfolgte den Plan, eine polnisch-ukrainische Föderation zu bilden, die Osteuropa dominieren sollte. Piłsudskis Truppen nahmen im Mai 1920 Kyjiw ein, doch Petljura konnte die Bevölkerung für eine Regierung unter seiner Führung, in der auch zwei polnische Politiker vertreten waren, nicht mobilisieren.
 
          Die entscheidenden Schlachten des Krieges wurden deshalb nach schweren Rückzugskämpfen der Polen während des Sommers 1920 im August und im September an Weichsel und Memel ausgetragen. Nach dem polnischen Gegenangriff Mitte August 1920, der als das „Wunder an der Weichsel“ in die Geschichtsbücher einging, erlitten die Bolschewiki eine vernichtende Niederlage.
 
           
            [image: Die Fotografie zeigt einen Zugwagon der polnischen Eisenbahn P.K.P. Davor und auch an zwei Fenstern im Zug stehen polnische Soldaten und salutieren. Einer von Ihnen am rechten Zugfenster ist Józef Piłsudski.] Abb. 1  Józef Piłsudski (rechts am Zugfenster) und Symon Petljura (links daneben) während des Polnisch-Bolschewistischen Krieges im April 1920 /> 
           
          Piłsudski wurde später oft dafür kritisiert, dass er keine erneute Offensive Richtung Kyjiw gestartet hatte, sondern den im März 1921 in Riga mit Sowjetrussland ausgehandelten Frieden akzeptiert hatte, der eine erneute Zweiteilung der ukrainischen Territorien vorsah (auch belarussische Gebiete wurden geteilt). Anders als im Frieden von Andrussowo 1667, ging jedoch diesmal nur ein vergleichsweise kleiner Teil der rechtsufrigen Ukraine an Polen: der Westen von Wolhynien, das seit der dritten Teilung Polens 1795 zu Russland gehört hatte, und Ostgalizien, das – wie erwähnt – im 19. Jahrhundert ein Teil der Habsburgermonarchie gewesen war.
 
          Die polnisch-ukrainischen Föderationspläne wurden ad acta gelegt. Nach dem Friedensschluss mit den Bolschewiki besuchte Piłsudski ukrainische Offiziere, die in Polen interniert waren und sagte zu ihnen: „Ich entschuldige mich bei Ihnen, meine Herren. Ich entschuldige mich sehr. Nicht so sollte es sein.“
 
          Obwohl Moskau besiegt worden war und neben Polen auch Litauen, Lettland und Estland die Unabhängigkeit gewannen, konnte im geteilten Osteuropa weder die Poltawa- noch die Worskla-Ordnung etabliert werden. Piłsudski ging deshalb davon aus, dass es noch einen Entscheidungskrieg zwischen Polen und dem bolschewistischen Russland geben würde. Darauf stellte er das polnische Militär ein.
 
           
            [image: Die politische Karte zeigt Europa in der Zwischenkriegszeit in den Grenzen von 1937.] 
           
          Die junge Republik Polen nahm nicht nur ukrainische Offiziere in ihre Streitkräfte auf, sie setzte auch auf die Zusammenarbeit mit den in ihren Grenzen lebenden Ukrainern, aber das gelang nicht immer. Während es in der Wojewodschaft Wolhynien kaum polnisch-ukrainische Konflikte gab, blühte im östlichen Kleinpolen (dem früheren Ostgalizien) der antipolnische ukrainische Nationalismus auf, der in den 1930er-Jahren starke faschistoide und terroristische Züge annahm. Einer der Anführer dieser ukrainischen Nationalbewegung (der Organisation Ukrainischer Nationalisten – OUN), Stepan Bandera (Abb. 2), wurde 1934 in Polen nach der Ermordung des polnischen Innenministers zur Todesstrafe verurteilt, die jedoch später in eine lebenslange Haft umgewandelt wurde. Die Anhänger Banderas werden oft als „Banderisten“ (ukrainisch „banderiwzy“; polnisch „banderowcy“) bezeichnet.
 
           
            [image: Schwarz-Weiß-Fotografie von Stepan Bandera.] Abb. 2  Stepan Bandera (um 1934) 
           
          Auch der seit 1922 „Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken“ (UdSSR) genannte bolschewistische Staat versuchte zunächst, die nationalen Gefühle der Ukrainer und der Belarussen zur eigenen Stabilisierung einzuspannen. Entgegen der Marx’schen Ideologie, gemäß der das Privateigentum und der Markt die Ursachen allen Übels darstellen, ließen die Kommunisten private Bauern und Händler wirtschaften und förderten darüber hinaus die ukrainische und belarussische Sprache. Doch bereits in den 1920er-Jahren brach der Parteichef Josef W. Stalin mit dieser Politik. In den Jahren 1932/33 ließ er mittels administrativer Maßnahmen und physischer Gewaltanwendung eine Hungersnot herbeiführen (die von den Sowjets „Kollektivierung der Landwirtschaft“, von den Ukrainern „Holodomor“ genannt wurde), der – nach Schätzungen des US-amerikanischen Historikers Timothy Snyder – gut drei Millionen ukrainische Bauern zum Opfer fielen. Snyder spricht darüber hinaus von über 700 000 Opfern (Verhaftete und Erschossene) während der so genannten „nationalen Aktionen“ und der Bauernverfolgung in den Jahren 1937/38, die für gewöhnlich als „Großer Terror“ bezeichnet werden. Auch ukrainische Intellektuelle wurden verfolgt, wenngleich die größte Opfergruppe unter den insgesamt knapp 250 000 Erschossenen Polen waren, ihre Zahl betrug ca. 110 000.
 
          Außenpolitisch gelang es dem Sowjetstaat, in der Weimarer Republik Verbündete zu gewinnen, die an einer Revision des Versailler Vertrages interessiert waren. Berlin ließ sich bereits in den 1920er-Jahren auf eine geheime militärische Zusammenarbeit mit den Bolschewiki ein, die in den 1930er-Jahren 40 Prozent des sowjetischen Bruttoinlandsprodukts ins Militär steckten. Später kam die Zusammenarbeit des Dritten Reiches mit der Sowjetunion auf dem Energiesektor hinzu.
 
          Im August 1939 schlossen Adolf Hitler und Stalin ein Bündnis, das die erneute Vernichtung des polnischen Staates nach sich zog, die Ermordung von geschätzt (Timothy Snyder) 200 000 Angehörigen polnischer Eliten durch die Sowjets und – vor allem – die deutschen Besatzer (die den Großteil dieser Opfer verantworteten) sowie die Deportationen von einigen Hunderttausend Polen nach Sibirien. Zudem ließ Stalin zigtausende Vertreter der bürgerlich-nationalen Eliten in Litauen, Lettland und Estland nach Sibirien deportieren, nachdem der Hitler-Stalin-Pakt die baltischen Staaten der Sowjetunion überlassen hatte. Nach dem kurzen Intermezzo der Zwischenkriegszeit schien die Poltawa-Ordnung nicht nur wiederhergestellt, sondern mit genozidalen Unterdrückungs- und Repressionsmaßnahmen auch gesichert. Stalins Ziele reichten aber weiter. Er hoffte, den ganzen europäischen Teil der Weltinsel unter seine Kontrolle zu bringen, nachdem die „kapitalistischen Mächte“ (darunter sein zeitweiliger Verbündeter in Berlin) durch den Krieg gegeneinander ausgeblutet sein würden.
 
          Am 22. Juni 1941 überraschte jedoch Hitler Stalin mit dem Überfall auf die Sowjetunion, wovon sich die ukrainischen Nationalisten die Gründung ihres Staates erhofften. Noch im gleichen Monat rief Stepan Bandera in dem nun vom nationalsozialistischen Deutschland besetzten polnischen Lwów (deutsch Lemberg, ukrainisch Lwiw) einen ukrainischen Staat aus. Doch Hitler hatte alles andere vor, als die politische Souveränität der „minderwertigen“ slawischen Völker zu fördern. Bandera kam ins Konzentrationslager Sachsenhausen, wo er als „Ehrenhäftling“ bis 1944 interniert war.
 
          Nach Stalingrad wandten sich die Banderisten vom Dritten Reich ab: Ihre Ukrainische Aufständische Armee (UPA), die zu einem beträchtlichen Teil aus den Milizen gebildet wurde, die seit 1941 mit den deutschen Besatzern auch bei der Judenverfolgung kollaboriert hatten, richtete sich nun gegen die Polen, fast ausschließlich Bauern, von denen sie während des so genannten Wolhynien-Massakers 1933/34 geschätzt 100 000 auf grausame Art und Weise umbrachten. Nach der Besatzung der gesamten Ukraine durch die Rote Armee führten die letzten UPA-Einheiten noch zu Beginn der 1950er-Jahre im Westen ihres Landes einen aussichtslosen Kampf gegen die Truppen des sowjetischen Geheimdienstes KGB.
 
          Seit 1943 hatte die Rote Armee sukzessive die deutschen Truppen aus Osteuropa verdrängt, das sogleich unter sowjetische Herrschaft kam. Dieser Siegeszug ebnete der Sowjetunion den Weg in den europäischen Westen der Weltinsel. Dazu verhalfen ihr die USA und das Vereinigte Königreich, die sich als Verbündete der Sowjetunion (seit August 1941) mit „Onkel Joe“ (wie Stalin in der Presse der angelsächsischen Länder damals oft genannt wurde) sowohl über die gemeinsame Kriegsführung gegen Deutschland als auch im Februar 1945 in Jalta darüber geeinigt hatten, dass Osteuropa sowjetische Einflusszone wurde. Poltawa kam wieder.
 
         
         
          Die Poltawa und „America in“: der Kalte Krieg
 
          Nach dem Zweiten Weltkrieg kehrte die Poltawa-Ordnung zurück: Moskau herrschte nun nicht nur über Osteuropa (samt Belarus und der Ukraine), sondern darüber hinaus über das frühere Mitteldeutschland (seit 1949 die Deutsche Demokratische Republik) und beträchtliche Teile Südosteuropas (Karte S. 45). Aber nachdem Stalin in seinem neuen Herrschaftsbereich totalitäre Staaten zwangsinstalliert hatte, die sich im Innern gegen jedwede Regung der gesellschaftlichen Freiheit richteten und außenpolitisch in der Auseinandersetzung mit den USA und dem Westen Moskau folgten, bekannten sich die USA zur Eindämmung (Containment) des sowjetischen Einflusses auf Westeuropa und andere Weltregionen. An den Grenzen des sowjetischen Herrschaftsgebiets in Europa hing, wie Winston Churchill es 1946 formulierte, der „Eiserne Vorhang“.
 
          Nur die Anwesenheit des amerikanischen Militärs in Europa, die ein zentraler Bestandteil der Eindämmungspolitik war, verhinderte die sowjetische Herrschaft über den westeuropäischen Teil der Weltinsel. Deren Osten kontrollierte Stalin. Die seit den 1920er-Jahren von den Bolschewiki betriebene großzügige Unterstützung der chinesischen Kommunisten machte sich bezahlt. Im Oktober 1949 rief Mao Zedong die Volksrepublik China aus, sodass die sowjetische Hegemonie-Sphäre im Osten des Herzlandes tatsächlich bis zum Jangtse reichte.
 
           
            [image: Zu sehen ist eine politische Karte, die Europa nach dem Zweiten Weltkrieg in den Grenzen von 1989 zeigt.] 
           
          In Europa traf die „Pax Americana“ auf die „Pax Sovietica“. Der Kalte Krieg begann, der dem Westen Frieden, Demokratie und Wohlstand und dem Osten Friedhofsruhe, die Herrschaft der kommunistischen Parteien sowie die vom absurden System der zentralen Planwirtschaft produzierte Armut brachte.
 
          Die „Pax Sovietica“ schaltete die Nationen Osteuropas als politische Souveräne scheinbar für immer aus. Sooft sie sich von der Unterdrückung durch das totalitäre System zu befreien suchten, wurden sie mit Gewalt zurechtgewiesen: Polen 1945–1948, die DDR 1953, Ungarn und Polen 1956, die Tschechoslowakei und Polen 1968, Polen 1970, 1976 und erneut 1981/82, Litauen 1991. Trotz lauter Empörung darüber respektierte der Westen die koloniale Zone der Sowjetunion in Osteuropa. Die Sowjets propagierten trotzdem jeden Schrei nach Freiheit in ihrem Herrschaftsbereich als Angriff des Westens, das heißt vor allem der USA, auf die „friedliebenden sozialistischen Staaten“.
 
          Der Totalitarismus im Osten mahnte die Westeuropäer zur freiwilligen Billigung des amerikanischen Protektorats. Zwar verstummten die Forderungen nach dem Rückzug der USA aus Europa niemals, aber sie kamen fast ausschließlich aus den skurrilen Ecken des chauvinistischen bzw. „antikapitalistischen“ Antiamerikanismus, der von der Sowjetunion oft geschürt wurde. Unter seriösen Menschen machte hingegen jahrzehntelang das geflügelte Wort die Runde, mit dem der erste Generalsekretär der NATO, Lord Hastings Ismay, die zentrale Aufgabe dieses Bündnisses in Europa auf den Punkt brachte: „Halte die Russen raus, die Amerikaner drin und die Deutschen unten“ („Keep the Russians out, the Americans in, and the Germans down“).
 
          Ismay nahm offenbar nicht die Schreie der Drangsalierten jenseits des Eisernen Vorhangs wahr, da er seine Formel nicht vervollständigte: „[…] and forget Eastern Europe“. Hätten die Osteuropäer die Chance gehabt, gehört zu werden, hätten sie ihm dennoch beigepflichtet: „Halte die Amerikaner drin, damit Moskau und Berlin nie wieder über Europa bestimmen!“ Insofern waren sich im Kalten Krieg sowohl der Westen als auch die unterdrückten Völker des Ostens einig, dass es den Frieden in Europa nicht mit der Sowjetunion, sondern nur gegen sie geben könnte, und zwar dank der amerikanischen Präsenz auf dem Alten Kontinent.
 
          Der Kalte Krieg machte es möglich, die Poltawa-Ordnung mit dem Ausschluss der Sowjetunion von der Gestaltung der europäischen Sicherheitsarchitektur zu verbinden. Deshalb waren Stalins Nachfolger an der Zusammenarbeit mit den „Klassenfeinden“ aus Europa interessiert, die die Schwächung der amerikanischen Hegemonie im europäischen Westen nach sich ziehen würde. In den 1970er-Jahren kooperierten sie mit den westlichen Staaten in der politisch bedeutungslosen Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Wesentlich wichtiger war den Sowjets aber die Energiepartnerschaft mit der Bundesrepublik. Sie versprach ihnen die Aufweichung des Containments.
 
          Bereits Ende der 1950er-Jahre hatten die Sowjetunion und die Bundesrepublik Pläne für den Bau einer Gaspipeline ausgearbeitet, die nur deshalb nicht finalisiert wurden, weil die USA 1962 mit Sanktionen gedroht hatten. Im Laufe der 1960er-Jahre gaben die Amerikaner jedoch nach. Die Verträge – sowjetisches Erdgas gegen deutsche Stahlrohre – wurden unterzeichnet. Bundesdeutsche Banken und Stahlunternehmen finanzierten zudem den Bau der Erdgasleitung und später anderer Projekte.
 
          Die besten Aussichten, die Sowjetunion in die europäische Sicherheitsarchitektur einzubringen, hatte der letzte sowjetische Parteichef Michail Gorbatschow, weil sich viele im europäischen Westen von seinen Reformen versprachen, den totalitären Sozialismus in einen „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ oder gar in ein westlich-liberales System umzuwandeln. Als Gorbatschow den unter geografischen Gesichtspunkten absurden Vorschlag machte, „das Gemeinsame Europäische Haus von Lissabon bis Wladiwostok aufzubauen“, pflichteten ihm viele in Deutschland bei, als hätten sie nicht verstanden, dass dieses Projekt nur nach dem Rückzug der Amerikaner aus Europa hätte verwirklicht werden können. Mit ziemlicher Sicherheit wussten sie nicht, dass Wladiwostok und Lissabon nicht die Grenzen Europas, sondern jene der Weltinsel Mackinders markieren.
 
         
         
          Die Worskla und „Russia in“ – gleich Frieden?
 
          Am 1. Dezember 1991 wurde in der Ukraine das Schicksal der Sowjetunion besiegelt. Gut 90 Prozent der Bewohner der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik sprachen sich in einem Referendum für die Unabhängigkeit ihres Landes aus. Allen in der Sowjetunion war klar, dass die UdSSR ohne die Ukraine nicht existieren konnte. Sieben Tage später trafen sich in der Belowescher Heide in Belarus in einer verborgenen Jagd-Datscha, die dem Sowjetstaat gehörte, die ersten demokratisch gewählten Präsidenten Russlands und der Ukraine sowie der belarussische Parlamentsvorsitzende. Sie unterzeichneten dort eine Vereinbarung über die Auflösung des gemeinsamen Staates, der sich „Vaterland des Proletariats“ zu nennen pflegte und Atomwaffen besaß. Die Entscheidung wurde von den russischen Politikern im Geheimen getroffen, weil sie fürchteten, dass sich die Führer der zentralasiatischen Republiken gegen die Abschaffung der Sowjetunion hätten aussprechen können.
 
          Knapp zwei Jahrhunderte nach den Teilungen Polens und 46 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges setzte sich Mackinders Osteuropa nun aus den unabhängigen Staaten – Litauen, Lettland, Estland (die den Kommunismus im Jahre 1989 verworfen hatten), Belarus und der Ukraine – in ihren ethnischen Grenzen zusammen. Die Worskla-Ordnung schien wiederhergestellt, dazu noch in einer perfekten Auflage: Die Völker von Mackinders Osteuropa besaßen dieses. Das Problem bestand jedoch darin, dass die Ausrufung der Unabhängigkeit die in den vorausgegangenen Jahrhunderten gewachsenen politischen, ökonomischen, militärischen, geheimdienstlichen und kulturellen Bindungen zu Russland, das auf die neuen Staaten entscheidenden Einfluss nahm, nicht getilgt hatte. Der Kreml erkannte deshalb in der Worskla-Ordnung die Chance, sein in der Zeit des Kalten Krieges durch den Westen eingedämmtes Engagement in Europa auszubauen, zumal er bei ehemaligen „Klassenfeinden“ auf den guten Willen traf. Viele hofften dort, dass in Russland Demokratie und Marktwirtschaft aufblühen würden: Wenn es bald ein westliches Land werden würde, warum sollte es nicht der NATO beitreten? Oder: Wozu sollte die NATO überhaupt noch da sein? Es galt, abzuwarten, wie sich der Riese im Osten entwickeln würde. In dieser Zeit des Übergangs sollte er unter keinen Umständen erschreckt werden: Den Frieden in Europa konnte es nicht gegen Russland, sondern nur mit ihm geben.
 
          In den 1990er-Jahren erlebte Russland infolge der nur halbherzig bewerkstelligten Einführung der Marktwirtschaft einen ökonomischen Niedergang. Die Erschütterungen der Sozialstruktur durch expandierende Arbeitslosigkeit, Preissteigerungen und Verarmung der Bevölkerung, die damals aus allen postkommunistischen Reformländern bekannt waren, brachte der Kreml nicht unter Kontrolle, was eine soziale Katastrophe zur Folge hatte. Als Antwort auf den Widerstand der Staatsduma (des Parlaments der Russländischen Föderation) gegen seine Reformpolitik ordnete Russlands Präsident Jelzin Anfang Oktober 1993 die Beschießung des Parlamentsgebäudes durch Panzer an, nachdem er sich selbst per Ukas das Recht erteilt hatte, die Duma aufzulösen. Dutzende Abgeordnete wurden getötet. Im Dezember des gleichen Jahres ließ Jelzin ein Verfassungsreferendum abhalten, dessen offizielles Ergebnis von Russland-Experten nicht ohne Grund oft angezweifelt worden ist. Darüber hinaus tolerierte er den kometenhaften Aufstieg der Neureichen – „Oligarchen“ genannt –, die wiederum über seine Familie auf ihn Einfluss nahmen.
 
          Angesichts dieser Entwicklungen hätte die Worskla nur dann eine tragfähige Friedensordnung werden können, wenn der Westen nicht Russland, sondern Osteuropa, das heißt vor allem die Ukraine, aber auch Belarus als die Schlüsselländer der europäischen Sicherheitsarchitektur wahrgenommen hätte. Denn die unabhängige, wirtschaftlich und militärisch starke prowestliche Ukraine hätte das in den 1990er-Jahren schwache Russland vielleicht zu einer konsequenten Reformpolitik bewegen können.
 
          Die westlichen Mächte vernachlässigten aber die Ukraine und bewogen sie 1994 dazu, mit dem so genannten Budapester Memorandum die mehr als fragwürdigen Garantien ihrer Sicherheit und territorialen Integrität durch die USA, Großbritannien und … Russland zu akzeptieren. Im Gegenzug musste Kyjiw auf seine von der Sowjetunion geerbten Atomwaffen verzichten. Im Mai 2023 bekannte der ehemalige US-Präsident Bill Clinton, 29 Jahre zuvor die Ukraine dazu gebracht zu haben, in diese Vereinbarung einzuwilligen, obwohl Kyjiw die Nuklearwaffen für die „einzige Sache“ gehalten habe, die es vor dem „expansionistischen Russland“ geschützt hatte. Kein Ukrainer, so Clinton weiter, würde glauben, dass Russland sein Land angegriffen hätte, wenn Kyjiw sich nicht auf das Budapester Memorandum eingelassen hätte. Clinton im Originalton: „Ich wusste, dass Präsident Putin die Vereinbarung, die Präsident Jelzin getroffen hatte, Russland werde niemals die ukrainischen Grenzen verletzen, nicht unterstützte. Diese Vereinbarung schloss Jelzin, weil er wollte, dass die Ukraine auf ihre Nuklearwaffen verzichtet.“ Clinton bekannte auch, dass er sich mit seinem „persönlichen Beitrag“ („personal stock“) zu dem von Russland gegen die Ukraine geführten Krieg „schrecklich“ fühle, „weil die Ukraine ein sehr wichtiges Land ist“.
 
          Erst die dramatischen Wendungen der ukrainischen Innenpolitik infolge der Orangenen Revolution 2004/05 und des Euromajdan 2013/14, in die sich der Kreml dreist einmischte, bewogen einige westliche Politiker dazu, die geopolitische Schlüsselrolle der Ukraine zu erkennen. Sie haben nach 2014 verstanden, dass der Krieg um die Ukraine nicht als eine militärische Auseinandersetzung zweier Staaten um die multiethnischen Territorien Krim und Donbas zu sehen ist. Der Kreml erklärte immer, dass er das „Vordringen“ des Westens in seine Einflusszone in Osteuropa nicht akzeptieren werde. Er leugnete dabei den nationalen Willen der Ukraine, zu Westeuropa aufzuschließen. In Wirklichkeit ging es Russland darum, im europäischen Westen der Weltinsel mitmischen zu können. Deshalb strebte es die Wiederherstellung der Poltawa-Ordnung an.
 
          Darüber hinaus ging es in diesem Krieg für Russland – wie für die Ukraine – um Identität. Um seine imperiale Identität zu retten, musste Russland die nationale Identität der Ukraine vernichten.
 
         
         
          Die Identität: Imperium vs. Nationalstaat
 
          Die allermeisten Russländer sind davon überzeugt, dass die Grenzen ihres Staates nicht mit den Grenzen seiner Macht gleichgesetzt werden sollen, wie auch davon, dass sich diese Macht nicht bloß über seine Anrainerländer erstrecken sollte. Mit anderen Worten: Sie halten es für selbstverständlich, dass Russland die Metropole darstellt, die sich zusammen mit ihren Kolonien (ihrer „Peripherie“) zu einem Imperium zusammenfügt. Dieses Selbstverständnis ergibt sich aus den Jahrhunderten der Expansion, die von einem Sendungsbewusstsein begleitet wurde, demzufolge die großrussische Kulturwelt, die heute als die „russkij mir“ (russische Welt) apostrophiert wird, anderen Kulturwelten überlegen ist. Diese Überlegenheit fanden die Russländer etwa dadurch bestätigt, dass in den vergangenen 30 Jahren zumindest acht ehemalige Sowjetrepubliken sehr gute Beziehungen zur Russländischen Föderation unterhielten und die russische Sprache sowie Kultur pflegten.
 
          Die kollektive Identität eines Volkes, die auf seinem Anspruch basiert, über andere Völker auch gegen deren Willen zu herrschen, ist imperial. Diese imperiale Identität widerspricht dem Nationalismus, der seinerseits auf der Überzeugung fußt, dass sich die Völker selbst regieren sollen. Wenn diese Überzeugung ein Volk ergreift, wird es zur Nation. Die Nation wiederum braucht einen eigenen Staat, der seinen Bürgern die nationale Kultur vermittelt, ihre Geschichte erzählt sowie über die Grenzen ihres Vaterlandes wacht.
 
          Stehen bestimmte Nationen einem Imperium im Wege, dann werden sie zu seinen Erzfeinden. Im 19. Jahrhundert wurde der Ausdruck „Gefängnis der Nationen“ ein geflügeltes Wort zur Charakterisierung des Zarenreiches. In Osteuropa war es bemüht, vor allem den polnischen Nationalismus zu bekämpfen. Zar Nikolaus I. stellte während des polnischen November-Aufstandes 1831 die Frage: „Welches dieser Völker muss sterben, weil es scheint, dass eines sterben muss: Russland oder Polen?“ Einige Jahrzehnte später suchte der Kreml mit polizeilichen Maßnahmen und dem Verbot der ukrainischen Sprache, die Transformation des kleinrussischen Volkes in die ukrainische Nation zu verhindern. Er gab der „polnischen Intrige“ die Schuld daran, dass der ukrainische Nationalismus dennoch immer stärker wurde.
 
          In der Sowjetunion kam es – ausgenommen die bereits erwähnten 1920er-Jahre – noch schlimmer. Nicht von ungefähr betitelte der englische Historiker Robert Conquest seine Stalin-Biografie Breaker of the Nations. Die Nationen stellten bis zum Ende des „Vaterlands des Proletariats“ dessen Hauptfeinde dar. Auch heute noch kann man in Russland den Reim vernehmen: „Kuriza ne ptiza, Polscha ne sagraniza“ („Das Huhn ist kein Vogel, Polen ist kein Ausland“). Auch heute leugnet Russland die Existenz der ukrainischen Nation.
 
          Mit brachialer Gewalt und allgegenwärtiger Lüge ist es den sowjetischen Führern gelungen, aus jenen Völkern der Sowjetunion, die in der vorkommunistischen Zeit keinen Nationalstaat gehabt hatten, ein multiethnisches „sowjetisches Volk“ zu schmieden. In offiziellen Reden wurden seine Angehörigen „einfache Sowjetmenschen“ genannt. Die in den 1950er-Jahren in den USA erfolgten Untersuchungen zu Einwanderern aus der Sowjetunion sowie die Forschungen aus den späten 1980er-Jahren, die der russländische Soziologe Jurij Lewada durchführte, haben gezeigt, dass die „einfachen Sowjetmenschen“ aus der furchteinflößenden Größe ihres Staates ihr chauvinistisch gefärbtes Selbstbewusstsein schöpften, wofür sie ihm grenzenlose Loyalität entgegenbrachten. Sie überließen ihm ihr Schicksal in der Hoffnung, dass es ihnen politisch und materiell gut gehen werde. Gerade weil diese Hoffnung niemals erfüllt wurde, hielten sie ihre Loyalität aufrecht, die ihnen als Kompensation ihres miserablen Daseins den Anschein der Teilhabe an der vermeintlichen Größe ihres Staates gab. Das übersteigerte Selbstbewusstsein und die politische Hörigkeit, gepaart mit Anspruchslosigkeit, machten aus den Sowjetmenschen perfekte Untertanen. Nach dem Tod Lewadas setzte Lew Gudkow dessen Forschungen am Lewada-Zentrum fort, um festzustellen, dass der „einfache Sowjetmensch“ im 21. Jahrhundert immer noch lebt.
 
          Es waren nicht nur der Verlust der westlichen „Peripherie“, der verlorene Krieg in Afghanistan, das Streben der baltischen Nationen nach Unabhängigkeit, die sozial-ökonomische Katastrophe der Staatswirtschaft und das Scheitern des Putsches der reaktionären Kommunisten im August 1991, sondern auch die nach der jahrzehntelangen Unterdrückung erneut aufkeimenden Nationalismen der russischen „Brüdervölker“, die Jelzin, Krawtschuk und Schuschkewitsch am 8. Dezember 1991 in die Belowescher Heide führten. Die drei Völker, die in der Sowjetunion das Hauptreservoir der Eliten des Imperiums gebildet hatten, sollten nun mit dem Beispiel vorangehen, wie man das eigene Schicksal in die Hände nimmt und das finstere Erbe des Kommunismus bewältigt.
 
          Dieses Szenario erfüllte sich allerdings fast ausschließlich in den einstigen westlichen Kolonien, die in der kommunistischen Zeit „Volksrepubliken“ genannt worden waren. Diese Staaten krempelten in den 1990er-Jahren ihre Ökonomien zu Marktwirtschaften um, bauten Demokratien auf und traten der NATO bei. Von den ehemaligen Sowjetrepubliken haben nur die drei baltischen Staaten Gleiches geschafft. Die anderen hingegen stürzten in den 1990er-Jahren in wirtschaftlichen Marasmus, Korruption und politisches Chaos. Warum? Weil sie vom „Sowjetvolk“ und nicht von Nationen bewohnt waren.
 
          Wo der Nationalismus schwach ausgeprägt war, scheiterte die Umwandlung des kommunistischen Systems in eine Demokratie und funktionsfähige Marktwirtschaft. In den Ländern mit großen Rohstoffvorkommen, etwa in Russland, Kasachstan oder Aserbaidschan, ergriff die ehemals kommunistische Elite die Macht. Dort, wo es wie in Belarus und der Ukraine keine unermesslichen Rohstoffvorkommen gab, bestimmten wiederum die in der Sowjetära gebauten Rohrleitungen zum Transport von Gas und Öl die Geldströme, die nun in die Taschen der zu den „Unternehmern“ gewandelten einstigen kommunistischen Funktionäre flossen.
 
          Die Sowjetmenschen zeigten sich zwar über die postkommunistische Realität und ihre sozialen Gegensätze entsetzt, doch sie waren außerstande, das Geschenk des Nationalstaates, das ihnen der Zerfall der Sowjetunion beschert hatte, dazu zu nutzen, ihre Eliten, die mittels Diebstahl, Korruption und – nicht selten – Mord ihre Macht in Geld umwandelten, zu erneuern. Stattdessen verklärten sie die kommunistische Zeit zu einer Ära der Sicherheit und Gerechtigkeit und schimpften über die Unsicherheit, die ihnen der Systemwechsel gebracht hatte: Arbeitslosigkeit, Inflation, Mangel an bezahlbarem Wohnraum. Sie wiederholten das Mantra der national Indifferenten: „Es ist egal, wer regiert. Hauptsache, den Menschen geht es gut.“
 
          In der Ukraine jedoch erstand nach anderthalb Jahrzehnten der einst aufgekeimte Nationalismus wie ein Phoenix aus der Asche. Die junge Generation wollte ihren Staat und ihre Gesellschaft gestalten. Im Winter 2004/05 protestierten auf dem Kyjiwer Unabhängigkeitsplatz (Majdan) Hunderttausende gegen den eklatanten Betrug bei den Präsidentschaftswahlen, wobei die aktivsten unter ihnen aus der rechtsufrigen Ukraine in die Hauptstadt angereist waren. Es handelte sich vorwiegend um gut situierte Menschen, die der Korruption und des Nihilismus der „russischen Welt“ überdrüssig waren. Sie stellten keine finanziellen Forderungen auf, sondern traten für Wahrheit und Anstand im öffentlichen Leben ein. Knapp ein Jahrzehnt später setzten sie sich für die europäische Zukunft ihres Landes ein, von der sie sich eben die Verwirklichung dieser Werte erhofften. Im Sommer 2020 gingen auch in Belarus junge Menschen mit den Rufen „Wir sind Belarussen“ und „Das ist unser Land“ auf die Straße, nachdem Aljaksandr Lukaschenka die Wahlergebnisse erneut, diesmal dreister als je zuvor, gefälscht hatte.
 
          Mit dem neuen Millennium wurden aus den im Imperium sozialisierten Sowjetvölkern der Belarussen und Ukrainer Nationen und in diesen aus den Sowjetmenschen Bürger. In der Ukraine wurde dieser Prozess durch die russländischen Aggressionen, die den Nationalismus auch unter nicht wohlhabenden Menschen zusätzlich beförderten, beträchtlich beschleunigt.
 
          In Russland hingegen waren im neuen Jahrtausend die Untertanen selbst unter der gut gebildeten Bevölkerung der Großstädte leicht zu finden, wenngleich sie oft über die Verantwortlichen in Putins Regime schimpften. Das verwundert ein bisschen, weil es in der Umbruchszeit der 1980er- und der 1990er-Jahre zahlreiche politisch aktive Russländer gegeben hatte, die die Macht dazu aufgefordert hatten, dem Volk zu dienen, statt dieses, wie in den Jahrzehnten zuvor, in die imperiale Expansion einzuspannen. War es doch letztlich der demokratisch gewählte Präsident Boris Jelzin gewesen, der nach dem gescheiterten Putsch der reaktionären Kommunisten im August 1991 die Auflösung der UdSSR vorangetrieben hatte. Jelzins damals überwältigende Popularität basierte, wie es schien, auf dem russländischen Nationalismus und nicht auf dem großrussischen imperialen Chauvinismus. Dieser vergangene Schein ist leider der bisher aussagekräftigste Beleg dafür, dass eines Tages auch in Russland die imperiale Identität durch die nationale ersetzt werden könnte, die auf der Überzeugung beruht, dass sich Völker selbst regieren sollten.
 
          Jelzin hatte offenbar niemals vor, das Imperium in einen Nationalstaat umzuwandeln. Sein Berater Gennadij Burbulis, der zeitweilig auch stellvertretender Regierungschef war und als ein überzeugter Demokrat galt, stellte nach dem Referendum über die ukrainische Unabhängigkeit vom 1. Dezember 1991 fest: „Es ist für unser Gehirn undenkbar, dass sie zu einer unveränderlichen Tatsache“ wird. Einige Militärs und Politiker, wie der damals populäre Moskauer Bürgermeister Jurij Luschkow, forderten in etwa zeitgleich die Krim „zurück“ und überhaupt neue Grenzen für die Ukraine. Der oft als Demokrat gepriesene Außenminister Andrej Kosyrew formulierte wiederum im Januar 1994 eine Doktrin, die am Bestreben des neuen Russlands, seine imperiale Tradition fortzuführen, keinen Zweifel aufkommen ließ. Kosyrew erfand den Terminus des „Nahen Auslands“. So titulierte er die neuen Anrainerstaaten der Russländischen Föderation und forderte, dass sie von der Außenwelt als exklusiv russländische Einflusszone – also als Kolonien – betrachtet werden sollten.
 
          Dabei war Russland schwach und auf westliche Hilfen angewiesen. Es war nicht einmal imstande, im Tschetschenien-Krieg von 1994 bis 1996 den Separatismus der winzigen Kaukasus-Republik niederzuschlagen. Diese Schwäche zog eine partielle Demokratisierung nach sich: Während die Russländische Föderation 1998 kurz vor dem Bankrott stand, kostete ihr Parlament – die Staatsduma – seine verfassungsmächtigen Rechte aus und bestimmte gegen den Willen des Präsidenten einen neuen Premierminister.
 
         
         
          Putin will kein Imperium aufbauen, sondern es retten
 
          Zu Beginn des neuen Jahrtausends stiegen die Weltmarktpreise für Öl und Gas um das Mehrfache – mit entsprechenden Folgen für den Haushalt der Russländischen Föderation, der größtenteils durch die aus dem Export eben dieser Rohstoffe erzielten „Renten“ finanziert wurde. Wie es der Zufall wollte, sah sich kurz zuvor der gebrechliche und inzwischen ungeliebte russländische Präsident Boris Jelzin dazu gezwungen, einen Nachfolger zu küren, der seine korrupte Familie vor Strafverfolgung schützen würde. Die Wahl fiel auf Wladimir Wladimirowitsch Putin, der mit seiner ersten Amtshandlung als Präsident ein entsprechendes Dekret erließ.
 
          Mit Wladimir Putin bekam Russland ein dynamisch agierendes Staatsoberhaupt. Er disziplinierte die Oligarchen und sorgte dafür, dass der Staat seinen Bediensteten und Rentnern die fälligen Gehälter und Renten auszahlte. Die Ökonomie belebte Putin durch die Einführung der Flat Tax auf dem aus der Sicht jedes Wirtschaftsliberalen beneidenswert niedrigen Niveau von 15 Prozent.
 
          Um das Jahr 2003 herum gab Putin allerdings seine ursprünglichen Pläne auf, die Wirtschaft zu liberalisieren, und ruhte sich auf den sprudelnden Einnahmen aus den Rohstoffexporten aus. Zeitgleich leitete er eine geistige Wende ein, deren Motto man als „Vorwärts in die Vergangenheit“ beschreiben könnte, und er ließ keinen Zweifel daran entstehen, dass das Imperium und nicht der Nationalstaat sein Zukunftsmodell darstellte. Damit traf er den chauvinistischen Nerv seiner Landsleute und stabilisierte die in den 1990er-Jahren ins Wanken geratene russländische Kulturwelt im Sinne seiner Untertanen.
 
          Wäre Putin kein imperialer Chauvinist, hätte er spätestens während der Orangenen Revolution in der Ukraine im Herbst 2004 die Tatsache zur Kenntnis genommen, dass in seinem westlichen Nachbarland die Sowjetmenschen eine aussterbende Spezies darstellten. Je älter er wurde, desto hartnäckiger leugnete er aber die nationale Andersartigkeit der Kleinrussen.
 
          Anders als die meisten Beobachter, die Putin das Ziel, ein Imperium aufzubauen, unterstellen, sieht er sich selbst vor die nicht minder historische Aufgabe gestellt, das Imperium zu retten. Man kann darüber streiten, ob Chinas in den 1960er-Jahren begonnene Emanzipierung von der Sowjetunion oder die Entstehung der „Solidarność“-Bewegung in Polen 1980 den Niedergang des Imperiums einleiteten. Die Verselbstständigung Chinas verdrängte Russland teilweise aus dem Osten der Weltinsel und überließ so den Pazifik-Raum zunächst den USA und später dem chinesisch-amerikanischen Wettbewerb. Der Verlust der polnischen Peripherie musste den Abzug der sowjetischen Truppen aus Deutschland nach sich ziehen. Zwar wurden diese Entwicklungen im Kreml nicht begrüßt, aber wenn man das Imperium mit einem Glas Wasser vergleicht, so war dieses in den 1980er-Jahren immer noch fast voll. Den Wegfall einiger Kolonien konnte man als die unvermeidbare Folge der Überforderung der Metropole, etwa durch den Krieg in Afghanistan, erklären. So beruhigte der berühmte Schriftsteller Aleksandr Solschenizyn 1991 in seiner Broschüre über die „Umstellung“ Russlands denn auch seine Landsleute: Als die Führungsmacht der russischen Länder sei Russland durchaus imstande, den Abgang von Ostdeutschland, Polen, der asiatischen Republiken und des Transkaukasus zu verkraften.
 
          Doch als Belarus und die Ukraine Ende 1991 zusammen mit der überwiegenden Zahl der restlichen ehemaligen Sowjetrepubliken zum „Nahen Ausland“ mit unsicherer Verbindung zur Metropole mutierten, war das imperiale Wasserglas nur mehr halb voll. Mit dem Euromajdan, der 2013/14 die ukrainische Turbonationenbildung anzeigte, erschien das Glas halb leer. Angesichts der Unruhen in Belarus 2020 muss im Kreml die Frage aufgekommen sein, ob bald überhaupt noch Wasser darin sein würde.
 
          Diese seit Jahrzehnten unaufhaltsame Entwicklungslogik des Untergangs wirft die Frage auf, ob es nach dem Krieg um die Ukraine das imperiale Russland noch geben wird. Und wenn nicht? Welches Russland wird es dann geben? Wird es Russland überhaupt noch geben?
 
          Die Hegemonialvölker anderer europäischer Imperien haben es nur mit Mühen geschafft, ihre jeweilige imperiale Identität zu verdrängen. Charles de Gaulle zum Beispiel traf in Frankreich auf erbitterten Widerstand, als er 1960 einen Großteil der französischen Kolonien in die Unabhängigkeit entließ. Zum Glück haben die Franzosen niemals ihre Nationalfigur, die Marianne, vergessen, in deren Armen sie nach ihrer postkolonialen Heimreise Trost suchen konnten. Auch die Engländer hatten das Glück, eine Nation gewesen zu sein, bevor sie ein Imperium eroberten. Nach dem Untergang des British Empire besannen sie sich auf ihren Nationalismus, obwohl die imperial angehauchte Vorstellung vom Commonwealth ihre nationale Identität bis heute prägt. Die meisten Österreicher stiegen als imperiale Deutsche auch deshalb mit Begeisterung in den Zug, der sie 1938 „heim ins Reich“ brachte, weil sie in ihrer Zwischenkriegsrepublik der großen Vergangenheit des Habsburgerreiches nachtrauerten.
 
          Last but not least: Das Wilhelminische Reich stellte aufgrund seiner Kurzlebigkeit zwar nur ein „Möchtegern-Imperium“ dar, doch es beeinflusste die Identität der „verspäteten“ deutschen Nation nachhaltig. Nach dem Untergang der ebenso kurzlebigen Weimarer Republik begeisterte das Dritte Reich seine deutschen Untertanen. Die Gewöhnung an den Nationalstaat nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte unter keinen guten Vorzeichen. Zum einen fand sie unter Kuratel der Siegermächte statt, zum anderen wurde sie durch die Teilung Deutschlands massiv gestört. Wahrscheinlich deshalb war die Trennung von der imperialen Tradition nicht so vollständig, als dass in der gegenwärtigen Bundesrepublik mit ihrem gut 84 Millionen Menschen zählenden Staatsvolk die Idee, dass Deutschland die EU mit ihren knapp 450 Millionen Einwohnern anführen sollte, von allen Deutschen als skurril angesehen würde.
 
          Zu erwarten, dass sich die imperiale Identität der Russländer binnen einiger Jahre in Luft auflösen würde, wäre naiv. Russland hat die zurückliegenden 30 Jahre nicht dazu genutzt, eine bürgerliche Gesellschaft mit einer starken Mittelschicht entstehen zu lassen, in der sich – ähnlich dem europäischen Westen im 19. Jahrhundert – die nationale Identität hätte entfalten können.
 
          Modest Kolerow, ein in Russland bekannter Journalist, warb Mitte 2022 vor diesem Hintergrund in einem Vortrag dafür, dass sich seine Landsleute über ihr Land und seine Eroberungen Gedanken machen sollten. Als „multinationales Landesimperium“ sei Russland selbstgenügsam und brauche nicht nach dem zu streben, was es ohnehin nicht halten könnte: Finnland, Polen oder Alaska. Vielmehr würde es den Russländern guttun, sich in absehbarer Zukunft mit weiteren Verlusten abzufinden: von Turkmenistan, das sich an China anlehnen würde, von Moldowa und der Bukowina, die – nach dem angeblich zu erwartenden Zerfall der Ukraine – an Rumänen gehen würden, und von Armenien, das mittlerweile ebenfalls für Moskau verloren sei. Die Hoffnung, dass Russland mit Belarus irgendwann eine funktionierende staatliche Einheit bilden würde, müsse ausreichen.
 
          Die Weigerung Kolerows, im Zusammenhang des „selbstgenügsamen“ Russlands von einem Nationalstaat zu sprechen, zeugt bei allem Realitätssinn, den er in getrübter Form an den Tag legte, davon, wie schwierig es für das Hegemonialvolk der Metropole ist, zuzugeben, dass sein Imperium keine Zukunft hat.
 
          „Das Problem besteht darin“, sagte Putin in seiner Ansprache, in der am Morgen des 24. Februar 2022 den Überfall auf die Ukraine begründete, „dass auf den an uns angrenzenden Gebieten – ich betone, auf unseren eigenen historischen Gebieten – ein uns feindlich gesonnenes Anti-Russland geschaffen wird, das unter vollständige Kontrolle von außen gestellt wurde, von den Streitkräften der NATO-Länder intensiv besiedelt und mit den neuesten Waffen vollgepumpt wird. Für die USA und ihre Verbündeten ist dies eine sogenannte Politik der Eindämmung Russlands, eine offensichtliche geopolitische Dividende.“
 
          Hätte der russländische Präsident diese beiden in ihrem Wahrheitsgehalt mehr als fragwürdigen Sätze durch die Bemerkung „In der Ukraine ist eine Nation entstanden, die nicht unsere Kolonie sein will“ ersetzt, dann hätte er eine überzeugende Begründung für seinen dritten Satz geliefert, dessen Zutreffen, ersetzt man das Wort „Land“ durch „Imperium“, nicht infrage gestellt werden kann: „Für unser Land ist es jedoch letztlich eine Frage von Leben und Tod.“
 
         
         
          Der hybride Krieg
 
          Der Krieg um die Ukraine begann Ende Februar 2014, als „grüne Männchen“ auf der ukrainischen Krim erschienen und binnen einiger Tage, ohne auf nennenswerten Widerstand der ukrainischen Truppen zu stoßen, die Halbinsel unter ihre Kontrolle brachten. Diesem Überfall war der Euromajdan vorausgegangen.
 
          Ende November 2013 hatte der prorussländische Präsident der Ukraine, Wiktor Janukowytsch, die Unterzeichnung des Assoziierungsabkommens mit der EU verweigert. Die dagegen in Kyjiw protestierenden Demonstranten wurden von der Polizei brutal zusammengeschlagen. Es kam zu Massenprotesten auf dem Kyjiwer Unabhängigkeitsplatz (Majdan Nesaleschnosti), unterstützt von jenen ukrainischen Oligarchen, die sich gegen das Janukowitsch-Regime positionierten. Hunderttausende Menschen aus der ganzen Ukraine versammelten sich jede Woche auf dem Majdan und schlugen dort ihre Zelte auf. Zum Schutz der Zeltstadt vor den Übergriffen der Polizei wurden Selbstverteidigungskräfte gebildet, in deren Führungsriege einige Rechtsextremisten aus der Westukraine eine wichtige Rolle spielten.
 
          Am 18. Februar 2014 kam es auf dem Majdan zu einem Schusswechsel zwischen den Selbstverteidigungskräften und der Polizei, wobei einiges dafürspricht, dass die Erstgenannten zuerst schossen. Parallel zu den blutigen Kämpfen, zu denen es in den folgenden Tagen auf dem Platz kam, vermittelte die EU, in deren Namen die Außenminister Deutschlands, Polens und ein Vertreter des Außenministeriums von Frankreich (die drei Staaten des „Weimarer Dreiecks“) nach Kyjiw angereist waren, zwischen der parlamentarischen Opposition und Janukowytsch. Dabei beriet sich der ukrainische Präsident telefonisch mit Putin. Nachdem am 21. Februar ein Abkommen zur Beilegung der Krise in der Ukraine unterzeichnet worden war, das unter anderem die Durchführung von vorgezogenen Präsidentschaftswahlen vorsah, verließ der Präsident Kyjiw und floh über Charkiw und die Krim nach Russland. Auf dem Majdan kamen nach offiziellen ukrainischen Angaben mehr als 117 Menschen ums Leben, darunter 19 Polizisten. Weitere 18 Menschen starben später im Krankenhaus an den Folgen ihrer Schussverletzungen.
 
          Kurz darauf begann die russländische Operation zur Besetzung der Krim. Dabei spielte Igor Girkin, (vermeintlich bis 2013) Offizier (wahrscheinlich Oberst) des russländischen Militärischen Geheimdienstes GRU, eine zentrale Rolle (Abb. 3). Girkin, der auch unter dem Decknamen „Strelkow“ bekannt ist, hatte zuvor in Transnistrien gekämpft. Aus seinen gehackten E-Mails geht hervor, dass er auch mehrere Jahre in Tschetschenien diente, wo er am „Verschwinden“ tschetschenischer Kämpfer beteiligt war. Auch in Serbien sollte er an Kriegsverbrechen beteiligt sein. Später bekannte Girkin in einem Interview freimütig, dass er 2014 im Donbas verhaftete Ukrainer erschießen ließ. In Donezk agierte er damals als „Armeechef“. Als einer der Hauptverantwortlichen beim Abschuss des Fluges MH17, einer Passagiermaschine der Malaysia Airlines, über der Ukraine 2014, bei dem 298 Menschen ums Leben kamen, wurde er 2022 von einem niederländischen Strafgericht zu lebenslanger Haft verurteilt. In Russland galt Girkin als Held. Nach seiner Rückkehr nach Moskau gründete er die Bewegung Noworossija (Neurussland) mit dem Ziel, „die russische Welt zu erhalten und ein einheitliches Großrussland“ entstehen zu lassen.
 
          Auf der Krim war Girkin im März 2014 verantwortlich für die Zusammenstellung der prorussländischen Milizen, die die irreführende Bezeichnung „Selbstverteidigung“ trugen, und für die Maßnahmen, die der Festigung der russländischen Herrschaft dienten. Er behauptete später, dass er am 12. März 2014 nach den Abgeordneten des Krim-Parlaments habe suchen lassen. Unterschiedliche Quellen besagen, dass zwischen 30 und 80 Prozent der Abgeordneten in das Parlamentsgebäude der Bezirkshauptstadt Simferopol, in dem die Girkin’schen Milizen hausten, gebracht worden sein sollen.
 
           
            [image: Die Fotografie zeigt Spielkarten, die in der Hand gehalten werden. Nur die oberste Karte ist zu sehen und bildet ein Porträt von Igor Girkin ab. Die restlichen Karten sind verdeckt.] Abb. 3  Ein Porträt von Igor Girkin („Strelkow“) in einem ukrainischen Karten-Satz mit Abbildungen gesuchter Kriegsverbrecher 
           
          Über die Abstimmung im Parlament weiß man nicht viel. Es wird behauptet, dass einige Abgeordnete, die für die Unabhängigkeit der Krim angeblich die Hand erhoben haben sollen, sich gar nicht in der Stadt aufhielten. Girkin organisierte nicht nur diese Farce, sondern sorgte darüber hinaus dafür, dass am 16. März das zweimal hastig vorverlegte „Referendum“ über den Anschluss an die Russländische Föderation stattfinden konnte, dessen Ergebnis mit absurden gut 95 Prozent Ja-Stimmen offiziell angegeben wurde. Allein die Minderheit der Krimtataren, die nach ihrer vollständigen Deportation nach Zentralasien im Mai 1944 seit 1985 teils illegal auf ihre Halbinsel zurückgekehrt waren, konnte nicht für den Anschluss an Russland gestimmt haben. 2014 machten sie immerhin 14 Prozent der Bevölkerung der Krim aus.
 
          Dabei leugnete der Kreml stets, Drahtzieher der Truppenbewegungen und der sonstigen antiukrainischen Aktivitäten auf der Krim gewesen zu sein. Gleiches galt für den Donbas, dessen Ostgrenze Girkin mit einer Gruppe von – nach seinen eigenen Angaben – 52 Kämpfern am 12. April 2014 überschritt. Er nahm die wichtigsten Verwaltungsgebäude der Kreisstadt Slowjansk im Norden des Bezirks Donezk ein. Etwas später riefen die Milizeinheiten, meist angeführt von russländischen Staatsangehörigen, die „Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk aus.
 
          Am 14. April setzte sich die Ukraine mit der „antiterroristischen Operation“ zur Wehr, wobei es Hinweise gibt, dass ihre Streitkräfte, deren Zustand – gelinde gesagt – nicht überzeugte, mit dem Beschuss der Terroristen auch Zivilisten getötet haben. Anders als auf der Krim breitete sich nun ein offener Krieg aus, in dem sich Kyjiw gegen die Milizen durchzusetzen begann. Russland hatte es zwar wegen seiner seit Februar an der ukrainischen Grenze abgehaltenen großen Militärmanöver leicht, für Nachschub für die von ihm geschaffene „Separatistenbewegung“ zu sorgen. Im August 2014 sah sich der Kreml aber schließlich gezwungen, seine verdeckten militärischen Operationen zu beenden und in den offenen Schlagabtausch mit den Streitkräften der Ukraine einzutreten, bei dem seine Soldaten Erfolge erzielten.
 
         
         
          Die Verhandlungen im Dauerkrieg
 
          Auf die militärischen Erfolge des Kremls folgten die in Minsk geführten Friedensverhandlungen mit Beteiligung der Ukraine und Russlands, und unter Vermittlung der OSZE, Deutschlands und Frankreichs. Die Letztgenannten waren, als EU-Vertreter, für das Verhandlungsergebnis zentral, weil sie – im Gegensatz zu der wirtschaftlich am Boden liegenden Ukraine, deren Bruttoinlandsprodukt sich 2014, nicht zuletzt durch den Verlust der Industriegebiete im Osten, halbiert hatte – Moskau mit wirtschaftlichen Vergeltungsmaßnahmen unter Druck hätten setzen können, etwa durch die Beendigung der deutsch-russländischen Energiepartnerschaft.
 
          Bezeichnend ist die Tatsache, dass Warschau nicht mehr, wie noch im Februar 2014 bei den Verhandlungen in Kyjiw, in der EU-Delegation vertreten war. Damit wurde jenes neue „Format“ zur Suche nach Lösungen des Konflikts um die Ukraine fortgesetzt, das am 6. Juni 2014 in der Normandie seine Geburtsstunde hatte, wo sich die Staatschefs von Frankreich, Russland und der Ukraine sowie die deutsche Bundeskanzlerin erstmals in dieser Zusammensetzung zu Verhandlungsrunden getroffen hatten.
 
          Das am 5. September 2014 unterzeichnete „Minsker Protokoll“ (Minsk 1) eröffnete eine Reihe von Abkommen und Konfliktlösungsvorschlägen, die die Ukraine akzeptieren musste, weil sie von der EU abhängig war. Dabei hatten sich die EU-Beauftragten lange vor dem Krieg in eine Lage hineinmanövriert, in der sie dem Dieb zumindest eine Chance geben mussten, das gestohlene Gut beizubehalten. Die Minsker Vereinbarung umfasste unter anderem eine unverzügliche Feuerpause entlang einer Demarkationslinie, den Abzug „fremder Truppen“ (so wurden die russländischen Einheiten euphemistisch genannt) aus dem besetzten Donbas-Gebiet, die Dezentralisierung der Macht in der Ukraine bezüglich der Kontrolle über dieses Territorium mittels eines Gesetzes über den Sonderstatus und die Durchführung vorgezogener Kommunalwahlen unter Beobachtung der OSZE. Diese Einigung entsprach zwar den Wünschen von Bundeskanzlerin Angela Merkel und des damaligen französischen Präsidenten François Hollande, aber es war nicht möglich, sie einzuhalten. Denn das Minsker Protokoll schrieb kein Verfahren fest, nach dem demokratische Wahlen durchgeführt und eine gesetzlich verbriefte Autonomie auf einem Territorium implementiert werden sollten, das sich unter der Okkupation durch einen Staat befand, der die Tatsache der Besatzung leugnete.
 
          Die Kämpfe gingen deshalb weiter. Zwischen April 2014 und Januar 2015 kamen geschätzt 5 000 ukrainische Soldaten und Zivilisten ums Leben. Washington und der NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg forderten Russland auf, seine Unterstützung für die Separatisten einzustellen. Der Kreml leugnete diese.
 
          Am 7. Januar 2015, zwei Wochen, bevor der hart umkämpfte Flughafen von Donezk unter Kontrolle der Separatisten gelangte, berichtete die BBC, dass „der amerikanische Vizepräsident Joe Biden […] Washingtons Misstrauen gegenüber den Russen und seine Entschlossenheit deutlich [machte], der Ukraine zu erlauben, sich selbst zu verteidigen.“ Der Sender fragte: „Könnte das bedeuten, der Ukraine Waffen zu liefern? In diese Richtung scheinen die USA zu denken, zum Entsetzen der meisten ihrer europäischen Verbündeten. Bundeskanzlerin Angela Merkel sprach sich leidenschaftlich gegen einen solchen Schritt aus.“
 
          Damit vertrat die Bundeskanzlerin die nicht nur in der politischen Klasse der Bundesrepublik vorherrschende Meinung. Gut 60 bekannte Persönlichkeiten hatten einen Monat zuvor einen Appell unterzeichnet, der von Prof. Dr. h.c. Horst Teltschik (CDU), Prof. Dr. Walther Stützle (SPD) und Dr. Antje Vollmer (Grüne) initiiert und von der Wochenzeitung Die Zeit abgedruckt worden war. Neben ehemaligen Politikern wie Eberhard Diepgen, Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, Dr. Roman Herzog, Dr. h.c. Lothar de Maizière, Dr. h.c. Otto Schily, Gerhard Schröder, Dr. Manfred Stolpe, Dr. Hans-Jochen Vogel und Dr. Erhard Eppler waren sich auch Prominente aus Wirtschaft, Kultur, Religion und Medien, darunter Mario Adorf, Klaus Maria Brandauer, Dr. Eckhard Cordes, Prof. Dr. Dr. h.c. Margot Käßmann, Prof. Dr. Gabriele Krone-Schmalz, Luitpold Prinz von Bayern, Dr. h.c. Friedrich Schorlemmer, Georg Schramm, Hanna Schygulla, Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker, Wim Wenders, nicht zu schade, in der Öffentlichkeit mit ihren Namen für Verständnis für die Russländer zu werben. Ihrer Meinung nach hätten nicht nur diese, sondern auch „Amerikaner“ und „Europäer“ (offenbar rechneten sie zu den Letztgenannten die von Russland in der EU am meisten Bedrohten: Esten, Letten, Litauer und Polen) ihre „Sucht nach Macht und Vorherrschaft […] nicht überwunden“, durch die der Frieden in Europa bedroht worden sei. Die Unterzeichner mahnten die Errichtung des Gemeinsamen Europäischen Hauses an, „in dem alle beteiligten Staaten gleiche Sicherheit erfahren sollten“.
 
          Der Appell thematisierte weder die Sicherheit der überfallenen Ukraine noch ihre im gleichen Jahr erlittenen territorialen Verluste, richtete sich jedoch an die Medien, Empathie für die Russländer zu zeigen, die nicht mit Putin verwechselt werden dürften, weil „jeder außenpolitisch versierte Journalist […] [ihre] Furcht […] verstehen [wird], seit NATO-Mitglieder 2008 Georgien und die Ukraine einluden, Mitglieder im Bündnis zu werden“. Obwohl jedem außenpolitisch versierten Journalisten bewusst gewesen sein musste, dass in Russland die Unterstützung für Putin nach der Annexion der Krim in die Höhe schoss – zuweilen über 95 Prozent erreichte – und dass Georgien sowie die Ukraine (die 2008 keine Einladung zum NATO-Beitritt erhalten hatten) das unveräußerliche Recht hatten, sich um ihre von Russland bedrohte Sicherheit zu kümmern und daher jedem Bündnis beizutreten, das diesem Interesse diente, spielte das für die besorgte Prominenz offenbar keine Rolle.
 
          Anders verhielt es sich mit den Amerikanern, die die von Joe Biden angesprochenen Pläne bald konkretisierten. Sie stellten knapp 20 Millionen Dollar für die Ausbildungsmission Fearless Guardian (Furchtloser Wächter), zu der Mitte April auf dem Truppenübungsplatz in Jaworiw nahe der polnischen Grenze (Karte vordere Umschlagklappe) die ersten 300 US-Soldaten eintrafen. Die USA lieferten zudem „nicht tödliches“ Militärgerät.
 
          Kanzlerin Merkel setzte indes in Begleitung des französischen Präsidenten auf weitere Verhandlungen, die am 7. Februar 2015 mit dem „Minsk 2“ genannten Abkommen endeten. Auch diese Vereinbarung vermochte das Dilemma der Autonomie, der demokratischen Wahlen und der vom Aggressor geleugneten Besatzung nicht zu lösen. Punkt 9 des Abkommens legte fest, „dass die Kontrolle über die Staatsgrenze von Seiten der ukrainischen Regierung im gesamten Konfliktgebiet wiederhergestellt [wird], beginnend mit dem ersten Tag nach der Durchführung der Kommunalwahlen und abgeschlossen nach einer allseitigen politischen Regelung […] bis Ende des Jahres 2015“. Mit der „politischen Regelung“ waren die Verabschiedung des so genannten Sonderstatusgesetzes („Über die besondere Regelung der kommunalen Selbstverwaltung in bestimmten Bezirken der Regionen Donezk und Luhansk“) und eine Verfassungsreform in der Ukraine gemeint, wie im Punkt 11 des Abkommens festgelegt.
 
          Bedenkt man die Tatsache, dass die anvisierte Autonomie der so genannten „einzelnen Kreise“ der Bezirke Donezk und Luhansk nicht nur ihr „Recht auf sprachliche Selbstbestimmung“ und „Ernennung der Leiter der Staatsanwaltschaften und Gerichte“, sondern auch Kyjiws Unterstützung für die „Zusammenarbeit einzelner Kreise […] mit den Regionen der Russländischen Föderation“ und ihr Recht auf Bildung von „Volksmilizeinheiten“ enthalten sollte, dann muss angenommen werden, dass das überfallene Land in den Verhandlungen gezwungen wurde, eine Kapitulation zu unterzeichnen.
 
          Die einzige Chance der Ukraine bestand im Abhalten tatsächlich demokratischer Kommunalwahlen. Würden die gewählten Volksvertreter die Anlehnung an Russland bevorzugen, hätten sie das Recht, es zu tun. Würden sie zur Ukraine stehen, würden sie sicher keine legalen antiukrainischen Milizen bilden und sich nicht auf eine Zusammenarbeit mit den russländischen „Regionen“ einlassen.
 
          Kyjiw verabschiedete zwar im Herbst 2015 das Gesetz über den Sonderstatus seiner Ostgebiete, aber zur Durchführung der im Abkommen vorgesehenen Kommunalwahlen kam es nicht. Nur etwas besser verhielt es sich mit dem im Minsk-2-Abkommen festgelegten Abzug der Soldaten und des Militärgeräts sowie der Waffensysteme seitens der Separatisten, der Ukraine und der „auswärtigen Streitkräfte“. Da aber die Vereinbarung keine Reihenfolge der Deeskalationsschritte vorsah und Russland seine Unterstützung für die Milizen fortsetzte, flauten die entlang der Demarkationslinie geführten Kämpfe zwar ab, gingen aber dennoch weiter.
 
          NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg wiederholte stets, dass Russlands Unterstützung für die Separatisten und sein Militärequipment in der Ostukraine das Haupthindernis für die Konfliktlösung darstellten. Der damalige deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier hingegen tat so, als habe er diese Mahnungen nicht vernommen, und schlug 2016 die bald nach ihm benannte „Formel“ vor: Würde die OSZE die nach dem ukrainischen Gesetz abgehaltenen Kommunalwahlen als frei und fair beurteilen, dann sollte das Sonderstatusgesetz in Kraft treten und die Ukraine die Kontrolle über ihre Ostgrenze zurückerhalten.
 
          Jeder, der die russländischen Kriegsziele und die russländische Befähigung kannte, demokratische Wahlen zu inszenieren, sah in Steinmeiers Vorschlag eine Begünstigung Russlands. Der neue Präsident der Ukraine, Wolodymyr Selenskyj, der sein Amt am 20. Mai 2019 antrat, akzeptierte am 1. Oktober 2019 dennoch die „Steinmeier-Formel“. Ob das dem Populismus Selenskyjs geschuldet war, der die Präsidentschaftswahlen nicht zuletzt mit dem Versprechen gewonnen hatte, den Krieg zu beenden, oder ihn die EU bzw. Deutschland unter Druck gesetzt hatten, bleibt ungewiss, doch die Entscheidung war falsch.
 
          Selenskyj wurde mit nachvollziehbarer Kritik und sogar mit Verratsvorwürfen konfrontiert, weshalb er einen Rückzieher machte. Er forderte ein erneutes Treffen im Normandie-Format, bei dem die einzig logische und akzeptable Prozedur durchgesetzt werden sollte: Russland sollte seine Truppen aus dem Donbas vollständig abziehen und die Ukraine die Kontrolle über ihre Ostgrenze erhalten, bevor die von der OSZE beobachteten Kommunalwahlen durchgeführt sein würden. Das eingeforderte Treffen fand im Dezember 2019 statt, aber es brachte erneut ausschließlich Absichtserklärungen und fromme Wünsche hervor, die die EU-Vermittler für Wirklichkeit halten wollten. Das Scheitern der EU-Vermittlungsmission, das den Weg zum volldimensionalen Krieg ebnete, war offensichtlich.
 
          Im Februar 2022 hatte Russland rund 200 000 Soldaten an den ukrainischen Grenzen stationiert; zeitgleich gab die Ukraine bekannt, dass seit Februar 2014 knapp 5 000 ihrer Soldaten ums Leben gekommen waren.
 
          Am 15. Februar 2022 besuchte der neue Bundeskanzler Olaf Scholz Wladimir Putin und stellte die Steinmeier-Formel öffentlich als Modus zur Konfliktlösung heraus. Ein Kommentator des ARD-Hauptstadtstudios beschwor die vermeintlichen diplomatischen Künste des deutschen Regierungschefs: „Vier Stunden lang haben Scholz und Putin miteinander gesprochen. Trotz teilweise gravierender Unterschiede, die auf der gemeinsamen Pressekonferenz deutlich wurden, ist die wichtige Botschaft nach dem Antrittsbesuch des Bundeskanzlers: Beide Seiten sind bereit, den Dialog und die Verhandlungen im Ukraine-Konflikt fortzusetzen. […] Scholz bewies in Moskau diplomatisches Fingerspitzengefühl: Er rief Russland zur Deeskalation auf und betonte gleichzeitig, nachhaltige Sicherheit könne in Europa nicht gegen Russland, sondern nur mit Russland erreicht werden.“ Und der sicherheitspolitische Korrespondent des Deutschlandfunks, der offenbar nicht darüber informiert war, wie viel Geld Russland durch seine Rohstoffexporte, nicht zuletzt nach Deutschland, einnahm, deutete allen Ernstes unmissverständlich an, dass „ein eingefrorener Konflikt“ die Russländische Föderation so viel kosten würde, dass sie sich die lange Truppenstationierung an den ukrainischen Grenzen nicht würde leisten können.
 
         
         
          Der volldimensionale Krieg
 
          Wie alle überfallenen Nationen setzte die Ukraine im Krieg immense Selbstbildungskräfte frei, was Putin in seiner Absicht bestärkte, sie noch zu seinen Lebzeiten vernichten zu müssen. In seiner Rede zur Invasion vom 24. Februar 2022 erklärte er Russland zum angegriffenen Land: „Die führenden NATO-Länder unterstützen zum Erreichen ihrer eigenen Ziele extreme Nationalisten und Neonazis in der Ukraine, die ihrerseits den Bewohnern der Krim und Sewastopols ihre freie Entscheidung für die Wiedervereinigung mit Russland nie verzeihen werden. […] Russland kann sich nicht sicher fühlen, sich nicht entwickeln und nicht existieren, wenn es ständig von der Ukraine bedroht wird. Die Aneignung der Ukraine durch das Nordatlantische Bündnis ist inakzeptabel. […] Die NATO […] nähert sich den Grenzen Russlands. Moskau versucht seit 30 Jahren, eine Einigung über die Nichterweiterung des Blocks nach Osten zu erzielen, und ist dabei Täuschungen, Druck und Erpressungsversuchen ausgesetzt gewesen. Russland ist für jede Entwicklung bereit, alle Entscheidungen sind getroffen. Ich hoffe, ich werde gehört. Die wahre Stärke liegt in der Gerechtigkeit und Wahrheit, die auf der Seite Russlands stehen.“
 
          Wie immer bei einer russländischen Aggression rechtfertigte Putin sie mit Behauptungen, die genau das Gegenteil dessen besagten, was tatsächlich geschah. So deklarierte er den eklatanten Bruch des Völkerrechts als völkerrechtskonformes Handeln: „Die Volksrepubliken des Donbas haben Russland um Hilfe gebeten. In diesem Zusammenhang habe ich gemäß Artikel 51 Absatz 7 der UN-Charta, mit Genehmigung des Föderationsrates und in Übereinstimmung mit den von der Föderationsversammlung ratifizierten Freundschafts- und Beistandsverträgen mit der Donezker Volksrepublik und der Lugansker Volksrepublik beschlossen, eine spezielle Militäroperation durchzuführen.“
 
          Auf ähnlich perfide Art und Weise formulierte er das Kriegsziel, die Ukraine als eine Kolonie wieder an die Metropole anzubinden und die nationale Substanz der Ukraine zu vernichten: „Wir haben nicht vor, die ganze Ukraine zu besetzen, aber sie zu demilitarisieren. Das Ziel der russischen Spezialoperation ist es, die Menschen zu schützen, die acht Jahre lang vom Kiewer Regime misshandelt und ermordet wurden. Zu diesem Zweck werden wir versuchen, die Ukraine zu entmilitarisieren und zu entnazifizieren und diejenigen vor Gericht zu bringen, die zahlreiche blutige Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung, einschließlich russischer Bürger, begangen haben. Zusammenstöße zwischen Russland und nationalistischen Kräften in der Ukraine sind unvermeidlich. Es ist nur eine Frage der Zeit.“
 
          Das russländische Staatsoberhaupt versäumte es auch nicht, mit nuklearen Waffen zu drohen, indem er den Ukrainern die Absicht unterstellte, diese gegen Russland einzusetzen: „Sie bereiten sich vor, sie warten auf einen günstigen Moment. Jetzt beanspruchen sie sogar den Besitz von Atomwaffen. Das werden wir nicht zulassen.“ Am Ende seiner Rede rief der Präsident die ukrainischen Soldaten dazu auf, ihre Waffen niederzustrecken.
 
          Putins Rede markierte den Wendepunkt im Dauerkrieg um die Ukraine, der nun volldimensional wurde. Michail Pjotrowski, der Leiter der Petersburger Ermitage, sprach in diesem Zusammenhang zutreffend von der „Vollendung des Übergangs in eine andere Zeit“. Der von der Welt vergessene bzw. verdrängte Krieg trat klar vor Augen, weil Russland seine militärische Aggression nicht mehr versteckte. Truppenbewegungen wechselten sich ab mit Positionskrieg. Armeen trugen an mehreren Fronten Schlachten aus, und die Zahl der gefallenen Soldaten sowie der Zivilisten, die ihr Leben verloren, stieg rapide.
 
          Wie erwähnt, entscheiden die ersten Wochen der Invasion über den weiteren Verlauf eines Krieges. Die russländischen Truppen griffen vom Norden – aus Belarus – Richtung Kyjiw, vom Osten Richtung Charkiw, Donbas und Krim und vom Süden Richtung Cherson und Odesa an (Karte S. 68). Zeitgleich wurde der ehemalige ukrainische Präsident Janukowytsch nach Minsk gebracht, der nach der geplanten Eliminierung von Wolodymyr Selenskyj durch ein tschetschenisches Kommando offenbar als das Staatsoberhaupt installiert werden sollte. Ausschlaggebend für das Scheitern dieses Plans war die erfolgreiche Verteidigung der Hauptstadt und des Flughafens bei Hostomel durch die ukrainischen Streitkräfte zwischen dem 24. Februar und dem 1. April.
 
          Bald nach dem russländischen Überfall zeigte sich, dass die Angreifer zu wenige Soldaten für einen Mehrfrontenkrieg sowie beträchtliche Logistikprobleme hatten, und dass der Widerstand der Ukrainer nicht nur in den Kyjiwer Vororten wie Hostomel erfolgreich war. Von den ukrainischen Bezirksstädten fiel allein Cherson in die Hände der Russländer, und dies wahrscheinlich infolge eines Verrats.
 
          Nach dem Scheitern seiner Angriffspläne entschied sich der Kreml zur Umgruppierung seiner Streitkräfte, die es gerade noch geschafft hatten, in den Kyjiwer Vororten Butscha und Irpin Kriegsverbrechen an der Zivilbevölkerung zu begehen. Seitdem konzentrierten sich die Russländer auf die Eroberung des gesamten Donbas und die Einnahme der Hafenstadt Mariupol am Asowschen Meer, um den Landkorridor von Rostow am Don zur Krim zu schlagen. Letzteres gelang Ende Mai 2022, das erste Kriegsziel wurde verfehlt (Karte S. 69).
 
          Am 22. Juli 2022 unterzeichneten Russland und die Ukraine unter Vermittlung der Türkei ein Abkommen, das die Aufhebung der russländischen Blockade des Hafens von Odesa ermöglichte und ab August die Wiederaufnahme der ukrainischen Getreideexporte.
 
          Ebenfalls im August 2022 stockte die russländische Offensive, und die Ukraine übernahm im Krieg die operative Initiative. Putin sah sich infolgedessen gezwungen, am 21. September mit „allen verfügbaren Mitteln“ zu drohen, um die besetzten Gebiete der Ukraine zu halten, und er kündigte eine „Teilmobilmachung“ in seinem Land an. Vor laufender Kamera sprach der Präsident von einer „Windrose“, die sich Richtung westlicher Länder „drehen“ könnte, und drohte: „Das ist kein Bluff“. Medwedew, seine amüsante Mimesis, bekräftigte einige Tage später, dass Russland „das Recht [habe], notfalls Atomwaffen einzusetzen“.
 
          Ende September rief der russländische Präsident die Mobilmachung aus, die er zur Beruhigung der Bevölkerung „Teilmobilmachung“ nannte. Seine Landsleute zeigten sich davon dennoch nicht begeistert. Er versüßte es ihnen mit der Annexion der besetzten ukrainischen Gebiete. Binnen weniger als zwei Wochen wurden dort „Referenden“ über den Beitritt der „Volksrepubliken“ zur Russländischen Föderation vorbereitet und auch abgehalten. Bereits am 5. Oktober war der Einverleibungsprozess vollendet, den die Generalversammlung der UNO eine Woche später fast einhellig für ungültig erklärte. Russland eignete sich damit vier oblasti (Bezirke) völkerrrechtswidrig an: Luhansk, Donezk, Cherson und Saporischschja. Etwa zeitgleich unterzeichnete Putin ca. 100 Dekrete, mit denen er den Weg für eine Kriegswirtschaft ebnete. Der Kreml stellte sich auf einen langen Krieg ein.
 
          Am 26. September ereignete sich ein mysteriöser Vorfall: Vor der dänischen Ostsee-Insel Bornholm wurden vier Lecks in die Gaspipeline Nord Stream 2 gesprengt. Einige Experten behaupteten, dass damit das Aus für das niemals offiziell aufgegebene Paradeprojekt der deutsch-russländischen Energiepartnerschaft besiegelt wurde. Der ehemalige polnische Außenminister Radosław (Radek) Sikorski bedankte sich auf Twitter bei den USA für den Vorfall, löschte aber umgehend seinen Tweet. Bald stellten die Medien Vermutungen an, dass auch Russland, Polen oder die Ukraine für die Zerstörung hätten verantwortlich sein können.
 
          Am 1. November wiederholte Putin seine Drohung, dass im Falle der „Abtrennung“ der russländischen Gebiete – er meinte damit die angeeigneten Bezirke der Ukraine – Atomwaffen eingesetzt werden könnten. Drei Tage später fand die russländische Truppenübung grom (Donner) statt, die den Beginn eines weltweiten Atomkriegs simulierte. Unter dem Druck der ukrainischen Offensive zogen sich am 10. November die Truppen der Russländischen Föderation aus Cherson zurück.
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          Der ukrainische Vormarsch verlor allerdings im Spätherbst 2022 an Dynamik, nachdem er den Feind von einigen Territorien im Charkiwer und im Luhansker Bezirk zurückgedrängt hatte. Erschöpft, war die ukrainische Armee nicht mehr imstande, noch etwas aus ihrer im August übernommenen operativen Initiative zu machen. Daraufhin setzte der Kreml im Winter einerseits auf den dauerhaften Raketen- und Drohnenbeschuss der kritischen Infrastruktur der Ukraine, was die Moral der Ukrainer unterminieren und die Lücken der Luftverteidigung ausnutzen sollte. Nach der Aufstockung seiner Truppen ging Russland zugleich an der Front zur Offensive über, die freilich das mehrfach vorgegebene Ziel verfehlte, die Eroberung der in ukrainischer Hand verbliebenen Donbas-Gebiete zu vervollständigen. In diesem Zusammenhang kam es zu schwersten Kämpfen um die Städte Awdijiwka und vor allem Bachmut (25 bzw. 85 km nördlich von Donezk gelegen).
 
          Obwohl die Zeit trotzdem für Russland mit seinen Ressourcen zu spielen schien, war der Westen zu Beginn des Jahres 2023 so stark im überfallenen Land engagiert, dass er sich die ukrainische Niederlage politisch nicht mehr leisten konnte. US-Präsident Biden entschloss sich im Februar 2023 zu einem spektakulären Besuch in Kyjiw, wo er sich unmissverständlich für die Unterstützung der Ukraine aussprach, bis sie den Sieg erringt.
 
          Parallel zur Fortsetzung der Luft- und Drohnenangriffe auf die ukrainischen Städte konnten die russländischen Streitkräfte nach monatelangen Kämpfen am 21. Mai 2023 die Stadt Bachmut einnehmen.
 
          In den Jahren 2022/23 litt die Ukraine stets unter dem Mangel an schweren Waffen sowie an Munition. Darüber hinaus verfügten die ukrainischen Streitkräfte weder über Artillerie großer Reichweite noch eine ausreichende Zahl an Kampfflugzeugen, mit denen sie imstande gewesen wären, die logistischen Zentren und die Raketenabschussstellen in Russland anzugreifen. Unter dem Druck der NATO-Verbündeten gab Berlin erst im Januar 2023 seinen Widerstand auf, Kyjiw Leopard-Panzer zu liefern, nachdem ihm Washington versichert hatte, dass es der Ukraine Abrams-Panzer liefern würde. Konsequent lehnte die Bundesrepublik hingegen die Lieferung westlicher Kampfflugzeuge an die Ukraine ab.
 
          Was die Munition für die Ukraine angeht, so waren die westeuropäischen Länder aufgrund ihrer in den vorausgegangenen Jahrzehnten abgebauten Kapazitäten außerstande, sie in erforderlichen Mengen herzustellen, weshalb die USA ihre Produktion verfünffachen mussten. Washington wollte jedoch keine Munition mit größeren Reichweiten liefern und lehnte bis zum Frühling 2023 auch die Idee ab, der Ukraine westliche Kampfjets zur Verfügung zu stellen. Beides zeugte von der „roten Linie“, die überschritten würde, wenn die Ukraine russländisches Territorium erreichen könnte. Offenbar wirkte Putins Drohung mit der „Windrose“. Die Zögerlichkeit des Westens beeinträchtigte massiv Kyjiws Vorbereitungen auf die angekündigte „Frühlingsoffensive“, die erst Anfang Juni 2023 begann und wegen schwerer Verluste kaum voranschritt.
 
          In der Nacht zum 6. Juni wurde der Kachowka-Staudamm, der auf von Russland besetztem Gebiet lag, zerstört. Obwohl sich Kyjiw und Moskau gegenseitig für den Vorfall verantwortlich machten, weist alles darauf hin, dass Russland gezielt eine humanitäre Katastrophe mit Dutzenden überschwemmten Ortschaften und – wahrscheinlich – Hunderten Todesopfern ausgelöst hatte, um die erwartete ukrainische Offensive aus Richtung Cherson zu verhindern.
 
          Am 24. Juni besetzte die private Söldnertruppe Wagner unter Führung des einstigen Putin-Vertrauten Prigoschin kampflos die militärischen Einrichtungen der für die russländische Kriegsführung in der Ukraine strategisch wichtigen Stadt Rostow am Don. Am gleichen Tag begaben sich geschätzt 5 000 der insgesamt 25 000 Söldner auf einen schnellen Marsch Richtung Moskau. Nach Verhandlungen, die der belarussische Diktator Aljaksandr Lukaschenka im Namen des russländischen Präsidenten führte, beendete Prigoschin die Meuterei, ohne ihr deklariertes Ziel – die Absetzung des Verteidigungsministers Sergej Schojgu und des Generalstabschefs Walerij Gerassimow – erreicht zu haben. Der Wagner-Truppe wurde Straffreiheit zugesagt, obwohl bei ihren Gefechten mit den regulären russländischen Streitkräften wahrscheinlich zwei Dutzend aus den Reihen der letzteren ums Leben kamen. Drei Tage später erklärte Putin, dass der Erfolg der Meuterei „viele“ bzw. „alle“ russländischen Kriegsgewinne hätte zunichtemachen können. Trotz einer kurz darauf erfolgten Aussprache zwischen Putin und Prigoschin kam der Wagner-Chef zwei Monate später samt seinen engsten Gefolgsleuten bei dem ungeklärten Absturz seines Privatflugzeuges ums Leben. Im Herbst 2023 wurde klar, dass die ukrainische Offensive ohne große territoriale Gewinne verlaufen ist (Karte S. 69).
 
         
         
          Der Krieg um Freiheit und Demokratie?
 
          Seit dem 24. Februar 2022 sehen die westlichen Staaten, zumindest für die Dauer des Krieges, das russländische Regime als ihren Feind an. Sie rechtfertigen das oft mit ihrer Bindung an Demokratie und Freiheit, die der in der russländischen „Autokratie“ (das für gewöhnlich falsch verstandene Wort steht inzwischen für alles, was einem böse erscheinen mag) verkörperten Unfreiheit entgegenstehen.
 
          Doch die Wirklichkeit ist komplizierter. Die Ukraine befand sich nach der Auflösung der Sowjetunion 1991 auf einem langen und beschwerlichen Weg zur Demokratie. Trotz aller Versuche und Anstrengungen gelang es ihr nicht, ein funktionierendes Justizsystem aufzubauen. Eine zuletzt im Jahre 2016 durchgeführte Teilreform scheiterte, weil Kyjiw das demokratische Prinzip befolgte, nach dem um der Unabhängigkeit der Justiz willen Richter nicht durch die Politik abgesetzt werden dürfen. Die ukrainischen Richter waren aber – wie es der ukrainische Premier Arsenij Jazenjuk deutschen Zeitungen in mehreren Interviews 2015 zu erklären versuchte – „unglaublich korrupt“, und sie blieben es auch nach 2016.
 
          Die Ukrainer hatten niemals in einer modernen Demokratie gelebt, abgesehen von den Einwohnern der östlichen Wojewodschaften des polnischen Staates in den Jahren 1919–1926, der danach autoritär geworden war. Für die heutige Ukraine stellt diese kurze Periode eine fast belanglose Episode dar.
 
          Anders verhält es sich mit der Freiheit, die die Ukraine und Russland tatsächlich zu unterschiedlichen Gesellschaften und politischen Systemen macht. Vor dem Krieg standen in dem Land am Dnipro der Großteil der Wirtschaft und beträchtliche Teile des Staatsapparates, der Medien und der Parteien unter der Kontrolle einer Handvoll untereinander konkurrierender Oligarchen. Zwar stellt der Wettbewerb einen der sichtbarsten Ausdrücke gesellschaftlicher Freiheit dar, doch der Wettbewerb in der Ukraine war nicht schön. Weil die politischen Parteien bloße Machtvehikel ihrer oligarchischen Förderer waren und ideell nichts anzubieten hatten, verkam er besonders während der Wahlkämpfe regelmäßig zu einer Orgie des Populismus, in der dem Volk alle möglichen Versprechungen gemacht werden konnten. Einigen Oligarchen waren zudem geschäftliche Beziehungen mit Russland wichtiger als die Souveränität ihres Staates. Immerhin hatte die Ukraine aber die frei agierende politische Opposition und die Wahlen, deren Ausgang nicht vorhersehbar war. Nicht mehr und nicht weniger.
 
          In der gesamten Geschichte Russlands findet sich keine Periode der Demokratie. Über den Wert der Ratings, die dem Land eine geringere Korruption als der Ukraine bescheinigen, kann man indes nur schmunzeln. Auch in Russland kontrollieren Oligarchen große Teile der Wirtschaft, des Staatsapparates und der Medien. Anders als in der Ukraine engagieren sie sich jedoch politisch nur dann, wenn der Kreml sie damit beauftragt.
 
          Die Russländische Föderation kennt im Unterschied zur Ukraine weder den politischen Wettbewerb noch die echte politische Opposition. Wahlen ähneln einer sorgfältig inszenierten Farce, deren Zweck darin besteht, die Aufmerksamkeit des Volkes von der Tatsache abzulenken, dass der Kreml das Wahlergebnis kennt, ehe die Menschen abgestimmt haben.
 
          Einer, der über die Unterschiede zwischen der freien Ukraine und dem unfreien Russland bestens Bescheid weiß, ist Wolodymyr Selenskyj, der einige Jahre lang in Moskau einer Karriere als Schauspieler, Kabarettist und Drehbuchautor nachgeeifert hatte. Er berichtete über eine Begegnung mit dem russländischen Staatspräsidenten Medwedew, vor dem er auf Einladung des ukrainischen Staatsoberhauptes Wiktor Janukowytsch in Kyjiw aufgetreten war. „Ihre Witze sind scharfsinnig“, soll Medwedew den Auftritt von Selenskyjs Kabarett-Truppe kommentiert haben, „aber bei uns braucht man das nicht.“ Der Entertainer reagierte schlagfertig, indem er dem temporären Putin-Ersatz einen Russländer vorstellte, der in seinem Ensemble auftrat. Medwedew wandte sich diesem zu: „Gut, dass du … [in der Ukraine] lebst“.
 
          Nicht zum Schmunzeln sind dagegen die Worte, mit denen Selenskyj im September 2016 bei einem Auftritt das Publikum in Lettland erheitern wollte: „Wenn es um Kredite geht, so ähnelt die Ukraine einer Schauspielerin in deutschen Filmen für Erwachsene. Sie ist imstande, alles von jeder Seite zu nehmen.“ Die Ukraine war ein freies Land, und jeder, der mit seinen Witzen Geld verdiente, durfte alles sagen, selbst die geschmackloseste Idiotie.
 
          Als in einem freien Land lebend, lernten die Ukrainer, dass die Zukunft zwar ungewiss ist, aber dass sie Chancen bietet. Darüber könnte ausgerechnet Selenskyj viel erzählen. Obwohl er in einem Wohnblock der wenig attraktiven Industriestadt Krywij Rih, im Südosten der Ukraine, aufwuchs, hatte er eine glückliche Kindheit. Sein schauspielerisches Talent wurde bereits in der Schule entdeckt und sein Vater – ein Hochschullehrer – trichterte ihm bescheidene Nüchternheit und solides Arbeitsethos ein. Nach dem Jura-Studium arbeitete Selenskyj strebsam auf eine Karriere im Film und Fernsehen und als Kabarettist hin. Seinen Erfolg, der ihm Mitte der 2010er-Jahre mehrere Millionen Dollar eintrug, erarbeitete er sich im harten Wettbewerb. Auch als Politiker blickte er stets nach vorn und fand sich mit dem Zeitgeist des 21. Jahrhunderts – dem Populismus – schnell ab.
 
          Im ukrainischen Teil von Mackinders Osteuropa wurde also seit 2014 ein Krieg zwischen Freiheit und Unfreiheit geführt, und zwar in dem Sinne, dass sich die freie, wenn auch noch nicht demokratische Ukraine gegen das unfreie, dezidiert antidemokratische Russland verteidigte. Das ändert jedoch nichts daran, dass Staaten, die die Ukraine unterstützten, es mitnichten aus Freiheitsliebe taten. Ihr Bezug zur Freiheit bestand darin, dass sie sich eine Welt ohne Wettbewerb nicht vorstellen konnten. Nicht mehr und nicht weniger.
 
          Zur Ukraine bekennen sich nicht unbedingt Staaten und Völker, die jemals durch ihren Sinn für die Freiheit anderer hervorgetreten sind. Ausgerechnet die Geschichte von Mackinders Osteuropa zeigt, dass sich der Westen von den nach Freiheit strebenden Völkern ohne Weiteres abwenden konnte. Westliche Bürger mögen der Präsidentin der Europäischen Kommission geglaubt haben, wenn sie sagte, dass sich die EU-Mitgliedstaaten in der Ukraine für Demokratie engagierten. Wäre die EU wirklich demokratisch, würde diese Behauptung noch glaubwürdiger klingen. In Wirklichkeit standen die Länder der EU und des gesamten Westens auf der Seite der Ukraine, weil sich ihre Außenpolitik nach ihren geopolitischen Karten richtete. Freiheit und Demokratie hatten damit recht wenig zu tun.
 
         
         
          Die geopolitischen Karten
 
          Die herkömmlichen geopolitischen Karten entstehen von allein. Sie „rillen“ sich in langen Zeiträumen in die „Gehirne der Völker“ ein. Auf ihnen sind die vielfältigen Wege – Land-, Wasser- und Luftstraßen, Brücken, Eisenbahnstrecken, Satellitentrajektorien, Kapitalströme, Stromtrassen, Glasfaserleitungen, Pipelines – eingezeichnet, auf denen bzw. durch die sich Transportfahrzeuge und Panzer, Handels- und Kriegsschiffe, Passagier- und Militärflugzeuge, Satelliten, Geld, Daten, Rohstoffe und Energie usw. bewegen. Neben diesen Wegen sind darauf auch Staaten zu sehen, die mit ihrem demografischen, wirtschaftlichen und militärischen Potenzial und ihren kulturellen Einflüssen das Schicksal des jeweiligen Volkes mitbestimmen. So sehen die Mexikaner auf ihrer Karte die USA, die Polen die USA, Russland und Deutschland, die Deutschen Frankreich und die USA usw. Auch die internationalen Organisationen, darunter Militär- und Wirtschaftsbündnisse, große nationale und internationale Wirtschaftskonzerne, Menschenrechtsvereine oder quasi-staatliche Regime, tauchen auf so mancher geopolitischen Karte auf.
 
          Selten geben die herkömmlichen geopolitischen Karten den Politikern direkt die Auskunft, die zu richtigen Entscheidungen führt, etwa darüber, welcher Staat oder welches Regime im gegebenen Augenblick als Verbündeter, wer als Gegner oder wer als unparteiisch behandelt werden soll. Bei ihren außenpolitischen Entscheidungen greifen die staatlichen Entscheidungsträger normalerweise auf genaue geopolitische Karten zurück, die der sich verändernden Wirklichkeit angepasst werden. Man kann sie sich – bildlich – als auf Papier gedruckte Karten (als „geopolitische Papierkarten“) vorstellen, die von Experten gezeichnet und stets aktualisiert werden.
 
          Doch nicht nur Regierungen, auch Medien, Wirtschaft, Wissenschaft und Militär machen von diesen geopolitischen Papierkarten Gebrauch. Sie alle müssen über das Wissen über die Geschichte und die geopolitischen Karten anderer Völker verfügen, um die Wichtigkeit der alten und der neuen Wege einschätzen und die im Wandel begriffene politische, wirtschaftliche und militärische Staatenhierarchie sowie die kulturelle Attraktivität von Staaten und internationalen Organisationen beurteilen zu können. In einer freien Gesellschaft, die Bildung und kritischen Diskurs nicht vernachlässigt, verfügen Eliten über diese Expertise.
 
          Wenn eine Regierung versucht, in der Bevölkerung Unterstützung für ihre Außenpolitik zu finden, greift sie nicht auf die geopolitischen Papierkarten zurück, sondern bedient sich der in langen Zeiträumen in die „Gehirne“ eingeprägten herkömmlichen geopolitischen Vorstellungen samt ihren dürftigen Kenntnissen der Wege, ihren nationalen Stereotypen, ihren „Erzfeinden“, ihren Glaubenssätzen, ihren Emotionen u. Ä. Die Völker folgen für gewöhnlich der Außenpolitik ihrer Regierung, weil eben diese herkömmlichen Faktoren in sublimierter Form auch auf den geopolitischen Papierkarten zu finden sind.
 
          In der sicherheitspolitischen Schönwetterlage, das heißt in Friedenszeiten, die vom Handel und Geld bestimmt sind, neigen Regierungen dazu, die Sprengkraft der Konfliktpotenziale zu unterschätzen, die der Konkurrenz um die besten Wege und Straßen, die auf die geopolitischen Karten gezeichnet sind, innewohnen. Sie nehmen andere Staaten gleichsam als potenzielle Geschäftspartner wahr und betrachten irgendwo in der Welt stattfindende kriegerische Auseinandersetzungen oft mit Unverständnis. Sind die staatlichen Entscheidungsträger nicht in der Lage, aus ihrer Papierkarte und der Expertise richtige strategische Ziele für ihre Politik abzuleiten, eröffnet sich ihnen die banale Wahrheit, dass sich Staaten und Kulturwelten von jeher im Wettbewerb miteinander befinden, erst dann, wenn es zu spät ist, nämlich im volldimensionalen Krieg. So geschah es in so manchem Land am 24. Februar 2022.
 
          Während des Krieges beachten Politiker nicht nur den Verlauf aktueller Kampfhandlungen, sondern studieren auch die geopolitischen Karten. In Friedensgespräche bringen sie, neben dem Wissen über das geopolitische Gewicht der handelnden Staaten, ihr jeweiliges, an den räumlichen („geografischen“) Kontext ihres Landes gebundenes Machtpotenzial – Demografie, Militär, Wirtschaft, Kultur –, um sowohl den Interessen ihres Staates Geltung zu verschaffen als auch eine tragfähige Nachkriegsordnung aufzubauen.
 
          Das geopolitische Gewicht jedes Staates hängt von seiner Positionierung auf den geopolitischen Karten anderer Länder ab: Den Aserbaidschanern etwa erscheint Armenien gewichtiger als den Amerikanern, und Polen nimmt in der Staatenhierarchie der Deutschen einen nur untergeordneten Platz ein, während es auf der Karte der Belarussen zu den zentralen Akteuren gehört. Allen, die sich für internationale Politik interessieren, ist heute bewusst, dass die USA als der „Wächter“ über die Wasserstraßen der Weltkugel und als die mit Abstand stärkste militärische und wirtschaftliche Macht, dazu noch kulturell attraktiv, auf jeder geopolitischen Karte einen wichtigen Platz einnehmen – aber auch, dass China die amerikanische Hegemonie zunehmend herausfordert.
 
          Denken in „geopolitischen“ Kategorien wird zu Recht „geostrategisches“ oder einfach „strategisches“ Denken genannt. Geopolitik ist wie ein Flussbett, das selbst dann für den Verlauf des Flusses bestimmend bleibt, wenn dieser zeitweilig austrocknet und Leichtsinnige, die sich in trügerischer Sicherheit wähnen, an trocken gewordenen Stellen ihre Häuser bauen. Äußerst selten geschieht es, dass ein Fluss ganz und für immer austrocknet, was in der Geopolitik dem Abtreten alter Großmächte gleicht. Ebenso rar sind tektonische Veränderungen, infolge derer ein neuer Fluss seinen Lauf nimmt, das heißt neue Großmächte geboren werden. Während des Krieges um die Ukraine würde der Abstieg des despotisch-imperialen Russlands ein ähnliches geopolitisches Erdbeben bewirken wie der Untergang des polnisch-litauischen Reiches im 18. Jahrhundert. Auch die Umwandlung der Europäischen Union in eine demokratisch-föderale Großmacht würde das „geopolitische Flussbett“ des Alten Kontinents grundlegend verändern.
 
          Regierungen stellen sich während des Krieges auf die Nachkriegsordnung ein. Im Krieg um die Ukraine haben sie zwei Entscheidungen zu treffen. Zum einen geht es darum, ob nach dem Krieg Mackinders Osteuropa von Russland oder von den unabhängigen Staaten – Litauen, Lettland, Estland, Belarus und der Ukraine – beherrscht werden soll: Poltawa oder Worskla? Zum anderen wird darüber entschieden, ob Russland eingedämmt oder nach Europa hineingelassen werden sollte: „Russia out“ oder „Russia in“? Da es sich dabei um strategische Entscheidungen handelt, die in Europa Dauerfrieden herbeizuführen haben, sollen sie nicht aufgrund von kurzfristigen Interessen und Zielen, sondern auf der Basis der geopolitischen Karten und deren sorgfältiger Interpretation getroffen werden.
 
          Die Positionierung der Kriegsparteien in der Auseinandersetzung um die Ukraine ist klar. Aber es gibt noch Dutzende Staaten, die mehr oder weniger direkt am Krieg um die Ukraine beteiligt sind, und noch weitere Staaten sind von diesem betroffen. Sie alle wollen auf die Nachkriegsordnung Einfluss nehmen.
 
         
      
       
        3 Kriegsparteien und andere Beteiligte
 
         
          [image: Auf der linken Seite ist eine Fotografie des Pamyatnyk Hlobus abgebildet, dem sogenannten Denkmal „Globus“ in Kyjiw, Ukraine. Auf dem Sockel der Säule befinden sich  zudem in der jeweiligen Richtung die Entfernung zu anderen Weltstädten. Auf der Rechten Seite ist eine Collage von drei untereinander gestellten Bildern des Sockels abgebildet.
Jeweils im Zentrum ausgerichtet sind zwei Bilder, auf dem ein roter Kugelschreiber auf die Städte Washington und Peking zeigt. Das untere Bild ist hingegen etwas nach rechts verrückt und der rote Stift zeigt auf Moskau] Abbildung:  Das „Globus“-Monument auf dem Kyjiwer Majdan. Die weiße Säule trägt eine Erdkugel, um die herum fünf Tauben fliegen, die die fünf Kontinente symbolisieren. Am Fuß der Säule sind die Namen der Hauptstädte der Welt (hier von oben nach unten: Washington, Peking, Moskau) und ihre jeweilige Entfernung von Kyjiw zu lesen (aufgenommen am 18. März 2023). 
         
         
          Der Angegriffene
 
          Für die Ukrainer geht es in dem seit 2014 geführten Krieg nicht nur um die Souveränität ihres Staates, sondern um ihren Bestand als Nation. Russland ist wie in der Vergangenheit darauf aus, die ukrainische Nationenbildung mit genozidaler Gewalt rückgängig zu machen. Immerhin hat die Ukraine das in der Geschichte Osteuropas seltene Glück, im Kampf gegen Russland nicht allein geblieben zu sein.
 
          Auf ihrer geopolitischen Karte nehmen zwei Staaten die herausragende Stellung ein: Russland und die USA. Die Russländische Föderation könnte die Ukraine mit atomaren Schlägen vernichten. Die USA sind imstande, ihr dazu zu verhelfen, den Feind militärisch zu besiegen. Putin und seine Propagandisten machten sich in diesem Zusammenhang oft über die „verlorene Souveränität“ der Ukraine lustig, deren Existenz von Amerika abhänge.
 
          Die Ukraine vertraute aber den USA nicht bedingungslos. Denn Kyjiw konnte seine Vernachlässigung durch die Vereinigten Staaten nach dem Zerfall der Sowjetunion 1991 nicht vergessen. Hinzu kommt, dass die Amerikaner die Ukraine nicht mit Waffen von solcher Reichweite belieferten, dass sie die Kämpfe auf russländisches Territorium hätte ausweiten können. Kyjiw musste daher in Betracht ziehen, dass die USA nicht an einer eindeutigen Niederlage Russlands, sondern bloß an seiner Schwächung interessiert sein könnten, die Washington bei der Bestimmung der Friedensbedingungen das letzte Wort geben würde.
 
          Nachdem Mitte November 2022 im polnischen Dorf Przewodów nahe der ukrainischen Grenze eine Rakete einschlug und zwei Menschen tötete, beharrte Wolodymyr Selenskyj zum einen, entgegen den Tatsachen, auf der Behauptung, dass die Rakete aus Russland abgefeuert worden sei, und zum anderen, entgegen dem Völkerrecht, darauf, dass auch ukrainische Staatsanwälte an der Untersuchung des Einschlags beteiligt werden sollten. Die Zusicherungen Warschaus, dass es sich bei dem Flugkörper um eine fehlgeleitete ukrainische Flugabwehrrakete handelte, weshalb nicht Kyjiw, sondern letzten Endes Moskau die Schuld an dem tragischen Unfall trage, wogen das Misstrauen der ukrainischen Entscheidungsträger nicht auf, Warschau könnte auf Druck der USA hin den prekären Vorfall, der für die NATO der Casus Belli hätte sein können, nicht richtig aufklären wollen.
 
          Dabei stellt Polen auf der geopolitischen Karte der Ukraine das drittwichtigste Land dar. Es war vor allem in logistischer Hinsicht für den ukrainischen Abwehrkampf ebenso unentbehrlich wie die amerikanischen Waffenlieferungen, weil es den ukrainischen Kampffronten die strategische Tiefe gab. Ohne diese Unterstützung Polens hätte Kyjiw im volldimensionalen Krieg gegen Russland kaum Chancen, weil die NATO als ein Verteidigungsbündnis ihre logistischen Zentren zur Unterstützung des überfallenen Landes niemals in diesem selbst aufgebaut hätte. Darüber hinaus war Warschaus Einsatz auf dem militärischen wie auch auf dem humanitären Feld immens.
 
          Anders als im Fall Polens hängt die überragende Bedeutung von Belarus, das mit Polen um den dritten Platz auf der geopolitischen Karte der Ukraine ringt und das vor 2022 stets um gute Beziehungen zu seinem Nachbarn im Süden bemüht war, von der Sondersituation des Krieges ab. Militärisch gesehen fällt vor allem die Tatsache ins Gewicht, dass die Ukraine im Norden eine 1 000 Kilometer lange Grenze mit Belarus hat (siehe Karte). Für den Kreml führte der kürzeste Weg nach Kyjiw von belarussischem Territorium aus. Hinzu kam die Gefahr, dass das belarussische Militär direkt ins Kriegsgeschehen hätte eingreifen können. Dass die Ukraine dennoch mit ihrem nördlichen Nachbarn diplomatische Beziehungen auf Botschafter-Niveau unterhielt, zeugt von der Relevanz, die Belarus für sie darstellt.
 
          Selbstverständlich schaut Kyjiw auch aufmerksam auf China. Mitte November 2022 betonte Selenskyj, wie wichtig es für sein Land sei, dass die Volksrepublik keine Militärhilfe für Russland leistete, und er fügte hinzu, dass Kyjiw und Peking auf vielen Feldern Partner und Freunde seien. Die Ukraine konnte in der Tat nicht mehr tun, als zu mahnen, dass China – wie der ukrainische Präsident es formulierte – „an der Zukunft der Ukraine interessiert“ bleiben sollte. Druck auf das Reich der Mitte auszuüben, dazu fehlt ihr die Kraft. Das überlässt sie den Vereinigten Staaten.
 
          Deutschland wurde auf der geopolitischen Karte der Ukraine erneut bedeutsam, nachdem es seine bis Oktober 2022 karge Waffenhilfe stark erhöht hatte. Doch auch zuvor hatten die Ukrainer nie das wirtschaftliche Potenzial und das politische Gewicht Deutschlands in der EU und der NATO vergessen, hatte es sich doch im April 2008 auf dem NATO-Gipfeltreffen in Bukarest gemeinsam mit Frankreich erfolgreich den Vereinigten Staaten und den Ländern der NATO-Ostflanke widersetzt, die der Ukraine und Georgien eine konkrete Perspektive für den Beitritt zum westlichen Verteidigungsbündnis geben wollten.
 
          Das Problem der deutsch-ukrainischen Beziehungen besteht darin, dass die Ukrainer Berlin niemals als einen zwar vielleicht pazifistisch-naiven, aber doch unbefangenen Friedensstifter betrachten konnten. Vielmehr erkannte Kyjiw in der Bundesrepublik einen Vermittler, über den schwer zu sagen war, ob ihm die Freiheit und die territoriale Einheit der Ukraine oder die eigenen Beziehungen zu Russland wichtiger waren. Argwöhnisch beobachteten die Ukrainer denn auch, wie emsig Angela Merkel an der von Gerhard Schröder begonnenen Energiepartnerschaft mit Russland bastelte, und ärgerten sich über die Unterminierung ihrer sicherheitspolitischen sowie kommerziellen Interessen durch die Bundesregierung. Die zentrale Rolle spielte in diesem Zusammenhang die Absicht Berlins, mit der durch die Ostsee verlaufenden Pipeline Nord Stream 2 zum europäischen Hub für das aus Russland importierte Erdgas zu werden. Zusammen mit der 2011 in Betrieb genommenen Gasleitung Nord Stream 1 wäre über die Ostsee in etwa die gleiche Menge des blauen Brennstoffs transportiert worden wie durch drei über ukrainisches Territorium verlaufende Gastrassen  („Freundschaft“ – Brotherhood, „Einheit“ – Union und eine Abzweigung von „Jamal“ – Yamal), die im Südwesten der Ukraine in die „Transgas“ genannte Leitung münden. Südlich von Uschhorod überquert die Transgas die ukrainisch-slowakische Grenze und leitet das Gas weiter nach Tschechien, Österreich, Deutschland und Italien.
 
           
            [image: Politische Karte des Pipeline-Netzes von Russland nach Westeuropa. Eingezeichnet sind sowohl Erdöl- als auch Erdgasnetze.] 
           
          Nicht nur die russländische Propaganda kündigte mehrfach das Einstellen der Gaslieferungen über die Ukraine lautstark an. Seit 2006 gab es tatsächlich mehrere Lieferunterbrechungen. Kyjiw hatte immer gefürchtet, dass der Kreml nach der Inbetriebnahme von Nord Stream 2 die Transgas-Leitung dauerhaft abschalten würde. Das hätte für die Ukraine nicht nur Probleme für die Energieversorgung im Land bedeutet, sondern auch den Wegfall der russländischen Transitgebühren nach sich gezogen. Diese betrugen zwei bis drei Milliarden US-Dollar pro Jahr. Wichtig sind in diesem Zusammenhang die Basiszahlen. Im Zeitraum von 2015 bis 2021 konnte die Ukraine ihr Bruttoinlandsprodukt verdoppeln und somit in etwa das Niveau von vor 2014 – gut 200 Milliarden US-Dollar – wieder erreichen. Zum Vergleich: Das BIP der Bundesrepublik, deren Unternehmen der geplante Gas-Hub riesige Gewinne in Aussicht stellte, war 2022 knapp 16-mal höher (bei einer ungefähr doppelt so großen Bevölkerung wie der ukrainischen).
 
          Erstaunlicherweise floss das Gas nach dem 24. Februar 2022 weiterhin durch die Transgas-Trasse. Denn keine Kriegspartei wollte auf ihre Einnahmen verzichten. Im Winter 2022/23 saßen die Ukrainer trotzdem in kalten Wohnungen und Kellern, weil der massive russländische Raketenbeschuss die zivile Infrastruktur im Land zerstört oder beschädigt hatte. Sie mögen sich damit getröstet haben, dass ihnen die Kälte ohnehin vorbestimmt gewesen war: Hätte es die Invasion am 24. Februar nicht gegeben, hätte die für das Jahr 2022 vorgesehene Inbetriebnahme von Nord Stream 2 zu einem Lieferstopp von Gas aus Russland geführt. In dieser Ausweglosigkeit fanden die frierenden Ukrainer sicher keinen Trost, aber immerhin eine Erheiterung. Sie erinnerten sich an den Abschiedsbesuch der aus Moskau angereisten deutschen Regierungschefin in Kyjiw im Juli 2021. Ungeachtet der damals stattfindenden Verlegung von russländischen Truppen an die ukrainischen Grenzen lehnte Angela Merkel die Bitten der Ukraine um Waffenlieferungen ab. Stattdessen versicherte sie, dass die künftige Bundesregierung dafür sorgen würde, dass Russland die Lieferverträge für die Transgas-Pipeline verlängern würde.
 
          Der Umstand, dass Berlin den Umfang der EU-Hilfen für das nach dem ersten russländischen Überfall wirtschaftlich am Boden liegende Land entscheidend beeinflusste, verkomplizierte das deutsch-ukrainische Verhältnis zusätzlich. Deutschland hatte die Macht, von der Ukraine Vertrauen zu verlangen. Nach dem 24. Februar 2022 verlor die Bundesrepublik diese Machtposition an die Vereinigten Staaten von Amerika. Im Oktober 2022 kritisierte der scheidende ukrainische Botschafter in Deutschland, Andrij Melnyk, für seine Verhältnisse ungewohnt diplomatisch „die Regierung der Großen Koalition“: Sie habe „nicht begriffen oder nicht begreifen wollen, dass dieser barbarische Krieg verhindert werden konnte. Kanzlerin Merkel hätte präventiv sehr viel machen können, um gegenzusteuern“.
 
          Auf der geopolitischen Karte der Ukraine gibt es ein Land, dessen großes Gewicht nicht vom Ausmaß der für Kyjiw geleisteten Hilfe, sondern ausschließlich von seiner geopolitischen Lage abhängt: die Türkei. In den 1990er-Jahren versuchte die Ukraine den Spagat, zu Russland auf Distanz zu gehen, ohne aber die Integration in die NATO und die EU anzustreben. „Multivektoralität“ und „Neutralität“ hießen damals die Zauberworte. Die Türkei wurde zum „strategischen Partner“ erklärt, was zweifellos mehr Sinn ergab als die in etwa zur gleichen Zeit erfolgte gleiche Apostrophierung von Libyen. Selbst in der ukrainischen nationalen Sicherheitsstrategie von 2020, die unmissverständlich auf die Westintegration abzielt, klingt das „Multivektorale“ noch nach. Kyjiw sieht neben Aserbaidschan, Georgien, Litauen und Polen – allesamt Länder, die mit Russland ihre eigenen Probleme haben – nach wie vor die Türkei als einen „strategischen Partner“.
 
          Die Ukraine wird das Land am Bosporus als einen „gewichtigen Brocken“ nicht los, da es die Wasserstraße zum Schwarzen und zum Asowschen Meer kontrolliert, an denen die ukrainischen Hafenstädte liegen. Kyjiw nutzt zudem gern die Vermittlungsqualitäten Ankaras. Es war die Türkei, die Anfang November 2022 Russland dazu bewog, die ukrainischen Getreideexporte über Odesa nicht mehr zu verhindern, ein Kompromiss, der bis zum Sommer 2023 hielt. Und es war der türkische Präsident Erdoğan, der im Juli des gleichen Jahres kurz vor dem NATO-Gipfel in Wilna überraschend erklärte, dass der Platz der Ukraine in der NATO sei. Darüber hinaus kann die militärische Zusammenarbeit von Kyjiw und Ankara nicht außer Acht gelassen werden. Die Türkei stellt moderne Waffen wie die Bayraktar-Drohnen her, die sich die Ukraine nach 2014 beschafft hatte. Zudem verkündeten beide Länder Interesse an einer Zusammenarbeit beim Aufbau der ukrainischen Flotte und bei anderen Militärvorhaben.
 
          Auf der geopolitischen Karte der Ukraine sind außerdem seine Grenzländer im Südosten bedeutsam – Moldowa samt dem abtrünnigen Transnistrien, das von Russland unterstützt wird, Rumänien und Ungarn (Karte hintere Umschlagklappe). Transnistrien könnte unter Umständen von Moskau zur Eröffnung einer neuen Kriegsfront genutzt werden, weshalb die Ukraine nach dem 24. Februar 2022 seine Grenze zu der Enklave schloss. Moldowa, Rumänien und Ungarn sind für ukrainische Kriegsflüchtlinge wichtige Zufluchtsländer.
 
          Das Vereinigte Königreich, dessen Bedeutung nach dem Brexit 2020 auf der geopolitischen Karte der Ukraine rapide abgenommen hatte, kehrte im Krieg als der zweitgrößte militärische Unterstützer Kyjiws zurück. In einem Interview für die Wochenzeitung The Economist stellte Präsident Selenskyj im April 2022 mit einer leicht erkennbaren Spitze gegen Deutschland fest: „Großbritannien ist klar auf unserer Seite und vollzieht keinen Balanceakt. Großbritannien sucht nicht nach Auswegen. Großbritannien will, dass die Ukraine gewinnt und dass Russland verliert.“
 
          Kyjiw zeigte sich allerdings nicht begeistert von dem Vorschlag des damaligen britischen Premierministers Boris Johnson, der während seines Besuchs in der ukrainischen Hauptstadt im Juni 2022 eine Vision des EU-skeptischen „europäischen Commonwealth“ zeichnete. Selenskyj weiß, dass die Seemacht Großbritannien zwar Waffen liefern kann, aber nach dem Krieg von Kyjiw weiter entfernt als Brüssel bzw. Berlin bleiben wird.
 
         
         
          Der Aggressor
 
          Jurij Andropow, jahrzehntelang Chef des sowjetischen Geheimdienstes KGB und in seinen letzten Lebensjahren – 1982–1984 – Parteichef der sowjetischen Kommunisten, erwartete von seinen außenpolitischen Beratern, dass sie in Diskussionen hinter verschlossenen Türen das sagten, was sie wirklich meinten, auch wenn sie sich das in der Öffentlichkeit nicht trauen würden. Warum musste er das anmahnen? Weil im kommunistischen Reich (nicht nur) auf dem außenpolitischen Feld das Orwell’sche „Doppeldenken“ Staatsräson war. Demnach hatte die totalitäre Sowjetunion die marxistisch-leninistische Geister- bzw. Phantomkarte für das Volk und die geopolitische Papierkarte für die Entscheidungsträger, die beide vom Staat gezeichnet wurden. An dieser Spaltung, die die Wahrheit zum Privileg der Elite macht, hält das Putin’sche Russland unbeirrt fest, was manchmal dazu führt, dass der Kreml selbst vergisst, auf welche Karte er gerade blickt.
 
          Obwohl Russland mit seiner Volkswirtschaft und dem Militär mit gewaltigem Abstand hinter den Vereinigten Staaten rangiert, spukt in den Köpfen der Russländer die Phantomkarte, auf der ihr Land den USA ebenbürtig ist. Sie haben weder den Niedergang ihres Imperiums noch die Tatsache realisiert, dass sie diese Ebenbürtigkeit ausschließlich mit dem selbstmörderischen Atomwaffeneinsatz beweisen könnten.
 
          Auf der wirklichkeitsgetreuen geopolitischen Papierkarte stellt die Ukraine das Land dar, das zusammen mit Belarus darüber entscheidet, ob Moskau auf Dauer aus Europa verdrängt (Stichwort: Containment) und ob es ein Imperium bleiben wird (Stichworte: Kolonien und Expansionismus). Diese Bedeutung gebietet eigentlich Vorsicht im Umgang mit dem größten Nachbarland im Westen. Nun plante der Kreml seine Invasion offenbar dennoch auf der in die Gehirne der Russländer „eingerillten“ Phantomkarte, auf der die Ukraine einen „künstlichen Staat“ darstellt und die westlichen Staaten als erschrocken, hoffnungslos zerstritten und unfähig erscheinen, sich auf eine wirksame Reaktion auf die russländische Aggression zu einigen.
 
          Wären Geister Realität, hätte das russländische Wunschdenken eine feste Basis und die Ukraine wäre binnen einiger Tage zusammengebrochen. Ihr Präsident wäre entführt bzw. umgebracht worden (ein israelischer Politiker sagte, Putin hätte ihm in den ersten Tagen nach der Invasion versprochen, Selenskyj nicht umbringen zu lassen), Wiktor Janukowytsch wäre als Staatsoberhaupt wiedereingesetzt worden, und der russländische Geheimdienst hätte die Jagd auf demokratisch gewählte ukrainische Politiker und auf „ukrainische Nazis“ aus Kultur und Wirtschaft gestartet. Die ukrainische Nation würde verschwinden. Auch das ewige Ziel der russländischen Europa-Politik, für das nicht zuletzt der im Kreml geschätzte Geopolitiker Aleksander Dugin immer wieder warb, wäre dann erreicht: Die im Südchinesischen Meer und im Nahen Osten beanspruchten USA würden sich aus Europa zurückziehen. Die Poltawa-Ordnung ohne die amerikanische Präsenz würde Russland nicht nur zu Europa bringen, sondern dem Kreml die Herrschaft über den europäischen Westen der Weltinsel bescheren. Die Russländische Föderation, deren BIP weniger als ein Siebtel des Bruttoinlandsprodukts der EU ausmacht, könnte den militärisch schwachen und „verweichlichten“ europäischen Westen – wie Dugin es zu formulieren pflegte – „schützen“.
 
          Im realen volldimensionalen Krieg sah jedoch alles anders aus. Die Ukraine band so viele militärische, ökonomische und menschliche Ressourcen Russlands, dass im Kreml händeringend nach der wirklichkeitsgetreuen Papierkarte gesucht werden musste. Je länger der ukrainische Kampf mit westlicher Hilfe dauerte und die gefundene Karte korrigiert werden musste, desto bewusster wurde sich die russländische Führung darüber, dass ihre Macht gerade noch dazu ausreichen würde, aktive Politik gegenüber ihren westlichen Nachbarländern zu betreiben.
 
          Der Kreml sah sich gezwungen, seine Truppen im Südkaukasus zu reduzieren. Er verlegte einige hundert Soldaten seiner Friedenstruppe aus Bergkarabach, 1 200 bis 2 000 Soldaten aus den russländisch besetzten Territorien Georgiens und wahrscheinlich auch einige aus seiner Militärbasis in Armenien an die ukrainische Front. Auch das militärische Engagement in Syrien, Zentralasien und – wahrscheinlich – Afrika wurde drastisch zurückgefahren. Die belarussische Peripherie, die nicht nur unverzichtbare logistische Hilfe für die „militärische Spezialoperation“ leistete, sondern sogar Waffen an Russland abgeben musste, wurde für Moskau wichtiger als jedes andere Land.
 
          Vor der Besatzung der Krim 2014, als Wiktor Janukowytsch Präsident der Ukraine war, schien sich Russland mit der Stationierung seiner Schwarzmeerflotte in Sewastopol auf Vertragsgrundlage abgefunden zu haben. Nach der völkerrechtswidrigen Annexion der Halbinsel durch Russland schloss Kyjiw den Landweg von Rostow am Don zur Krim und stellte deren Versorgung mit Wasser und Energie ein. Moskau sperrte daraufhin die Wasserstraße von Kertsch, die die Krim vom russländischen Territorium trennt, für die ukrainische Schifffahrt, um den Hafen der ukrainischen Stadt Mariupol unbrauchbar zu machen.
 
          Der Fall von Mariupol Ende Mai 2022 verwandelte das Asowsche Meer in einen russländischen Binnensee. Damit errichtete Russland den ersehnten Landkorridor, der von Rostow am Don nicht nur zur Krim, sondern irgendwann später über Cherson auch weiter nach Odesa führen konnte (Karte S. 69). Im Kreml wusste man, dass solange sich Odesa in ukrainischer Hand befindet, die Ukraine über den Zugang zu den Weltgewässern verfügt, was für ihre Wirtschaft, besonders für ihre Getreideexporte, von zentraler Bedeutung ist.
 
          Mit dem ukrainischen Odesa blieb für Russland auch der Landweg nach Transnistrien versperrt. Dort lebten seit dem Ende des Krieges 1992 etwa eine halbe Million Menschen, von denen 220 000 im Laufe der Jahre einen russländischen Pass beantragten und bekamen. In Transnistrien waren seitdem bis zu 2 000 russländische Soldaten stationiert, von denen ein kleiner Anteil „Friedenstruppen“ bildete, während die überwiegende Mehrheit unter dem Vorwand, noch von der Sowjetunion hinterlassene Munitionsbestände bewachen zu müssen, am linken Ufer des Dnjestr verblieb. Der Kreml versorgte die Bevölkerung in dem Landstreifen mit kostenlosem Erdgas und Rentenzuschüssen. Das quasi-staatliche Korruptionsregime in der selbsternannten „Transnistrischen Moldawischen Republik“ wird international nur von Russland anerkannt.
 
          Am 22. April 2022 erklärte der Kommandant des Zentralen Russländischen Militärbezirks, dass Moskau eine Landbrücke vom Donbas nach Transnistrien errichten wolle. Gut vier Monate später warnte der Außenminister Sergej Lawrow, Russland werde keine Mühen scheuen, um die russischsprachige Bevölkerung des benachbarten Moldowa zu „schützen“. Im Februar und März 2023 kam es in Moldowa zu Protesten gegen die prowestliche Regierung. Die Initiatoren machten sich den Unmut über die Energiepreise zunutze, die infolge der russländischen Drosselung von Gaslieferungen stark gestiegen waren. Die Drohungen gegen das außenpolitisch zwischen der EU und Russland pendelnde Moldowa richteten sich auch an die Ukraine, obwohl wegen der geringen Zahl der in Transnistrien stationierten russländischen Soldaten eine Offensive aus dieser Richtung wenig wahrscheinlich erschien.
 
          Auch mit dem Landkorridor zur Krim präsentierte sich Russland als eine international isolierte Mittelmacht, die nicht imstande war, einen regionalen Krieg zu gewinnen. Dem Kreml blieb unter diesen Bedingungen nichts anderes übrig, als mit der Stärkung der Beziehungen zu den Mächten, die mit ihm zusammenarbeiten wollten, gegenzusteuern. Ende Oktober 2022 kündigte Putin vor dem so genannten „Waldai-Club“, zu dessen Treffen er seit 2004 ihm wohlgesonnene Experten und Medienleute aus dem Ausland einladen lässt, eine außenpolitische Wende an. Er erklärte seinen Gästen die Weltordnung, die er im Begriff sah, sich von der Hegemonie der USA zu lösen und sich in Richtung Multipolarität zu entwickeln. Er belehrte sie zudem in Sachen der Freiheit des Westens, die nach seiner Überzeugung erdrückt worden sei, und zwar vom „Neoliberalismus“, der sich heute in der „cancel culture“ manifestiere. Am interessantesten war jedoch Putins Aussage, dass Russland infolge des Konflikts mit dem Westen enge Kooperationen mit China, Indien und Brasilien anstreben würde.
 
          Auf der Konferenz des „Waldai-Clubs“ faltete Putin offenbar erneut die Phantomkarte auf. Denn die von ihm anvisierte Allianz mit den aufsteigenden Großmächten Indien und Brasilien würde Russland zwar Abnehmer für die billigen russländischen Rohstoffe und ggf. Waffen bringen, aber er bekäme damit keine Partner, die willens wären, Russland zu unterstützen. Gleiches galt für die Türkei, die – neben ihrer Vermittlungsfunktion – im Laufe der Zeit zusammen mit Kasachstan und dem Iran zum wohl größten Zwischenlager für die Waren wurde, die nach der Verhängung der westlichen Sanktionen nicht mehr nach Russland verkauft werden durften.
 
          Etwas anders verhielt es sich mit China, das der Kreml als seinen wichtigsten Verbündeten betrachtet. Von engen Beziehungen mit der Volksrepublik hätte Russland durchaus profitieren können. Doch für die Führung in Peking ist Russland kein ebenbürtiger Partner, weil das Gefälle zwischen beiden Volkswirtschaften zu groß und nicht überwindbar ist (Chinas Wirtschaftsvolumen war 2022 in etwa zehnmal größer als das Russlands). Das wussten auch die wenigen in Moskau sehr wohl, die sich auf der Phantomkarte nicht ganz verirrt hatten. Für den Kreml kommt es folglich darauf an, wie er von seinem Seniorpartner behandelt wird: Eine Niederlage im Krieg würde Russland noch mehr in die wirtschaftliche, militärische und politische Abhängigkeit vom „großen Bruder“ treiben.
 
          Unter diesen Bedingungen gewannen für den Kreml „kleinere“ Staaten große Bedeutung, so der Iran, der moderne Kamikaze-Drohnen produziert, die Russland nicht herstellen konnte. Die Hoffnung, Teheran könnte Moskau darüber hinaus bei der Beschaffung von Computerchips und der Software für die russländischen Flugzeuge helfen, erfüllte sich hingegen nicht.
 
          Je offenkundiger die militärische und wirtschaftliche Schwäche Russlands zutage trat, desto offensiver wurde seine Bevölkerung der propagandistischen Rechtfertigung der „Spezialoperation“ ausgesetzt. Am 4. November 2022, dem Nationalfeiertag, behauptete Putin, dass „einige Länder, besonders Polen“, sich Teile der Ukraine einzuverleiben und so ihre früheren Territorien wiederzugewinnen trachteten. Am gleichen Tag behauptete das russländische Staatsfernsehen, dass Warschau unter „Phantomschmerzen“ leide, die dem Umstand entsprängen, dass in den Jahren der Smuta (traurigen Zeit) zu Beginn des 17. Jahrhunderts der zum Zaren gewählte polnische Königssohn den Moskauer Thron nicht hatte besteigen können. Zudem sei es Polen während der militärischen Spezialoperation gelungen, den NATO-Ländern seine „russophobe Grundhaltung“ aufzuzwingen. Die russländischen Medien haben überdies oft behauptet, dass Polen die Wiederbelebung der alten Rzeczpospolita in den Grenzen von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer anstrebe.
 
          Warschau wurde aber nicht nur auf der geopolitischen Phantomkarte eine zentrale Rolle zugeteilt. Vielmehr waren ihm vom Kreml tatsächlich Vorschläge gemacht worden, die Ukraine zu teilen. Der ehemalige polnische Außenminister Radek Sikorski berichtete, dass Putin im Februar 2008 dem polnischen Premierminister Donald Tusk eröffnet habe, die Ukraine sei ein künstlicher Staat und Lemberg (ukr. Lwiw, poln. Lwów) eine polnische Stadt, und geäußert habe: „Wir sollten das gemeinsam regeln.“ Es ist bekannt, dass 2014 ähnliche Vorschläge aus Russland an Ungarn und Rumänien ergangen waren.
 
          Sowohl in der Ära Schröder als auch in der Amtszeit von Angela Merkel stellte Deutschland auf der geopolitischen Karte Russlands den wichtigsten europäischen Staat dar. Damals hatte sich der Kreml darauf verlassen können, dass seine Unterbrechungen der Gas- und Ölexporte, die über die ukrainischen Pipelines und durch Belarus in die EU geliefert wurden, Berlin in der Absicht bestärken würden, eine weitere Gaspipeline zu bauen, Nord Stream 2. In einem internen Schreiben des Staatskonzerns Gazprom wurde die BASF-Tochter Wintershall, die dieses Projekt auf deutscher Seite entscheidend vorantrieb, als „unser größter Befürworter in Europa“ bezeichnet, der die Interessen vom Gazprom „schützt“. Die Allianz der Konzerne spannte die deutsche Politik ein. Der damalige Wirtschaftsminister und Vizekanzler im dritten Kabinett Merkel, Sigmar Gabriel, gab grünes Licht für den Verkauf des größten deutschen Gasspeichers in Rehden durch den Chemiekonzern BASF an den russländischen Erdgasriesen Gazprom. Im Gegenzug erhielt Wintershall Anteile an Gasfeldern im nordsibirischen Nowyj Urengoj.
 
          Als die Schönwetterzeit der deutsch-russländischen Beziehungen mit dem 24. Februar 2022 beendet war, erwies sich Berlin für Moskau als nicht mehr so wichtig. Nach der massiven Erhöhung der deutschen Waffenlieferungen an die Ukraine nutzte die Kreml-Propaganda verstärkt die Reminiszenzen an den Zweiten Weltkrieg – an den deutschen Überfall auf die Sowjetunion 1941 und an die deutschen Kriegsverbrechen. Vieles weist darauf hin, dass Moskau die Hoffnung auf eine Wiederbelebung der Energiepartnerschaft mit der Bundesrepublik aufgegeben hatte. Wichtiger erschien ihm Frankreich, dessen Präsident Macron demonstrierte, dass er trotz des Krieges am Kontakt zu Putin interessiert war, und der Ukraine lange Zeit noch weniger Waffen als Deutschland lieferte.
 
          Der Kreml, der sich durch die terroristischen Anschläge auf britische Staatsbürger die Beziehungen zu London verdorben hatte, prangerte stets das starke britische Engagement für die Ukraine an. Nachdem die Ukrainer Ende Oktober 2022 einen Drohnen-Angriff auf Sewastopol gestartet hatten, entdeckte die russländische staatliche Nachrichtenagentur RIA Nowosti in „britischen Experten“ die Planer der „terroristischen Attacke“. Überdies wurde das Vereinigte Königreich von den Propagandisten des Kremls stets als eine Marionette der USA dargestellt.
 
          Alles in allem blieben auf der geopolitischen Papierkarte der russländischen Eliten Belarus, China und die USA die wichtigsten Akteure.
 
         
         
          Der unverzichtbare Verbündete des Aggressors (Belarus)
 
          Es steht außer Frage, dass weder der autoritäre Aljaksandr Lukaschenka, noch sein Militär, noch die Belarussen die Teilnahme an der russländischen „Spezialoperation“ wünschten, von der Partizipation an Kampfhandlungen ganz zu schweigen. Weshalb engagierte sich also Minsk im Krieg um die Ukraine stärker als jedes andere Land? Die Antwort auf diese Frage ist einfach: Weil Lukaschenka wusste, dass er nicht die Unterstützung seines Volkes hatte.
 
          Nachdem der ehemalige Sowchos-Direktor Mitte des Jahres 1994 überraschend die Präsidentschaftswahlen gewonnen hatte, war er beim Volk beliebt als der „Bat’ka“ – was so viel wie „Dorfälterer“ oder „Hausvater“ bedeutet. Spätestens 1996 hatte Lukaschenka ein autoritäres System installiert, und er beabsichtigte niemals, den kolonialen Status seines Landes in Unabhängigkeit umzuwandeln. Stattdessen versuchte er immer wieder, mit der Annäherung an Brüssel und Peking seinen Spielraum auf Kosten der russländischen Metropole zu erweitern – durchaus mit Erfolg. Das änderte sich im August 2020 schlagartig. Trotz aller Manipulation im Wahlkampf und der Verhaftung von aussichtsreichen Gegenkandidaten verlor er die Präsidentschaftswahlen. Die Belarussen bewiesen mit den darauffolgenden Massendemonstrationen, dass sie vom Bat’ka die Nase voll hatten: Je länger die Proteste gegen die dreiste Fälschung der Wahlergebnisse, mit der sich Lukaschenka zum Gewinner erklärt hatte, andauerten, desto aussichtsloser erschienen seine Chancen, an der Macht zu bleiben. Unter diesen Umständen blieb dem Minsker Statthalter nichts anderes übrig, als bedingungslose Loyalität gegenüber der Metropole an den Tag zu legen. Während die Bevölkerung ihren Willen manifestierte, sein Regime loszuwerden, gab er immer mehr Macht an den Kreml ab. Dazu gehörte, dass er Belarus in einen Militärbezirk der Russländischen Föderation umwandelte. Im Gegenzug erhielt er wirtschaftliche, finanzielle, geheimdienstliche und propagandistische Unterstützung aus Russland. Mit dem massiven Einsatz des Zwangsapparats, der an die Repressalien des Kriegszustandes im kommunistisch regierten Polen der 1980er-Jahre erinnerte, aber noch brutaler war, gelang es dem Machthaber, die widerspenstige Gesellschaft zu pazifizieren.
 
          Dann wollte Lukaschenka seine Macht institutionell absichern und sich künftig von der „Belarussischen Volksversammlung“ und nicht vom Volk „wählen“ lassen. Auch die staatliche Integration von Belarus und Russland sollte vorangetrieben werden. Gewiss dachte Lukaschenka zugleich daran, sein Regime nach dem von ihm in der Vergangenheit oft praktizierten Muster in Zukunft in eine weniger repressive Phase zu überführen, um die Beziehungen zu den EU-Ländern zu verbessern, was seinen Spielraum gegenüber dem Kreml erneut erweitern würde. Die russländischen Vorbereitungen der Invasion in die Ukraine durchkreuzten diese Pläne jedoch, indem sie den Krieg zu seiner Hauptagenda machten.
 
          Im harten Konflikt mit der EU befand sich der Autokrat nicht erst seit 2020. Aber im Juni 2021 verschärfte er ihn, sodass an eine Verbesserung der Beziehungen nicht zu denken war. Lukaschenka begann damals, mit der Hilfe (und wahrscheinlich im Auftrag) Russlands an den Grenzen zu Polen, Estland, Lettland und Litauen eine künstliche Migrationskrise zu inszenieren. Seine als Reisebüros getarnten Dienste machten den Menschen in Krisenregionen wie Syrien, Afghanistan und dem Irak, die in die EU – insbesondere nach Deutschland – auswandern wollten, das Angebot, sie gegen Bezahlung nach Minsk einzufliegen, um sie anschließend über die belarussischen Grenzen in die EU-Länder einzuschleusen. Allein in Polen wurden in der zweiten Hälfte des Jahres 2021 rund 40 000 illegale Grenzübertritte verhindert. Es wird zwar oft behauptet, dass Lukaschenka gewillt gewesen wäre, diese Aktionen zu stoppen, sobald die EU die nach 2020 gegen Belarus verhängten Sanktionen zumindest aufgeweicht hätte und in einen Dialog mit dem Usurpator eingetreten wäre. Wahrscheinlicher jedoch erscheint die Interpretation, dass der Kreml mit der neuen „Flüchtlingskrise“ eine Destabilisierung der Union herbeiführen wollte und auf Minsk Druck ausübte, den Angriff auf die Außengrenzen der EU fortzusetzen.
 
          Zur Festigung seiner Macht verwarf Lukaschenka die geopolitische Karte seines Landes, auf der einst neben China und der EU seine Nachbarn im Norden und Westen einen wichtigen Platz einnahmen, zugunsten seiner persönlichen Karte, auf der alle Wege nach Moskau führen. Zur Rechtfertigung seiner Russland- und Ukraine-Politik benutzte er die von seinem Propagandaapparat popularisierte geopolitische Phantomkarte, auf die der kriegerische Westen und der friedliebende „große Bruder“ mit jeweils brauner und roter Farbe gezeichnet wurden. Auf dieser Karte stellt Polen den ewigen Verräter der slawischen Welt dar, der angeblich darauf aus sei, sich die westbelarussischen Territorien militärisch anzueignen, die ihm einst gehört hatten. Die große belarussische Protestbewegung des Jahres 2020 ließ allerdings darauf schließen, dass die meisten Belarussen eine derartige geopolitische Augenwischerei nicht glaubten.
 
          Die russländische Offensive auf Kyjiw startete zwar von Belarus aus (Karte S. 68), und von belarussischem Gebiet wurden immer wieder Raketen in Richtung Ukraine abgeschossen, Lukaschenka tat aber alles, um belarussische Soldaten nicht in den Krieg entsenden zu müssen. In einem Interview, das er einige Monate nach dem Beginn der russländischen Militäroperation gab, definierte er die Rolle seines Landes wie folgt: „Was unsere Teilnahme an der militärischen Spezialoperation in der Ukraine betrifft, so beteiligen wir uns dort tatsächlich. Wir verstecken es nicht. Aber wir töten niemanden. Wir schicken unsere Truppen nirgendwohin.“ Ansonsten gab Lukaschenka, wie sein Gebieter, die Aggression als Verteidigung aus: „Unsere Teilnahme soll vor allem verhindern, dass sich dieser Konflikt auf Belarus ausbreitet. Zweitens soll ein Angriff auf Belarus unter dem Deckmantel einer militärischen Sonderoperation Polens, Litauens und Lettlands verhindert werden.“ Und wie Putin unterstrich er die angeblichen moralischen Qualitäten seiner Politik: „Ja, wir heilen Menschen, wenn es nötig ist. Ja, wir ernähren Menschen. Und nicht nur die Russen. Wir ernähren hauptsächlich diese Flüchtlinge, arme, arme Menschen, die aus der Ukraine zu uns kommen, 400–500 Menschen pro Tag. Wir sollen sie nicht ernähren, wir sollen sie nicht heilen?! Das ist unsere Beteiligung an dieser Militäroperation.“ Und dann beschwor er erneut die Wirklichkeit in dem für ihn wichtigsten Punkt: „Es gibt keine andere Beteiligung, und es wird keine andere geben“.
 
          Nachdem Russland im November 2022 mit den massiven Bombardements der ukrainischen Infrastruktur begonnen hatte, griff Lukaschenka zu Drohungen: „Alles liegt jetzt in den Händen der Führer der Ukraine, wenn sie nicht wollen, dass Menschen sterben – und zwar in großer Zahl. Es ist schwer, aber wir müssen es stoppen, wir müssen es stoppen, denn der nächste Schritt wird die vollständige Zerstörung der Ukraine sein. […] Frieden, Frieden und nochmals Frieden!“ Lukaschenka wusste, dass mit der Überschreitung der ukrainischen Grenze durch die belarussische Armee sein Schicksal entweder unausweichlich an das von Putin gekoppelt sein oder er gleich die Macht verlieren würde. So oder so hätten sich die Überbleibsel seiner an einem einzigen Faden hängenden Legitimitätserzählung – er schütze sein Land vor dem Krieg – verflüchtigt.
 
          Nur dank russländischer Kredite bzw. Subventionen konnte Belarus sein im Krieg auf gut 20 Prozent angewachsenes Haushaltsdefizit überbrücken. Die belarussische Wirtschaftsleistung ging 2022 zwar nur um gemäßigte fünf Prozent zurück, aber die Ökonomie litt dennoch stark unter den westlichen Sanktionen. Minsk war gezwungen, seine Exporte nach Russland zu verlagern, während die Türkei, Kasachstan und der Iran in die bis dato von Belarus eingenommene Rolle des Schmugglers schlüpften, der dem Kreml nach 2014 geholfen hatte, die westlichen Wirtschaftssanktionen zu umgehen.
 
          Es tauchten Informationen auf, dass Lukaschenka in der Zeit der monatelangen Blockade des Hafens von Odesa im Jahr 2022 bereit gewesen wäre, das ukrainische Getreide über Belarus exportieren zu lassen. Daraus ist nichts geworden. Es wurde ihm im Westen aber positiv angerechnet, dass sich 2022 kaum etwas auf dem Weg zur Integration mit Russland bewegte. Das war aber nichts Neues – Minsk war in diesem Prozess immer schon der Bremser gewesen. Dass der Stillstand als Erfolg gelten konnte, zeugte von Lukaschenkas Abhängigkeit vom Kreml, die es ihm unmöglich machte, im Konflikt zwischen dem Westen und Russland autonom zu agieren.
 
          Mehr Autonomie gewann Lukaschenka unerwartet am 24. Juni 2023, als Putin händeringend nach einem ausländischen Vermittler suchte, der ihm helfen würde, einen Deal mit Jewgenij Prigoschin zu schließen, der mit seiner privaten Militäreinheit, der sogenannten „Gruppe Wagner“, die russländischen Städte einnahm (wie Rostow am Don) oder einzunehmen im Begriff war (wie Woronesch). Lukaschenka verhinderte den Ausbruch der Kämpfe in Moskau, indem er den „Wagneristen“ den Rückzug in sein Land anbot. Aus dem Kreml wurde die Botschaft in die Öffentlichkeit gesendet, Lukaschenka sei der Vater des zwischen Prigoschin und Putin erreichten Kompromisses. Mit anderen Worten: Die Peripherie half dabei, die Metropole vor einem Bürgerkrieg zu bewahren. Diese Aufwertung Lukaschenkas ändert aber nichts daran, dass seine Politik einer Lage-Analyse entspringt, die nicht mithilfe der belarussischen, sondern seiner persönlichen geopolitischen Karte eines ums Überleben zitternden Autokraten erfolgte.
 
          Anfang 2017 machte man im Zentrum von Wilna eine erstaunliche Entdeckung. Massive Regenfälle hatten auf dem historischen Gedyminus-Berg ein Massengrab freigelegt mit den Gebeinen von 20 Menschen, die mit dem Gesicht nach unten in ein mit Kalk gefülltes Loch geworfen worden waren, sodass Gesichtsabdrücke der Verscharrten entstanden waren. Forensische Untersuchungen ergaben, dass es sich um die sterblichen Überreste der von den zaristischen Behörden erhängten und erschossenen Befehlshaber des Januaraufstandes von 1863/64 handelte, an dem sich Polen und Belarussen (damals überwiegend noch „Litauer“ genannt) beteiligt hatten, darunter auch die von Kastuś Kalinoŭski, des am 22. März 1864 hingerichteten Anführers des Aufstandes in Litauen (Abb. 4).
 
           
            [image: Schwarz-Weiß-Fotografie von Kastuś Kalinoŭski.] Abb. 4  Kastuś Kalinoŭski, der Anführer des Januaraufstandes in Litauen 1863/64 
           
          Die Helden des Aufstandes erhielten am 22. November 2019 eine würdige Beerdigung auf dem Rossa-Friedhof in Wilna, zu der Tausende junge Belarussen anreisten. Sie dominierten den Trauerzug, an dem auch die Staatspräsidenten von Litauen und Polen teilnahmen, mit den in ihrem Land verbotenen weiß-rot-weißen Flaggen des Großfürstentums Litauen. Mit seiner Grabrede bezeugte der stellvertretende Premierminister von Belarus den Abstand zwischen dem Regime und der belarussischen Nation, indem er davor warnte, die Person Kalinoŭskis politisch zu „missbrauchen“. Wie Russland sieht das offizielle Belarus die Helden als „polnische Rebellen und Terroristen“. Was Wunder? Kalinoŭski mahnte in seinem letzten, in belarussischer Sprache geschriebenen Brief: „Weil ich dir, Nation, unter dem Galgen sage, dass du nur dann glücklich leben wirst, wenn kein Moskowiter über dir steht.“
 
          Lukaschenka musste damit rechnen, dass „seine“ Soldaten zu den belarussischen Verbänden überlaufen könnten, die als Freiwillige auf der ukrainischen Seite kämpften. Die größte belarussische Truppeneinheit in den ukrainischen Streitkräften bildete das Kastuś-Kalinoŭski-Regiment, das im Mai 2022 aus dem Bataillon gleichen Namens hervorgegangen war. Zudem gab es noch das Bataillon „Pahonija“, dem unter anderem einige ehemalige Angehörige des belarussischen Zwangsapparats beigetreten waren.
 
          Für Belarus geht es bei diesem Krieg um alles. Es kann ein wichtiges logistisches Zentrum der russländischen Truppen bleiben oder in den Krieg geführt werden. Der Kriegsausgang eröffnet zwei Optionen: Belarus kann entweder russländische Kolonie bleiben bzw. Bestandteil von Russland werden oder Unabhängigkeit gewinnen. Im letzten Fall würde es nach dem Krieg für die Festigung der Worskla-Ordnung ähnlich unentbehrlich sein wie die Ukraine. Die Frage seiner EU- und NATO-Mitgliedschaft würde sich unausweichlich stellen.
 
         
         
          Der unverzichtbare Hegemon (USA)
 
          Auf ihrer geopolitischen Karte betrachten die Amerikaner am häufigsten das ökonomisch und militärisch immer stärker werdende China sowie den Nahen Osten mit ihrem Erzfeind Iran. Man hört oft von der „Zehn-Jahres-Perspektive“, in der die USA mit dem chinesischen Versuch rechnen würden, Taiwan einzunehmen. Die amerikanische Führung ist sich dessen bewusst, dass die erzwungene Einverleibung des Inselstaates, die von weniger als zehn Prozent der Taiwaner befürwortet wird, ihre Kontrolle nicht nur über die verzwickten Wasserstraßen im Pazifik, sondern in der ganzen Welt infrage stellen würde.
 
          Russland beeindruckt auf der geopolitischen Karte der USA nur mit seiner territorialen Größe. Sein Bruttoinlandsprodukt macht in etwa den zwölften Teil des BIP der USA aus, obwohl Russlands Bevölkerung halb so groß ist wie die der Vereinigten Staaten. China, dessen BIP sich dem der USA gefährlich nähert, ist für Washington wesentlich wichtiger. In der Tradition von Henry Kissinger, der in den 1970er-Jahren das schwache China gegen die starke Sowjetunion ausgespielt hatte, versuchten die Vereinigten Staaten nach 1991, das schwache Russland gegen das immer stärker werdende China auszuspielen. Das gelang nicht.
 
          Was die Ukraine angeht, so stellte sie weder während des Zerfalls der Sowjetunion noch danach auf der geopolitischen Karte der Vereinigten Staaten ein besonders wichtiges Land dar. Anfang August 1991, knapp drei Wochen vor dem Putsch der reaktionären Kommunisten, die die Reform der Sowjetunion verhindern wollten, besuchte US-Präsident George Bush senior die Hauptstadt der Sozialistischen Ukrainischen Sowjetrepublik. In Kyjiw sorgte er für den Eindruck, dass die Vereinigten Staaten der untergehenden Sowjetunion und ihrem Präsidenten Michail Gorbatschow beistehen wollten. Er unterließ es, die Ukrainer zur Unabhängigkeit und Demokratie aufzumuntern. Stattdessen beschwor er ausgerechnet in dem Land, dessen nationale Eliten von den Kommunisten ausgerottet worden waren, dass die USA „denjenigen nicht helfen werden, die den selbstmörderischen Nationalismus fördern, der auf ethnischem Hass basiert“. Jene, die nach Unabhängigkeit strebten, um die Tyrannei Moskaus durch die lokale Despotie zu ersetzen, würden keine Unterstützung der USA erhalten.
 
          Bushs „chicken Kiev speech“ („Huhn auf Kyjiwer Art“ ist ein ukrainisches Gericht, es wurde zum geflügelten Wort, das Bush als Feigling verspottete) vom 1. August 1991 war so fehl am Platz, wie Worte eines Politikers nur falsch sein können. Der überforderte Welthegemon hatte aber nicht die Macht, mit Worten den Lauf der Geschichte zu ändern. Nach dem Scheitern des Putsches am 22. August blieben dem Sowjetstaat nicht zuletzt wegen des aufkeimenden ukrainischen Nationalismus nur noch etwas mehr als drei Monate Existenz.
 
          Bill Clinton übertrug die amerikanische Unterstützung der Sowjetunion auf Russland, auch diesmal auf Kosten der Ukraine. 1994 unterzeichnete er das Budapester Memorandum. George W. Bush, der im Januar 2001 seinen Amtseid als nächster US-Präsident ablegte, ernannte Condoleezza Rice, die ein Jahrzehnt zuvor für seinen Vater die „chicken Kiev speech“ verfasst hatte, zu seiner Sicherheitsberaterin.
 
          In Moskau hatte es Bush junior mit dem seit Anfang 2000 amtierenden Staatspräsidenten Wladimir Putin zu tun, zu dem er, wie er zunächst selbst glaubte, ein freundschaftliches Verhältnis entwickelt hatte. Im ersten Jahr seiner Amtszeit sagte Bush nach einem Treffen mit Putin auf seiner Ranch in Texas die oft zitierten Worte: „Ich habe dem Mann in die Augen gesehen. Ich halte ihn für direkt und vertrauenswürdig. Ich war in der Lage, einen Eindruck von seiner Seele zu gewinnen.“ Noch vor dem Krieg in Georgien 2008 lernte der amerikanische Präsident jedoch einiges über Putin und Russland dazu, weshalb er Tbilisi und Kyjiw den Beitritt in die NATO und Warschau die Aufstockung der amerikanischen Militärpräsenz in Polen in Aussicht stellte.
 
          Im Einklang mit der Politik von Deutschland und Frankreich, die „Russia in Europe“ haben wollten und die besagte NATO-Erweiterung 2008 in Bukarest vereitelt hatten, leitete Barack Obama gleich nach seinem Amtsantritt 2009 den „Reset“ der Beziehungen zu Russland ein.
 
          Mit dem hybriden Krieg gegen die Ukraine im Jahr 2014 wurde jedoch auch Obama eines Besseren belehrt. Er setzte in Rumänien die Pläne von Bush junior fort, den so genannten „Raketenschirm“ zu errichten, der, obwohl gegen den Iran gerichtet, massiv von Russland kritisiert wurde. Ende September 2015 hielt Obama vor der Generalversammlung der UNO eine Rede, in der er erklärte, dass die USA nur „wenige“ („few“) Wirtschaftsinteressen in der Ukraine hätten. Sie würden aber dennoch den Bruch des Völkerrechts seitens Russland nicht akzeptieren. „Wir setzen [… die infolge des Krieges in der Ukraine gegen Russland verhängten Sanktionen – JM] fort, damit diese Krise auf eine Art gelöst werden kann, die der demokratischen und souveränen Ukraine erlaubt, ihre Zukunft zu bestimmen und ihr Territorium zu kontrollieren. Nicht, weil wir Russland isolieren, sondern weil wir ein starkes Russland wollen, das auf Zusammenarbeit mit uns setzt, um das internationale System als Ganzes zu stärken.“
 
          Obwohl Washington den Kreml als Mitspieler im internationalen System haben wollte, war es nicht bereit, auf die Bestimmung der Spielregeln dieses Systems zu verzichten. Deshalb halfen die USA Kyjiw dabei, die ukrainische Armee „gegen weitere Aggressionen“, wie es ein Mitarbeiter des Obama-Stabs 2015 formulierte, zu wappnen. Aber erst nach der militärischen Unterstützung des syrischen Präsidenten Assad durch den Kreml ging Obama zum „Reset seines Resets“ über und stimmte der Stationierung zusätzlicher US-Soldaten in Polen zu.
 
          Gingen die Geduld und die Inkonsequenz der USA im Umgang mit Russland vielleicht darauf zurück, dass Mackinders Behauptung, Osteuropa sei für die Welthegemonie von zentraler Bedeutung, nicht mehr galt? Mitnichten. Die Amerikaner erwarteten von den Krampfanfällen des untergehenden Imperiums einfach keine Gefahr für ihre Stellung in Europa. Sie sahen das schwache „ukrainische Osteuropa“ mit seinem Drang gen Westen das schwache Russland schwächen. Es war für Washington bequem und preiswert, seine Präsenz in Europa nicht auszubauen und sich – unter Bush junior und Obama – darauf zu verlassen, dass Deutschland und Frankreich mit Putin über die Sicherheit in Osteuropa erfolgreich verhandeln würden. Das stellte sich als eine grobe Fehleinschätzung heraus.
 
          Die amerikanische Osteuropa-Politik änderte sich zeitweilig unter Donald Trump, obwohl auch er 2018 sein Amt antrat mit der erklärten Absicht, die EU und die Ukraine stärker als seine Vorgänger zu vernachlässigen. Er hatte aber schnell seine Lektionen in Sachen Außenpolitik, Putin und NATO gelernt. Obwohl Trump im Wahlkampf die Existenzberechtigung des transatlantischen Bündnisses infrage gestellt hatte, kritisierte er nun Deutschland für seine unzureichenden Militärausgaben. Trump wollte es für seinen merkantil untermauerten Nationalegoismus bestrafen und pflegte deshalb zu Emmanuel Macron bessere Beziehungen als zu Angela Merkel. Die Unterstützung des Kongresses im Rücken, verhängte er Ende 2019 Sanktionen gegen die westeuropäischen Firmen, die die Pipeline Nord Stream 2 bauten. Und Trump ging daran, die US-amerikanische Militärpräsenz an der NATO-Ostflanke zu stärken, indem er 5 000 in der Bundesrepublik stationierte US-Soldaten nach Polen zu verlegen beabsichtigte. Am wichtigsten war Trump jedoch der Handelskrieg mit China, den er vom Zaun gebrochen hatte. Nach den im November 2020 verlorenen Präsidentschaftswahlen musste er dann zähneknirschend zusehen, wie Angela Merkel im Dezember das EU-Investitionsabkommen mit China doch noch durchdrücken konnte.
 
          Was China anbetrifft, so blieb Trumps Amtsnachfolger Joe Biden bei der harten Linie. Biden weichte jedoch Trumps Deutschland-Politik auf, indem er die Fertigstellung von Nord Stream 2 duldete. Er ignorierte die konservative polnische Regierung und bestrafte sie so für ihre Nähe zu Trump.
 
          Nach dem 24. Februar 2022 ruderte Biden jedoch zurück und wandte sich Osteuropa zu. Dazu gehörte die massive Unterstützung der Ukraine. Bis zur Mitte des Jahres 2023 genehmigte seine Administration 24 Militärhilfspakete im Gesamtwert von fast 18 Milliarden US-Dollar. Das entsprach in etwa einem Drittel des jährlichen Militäretats der Russländischen Föderation (der offenbar nicht ganz in der Armee ankommt). Als Präsident Selenskyj vor Weihnachten 2022 Washington einen Besuch abstattete, war von einem 40-Milliarden-Dollar-Gesamtpaket die Rede – inbegriffen militärische und humanitäre Hilfe sowie Geld. Biden ließ keinen Zweifel an seiner Absicht, das Ziel Russlands zu vereiteln, mit der erneuten Kolonisierung der Ukraine zum bestimmenden europäischen Akteur zu werden. Sein überraschender Besuch in Kyjiw am 22. Februar 2023 glich denn auch einer Verpflichtung, dass die USA der Ukraine bis zum Sieg – was auch immer man darunter verstehen mag – beistehen würden.
 
          Es war für Biden von zentraler Bedeutung, die in den vorausgegangenen Jahrzehnten durch die chinesische Herausforderung unsicher gewordene Hegemonie der USA zu behaupten. Er übernahm die Führung des Westens und führte China mit seiner Russland-Politik vor, was ihm drohte, wenn Peking Taiwan angriffe. Mit der Entschlossenheit in Europa wurde er den innenpolitischen Druck los, unter dem er stand, nachdem ihm viele amerikanische Bürger den unwürdigen Abzug der US-Truppen aus Afghanistan im Sommer 2021 angelastet hatten.
 
          Es ist keineswegs sicher, dass die Unterstützung der USA für die Ukraine im volldimensionalen Krieg aus der Erkenntnis folgte, dass sie für die Vereinigten Staaten unter geopolitischen Gesichtspunkten unverzichtbar ist. Wäre das nicht der Fall, dann könnte die Ukraine nach dem Krieg auf der geopolitischen Karte der USA an Bedeutung verlieren. Das wird mit den Ländern der NATO-Ostflanke höchstwahrscheinlich nicht geschehen. Selbst wenn die USA die Ukraine im Stich lassen und nicht in die NATO aufnehmen sollten, kann Washington auf das starke Engagement in Polen, Rumänien und den baltischen Staaten nicht mehr verzichten. Besonders Polen hat sich auf der geopolitischen Karte der USA als ein wichtiger Verbündeter etabliert. Nicht nur, dass es zu den größten Waffenlieferanten im Krieg um die Ukraine zählte: Es wurde für die USA schlichtweg unverzichtbar als der logistische Hub mit Zentrum im südpolnischen Rzeszów (Karten Umschlagklappen), durch den 80 Prozent der westlichen Militärhilfe für die Ukraine gingen. Mitte 2022 nannte der Nachrichtensender Bloomberg die 200 000 Einwohner zählende Bezirksstadt der Vor-Karpaten-Wojewodschaft, die in den ersten Wochen nach dem Beginn der russländischen Invasion 100 000 Flüchtlinge aufnahm, „das Tor der Welt zur Ukraine“.
 
          Darüber hinaus bliebe unter den NATO-Staaten einzig Polen im Fall eines russländischen Überfalls auf das Baltikum imstande, die so genannte Suwałki-Lücke, die den hochgerüsteten russländischen Kaliningrader Bezirk von Belarus trennt, zu sichern und seine Soldaten umgehend nach Litauen zu entsenden (Karte hintere Umschlagklappe).
 
          Washington nahm Warschaus Politik, die konsequent auf die Überwindung der Energieabhängigkeit von Russland abzielte, anerkennend zur Kenntnis, zumal Polen seit Mitte der 2010er-Jahre teures Flüssiggas auch aus den USA bezieht. Schließlich ist Polen willens und aufgrund seiner schnell wachsenden Wirtschaft imstande, in seine Armee stark zu investieren. Jedenfalls spricht die Schnelligkeit Bände, mit der der Demokrat Joe Biden nach dem 24. Februar mit der konservativen polnischen Regierung seinen Frieden schloss und Tausende Soldaten nach Polen schickte. Trotz alledem gehört Warschau nicht zu den Spielern, denen die USA dauerhaft eine zentrale politische Bedeutung beimessen. Denn obwohl Ende April 2023 Pentagon-Sprecherin Celeste Wallander im US-Kongress Polen als einen „Leader unter den Verbündeten der USA in der NATO und in Europa“ lobte, wurde Warschau nicht in den Kreis von London, Paris und Berlin aufgenommen, mit denen sich Joe Biden vor dem NATO-Gipfel in Wilna im Juli 2023 absprach.
 
          Unübersehbar ist die Aufmerksamkeit, die die USA Rumänien und Moldowa angedeihen ließen. Seit zumindest einem Jahrzehnt hat sich Washington für die EU-Mitgliedschaft Moldowas eingesetzt, dem der Weg in die NATO aufgrund des ungeklärten Status von Transnistrien versperrt bleibt, und zudem hat es das Land 2022 finanziell stark unterstützt. In Rumänien, direkt an der Grenze zur Ukraine, wurden im Oktober 2022 4 700 Soldaten der US-amerikanischen Screaming Eagles (der 101. Fallschirmjägerdivision) im Rahmen der NATO-Kampfgruppe stationiert.
 
          Washington ist zeitgleich klar geworden, dass seine Truppen in Deutschland ein Relikt des Kalten Krieges sind. Deutschland stellt auf der geopolitischen Karte der USA das wirtschaftlich stärkste Land in Europa dar, das zu viele amerikanische Militärressourcen bindet. Was die deutsche Russland-Politik vor dem 24. Februar 2022 angeht, so konnte Washington diese nicht laut kritisieren, weil es sich ihr nur unter Trumps Präsidentschaft widersetzt hatte. Trotzdem erkennen die USA die Probleme, die sie mit einem Deutschland haben, das nicht mehr „down“ ist. Die USA setzten im deutschen Wiedervereinigungsprozess durch, dass die DDR nicht nur der Bundesrepublik, sondern – gegen den beharrlichen sowjetischen Widerstand – auch der NATO beitreten durfte, und Bush senior trug seinerzeit das Angebot vor, Berlin solle Washingtons „partner in leadership“ werden. Beides hielt Berlin nicht vom gefährlichen Abdriften Richtung Russland und China ab. Geopolitik erweist sich immer stärker als Loyalität.
 
          Was Russland angeht, so waren die USA zwar kaum imstande, dessen während des Krieges beschleunigte Vasallisierung durch China aufzuhalten, aber sie wollten diesen Prozess zumindest nicht unterstützen. Denn ein Peking, das Mackinders „Herzland“ beherrschen würde, drohte das zu erreichen, was die Sowjetunion und Russland immer wollten, aber niemals zu bewerkstelligen vermochten: die USA von der Weltinsel verdrängen.
 
          Unter diesen Bedingungen setzten die Vereinigten Staaten auf die kontrollierte Schwächung Russlands, und zwar nicht nur mit der dosierten Lieferung der Waffen, die die Ukraine brauchte, sondern auch mit Wirtschaftssanktionen. Es war eine zeitraubende, teure und für die Ukraine schrecklich opferreiche Strategie. Sie gab den USA jedoch die Kontrolle über den Kriegsverlauf. Für die Ukraine bedeutete es, dass ihre territoriale Integrität und ihre NATO-Mitgliedschaft die Verhandlungsmasse für Washington in Gesprächen mit Moskau hätte werden können. Die einflussreiche New York Times forderte Joe Biden bereits im Mai 2022 dazu auf, anzuerkennen, dass die Wiederherstellung der territorialen Integrität der Ukraine in den Grenzen von Anfang Februar 2014 kein realistisches Ziel darstelle und vor diesem Hintergrund der US-Präsident der Ukraine eröffnen sollte, dass es Grenzen der amerikanischen Hilfe gebe.
 
          Washington muss zwischen zwei Zukunftsszenarien abwägen. Entweder stärkt es Russland, indem es die Ukraine zum Verzicht auf ihre Territorien und zum Friedensabschluss zwingen würde – ob die USA eingesehen hätten, dass ein solcher Frieden Russland nicht davon abhalten würde, in Zukunft weiter nach Osteuropa zu drängen, wäre dabei zweitrangig –, oder das Weiße Haus würde die Ukraine zum Vorposten der eigenen Sicherheit machen wollen, was ihre Einbeziehung in die NATO bedeuten würde. Wollten die Amerikaner Russland doch ein bisschen schonen, ginge es auch mittels der durch das Bündnis verbürgten Beistandsverträge Kyjiws mit mehreren NATO-Mitgliedern.
 
          Die USA verloren während des Krieges aber auch nicht den zentralen Akteur auf ihrer geopolitischen Karte aus dem Blick und beschlossen am 7. Oktober 2022 drastische Ausfuhrbeschränkungen für Prozessoren und das für deren Produktion nötige Rüstzeug nach China, was aus ihrer Sicht nicht weniger wichtig war als die Hilfspakete für die Ukraine. Damit verpasste das Weiße Haus der Volksrepublik, die die Fähigkeit erwerben wollte, modernste Hochleistungschips im eigenen Land zu produzieren, einen gewaltigen Schlag. Diese Ausbremsung Chinas soll es in technologischer Hinsicht zumindest ein Jahrzehnt hinter den Vereinigten Staaten und Taiwan zurücklassen. (Nebenbei bemerkt: Was Russland an Kleinprozessoren herzustellen imstande ist, reicht gerade noch aus zur Produktion von Kreditkarten.)
 
          Washington blieb auch im Nahen Osten aktiv. Die USA schlugen dem Mullah-Regime im Iran einen Deal vor: Wenn Teheran Kontrollen seiner Nuklearinstallationen erlaubte, würden die gegen den Iran verhängten Sanktionen aufgehoben werden. Die dann durch Teherans Rückkehr in die Weltwirtschaft freigegebenen Ölmengen würden die infolge des Krieges um die Ukraine gestiegenen Ölpreise sinken lassen. Doch der Iran ging darauf nicht ein.
 
         
         
          Der unverzichtbare Verbündete der Ukraine (Polen)
 
          Der ehemalige britische Außenminister Michael Fallon nannte Mitte November 2022 in einem Artikel für die Tageszeitung The Telegraph die Fakten: „Fast acht Millionen Ukrainer haben seit Februar die Grenze nach Polen überschritten. Sie werden ernährt, untergebracht und erhalten freie Fahrt und Schulplätze für ihre Kinder. Familien in ganz Polen haben ihre Türen für die größte Menschenbewegung auf unserem Kontinent seit dem Zweiten Weltkrieg geöffnet. Polen hat die meisten ukrainischen Flüchtlinge aufgenommen […] Am härtesten traf es die polnische Wirtschaft, deren Wachstumsrate von 4 Prozent auf 1,6 Prozent nächstes Jahr zurückgehen wird; und es war Polen, das ständig seine eigenen Bestände abbaute, um dem ukrainischen Militär die Waffen zu liefern, die es so dringend zur Verteidigung seines Heimatlandes brauchte.“
 
          Weiter schrieb Fallon über das Land mit seinen knapp 38 Millionen Einwohnern, dessen Bruttoinlandsprodukt kleiner als der bundesdeutsche Haushalt ist: „Polen wird in diesem Jahr unglaubliche 8,4 Milliarden Euro ausgeben, um den ukrainischen Flüchtlingen zu helfen, hat jedoch nur einen Beitrag von 144 Millionen Euro von der EU erhalten.“
 
          In der Tat stellte Polen neben den baltischen Staaten den zuverlässigsten Partner der Ukraine dar. Lange vor dem 24. Februar herrschte in den ansonsten stets zerstrittenen polnischen Eliten kein Zweifel daran, dass Warschau die Ukraine mit allen Waffen und jeder Hilfe versorgen sollte, die gebraucht würden. Die erste Schenkung polnischer Waffen an die Ukraine wurde drei Wochen vor dem russländischen Überfall beschlossen und gleich umgesetzt, die zweite einen Tag nach der Invasion. Symbolisch kam der Tatsache große Bedeutung zu, dass der polnische Botschafter Bartosz Cichocki sich als der einzige ausländische Diplomat weigerte, trotz des russländischen Angriffs Kyjiw zu verlassen.
 
          Warschau konnte nicht umhin, die Ukraine zu unterstützen. Selbst zu Zeiten, als sie scheinbar auf ewig einen Bestandteil der UdSSR darstellte und die Volksrepublik Polen scheinbar auf ewig eine Kolonie des Sowjetreiches, verschwand Kyjiw nicht von der geopolitischen Karte jener Polen, die sich über die Zukunft in einer postkommunistischen Ära Gedanken machten. Jerzy Giedroyć, Herausgeber der damals in Polen sehr einflussreichen Exil-Zeitschrift Kultura, die in Paris erschien, plädierte in den 1970er-Jahren für die Vereinigung Deutschlands (selbstverständlich nicht in den Grenzen von 1937) und erachtete die künftige Zusammenarbeit Polens mit ihm für unausweichlich. Dem Verleger war jedoch klar, dass erst mit der Unabhängigkeit der östlichen Nachbarn Polen im geopolitischen Dreieck Deutschland-Polen-Russland zu einem wichtigen europäischen Akteur werden würde. Obwohl sich Giedroyć nicht auf Mackinders Überlegungen über „Osteuropa“ berief, als er beständig die Unabhängigkeit Litauens, Lettlands, Estlands, Belarus’ und der Ukraine der polnischen Staatsräson gleichsetzte, dachte er dennoch wie der Klassiker der Geopolitik.
 
          Nach 1989 wurde Giedroyć’ Mantra von der Republik Polen verinnerlicht, was der polnische Präsident Andrzej Duda am 5. Oktober 2022 in Bezug auf die Ukraine bestätigte: „Ich möchte nur eines sagen: Polen wird der Ukraine immer zur Seite stehen. Das ist unsere Staatsräson. Die Ukraine muss sich verteidigen und diesen Krieg überleben. […] Die Ukraine sollte zu international anerkannten Grenzen zurückkehren, das heißt vor der russländischen Aggression im Jahr 2014.“ Viereinhalb Monate früher hatte Duda als erster ausländischer Politiker nach dem russländischen Überfall im ukrainischen Parlament in Kyjiw eine Rede halten dürfen, in der er versichert hatte, dass es nach dem Krieg „keine Grenzen zwischen unseren Ländern geben“ werde.
 
          Der Ende 1991 im Zuge der Auflösung der Sowjetunion entstandene Streifen der unabhängigen Staaten von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer sorgte für die strategische Tiefe Polens. Umgekehrt sorgte Polen im Krieg um die Ukraine für die ausreichende Entfernung der für die ukrainische Kriegsführung unverzichtbaren Logistikzentren, vor allem in Rzeszów (Karte vordere und hintere Umschlagklappe), von den Frontlinien im Osten der Ukraine. In diesem Sinne waren die Grenzen zwischen beiden Ländern bereits nach dem 24. Februar 2022 verschwunden. Was Polen und die Ukraine darüber hinaus verbindet, ist die Überzeugung, dass Russland nur dann den Krieg verlieren werde, wenn, wie Duda es in dem zitierten Interview sagte, es gelingt, „eine Situation herbeizuführen, in der Russland seine Truppen abziehen muss“.
 
          Nördlich der Ukraine verfügt Polen jedoch nicht über die strategische Tiefe. Einerseits grenzt es an den russländischen Kaliningrader Bezirk, in dem der Kreml atomwaffenfähige Raketen stationiert hat, mit denen Warschau binnen einiger Minuten erreicht werden könnte. Andererseits ist Belarus nicht erst seit 2022 Moskau militärisch untergeordnet, weshalb russländische Truppen jederzeit an die belarussisch-polnische Grenze verlegt werden könnten. Im August 2023 setzte Putin seine Ankündigung vom März 2023 in die Tat um und ließ in Belarus taktische Atomwaffen stationieren.
 
          Sowohl polnische Konservative als auch „Liberale“ (in Anführungszeichen, weil sie sich im EU-Parlament nicht der liberalen Fraktion, sondern den Christdemokraten angeschlossen haben) arbeiteten für die Abkoppelung Polens von Gaslieferungen aus Russland. So baute Warschau in Swinemünde die LNG-Terminals, die mit Flüssiggas aus den USA und Katar versorgt wurden, und in Zusammenarbeit mit Oslo die Gasleitung Baltic Pipe (Karte S. 83), mit der es norwegisches Gas importierte. Was aber das Verhältnis zu Deutschland angeht, so war die polnische Elite gespalten. Die Konservativen warfen Berlin immer vor, mit den Pipelines Nord Stream 1 und Nord Stream 2 gegen das polnische, das ukrainische und das europäische Interesse an Energiesicherheit gehandelt zu haben. Rückblickend stellte der konservative Premierminister Mateusz Morawiecki im August 2022 in einem Interview mit dem britischen Wochenmagazin The Spectator fest, dass wenn ganz Europa Deutschland nicht nur bei der Gaspipeline Nord Stream 1, sondern auch bei Nord Stream 2 gefolgt wäre, seine Abhängigkeit von russländischem Gas, das Putin im Krieg als ein zentrales Erpressungsinstrument diente, nahezu unumkehrbar sein würde.
 
          Auch die „Liberalen“ kritisierten Nord Stream 2. Trotzdem versuchten die Galionsfiguren dieses Lagers – der Premier Donald Tusk und sein Außenminister Radek Sikorski –, die polnische Russland-Politik entlang der deutsch-russländischen Beziehungsachse auszurichten. Damit verbanden sie die Hoffnung, dass die von Berlin begleitete Annäherung an Russland Warschau auf das Niveau des strategischen Partners von Berlin und Paris heben würde. In dieser Position könnte Polen die Ostpolitik der Europäischen Union mitbestimmen. Zwar sah die britische Wochenzeitung The Economist darin den gelungenen Aufstieg Polens zu einer Führungsmacht der EU, die Bilanz dieser Politik erwies sich jedoch als ernüchternd. Betrachtet man das Mantra von Giedroyć, dann war sie sogar katastrophal.
 
          Was die Ukraine und Mackinders Osteuropa anbetrifft, so wurde Warschau im Jahr 2014, wie erwähnt, von den Verhandlungen über deren Zukunft ausgeschlossen vonseiten Deutschlands, Frankreichs und Russlands.
 
          Hinsichtlich einer Verbesserung der Beziehungen zu Russland gelang es zwar, das russländische Importverbot für polnisches Fleisch aufzuheben, doch bei einer Angelegenheit von ungleich größerer Tragweite, nämlich nach der Flugzeugkatastrophe, bei der am 10. April 2010 in der Nähe von Smolensk ein Teil der politischen Elite Polens ums Leben gekommen war, führte Moskau die polnische Regierung vor, um das Land politisch zu spalten, statt an der Aufklärung der Tragödie redlich mit Warschau zusammenzuarbeiten.
 
          Ein anderes Beispiel: Im Schulterschluss zwischen dem deutschen und dem polnischen Außenminister wurde Belarus gedrängt, sich der EU anzunähern. Ende 2010 kamen aber die belarussisch-polnischen Beziehungen zum Stillstand, und Lukaschenka wandte sich noch stärker als zuvor Moskau zu. Immerhin beteiligte sich Polen von 2008 bis 2011 weder an den Schulungen von mindestens 100 Angehörigen der belarussischen Sicherheitskräfte in Deutschland noch an der Ausbildung von knapp 400 Grenzschützern, leitenden Milizionären und Kriminaltechnikern, die von deutschen Beamten in Belarus unterrichtet wurden.
 
          Es ist kaum anzunehmen, dass Sikorski die durch die enge Zusammenarbeit mit Deutschland gewonnene polnische Stärke seinerzeit zum Ausdruck bringen wollte, als er erklärte, nicht einen Fuß nach Litauen (dessen Bevölkerung nicht einmal ein Zehntel der polnischen ausmacht) zu setzen, bis Wilna die Forderungen Warschaus, die polnische Minderheit besser zu behandeln, erfüllen würde.
 
          Trotz aller Probleme mit seinen Nachbarn konnte Polen drei Jahrzehnte lang in Freiheit leben. Mit dem NATO-Beitritt 1999 kam es unter den amerikanischen Schutz, wurde zum Frontstaat des Westens und hörte auf, das Schlüsselland von Mackinders Osteuropa zu sein. Das alles erleichterte seinen Beitritt zur Europäischen Union fünf Jahre später ungemein. Die Ära des Friedens und der Freiheit, in der Polen einen im weltweiten Vergleich fast einmaligen Wirtschaftsaufstieg erlebte, verdankte Warschau der Militärpräsenz der USA in Europa, darunter auch in Polen. Die Vereinigten Staaten stellen auf der geopolitischen Karte Polens den wichtigsten Staat dar.
 
          Für die amerikanischen Sicherheitsgarantien ist Warschau bereit, einiges in Kauf zu nehmen. Nachdem George Bush senior im April 1992 eine Delegation der polnischen Regierung im Oval Office empfangen hatte, verabschiedete er seine Gäste mit den Worten: „And listen what our ambassador tells you to do“ („Und hört darauf, was euch unser Botschafter sagt“). In Polen wusste man, dass das amerikanische Protektorat und die russländische Peripherie im ähnlichen Verhältnis zueinanderstehen wie ein normaler Stuhl zum elektrischen Stuhl. Deshalb bereitete Warschau die jahrzehntelange Unterschätzung der Ukraine seitens der USA wesentlich mehr Sorge als der zuweilen herrische Duktus Washingtons.
 
          Die andere Sorge Warschaus galt dem Status Polens in der NATO. Ungeachtet der Suwałki-Lücke (Karte hintere Umschlagklappe) und überhaupt seiner in sicherheitspolitischer Hinsicht prekären geografischen Lage stellte Polen bis 2022 ein NATO-Land zweiter Klasse dar. 2015 waren an der Weichsel nur 400 US-Soldaten stationiert, von denen man wusste, dass sie die einzige ausländische Absicherung im Falle eines Krieges sein würden. Wären sie durch einen russländischen Angriff getötet worden, so hätte das Washington innenpolitische Probleme bereitet, wenn es darauf nicht reagiert hätte. Ob aber die Reaktion die Entsendung von 100 000 oder 150 000 Soldaten nach Polen bedeutet hätte, die notwendig gewesen wären, um die russländische Invasion zu stoppen, steht auf einem anderen Blatt. Die polnische Diplomatie arbeitete deshalb hart, und zu Beginn des Jahres 2022 waren in Polen bereits 4 000 US-Soldaten stationiert. Ein Jahr später waren es 11 000.
 
          Seine schnell wachsende Ökonomie versetzte Polen zunehmend in die Lage, sowohl militärisch als auch politisch selbstständig zu agieren. Auf seiner geopolitischen Karte sind die neuen EU-Mitglieder, die dank der erfolgreichen postkommunistischen Systemtransformation immer selbstbewusster ihre Interessen artikulierten, von zentraler Bedeutung. Mit Tschechien, der Slowakei und Ungarn bildete Warschau den die „Wyschehrader Gruppe“ genannten Staatenblock, der freilich trotz einiger gemeinsamer Interessen immer wieder auseinanderdividiert wurde. Seit 2015 warb Warschau nicht ganz erfolglos in der Ukraine und den südosteuropäischen Staaten für die „Drei-Meeres-Initiative“, die Handelswege von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer und zur Adria erschließen sollte. Das demografische Potenzial Polens war freilich zu klein, um die Interessen der postkommunistischen EU-Mitglieder fest zu bündeln. An politischem Gewicht gewinnt Warschau erst in Zeiten der internationalen Krisen.
 
          Polen will in der Lage sein, sich selbst zu verteidigen. 2021 beschloss es, seinen Verteidigungsetat auf drei Prozent zu erhöhen, zwei Jahre später sprach man bereits von vier Prozent. Seit der Entdeckung der russländischen Verbrechen an Zivilisten in Butscha im April 2022 ist Warschau bestrebt, im Fall der direkten Bedrohung aus dem Osten imstande zu sein, den Gegner nicht ins Land zu lassen und präventiv anzugreifen. Polen kaufte bzw. bestellte modernste Flugzeuge, Panzer, Raketen und Luftabwehrsysteme in den USA. Nicht erst 2022 tauchte im Zusammenhang der Investitionen in Militärausrüstung Südkorea auf seiner geopolitischen Karte auf. Alles deutet darauf hin, dass das Land im Fernen Osten einen immensen Beitrag zur Modernisierung der polnischen Armee und Militärindustrie beisteuern wird, die zu den stärksten in Europa werden könnten, wenn die Pläne des Warschauer Verteidigungsministeriums von 2022 Wirklichkeit werden sollten. Nur Großmächte besitzen sonst 1 300 modernste Panzer, mit denen Polen noch in diesem Jahrzehnt seine an die Ukraine abgegebenen schweren Militärgeräte ersetzen will.
 
          Nach dem 24. Februar 2022 gewann Großbritannien, das die Ukraine massiv unterstützte, auf der geopolitischen Karte Warschaus wieder größere Bedeutung, auch wenn es die Stellung verloren hatte, die es für die konservative Regierung Polens vor dem Brexit gehabt hatte.
 
          Für die Polen hat die NATO ihren Sitz im Weißen Haus. Etwas komplizierter verhält es sich mit der EU, die zwar parteiübergreifend als der polnischen Souveränität dienlich angesehen wird. Konservative Stimmen erachten jedoch die Union nach dem zunehmenden politischen Bedeutungsverlust Frankreichs und dem Brexit als das Machtinstrument Berlins.
 
          Was sein Verhältnis zu den USA betrifft, so vermochte es Polen aufgrund seines inneren Zwists nicht, seine stärker gewordene Stellung richtig auszuspielen, die im Krieg um die Ukraine aus seiner geopolitischen Lage und seiner Hilfe für das überfallene Land erwachsen ist. Warschau beharrte deshalb auf seiner Rolle als ein Vasall der Vereinigten Staaten in der Hoffnung, dass ihm die Modernisierung seiner Streitkräfte mehr Gewicht auch auf den geopolitischen Karten der EU-Länder verleihen würde. Mitte 2023 summierten sich die Ausgaben (seit 24. Februar 2022) der polnischen Regierung für die Ukraine und die im Land befindlichen ukrainischen Flüchtlinge auf 3,2 Prozent seines BIP und waren insofern höher als die jedes anderen Staates (die immense Unterstützung seitens der polnischen Bevölkerung ist in dieser Zahl nicht enthalten).
 
         
         
          Der Getriebene (Deutschland)
 
          Aufgrund seines wirtschaftlichen Potenzials wie auch seiner Bedeutung in der Europäischen Union muss Berlin als ein zentraler Akteur im Krieg um die Ukraine gesehen werden. War Deutschland Anfang 2023 nicht unter jenem Dutzend Staaten, die, gemessen am Anteil ihres BIP, die Liste der Unterstützer der Ukraine anführten, stieg die (in absoluten Zahlen gerechnete) deutsche Militärhilfe kontinuierlich, sodass es nach den USA zum zweitgrößten Unterstützer des ukrainischen Militärs wurde. Paradoxerweise blieb Berlin dabei ähnlich zögerlich wie 2022: Es schien nur unter Druck zu helfen. Diese Zögerlichkeit könnte darin begründet sein, dass es sich über die Strategie seiner Ostpolitik – also über die konkrete Gestaltung der europäischen Nachkriegsordnung – unsicher war.
 
          Nachdem Olaf Scholz im Januar 2023 in der Frage von Waffenlieferungen an die Ukraine von den NATO-Verbündeten zum wiederholten Mal vorgeführt worden war, griff er auf die „urdeutschen“ Stereotype zurück, um seinen Status des Getriebenen zu rechtfertigen: Er habe stets besonnen und überlegt gehandelt, ohne mit Panzerlieferungen vorzupreschen und deutsche Alleingänge zu verfolgen. Dennoch war seine lange Weigerung, der Ukraine Panzer zu liefern, der deutsche Alleingang schlechthin. Scholz wollte sich offenbar nicht daran erinnern, dass an die Ukraine längst Hunderte Panzer geliefert worden waren, einige sogar mit Beteiligung seiner Regierung (im Rahmen des so genannten Ringtausches mit Tschechien, das für seine an die Ukraine abgegebenen Panzer sowjetischer Bauart deutsche Leopard-Panzer erhielt). Es bleibt festzuhalten: Die Bundesrepublik tat im Krieg um die Ukraine lange Zeit alles, um das Land nicht direkt mit Waffen zu unterstützen. Warum? Weil die politische Führung der Bundesrepublik im Februar 2022 mit den Folgen der Tatsache konfrontiert wurde, dass ihre Vorgänger es nach 1991 nicht für nötig gehalten hatten, auf einem Blatt Papier eine neue geopolitische Karte zu zeichnen. Für die deutschen Regierungschefs lohnte diese Arbeit nicht, weil sie mit Russland und nicht mit der Ukraine, von Belarus ganz zu schweigen, gutes Geld verdienten. In der ersten Jahreshälfte 2022 war Kanzler Scholz mit der schwierigen Aufgabe schlichtweg überfordert, vor der uralten geopolitischen Karte mit den Wegen, Straßen, Pipelines und der Staatenhierarchie der Poltawa-Ordnung zu sitzen, und so zu handeln, wie es die vom russländischen Militär angegriffene Worskla-Ordnung erforderte: entschlossen gegen Russland und für die Ukraine. Seine Regierung strebte nicht die Wiederherstellung der territorialen Integrität der Ukraine, sondern die baldige Wiederherstellung der guten Beziehungen mit Russland nach dem Krieg an. Hinzu kam, dass Scholz das Schönwetterland schlechthin regierte.
 
          Die Bundesrepublik brauchte keinen russländischen Angriff zu fürchten. Dafür sorgten die strategische Tiefe, die sie seit 1989 der Unabhängigkeit Polens sowie seit Ende 1991 dem Staatenstreifen in Mackinders Osteuropa verdankte, und die amerikanischen Militärbasen auf deutschem Boden. In Deutschland galt deshalb die universale Maxime, wer den Frieden haben wolle, der möge sich (selbst) auf den Krieg vorbereiten, als obsolet. Die Deutschen studierten die Wege für Transportfahrzeuge, Handelsschiffe, Passagierflugzeuge, Daten, Geld und Rohstoffe, während sie die Sorge um Bewegungen von Panzerwagen, Kriegsschiffen, Militärflugzeugen, militärisch verwendbaren Satelliten u. Ä. den Amerikanern überließen.
 
          Obwohl in sicherheitspolitischer Hinsicht ein Vasall der USA, war die Bundesrepublik nach 1945 frei und demokratisch. Außenpolitisch praktizierte sie zunächst als Juniorpartner eine Allianz mit Frankreich, dem das im Kalten Krieg nicht mehr souveräne Osteuropa als Gegengewicht zu Deutschland abhandengekommen war. Je stärker sich Bonn und, nach 1990, Berlin von den USA emanzipierten, desto erkennbarer hielt das Bündnis mit Frankreich der Bundesrepublik den Rücken für ihre selbstständige Ostpolitik frei. Diese hatte den für ein militärisch anlehnungsbedürftiges Volk typischen wirtschaftlichen Charakter. Das wäre für das europäische Kräftegleichgewicht unproblematisch, wenn die deutsche Republik nicht über das größte demografische Potenzial in Europa verfügt hätte und ihre wegen der geringfügigen Sicherheitsausgaben eingesparten Ressourcen, besonders nach der Wiedervereinigung, nicht immens gewesen wären. Kein Wunder, dass unter diesen Bedingungen der außenpolitische Ökonomismus zu dem geistigen Horizont wurde, den die Deutschen in die Interpretation ihrer veralteten geopolitischen Karte nach 1991 einbrachten. Der Ökonomismus, zu dem Handwerker ebenso wie Manager großer Konzerne neigen und den alle Erwachsenen zu verstehen glauben, bedeutet, im politischen Denken wirtschaftlichen Faktoren den Vorrang einzuräumen. In der Außenpolitik bedeutet der Ökonomismus die Fortsetzung des Strebens nach ökonomischem Gewinn mit diplomatischen Mitteln.
 
          Diesem Gewinnstreben lag ursprünglich der ernst gemeinte, vorwiegend von den intellektuellen Eliten ausgehende Wunsch zugrunde, aus der Katastrophe, in die sich Deutschland nicht zuletzt durch seinen Militarismus gebracht hatte, Schlüsse zu ziehen – neben der Notwendigkeit, die außenpolitisch beschnittene Souveränität der jungen Bundesrepublik und die ausbleibende militärische Stärke wirtschaftlich zu kompensieren. Die aufrichtige Überzeugung, dass von deutschem Boden nie wieder ein Krieg ausgehen darf, erleichterte die mit der Zeit als natürlich wahrgenommene Abtretung der Verantwortung für die eigene Sicherheit an die amerikanische Supermacht. Die Westdeutschen, als zahlenmäßig größte Bevölkerung in der EU, hatten überhaupt kein Problem damit, den Spruch „Die Amerikaner kommen vom Mars, die Europäer kommen von der Venus“ für ihr Motto zu halten. Da nach der Wiedervereinigung keine militärische Bedrohung aus dem Osten mehr erkennbar war, reflektierte man in Deutschland kaum mehr die Tatsache, dass das Land trotzdem auf den amerikanischen Sicherheitsschirm angewiesen war. Insofern blieben von der alten Bundesrepublik, in der die zuweilen akute sowjetische Bedrohung die Sorge um die Sicherheit niemals ganz verschwinden ließ, die Überzeugung, dass von deutschem Boden nie wieder ein Krieg ausgehen darf, und eben, dass die Außenpolitik die Fortsetzung des Strebens nach ökonomischem Gewinn mit diplomatischen Mitteln bedeutet.
 
          Die Vorteile des außenpolitischen Ökonomismus zeigten sich bereits bei der bundesdeutschen Kooperation mit der Sowjetunion. Bonn hatte diese Zusammenarbeit stets mit der europäischen Ausrichtung seiner Außenpolitik und dem Argument begründet, dass die wirtschaftliche Annäherung an die kommunistisch-totalitäre Sowjetunion das „Vaterland des Proletariats“ positiv beeinflussen würde. Der englische Historiker Timothy Garton Ash erkannte in dieser angeblich „im Namen Europas“ geführten Politik dagegen den Versuch, die Sowjetunion für die Vereinigung der Bundesrepublik mit der DDR zu gewinnen.
 
          Freilich war in der Bundesrepublik der 1970er- und 1980er-Jahre die Formel „Wandel durch Annäherung“ durchaus umstritten, und sie galt darüber hinaus als das geistige Eigentum der Sozialdemokratie. Dennoch wollten nach 1982 die Regierungen unter Helmut Kohl den in Gang gesetzten Bau der sowjetischen Infrastrukturprojekte, an denen große deutsche Konzerne wie Ruhrgas und Mannesmann beteiligt waren, weiterhin fördern. Finanziert wurden die Pipelines von der Deutschen Bank. Doch die westdeutsch-sowjetische Zusammenarbeit wurde in den 1980er-Jahren vom amerikanischen Präsidenten Ronald Reagan torpediert.
 
          Die Geschichte folgte einer Ereignisfrequenz, die der Formel „Wandel durch Annäherung“ widersprach: Erst nach dem Wandel der kommunistischen Staaten kam die Annäherung von Ost und West. Im wiedervereinigten Deutschland tat man dessen ungeachtet so, als wäre das kommunistische Weltsystem nicht von den Afghanen, die mit amerikanischer Unterstützung ein Jahrzehnt lang ihren Verteidigungskrieg gegen die Sowjetarmee geführt hatten, hingerichtet worden, nicht von der polnischen Gewerkschaftsbewegung „Solidarność“ und schon gar nicht von den anderen unterdrückten Völkern des kommunistischen Imperiums (auch nicht von den Deutschen in der DDR), die Ende der 1980er-Jahre mutig gegen den Kommunismus rebellierten, und ebenso nicht von Ronald Reagan, der das Wettrüsten im Kalten Krieg geschickt zuspitzte, sondern von den Devisen, die die Bundesrepublik der Sowjetunion für den Kauf ihrer Brennstoffe zahlte. Die preiswerten und zuverlässigen Öl- und Gaslieferungen gaben freilich keinen Anlass dazu, am Sinn der Fortsetzung der Zusammenarbeit mit dem Nachfolgestaat der Sowjetunion – der Russländischen Föderation – zu zweifeln. Die Bundesrepublik zahlte für das russländische Gas oft die Hälfte dessen, was Polen im Vergleich dazu zahlte, und zu mancher Zeit nicht wesentlich mehr als Belarus, das vom Kreml mit den niedrigen Preisen subventioniert worden war, damit es an Russland gebunden blieb.
 
          Das ökonomistische Politikverständnis verfestigte sich im wiedervereinigten Deutschland der 1990er-Jahre auch deshalb, weil die durch die kommunistische zentrale Planwirtschaft ruinierten, frei gewordenen Staaten nicht nur die politische Hegemonie der USA, sondern auch die deutsche Wirtschaftsexpansion willkommen hießen. Zwar freuten sie sich nicht nur über deutsche, sondern auch über französische, britische, niederländische und – am meisten – amerikanische Investitionen, aber Deutschland hatte auf diesem Feld allein schon wegen seiner geografischen Nähe Vorteile, die ihm dabei entgegenkamen, ohne große Anstrengung Riesenmärkte zu beherrschen. Berlin hoffte, Gleiches auf dem damals noch recht offenen russländischen Markt zu erreichen. Die Frage, ob es damit die Worskla- oder die Poltawa-Ordnung unterstützte, stellte sich ihm angesichts der erhoffen Wirtschaftsgewinne nicht. Wozu auch? Durch den Handel würde doch der Wandel bewirkt werden, dazu noch der Wandel zum Besseren, das heißt zum wirtschaftlichen Gewinn!
 
          2023 stand das Buch Die Moskau-Connection wochenlang an der Spitze einer populären deutschen Bestseller-Liste. Darin rechnen Reinhold Bingener und Markus Wehner, Journalisten der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, mit dem „Schröder-Netzwerk“ ab, das seit den 1970er-Jahren Deutschland in die „Abhängigkeit“ von Russland geführt habe, so die Autoren. Einerseits bemängeln sie den Ökonomismus der Russland-Politik von Gerhard Schröder: „Denn der Kanzler hat[te] kein Problem damit, die Interessen der Wirtschaft als nationale Interessen Deutschlands zu artikulieren […]. Mehr noch: Schröder [… ging] sogar so weit, von einer Zukunftspartnerschaft mit Russland zu sprechen, ‚die auf dem Bekenntnis zu gemeinsamen Interessen und Werten gründet‘“. Andererseits legen die beiden Autoren dar, dass die einseitige außenpolitische Fixierung auf Russland die Folge einer politischen Fehleinschätzung auch von Egon Bahr, Matthias Platzeck, Lars Klingbeil, Martin Schulz, Sigmar Gabriel, Boris Pistorius und anderen Sozialdemokraten war, die sich, wie Gerhard Schröder und Frank-Walter Steinmeier, darüber hinaus auch gerne mit den Ehrenwürden russländischer Universitäten schmücken wollten. Dem Ökonomismus messen die Autoren jedoch mehr Gewicht zu. Die ökonomistische Grundhaltung prägte das Verhältnis der Bundesrepublik zur totalitären Sowjetunion ähnlich wie zum autoritären Russland. Unübersehbar ist die Bemühung von Bingener und Wehner, diese Haltung als typisch für die deutsche Sozialdemokratie darzustellen, obschon sie Politiker anderer Parteien nennen – etwa Armin Laschet oder Christian Wulff –, die dem Putin’schen Regime grundsätzlich positiv gegenübergestanden hätten. Auf die Rolle Angela Merkels bei der Durchsetzung von Nordstream 2 und den Minsk-Verhandlungen gehen die Autoren nicht ein, sprechen ihr aber ein Lob aus, dass ihr in Russland keine Ehrendoktorwürde verliehen wurde, und sie zeigen Verständnis für Merkels „emotionale Bindung an Russland“ durch ihre Jugend in der DDR.
 
          Ungeachtet der möglichen Ursachen für den Ökonomismus der deutschen Russland-Politik musste diese zu Spannungen mit den östlichen Partnern in der EU und der NATO führen, die sich über die Verletzung ihrer Sicherheitsinteressen durch die Nord-Stream-Pipelines beklagten. Die Regierungen Schröder und Merkel rechtfertigten diese Investitionen mit dem angeblichen „europäischen“ Interesse an den Gaslieferungen aus Russland. Angela Merkel beschwor „Europa“ mit einer Intensität, die die Gewinne der deutschen Unternehmer im Russland-Geschäft vergessen ließ. Das Handelsblatt redete hingegen im November 2009 auf einer Titelseite Tacheles über die Wertschätzung der Länder von Mackinders Osteuropa: „Deutschland muss in dieser Frage letztlich egoistisch sein. […] Die Angst in Polen und den baltischen Staaten, durch den Bypass von der Gasversorgung abgeschnitten und zum Spielball der Russen zu werden, wird sich aber wohl nie endgültig aus der Welt schaffen lassen. Letztlich kann Westeuropa auf solche Befindlichkeiten aber keine Rücksicht nehmen.“ Die Ukraine erwähnte der Kommentator der populären Wirtschaftszeitung gar nicht. Darin spiegelte sich die Unterschätzung der geopolitischen Bedeutung des Landes, das zwar ein im europäischen Vergleich beachtliches, aber wesentlich kleineres demografisches Potenzial als Deutschland und eine schwache Volkswirtschaft hat. Im Wendejahr 2014 waren Vertreter aus der Ukraine so gut wie niemals in deutschen Medienstudios oder Talkshows zu sehen, wenn dort über den russländisch-ukrainischen Konflikt diskutiert wurde.
 
          Auch Polen sah sich nach 1989 auf der geopolitischen Karte Deutschlands nicht als so wichtig, als dass es im Falle sicherheitspolitischer Konflikte zwischen Warschau und Moskau mit der Unterstützung Berlins hätte rechnen müssen. Dies hatte eine lange Tradition. Perioden eines deutsch-polnischen Gleichschritts in der Russland-Politik gab es nur dann, wenn sich Berlins Außenpolitik gegen Russland richtete. Im Ersten Weltkrieg förderte beispielsweise das bis dato zutiefst antipolnische Wilhelminische Reich sogar die Entstehung des polnischen Staates (1916). Der Weimarer Republik war aber Sowjetrussland wichtiger als Polen. Im Vorfeld des Zweiten Weltkrieges versuchte Adolf Hitler, Warschau für den gemeinsamen Kampf gegen die Sowjetunion zu gewinnen. Doch weder im Ersten Weltkrieg noch in den Jahren 1938/39 war Berlin bereit, Warschau als einen gleichberechtigen Partner anzuerkennen. Alles in allem: Vor 1989 akzeptierte Berlin fast immer die Poltawa-Ordnung. 1991 bekannte es sich lautstark zur Worskla, handelte nach Poltawa und lehnte die Eindämmung des russländischen Einflusses in Europa ab.
 
          Auf der obsoleten geopolitischen Karte der Bundesrepublik fanden auch Belarus und Georgien nur im Schatten Russlands einen Platz. Im August 2008 wollte Altbundeskanzler Gerhard Schröder ungeachtet des Georgien-Krieges, in dem die russländischen Truppen sich gerade auf die Hauptstadt Tbilisi zubewegten, ungetrübt den Kuchen konsumieren, den der Bundesrepublik das Einbringen Russlands in die Worskla-Ordnung lieferte: „Ich halte überhaupt nichts von einer Dämonisierung Russlands. Ich begreife Russland als Teil Europas.“ Diese Meinung des sozialdemokratischen Kreml-Lobbyisten war nicht weit von der Position Angela Merkels entfernt, die im gleichen Jahr im Schulterschluss mit dem damaligen französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy in Bukarest Georgien die Chance nahm, für den NATO-Beitritt einen Aktionsplan zu erhalten.
 
          Der von beinahe der gesamten Elite Deutschlands bejahte ökonomistische Kurs ließ die historische und sicherheitspolitische Kompetenz in „Ostangelegenheiten“ als unwichtig erscheinen. Noch in der Regierungszeit von Gerhard Schröder war das Bundesinstitut für Ostwissenschaftliche und Internationale Studien aufgelöst worden, dessen empirische Forschung jahrzehntelang den mittel-, südost- und osteuropäischen Staaten sowie China gegolten hatte und das die Bundesregierung beraten hatte. Der damit einhergehende Kompetenzverlust führte dazu, dass die eigene ökonomistische Quasilogik auch dem Kreml unterstellt wurde, wofür der bereits zitierte, im Handelsblatt erschienene Kommentar exemplarisch steht, in dem es weiter hieß: „Aber werden wir durch die Pipeline nicht noch abhängiger vom Russen-Gas? Natürlich ist es sinnvoll, auch andere Quellen zu erschließen. […] Aber die Ängste bei der Ostseepipeline sind unbegründet. Gerade die Russen, die mehr als die Hälfte der Kosten tragen, sind daran interessiert, dass stets Gas durch die Röhren fließt.“ Mit diesem wirklichkeitsfremden, aber für Handwerker, Manager großer Konzerne sowie überhaupt für jeden erwachsenen Menschen nachvollziehbaren Argument wurde jede sachliche Kritik an den Nord-Stream-Projekten im Keim erstickt. Das machte die deutsche Russland-Politik zur Geisel der Interessen sowohl der Energieriesen im eigenen Land als auch des russländischen Unternehmens Gazprom.
 
          Der ökonomistische Kompetenzschwund machte auch vor der Verteidigungspolitik nicht halt. Beispielhaft für den inhaltsleeren, populistischen Umgang mit dem Thema Sicherheit war die Zielvorgabe der 2013 im Amt angetretenen Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, die die familienfreundliche Gestaltung der seit Jahrzehnten unterfinanzierten Bundeswehr zu ihrem Hauptanliegen erklärte. Damit einher ging die Reduzierung der Anzahl der Kampfpanzer in der Bundeswehr. In der Ära Merkel hat Berlin überdies niemals einen redlichen Versuch unternommen, die selbst auferlegte Verpflichtung zu erfüllen, zwei Prozent des Bundeshaushalts für die Verteidigung auszugeben.
 
          Der von Russland 2014 angezettelte hybride Krieg verunsicherte die Bundesrepublik stark, weil er die wirtschaftlichen Profite bedrohte, die sich den billigen russländischen Lieferungen der Energieträger Öl und Gas verdankten. Im Mai 2015, drei Monate nach der Unterzeichnung des Minsk-2-Abkommens, stellte die Bundeskanzlerin während einer mit Putin in Moskau abgehaltenen Pressekonferenz fest, dass die Zusammenarbeit mit Russland im Rahmen des Europarates, der WTO und des NATO-Russland-Rates bedroht sei: „Durch die verbrecherische und völkerrechtswidrige Annexion der Krim und die militärischen Auseinandersetzungen in der Ostukraine hat diese Zusammenarbeit einen schweren Rückschlag erlitten, schwer, weil wir darin eine Verletzung der Grundlagen der gemeinsamen europäischen Friedensordnung sehen.“ Diese viel beachteten Worte der Wahrheit erreichten so gut wie keine Russländer, weil sie während der Übertragung der Konferenz vom Dolmetscher nicht ins Russische übersetzt worden sind.
 
          Auf diesen Paukenschlag ließ Merkel allerdings die Andeutung folgen, dass Deutschland den Kuchen retten wollte, den Russland in die Worskla-Ordnung brachte: „Dennoch, und das ist für mich gerade in diesen Tagen [die Pressekonferenz fand fast auf den Tag genau siebzig Jahre nach der Beendigung des Zweiten Weltkriegs statt – JM] von ganz wesentlicher Bedeutung, ist die Lehre aus der Geschichte, dass wir alles daransetzen müssen, Konflikte, so schwierig sie auch immer sein mögen, friedlich und im Gespräch miteinander zu lösen, das heißt, auf diplomatischen Wegen.“ In der Tat wurde im darauffolgenden Monat das Abkommen über den Bau von Nord Stream 2 unterzeichnet.
 
          In den letzten Tagen des letzten Kabinetts Merkel, in dem Olaf Scholz Vizekanzler und Finanzminister war, nahm die Bundesregierung ein auf den 26. Oktober 2021 datiertes Dokument an, in dem es hieß, dass Nord Stream 2 die „Widerstandsfähigkeit“ nicht nur des „deutschen“, sondern auch des „europäischen“ Gasversorgungssystems erhöhen würde, indem es einen zusätzlichen Kapazitätspuffer in Zeiten mit Spitzennachfragen bereitstellte. Die Politik des nationalen Egoismus, die in die Verletzung der Sicherheitsinteressen anderer europäischer Staaten mündete, bekam so eine „europäische“ Legitimation.
 
          Die neue Regierung unter Kanzler Scholz sprach sich wie ihre Vorgängerin gegen jegliche Waffenlieferungen an die Ukraine aus. Bekanntlich versprach am 26. Januar 2022 die damalige Verteidigungsministerin Christine Lambrecht dem bedrohten Land stattdessen zwei Kriegslazarette und 5 000 Helme.
 
          Der 24. Februar leitete einen Prozess des Umdenkens ein. „Ich bin so wütend auf uns, weil wir historisch versagt haben“, schrieb die ehemalige Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer auf Twitter. Nach den Konflikten in Georgien, auf der Krim und im Donbas sei nichts vorbereitet worden, was den russischen Präsidenten Wladimir Putin „wirklich abgeschreckt hätte“. Die CDU-Politikerin zog das Resümee: „Wir haben die Lehre […] vergessen, dass Verhandlungen immer den Vorrang haben, aber man militärisch so stark sein muss, dass Nichtverhandeln für die andere Seite keine Option sein kann.“
 
          Den Eliten des Schönwetterlandes fiel es verständlicherweise schwer, den Krieg als Chance zu nutzen, eine neue geopolitische Karte zu zeichnen und daraus Schlüsse für eine der Realität angepasste Außenpolitik zu ziehen. Noch im November 2022 erwähnte der Bundeskanzler beiläufig, dass er sich von seiner Amtsvorgängerin Rat holen würde. Im gleichen Monat behauptete Boris Johnson, bis Anfang September 2022 britischer Premierminister, in einem Interview, dass die Bundesregierung eine Zeit lang die Ansicht vertreten hätte, es wäre besser gewesen, wenn die Ukraine schnell aufgeben würde und dass Berlin für eine Niederlage der Ukraine „alle möglichen stichhaltigen wirtschaftlichen Gründe“ angeführt hätte.
 
          Dafür sprach auch die Unterstützung des „Neins“ der Bundesregierung zu den Waffenlieferungen an die Ukraine seitens der Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses im Deutschen Bundestag, Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die am 24. Februar äußerte: „Ich halte das nicht für einen Fehler: Die russische Übermacht ist unvorstellbar.“ (Ungeachtet dessen brachte das Verteidigungsministerium tags darauf zwei Lastkraftwagen mit den angekündigten 5 000 Helmen auf den Weg gen Osten).
 
          Zwei Tage nach dem russländischen Überfall auf die Ukraine tat der Bundeskanzler so, als würde er einen Politikwechsel vollbringen, indem er im Bundestag seine „Zeitenwende-Rede“ hielt, die ihm in so manchem Zeitungskommentar das Prädikat „Staatsmann“ eintrug. Darin äußerte er die Absicht, die Bundeswehr zu stärken und der Ukraine Waffen zu liefern. Im Kern seiner Rede machte er deutlich, worin er die von ihm ausgerufene „Zeitenwende“ sah: „Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor.“ Ähnlich präzise beschrieb er die Positionierung Deutschlands im Krieg um die Ukraine: „Deutschland steht heute an der Seite der Ukrainerinnen und der Ukrainer“. Dezidiert äußerte er schließlich seine Überzeugung, dass Russland doch so sei, wie er sich das wünschte: „Denn Putin, nicht das russische Volk, hat sich für den Krieg entschieden. Deshalb gehört es deutlich ausgesprochen: Dieser Krieg ist Putins Krieg. […] Freiheit, Toleranz und Menschenrechte werden sich auch in Russland durchsetzen.“
 
          Damit traf Scholz die Stimmung über alle Parteilager hinweg. Auch Oppositionsführer Friedrich Merz machte Putin und dessen „System“ für den Krieg verantwortlich, während er dem russländischen Volk Streben nach Freiheit unterstellte. Der CDU-Chef verstieg sich dazu, „nützliche Idioten“ Russlands in Deutschland und die Verteidigungspolitik der Bundesrepublik auf eine Weise zu kritisieren, die den Eindruck erweckte, dass Erstere in seiner Partei nicht vorzufinden seien und die Vernachlässigung der Bundeswehr nicht von seiner Partei zu verantworten sei. Auch Linken-Politiker Gregor Gysi unterschied penibel zwischen dem bösen Putin und den guten Russländern. Ähnlich den Unterzeichnern des Friedenappells prominenter Persönlichkeiten im Dezember 2014 zeigte Alice Weidel, Fraktionschefin der AfD, mit Verweis auf die westlichen „Hardliner“, die „starr an der NATO-Beitrittsperspektive für die Ukraine“ festgehalten und Russland „überheblich“ den Großmachtstatus abgesprochen hätten, Empathie für den Angreifer: „Das ist das historische Versagen des Westens: die Kränkung Russlands.“
 
          Die live übertragene Videoansprache des ukrainischen Präsidenten am 17. März 2022 vor dem Bundestag wurde von den Abgeordneten zwar angehört, doch die Regierungsmehrheit verhinderte eine Debatte über die großartige Rede, in der Selenskyj die Teilung Deutschlands mit der Teilung Europas im Jahre 2022 verglich. Während die vom Kanzler versprochenen Waffenlieferungen ausblieben, führten Parteienvertreter, die erkennbar keinerlei Zeit für den Erwerb von Militärkenntnissen verschwendet hatten, in Medien Diskussionen darüber, ob dem überfallenen Land „Angriffswaffen“ oder „Verteidigungswaffen“ zur Verfügung gestellt werden dürften.
 
          Noch im August 2022 sprach sich der FDP-Politiker Wolfgang Kubicki für die Inbetriebnahme von Nord Stream 2 aus, um die deutschen Gasspeicher zu füllen. Der neue Besitzer des größten deutschen Erdgasspeichers in Rehden, eine Gazprom-Tochter, hatte ihn nämlich für das Jahr 2022 nicht ausreichend gefüllt. Deutschland zeigte sich in diesem Jahr von den russländischen Lieferungen weit abhängiger als Russland vom deutschen Geld. Während die Energiekonzerne weiterhin prosperierten – Gazprom konnte seine Gewinne 2022, trotz der gesunkenen Gasliefermengen, gegenüber 2021 deutlich steigern, und auch der Kasseler Öl- und Gaskonzern Wintershall machte in den ersten sechs Monaten 2022 gute Gewinne (58 Millionen Euro) mit seinem Russland-Geschäft –, ächzten nicht nur die Deutschen, sondern alle EU-Bürger unter den dramatisch gestiegenen Energiepreisen. Die Bundesregierung nahm Kredite in Höhe von 200 Milliarden Euro auf, um die Folgen zu mildern.
 
          Die Medien legten die gleiche Inkompetenz in der Ost-Expertise an den Tag, die bereits 2014 zutage getreten war. Damals wurde ein deutscher Kreml-Lobbyist, der in Moskauer Talkshows fröhlich verkündete, dass sich der Westen über die Krim-Invasion bloß etwas aufregen würde, von einem öffentlich-rechtlichen Sender zum anderen als der „Russland- und Ukraine-Experte“ weitergereicht. Und eine Kämpferin für Frauenrechte klärte ihre Leserschaft vor dem Hintergrund des „Referendums“ über den Anschluss der Krim an Russland auf: „Russland ohne einen Putin würde vermutlich in der Faust der Mafia enden. Putin scheint heute das kleinere Übel – und in den Augen seiner Landsleute mutiert er gerade zum Helden. Der Westen wäre also gut beraten, weniger hoffärtig zu sein. Statt Sanktionen wären Verhandlungen angesagt, statt Großmachtsprüche aus Washington Telefonate auf Augenhöhe zwischen Berlin und Moskau.“
 
          Acht Jahre später kam es zu einer Neuauflage dieser medialen Merkwürdigkeiten: ein emeritierter Bundeswehrgeneral erklärte am ersten Tag des russländischen Überfalls im öffentlich-rechtlichen Fernsehen die Ukraine zum Kriegsverlierer; da die deutschen Medien über die Ukraine für gewöhnlich von Moskau aus berichtet hatten, befanden sich ihre Korrespondenten nicht im überfallenen Land, als die russländische Offensive startete; ein Intendant lobte im März 2022 dennoch sein Medienhaus, weil von Mainz aus „weniger aufgeregt“ als vor Ort über den Krieg berichtet würde; Journalisten im Radio und Fernsehen zeigten sich allesamt außerstande, die Namen der ukrainischen Städte korrekt auszusprechen („Lewiw“ für Lwiw bzw. Lemberg war wochenlang zu hören); in der alten Tradition wurde stets der russische und nicht der ukrainische Name der ukrainischen Hauptstadt verwendet: Kiew statt Kyjiw; ein promovierter Philosoph, ohne irgendeinen Bezug zu Russland und der Ukraine, schaffte es, in den öffentlich-rechtlichen Medien eine Diskussion über die Frage zu entfachen, weshalb sich die Ukraine ergeben sollte; die besagte feministische Herausgeberin sammelte erfolgreich Unterschriften für eine Resolution gegen Waffenlieferungen an die Ukraine; die aus Bismarcks Zeit stammende Ansicht eines Politikwissenschaftlers, der niemals mit Kompetenz über Mackinders Osteuropa aufgefallen war, „Russland ist für uns wichtiger als alle osteuropäischen Staaten von der Sicherheit her“, machte die Runde; ebenso erreichte ein Produzent von Hemden, für die ein Affe wirbt, im Netz breite Resonanz, nachdem er Kritik an den Waffenlieferungen in die Ukraine geübt hatte.
 
          Da die Ukraine im Verlauf des Krieges 2022 immer neue Erfolge erzielte, wurde der mediale Diskurs mit der Zeit nicht nur vernünftiger, sondern auch kompetenter geführt. Selbstkritische Töne bezüglich der Wahrnehmung des russländisch-ukrainischen Krieges und der Russland- sowie der Ukraine-Politik in den vergangenen Jahrzehnten blieben jedoch rar und wenig aussagekräftig. Immerhin bekannte am 5. Dezember 2022 die damalige deutsche Botschafterin in den USA, Emily Haber, in einem Artikel in der Washington Post, dass Deutschland die Warnsignale und Kritik seitens der Verbündeten und Partner „besonders in Bezug auf geopolitische Folgen von Nord Stream 2“ ignoriert hätte, wobei sie etwas voreilig feststellte, dass dies ein Ende gefunden habe. Im Gegensatz zu Annegret Kramp-Karrenbauer, die nach dem Beginn des Krieges hart mit der deutschen Russland-Politik der vergangenen Jahre ins Gericht ging und das „historische Versagen“ beklagte, gestanden der Bundespräsident und einige Vertreter der Linken bloß ihre „Fehler“ ein, als hätten sie in der Vergangenheit vereinzelte irrtümliche Entscheidungen getroffen bzw. falsche Einschätzungen abgegeben und nicht jahrzehntelang die Wirklichkeit ignoriert.
 
          Hatte die Bundesregierung noch im Februar 2022 Estland daran gehindert, seine Haubitzen, die noch aus Beständen der Nationalen Volksarmee der DDR stammten, an die Ukraine abzugeben, so lieferte Berlin schließlich im Juni doch noch seine ersten schweren Waffen an die Ukraine, im September waren es ausgerechnet Haubitzen.
 
          Betrachtet man das politische Personal im Schönwetterland, dann muss das atemberaubende Tempo des nach dem 24. Februar stattfindenden Gesinnungswandels konstatiert werden. Daran ändert selbst die Tatsache wenig, dass noch im Januar 2023, vor dem Beginn der neuen russländischen Offensive, Berlin, im offenen Widerspruch zu den Vereinigten Staaten, zu verhindern trachtete, dass Polen und Finnland Leopard-Panzer an die Ukraine lieferten, die diese dringend benötigte.
 
          Im Oktober 2022 kam das deutsche Luftabwehrsystem vom Typ Iris-T SLM in die Ukraine. Es ist wahrscheinlich kein Zufall, dass im gleichen Monat der SPD-Parteichef Lars Klingbeil – den die FAZ-Journalisten Bingener und Wehner in ihrem Buch Die Moskau-Connection „als Mitarbeiter von Schröder […] im kremlnahen Verein ‚Deutschland-Russland – die neue Generation‘“ identifizierten – in einer Rede erklärte, dass das Paradigma „Wandel durch Annäherung“ nicht funktioniert habe. Im Besonderen habe die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Russland keine stabile Sicherheitsordnung in Europa hervorgebracht und Deutschland habe sich mit seiner Energiepolitik abhängig von Russland gemacht. Klingbeil verwarf die im Grundsatzprogramm seiner Partei von 2007 festgeschriebene „unverzichtbare“ Partnerschaft mit Russland und kritisierte den Wahlspruch „Frieden in Europa kann es nicht gegen, sondern nur mit Russland geben“. Nüchtern stellte er fest: „Heute geht es darum, Sicherheit vor Russland zu organisieren. […] Russland hat sich aus dem System der gemeinsamen Sicherheit und der gemeinsamen Werteordnung verabschiedet. Unsere Sicherheit muss ohne Russland funktionieren.“ Präziser kann die Eindämmung Russlands nicht definiert werden.
 
          Aber nur Menschen, die von politischer Rhetorik wenig verstehen, mögen davon ausgehen, dass den Worten Klingbeils zwangsläufig die Hinwendung zum Worskla-Paradigma und darüber hinaus zur Eindämmung Russlands – also zum Kalten Krieg – folgen würde. Gesprochene Worte erfüllen in der Politik verschiedene Funktionen, aber nur selten geht es darum, der Wirklichkeit gerecht zu werden. „Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern?“, soll Konrad Adenauer geäußert haben, nachdem ihm vorgeworfen worden war, das Gegenteil dessen behauptet zu haben, was er einen Tag zuvor öffentlich gesagt hatte.
 
          Deutschland, das in der Moderne niemals konsequent die Worskla-Ordnung anstrebte und in den vergangenen drei Jahrzehnten beharrlich gegen die Containment-Politik eintrat und Russland nach Europa holte, wird sich nicht deshalb vollkommen umstellen, weil einige Sozialdemokraten oder Liberale mit jahrzehntelanger Verspätung erkannt haben, dass Russland andere Länder zu überfallen pflegt. Die Tatsache, dass die Bundesregierung während des Krieges um die Ukraine immer wieder gezwungen werden musste, ihre Entscheidungen über die Waffenlieferungen an die Ukraine, seien es Marder- oder Leopard-Panzer oder das Flugabwehrraketensystem Patriot, zu revidieren, zeugt davon, dass weder eine neue geopolitische Karte gezeichnet wurde noch von einem Verzicht auf Russland als „strategischer Partner“ in der Zukunft. Noch am 22. Mai 2023 bekundete der Bundeskanzler in einem Interview mit der Weigerung, Deutschland an der Ausbildung ukrainischer Piloten an amerikanischen F-16-Kampfflugzeugen zu beteiligen, dass er der notwendigen militärischen Unterstützung für die Ukraine immer wieder Schranken setzte. Strategisch betrachtet fiel jedoch die Tatsache mehr ins Gewicht, dass sich Scholz im gleichen Atemzug mitnichten als ein Anhänger eines schnellen NATO-Beitritts der Ukraine zeigte. Doch erst das entschlossene Eintreten dafür käme einem eindeutigen Bekenntnis zu jener Containment-Politik gleich, zu der sich der Chef der Partei des Kanzlers, Lars Klingbeil, sieben Monate zuvor so unmissverständlich bekannt hatte.
 
          Für Berlin steht mit der Eindämmung Russlands sehr viel auf dem Spiel. Die Einbeziehung des Kremls in europäische Angelegenheiten bringt Deutschland große Vorteile. Aufgrund seiner geografischen Lage und seines demografischen sowie ökonomischen Potenzials erfährt es automatisch eine besondere Behandlung durch Russland. Da der Kreml auch in Friedenszeiten die Staaten der NATO-Ostflanke bedroht und sie als eigenständige sicherheitspolitische Akteure ignoriert, kostet sie jeder Konflikt mit Berlin viel. Die Dauerschwäche Frankreichs und Italiens sowie die Absenz Großbritanniens erheben unter diesen Bedingungen Deutschland zum Hegemonen in der Europäischen Union. Hinzu kommt, dass die USA nach einem handlungsfähigen Partner auf dem Alten Kontinent suchen, der im Namen der EU sprechen könnte. Denn die Konstruktion der EU sorgt nicht für eine demokratisch legitimierte und handlungsfähige Führung der Union.
 
         
         
          Der beste Verbündete Amerikas (Großbritannien)
 
          Den Angehörigen britischer Eliten ist es bewusst, was der Verlust der Vormachtstellung als erste Seemacht auf der Erdkugel, als Welthegemon, und obendrein noch ihrer Kolonien, bedeutet. Mit mehreren „Zeitenwenden“ im 20. und 21. Jahrhundert konfrontiert, haben sie Erfahrungen darin sammeln können, ihre geopolitische Karte neu zu zeichnen, zu korrigieren und neu zu interpretieren. Zuletzt zwei Jahre und zwei Monate vor der deutschen „Zeitenwende“, als sie die EU verließen. Während sich die Deutschen noch im Erkennen der Wirklichkeit übten, agierte Großbritannien im Krieg um die Ukraine mit dem neuen Selbstverständnis von seiner neuen Rolle in der Welt.
 
          Eine Lehre, die die Engländer aus der Periode ihrer EU-Mitgliedschaft gezogen haben müssen, ist, dass ein Inselstaat kaum eine Kontinentalmacht werden kann. Die Seemacht Großbritannien musste erkennen, dass ihr die Mitgliedschaft in der EU nicht dazu verhalf, die deutsche, von Frankreich mitgetragene, auf die Einbeziehung Russlands in Europa gerichtete Politik auszubalancieren. Obwohl London die Stärke der vierten Militärmacht der Welt und hohe Netto-Zahlungen in die EU einbrachte, musste es dem deutsch-französischen Duo folgen und dabei sogar den Verlust der Kontrolle über seine Grenzen hinnehmen. Es schien, als hätte die EU-Mitgliedschaft dem Vereinigten Königreich außer dem Zugang zum EU-Binnenmarkt kaum Dividenden gebracht. Jedenfalls wurde sie nicht zu einem Hebel, mit dem es seine Stellung in Europa und der Weltpolitik entsprechend seinen Ambitionen stärken konnte.
 
          Nach dem Brexit setzte das Vereinigte Königreich zum einen auf den Erhalt der EU-Märkte bzw. suchte nach Ersatz dafür, zum anderen erhöhte es seine Militärausgaben. Von Letzterem erhoffte es sich, für seinen natürlichen Partner USA attraktiver, ja sogar unverzichtbar zu werden. London wollte in der Lage sein, Washington militärisch überall dort zur Seite stehen zu können, wo es gebraucht würde. Kein einfaches Vorhaben, zumal die Vereinigten Staaten den indo-pazifischen Raum, in dem London mit nur einem seiner zwei Flugzeugträger operiert, als ihre zentrale Handlungsarena erachten. Hinzu kommt, dass auch auf der geopolitischen Karte Japans, das über eine große Bevölkerung, eine starke Wirtschaft und „Selbstverteidigungsstreitkräfte“ verfügt, die bis 2027 zur drittstärksten Armee der Welt aufsteigen sollen, die USA das wichtigste Land darstellten.
 
          Bereits lange vor dem 24. Februar hatte Großbritannien mit der militärischen Unterstützung der Ukraine begonnen. Zum einen hing das damit zusammen, dass die Engländer relativ schnell den verderblichen Einfluss des Kremls auf die westliche Welt in der Londoner City erkannten, die sich den russländischen Oligarchen im neuen Jahrtausend öffnete. Die Journalistin Catherine Belton hat darüber das viel beachtete Buch Putins Netz (2020) geschrieben. Andererseits empörte sich die Öffentlichkeit in Großbritannien, im Unterschied zu manch anderem Land auf dem europäischen Kontinent, über die Morde, die auf britischem Boden an den Gegnern des Putin’schen Regimes verübt wurden.
 
          Das Vereinigte Königreich war der erste westliche Staat, der der Bitte der Ukraine um militärischen Beistand nachgekommen war, indem es im März 2015 35 Militärausbilder dorthin schickte. Nach dem russländischen Überfall im Februar 2022 war Großbritannien nach den USA das Land, das der Ukraine am meisten Militärhilfe lieferte. Besonders begeistert zeigten sich die ukrainischen Soldaten von den britischen Brimstone 2-Raketen, hochmodernen Panzerabwehrlenkwaffen, die normalerweise aus der Luft abgefeuert werden. Jede Rakete kostet etwa 175 000 Pfund. Sie können Ziele präzise treffen, indem sie einen von Soldaten, Flugzeugen oder Fahrzeugen abgefeuerten Laser verfolgen oder ein Ziel aus einer vorprogrammierten Liste durch Radarsucher auswählen. Im Frühling 2023 lieferte London auch einige Storm-Shadow-Marschflugkörper, die bis zu 250 km entfernte Ziele treffen können, eine Waffenart, die die USA der Ukraine verweigerten, um zu verhindern, dass Kyjiw Ziele auf genuin russländischem Territorium angreift. Im Oktober 2022 waren die Militärhilfen aus dem Vereinigten Königreich in etwa dreimal so hoch wie die aus Deutschland, im gesamten Jahr beliefen sie sich auf gut vier Milliarden US-Dollar. London stand der Ukraine schließlich mit den Daten seiner Nachrichtendienste bei.
 
          Die von Boris Johnson vorgebrachte Idee, als Alternative zur EU ein „europäisches Commonwealth“ mit Großbritannien, der Ukraine, Polen, Litauen, Lettland, Estland und einer Beitrittsoption für die Türkei zu gründen, ist von den Angesprochenen allerdings nicht aufgegriffen worden, obwohl es mit seiner eindeutigen Ausrichtung auf die Worskla-Ordnung zumindest den Ländern Osteuropas wesentlich reizvoller erscheinen musste als die Unsicherheit über die langfristige Russland-Politik der großen EU-Akteure. Der Vorschlag des ehemaligen britischen Premiers hätte wesentlich seriöser wirken können, wenn er ihn nicht während seines Besuchs in Kyjiw im April 2022 vorgetragen hätte, als die Ukraine kurz aufatmen konnte nach der Abwehr der ersten russländischen Angriffswelle, sondern vorab auch den anderen „Osteuropäern“. Obwohl kurz danach niemand mehr über diese „Alternative“ zur EU sprach, könnte sie dennoch eines Tages im Falle einer Zerreißprobe der Union aufgegriffen werden.
 
         
         
          Die Bedrohten und Erschrockenen (Nordost- und Südosteuropa)
 
          Sowohl die baltischen Nachbarn von Russland und Belarus als auch die südwestlichen Nachbarn der Ukraine – Moldowa, Rumänien, Slowakei – hatten gemeinsam mit Polen bereits lange vor dem 24. Februar die Alarmglocken geläutet.
 
          Am 15. November 2022 sah es so aus, als wären ihre schlimmsten Befürchtungen Wirklichkeit geworden und die Beistandsklausel gemäß Artikel 5 des NATO-Vertrages hätte wirksam werden können. Eine Rakete tötete im Dorf Przewodów, unweit der polnisch-ukrainischen Grenze, zwei polnische Bürger. Während einige Stunden später der Élysée-Palast erklärte, dass die „Identifizierung des Raketentyps nicht unbedingt Aufschluss darüber gibt, wer dahintersteckt“, und der Bundeskanzler die sorgfältige Aufklärung forderte, „wie es dazu gekommen ist, dass diese Zerstörung [sic! – JM] dort angerichtet werden konnte“, meldeten sich Politiker der baltischen Staaten, die zu diesem Zeitpunkt ebenfalls davon ausgingen, dass es sich um einen russländischen Flugkörper handelte, auf Twitter. Bezeichnend war die Message des lettischen Außenministers: „My condolences to our Polish brothers in arms. […] Latvia fully stands with Polish friends and condemns this crime.“ („Meine Anteilnahme gilt unseren polnischen Waffenbrüdern. […] Lettland steht voll zu den polnischen Freunden und verurteilt dieses Verbrechen.“). Die Wortwahl „Waffenbrüder“ war eindeutig – Riga verkündete damit die Bereitschaft, notfalls für den Verbündeten zu kämpfen. Ähnlich betonten litauische und estnische Politiker in Anlehnung an einen Tweet von Joe Biden, dass die NATO jeden „inch“ des Territoriums der Mitgliedstaaten verteidigen würde. Da Tschechien aufgrund seiner geografischen Lage nicht direkt von Russland bedroht ist, war auch das etwas spätere Statement des Prager Generalstabschefs bemerkenswert, in dem er unmissverständlich feststellte, dass bei einem Zusammenstoß zwischen Russland und der NATO die tschechische Armee „von der ersten Minute an daran teilnehmen“ werde.
 
          Nur drei der 101 Abgeordneten des estnischen Parlaments enthielten sich am 18. Oktober 2022 der Stimme, als es um die Verabschiedung einer Resolution ging, die Russland zum Terrorregime erklärte und seine Annexion der ukrainischen Gebiete verurteilte: „Rechtsbruch kann niemals Recht sein. Das Putin-Regime hat mit seinen Drohungen, Atomwaffen einzusetzen, Russland zur größten Bedrohung für den Frieden in Europa und der Welt gemacht.“ Diese Worte gaben die in allen baltischen Ländern vorherrschende Stimmung wieder, die der dramatischen Bedrohung ihrer Sicherheit entsprang.
 
          In Lettland, dessen Bevölkerung 1,8 Millionen Menschen zählt, leben etwa 200 000 Russländer, die nach 1991 nicht die lettische Staatsbürgerschaft angenommen haben. Auch gegen die Staatsgrenzen Lettlands und Litauens führte Lukaschenka mit Putins Unterstützung den tückischen Eingriff durch, für den er Migranten einsetzte. In Lettland war davon ausgerechnet das südliche Gebiet Lettgallen am stärksten betroffen, in dem viele Russländer leben (Karte hintere Umschlagklappe). Riga führte 2023 den Wehrdienst für Männer wieder ein, um seine 7 500 Mann starke Berufsarmee, die von 1 500 auf seinem Territorium stationierten NATO-Soldaten verstärkt wird, zu vergrößern, und verkündete, im Südosten des Landes, in Jēkabpils, an der Grenze zu Russland, eine Militärbasis errichten zu wollen.
 
          Im bevölkerungsmäßig kleineren Estland sind es weniger als 100 000 Menschen, die nicht die estnische Staatsbürgerschaft besitzen. Die Hälfte von ihnen lebt in der sowjetisch anmutenden Stadt Narwa, an der Grenze zu Russland, und ist durch den gleichnamigen Fluss vom russländischen Iwangorod getrennt (Karte hintere Umschlagklappe). Ein Drittel der Einwohnerschaft Narwas besitzt die Staatsbürgerschaft der Russländischen Föderation.
 
          Auch Litauen war von der von Aljaksandr Lukaschenka 2021 herbeigeführten, künstlichen Migranten-Krise betroffen, gewichtiger erschien jedoch der Umstand, dass es im Kriegsfall aufgrund der Suwałki-Lücke (Karte hintere Umschlagklappe) in seiner Existenz bedroht sein würde.
 
          In das kollektive Gedächtnis der drei nördlichen Völker von Mackinders Osteuropa hat sich die Erfahrung eingebrannt, zum Spielball der Großmächte geworden zu sein, um danach besetzt, drangsaliert und von der Welt vergessen zu werden. Die Vereinigten Staaten, gefolgt von Polen, spielen deshalb auf ihren geopolitischen Karten jeweils die zentrale Rolle, neben Russland und Belarus. Für Wilna, Riga und Tallinn besteht kein Zweifel daran, dass die Worskla-Ordnung nur ohne Russland die Zukunft Europas darstellen kann, wie es Estlands Präsident, Alar Karis, in einem Interview formulierte: „Moskau hat […] in der Vergangenheit […] europäische Länder [… überfallen]. Ich meine nicht nur die Ereignisse der letzten Jahrzehnte, wie das Abschneiden von Teilen des Territoriums von Moldowa, Georgien oder der Ukraine. Es geht um die gesamte Geschichte Russlands, die ständig das gleiche Muster wiederholt, das vom imperialen Denken und der Notwendigkeit geprägt ist, die Gebiete anderer Völker zu erobern. Daher besteht unsere Verteidigung darin, Russland abzuschrecken. Wir sollten stark genug sein, damit Russland in den kommenden Jahrzehnten und vielleicht Jahrhunderten nicht daran denken wird, Nachbarländer anzugreifen.“
 
          Gemessen am Bruttoinlandsprodukt, war die Slowakei 2022 weltweit der fünftgrößte Unterstützer der Ukraine, direkt nach Polen und den baltischen Staaten (wobei Estland und Lettland erstaunlicherweise jeweils ein ganzes Prozent ihres BIP für die Ukraine-Hilfe aufgewendet haben). Da aber die slowakische Opposition und ein beträchtlicher Teil der Bevölkerung nicht zur Ukraine stehen, wurde diese Hilfe, die Flugabwehrraketensysteme, Hubschrauber, Haubitzen und Kampftransporter einschließt, international kaum beachtet. Die anhaltend starken antiwestlichen Stimmungen und das bei vielen Slowaken nicht vorhandene Gefühl der Bedrohung durch Russland legen den Schluss nahe, dass Bratislava nach dem Krieg an der Wiederkehr der Worskla-Ordnung ohne Eindämmung Russlands in Europa interessiert sein könnte.
 
          Ähnlich gespalten zeigte sich das zwischen der Ukraine und Rumänien eingeklemmte Moldowa (Karte vordere und hintere Umschlagklappe), das im Juni 2022 zusammen mit der Ukraine den Status eines Beitrittskandidaten der Europäischen Union erreichte. Seiner seit August 2021 ausgesprochen proeuropäischen Regierung stand eine antiwestliche Opposition gegenüber, die zu Russland tendierte. Zwar zeigte eine im Mai 2023 durchgeführte Meinungsumfrage, dass sich gut 57 Prozent der Moldowaner für einen EU-Beitritt aussprachen, aber zeitgleich 60 Prozent die Wiederherstellung der Sowjetunion wünschten. Hinsichtlich der NATO-Mitgliedschaft dagegen zeigte sich eine eindeutige Haltung: Obwohl seit April 2022 der Anteil der Befürworter um knapp sieben Prozent angestiegen ist, sprachen sich immer noch stattliche 63,5 Prozent der Befragten gegen einen NATO-Beitritt Moldowas aus.
 
          Trotz der verwirrenden innenpolitischen Spaltung stellt auf der geopolitischen Karte Chişinăus der Kreml die Bedrohung schlechthin dar. Die Angst vor Russland geht nicht nur auf die eklatante militärische Schwäche Moldowas zurück, dessen Streitkräfte rund 5 000 Soldaten zählen, sondern auch auf russländische Propaganda und Sabotage. Die Propaganda schuf offenbar im Land einen Nährboden für die Haltung der Bevölkerung, die der prowestlichen Regierung die Verantwortung zuschob für den Anstieg der Gaspreise um das Fünffache und die extreme Verteuerung ukrainischer Lebensmittel nach dem 24. Februar. Was wiederum die Sabotage angeht, so fürchtete die Regierung provozierte Unruhen im Autonomiegebiet des traditionell russlandfreundlichen Turkvolkes der Gagausen. Im Februar 2022 reisten einige Abgeordnete des gagausischen Regionalparlaments nach Moskau, um von Gazprom kostenlose Gaslieferungen zu erbitten.
 
          Rumänien ist direkter Nachbar der ukrainischen Schwarzmeerküste, weshalb es 2022 und 2023 mit den Kriegseinsätzen der russländischen Marine konfrontiert wurde. Aber auch ohnedies nimmt Russland auf der geopolitischen Karte Rumäniens eine herausragende Stellung ein. Russlands Expansionsroute nach Südosteuropa führte in der Vergangenheit sehr oft durch das rumänische Festland.
 
          Ähnlich wie Warschau, Wilna, Riga und Tallinn wünschte sich Bukarest seit Langem eine starke amerikanische Präsenz im eigenen Land. Es begrüßte daher, dass 2016 im Süden des Landes, in dem kleinen Ort Deveselu, der Stützpunkt eines US-amerikanischen Raketenabwehrsystems errichtet wurde. Auch in einer Militärbasis nahe der Stadt Konstanza am Schwarzen Meer sind seit Jahren amerikanische Soldaten stationiert. Entsprechend nehmen auf der geopolitischen Karte von Bukarest die Vereinigten Staaten die zentrale Stellung ein.
 
          Extrem wichtig ist für Rumänien zudem das rumänischsprachige Moldowa, das in der Zwischenkriegszeit Teil seines Staatsgebiets gewesen war. Bukarest hat die Ukraine nicht zuletzt deshalb lange als eine Art Handlanger Moskaus betrachtet, weil im Krieg in Moldowa 1992 auf der russländischen Seite auch Ukrainer kämpften. Erst nach dem Euromajdan setzte in Bukarest ein Umdenken ein.
 
          Besondere Bedeutung kommt den Beziehungen Rumäniens zu Frankreich zu, auch wenn Paris im Krieg noch stärker als Berlin seine Abneigung gegen die Eindämmung Russlands erkennen ließ. Bukarest sieht sich kulturell mit Frankreich eng verbunden, was sich in den wirtschaftlichen, politischen und auch militärischen Beziehungen beider Länder widerspiegelt. Nicht von ungefähr wurde nach dem 24. Februar in Rumänien eine neue Kampftruppe der NATO unter französischer Führung stationiert. Trotzdem setzte Bukarest, im Gegensatz zu Paris, das besonders in der Frage der NATO-Mitgliedschaft der Ukraine unschlüssig zu sein scheint, auf die Containment-Politik.
 
          Gleiches galt für Finnland und Schweden, die der Überfall am 24. Februar dazu bewog, ihre Spannungen untereinander zu überwinden und die Aufnahme in die NATO zu beantragen.
 
          Im Unterschied zu Helsinki hielt Stockholm nach der Auflösung der Sowjetunion lange Zeit an der Politik der Schönwetterlage fest. Das rief Unzufriedenheit in Finnland hervor, dessen Armee 2022 aus knapp einer Viertelmillion Wehrpflichtiger bestand, die mit gut einer Viertelmillion Reservesoldaten schnell hätte aufgestockt werden können. Im Falle eines russländischen Angriffs wäre es für Schweden eine Art Bollwerk geworden, ohne dass Stockholm seinerseits einen Beitrag zur finnischen Sicherheit geleistet hätte. In Finnland erinnerte man sich zudem daran, dass Schweden ihm keine Hilfe geleistet hatte, als es im November 1939 von der Sowjetunion überfallen worden war. Dennoch herrschte in beiden Ländern lange Zeit ein Konsens darüber, dass ihrer Sicherheit am besten gedient wäre, wenn sie mit ihrer Neutralität Moskau gegenüber ihren guten Willen demonstrierten.
 
          Unter strategischen Gesichtspunkten betrachtet, war die russländische Bedrohung jedoch eklatant. Moskau hätte im Kriegsfall versucht sein können, mit einem schnellen Durchmarsch durch beide Länder die norwegische Küste zu erreichen, um der amerikanischen Flotte den Zugang zum Nordatlantik zu erschweren. Hinzu kam die Gefahr durch die im russländischen Kaliningrader Bezirk stationierten Raketen (Karte hintere Umschlagklappe).
 
          Anders als Deutschland verließ Schweden nach den russländischen Kriegen in Georgien 2008 und der Ukraine 2014 die Welt des schönen Wetters. 2017 führte es die Wehrpflicht wieder ein und öffnete sich für eine enge militärische Zusammenarbeit sowohl mit Finnland als auch mit der NATO, wobei es massiv in seine Streitkräfte investierte. So stockte Schweden sein Militärkontingent auf Gotland auf und stationierte dort Raketenabwehrsysteme. Denn im Kriegsfall würde ein Verlust der Insel nicht nur Skandinavien von der NATO-Hilfe über den Seeweg abschneiden, aus Sicht der NATO wäre dann auch die Verteidigung der baltischen Staaten vom Meer aus unmöglich.
 
          Im Mai 2022 beantragten Finnland und Schweden die Mitgliedschaft im transatlantischen Bündnis, Ende Juni begann der Aufnahmeprozess. Finnland trat der NATO im April 2023 bei, und der Beitritt Schwedens rückte auf dem NATO-Gipfel in Wilna im Juli 2023 in greifbare Nähe. Durch den Beitritt der beiden skandinavischen Länder würde die Ostsee zum Binnengewässer des NATO-Territoriums. Im Kriegsfall könnte somit der Finnische Meerbusen abgeriegelt und der Kaliningrader Bezirk, an dessen Grenzen die russländische Baltische Flotte stationiert ist, von Russland abgeschnitten werden. Ebenso wird die NATO mit allen skandinavischen Ländern und mit Island imstande sein, Russland leichter den Weg in die bzw. von der Arktis zu versperren.
 
         
         
          Die selbstständig werdende Peripherie (Zentralasien und Südkaukasus)
 
          Ein turkmenischer Diplomat erinnerte sich Mitte der 1990er-Jahre an die erste Zeit der Unabhängigkeit seines Staates nach der in der Belowescher Heide am 8. Dezember 1991 besiegelten Auflösung der Sowjetunion: „Wir wussten nichts über die Welt, wir waren nicht im Ausland gewesen, weil das zu Zeiten des [sowjetischen] Imperiums verboten war. Wir wussten nichts über Politik. Der Kreml hatte uns niemals nach etwas gefragt, bei uns niemals Rat gesucht. Und jetzt mussten wir Tausende ungeheuer schwierige Fragen beantworten. Es kamen zu uns Emissäre aus der ganzen Welt, die unsere Meinung wissen wollten. Aber wir hatten keine Meinung zu den meisten Fragen. Wir wussten gar nicht, dass wir überhaupt eine Meinung haben sollten.“
 
           
            [image: Politische Karte der Staaten Zentralasiens und des Südkaukasus.] 
           
          In den ehemaligen Sowjetrepubliken Usbekistan, Kasachstan, Kirgisistan und Tadschikistan hinterließ die Sowjetunion keine einheimischen Führungsschichten, die imstande gewesen wären, geopolitische Karten zu zeichnen. Zentralasien hatte in der Sowjetära einen gewaltigen Zustrom russischer Eliten erlebt, die für die Integration der Kolonien in die Metropole sorgten. Nach der Auflösung der UdSSR wanderten die Russen teilweise in ihre Ursprungsländer zurück. Wege, Straßen und Energieleitungen waren in den neuen, spärlich besiedelten Staaten einst für die Zwecke des Imperiums gebaut worden, weshalb sie auch nach 1991 ihre Rohstoffexporte über Russland abwickeln mussten.
 
          Interesse an den zentralasiatischen Staaten zeigte sofort die Türkei, die deren Unabhängigkeit bereits am 16. Dezember 1991 anerkannte. Andere ausländische Akteure, die in Zentralasien agieren wollten, waren private Unternehmen. Selbstverständlich wandten sie sich der Region nicht zu, um den rechtsstaatlichen oder demokratischen Wandel zu fördern. Vielmehr profitierten sie davon, dass sich aus den Sowjetrepubliken Satrapien entwickelten, die die Investitionen sicherten und sie Gewinne einstreichen ließen. Die ausländischen Wirtschaftsakteure wären darüber hinaus niemals auf die Idee gekommen, Moskaus Einfluss in Zentralasien herauszufordern. Unter diesen Bedingungen „klebte“ besonders das riesige und an Rohstoffen märchenhaft reiche Kasachstan förmlich an Russland.
 
          In seiner „Kriegserklärungsrede“ vom 24. Februar 2022 versicherte Putin, dass Russland „die Souveränität aller neu entstandenen Länder im postsowjetischen Raum“ respektieren würde (unter Auslassung der Ukraine, versteht sich): „Wir […] werden dies auch weiterhin tun. Ein Beispiel dafür ist die Hilfe, die wir Kasachstan gewährt haben, das mit tragischen Ereignissen konfrontiert war und dessen Staatlichkeit und Integrität infrage gestellt wurden.“ Der russländische Präsident spielte damit an auf den Militäreinsatz der Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit (OVKS) zur Beilegung der Unruhen, die im Januar 2022 in Kasachstan ausgebrochen waren. Es war der kasachische Präsident Qassym-Schomart Toqajew, der bei der OVKS militärische Hilfe beantragt hatte. Die Organisation war 2002 als Militärbündnis gegründet worden, um den ehemaligen Sowjetrepubliken Schutz und Sicherheit zu gewähren, ähnlich wie es die NATO ihren Mitgliedern bietet. Erwartungsgemäß enthielten sich denn auch drei Mitglieder der OVKS aus Zentralasien – Kasachstan, Kirgisistan und Tadschikistan – der Stimme bei der Abstimmung der Generalversammlung der UNO Anfang März 2022 über eine Resolution, die Russlands Einmarsch in der Ukraine verurteilte.
 
          Wichtiger war jedoch für Russland, das zwei Tage vor der Invasion am 24. Februar die Unabhängigkeit der „Volksrepubliken“ Luhansk und Donezk anerkannt hatte, die Tatsache, dass sich ausgerechnet Toqajew unter Berufung auf das Völkerrecht weigerte, Gleiches zu tun. Astana wollte die russländische Staatenbildung auf Gebieten der postsowjetischen Staaten nicht billigen. Im August 2022 ging Toqajew auf seinem Weg der Abkehr von Moskau noch einen Schritt weiter und suspendierte für ein Jahr die kasachischen Waffenexporte, was Putin als Weigerung gesehen haben muss, das russländische Militär zu unterstützen. Dabei war Kasachstan bei seinen Ölexporten auf russländische Rohrleitungen angewiesen.
 
          Auf dem Gipfeltreffen der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SCO) in der usbekischen Stadt Samarkand Mitte September 2022 erniedrigte Sadyr Dschaparow, Präsident von Kirgisistan, das nicht nur ein gespanntes Verhältnis zu Kasachstan hat, sondern auch einen bewaffneten Grenzkonflikt mit Tadschikistan austrägt, Putin demonstrativ: Dschaparow ließ den Kreml-Chef, der einst dafür bekannt gewesen war, zu seinen Terminen verspätet zu erscheinen, warten. Putin hatte ihm nämlich im Konflikt mit Tadschikistan nicht die erwünschte Hilfe der OVKS geboten. Kurz danach kündigte Kirgisistan an, dem kasachischen Beispiel von 2017 zu folgen, das kyrillische Alphabet zu verwerfen und zur lateinischen Schrift zurückzukehren.
 
          Drei Jahrzehnte nach der Auflösung der Sowjetunion sind die einstigen zentralasiatischen Kolonien durchaus imstande, ihre geopolitischen Karten zu zeichnen und zu interpretieren. Auf diesen stellt Russland keinen willkommenen Hegemonen mehr dar. Die Frage nach Worskla oder Poltawa können die zentralasiatischen Eliten nur im Sinne der Ukraine beantworten. Sie selbst werden ihre eigene Unabhängigkeit aber erst mit dem Bau neuer Wirtschaftswege sichern müssen, die Russland umgehen.
 
          Die Schwäche Russlands gibt nicht nur Zentralasien, sondern auch den kaukasischen Ländern mehr Gestaltungsfreiheit. Aserbaidschan nahm sich diese bereits lange vor dem 24. Februar, indem es enge Beziehungen zur ethnisch mit ihm verwandten Türkei geknüpft und sich von der sowjetischen Ölleitung unabhängig gemacht hatte, die von Baku über russländisches Territorium – darunter über Tschetschenien – nach Noworossijsk am Schwarzen Meer führt. Statt diese zu modernisieren, hatte sich Baku zum Bau der Transkaukasischen Pipeline BTC (Baku-Tbilisi-Ceyhan) entschieden, die Ende der 1990er-Jahre fertiggestellt wurde (Karte S. 83).
 
          Es ist kein Geheimnis, dass auch Armenien seit einigen Jahren bemüht ist, seine Abhängigkeit von Russland zu lockern. So warb Erewan für die Einbeziehung der EU als Vermittlerin in seinem Dauerkonflikt mit Aserbaidschan. Der armenische Premierminister Nikol Paschinjan strebte zudem eine Verbesserung der Beziehungen zur Türkei an. Eines der ersten Zeichen für die vorsichtige Distanzierung von Russland war die erwähnte Abstimmung der UNO-Generalversammlung im März 2022, bei der sich Armenien der Stimme enthielt, anstatt, wie Belarus, zu seiner Schutzmacht zu stehen.
 
          Im langjährigen Konflikt um Bergkarabach (Karte hintere Umschlagklappe) kam es im Herbst 2020 erneut zum Krieg. Die einst vorwiegend von Armeniern bewohnte Region, die in der Sowjetunion der Aserbaidschanischen Sozialistischen Sowjetrepublik zugeschlagen worden war, wurde 1994 von Armenien erobert. Über eine Million Aserbaidschaner wurden vertrieben bzw. flüchteten. Im Sommer 2020 besetzte Bakus Militär unter Einsatz türkischer Drohnen beträchtliche Teile des Landstriches und auch einige genuin armenische Gebiete. Im November 2020 war Moskau noch imstande, im Konflikt um Bergkarabach einen Waffenstillstand zu vermitteln und seine Friedenstruppen in der Region zu stärken.
 
          Aufgerichtet durch Bitten um Gas, die in Aserbaidschan eintrafen – am meisten vielleicht seitens der Präsidentin der EU-Kommission, Ursula von der Leyen, die am 18. Juli 2022 dem Satrapen Ilham Alijew die Hände schüttelte und am gleichen Tag twitterte „The EU is turning to trustworthy energy suppliers“ –, setzte Baku im September 2023 seine Offensive in Bergkarabach fort. Diesmal versagten nicht nur die geschwächten russländischen Friedenstruppen, sondern auch die OVKS. Aserbaidschan eroberte Bergkarabach, vertrieb 100 000 Armenier und drohte, genuin armenisches Gebiet anzugreifen. In der Folge kam es im traditionell russlandfreundlichen Erewan zu Demonstrationen gegen Putin.
 
          In den sozialen Medien kursierte bereits in der letzten November-Woche 2022 ein heimlich aufgenommenes Video, in dem zu sehen war, wie Nikol Paschinjan während eines OVKS-Gipfels in Erewan die Unterzeichnung einer Abschlusserklärung verweigerte. Putin warf daraufhin erbost seinen Füller auf den Tisch, und Lukaschenka hob hilflos die Arme. Damals prophezeite der Belarusse das Auseinanderfallen der OVKS, sollte Russland in der Ukraine eine Niederlage erleben: „Wenn Russland gewinnt, wird die OVKS leben. Wenn es, Gott bewahre, zusammenbricht, dann ist unser Platz unter seinen Trümmern.“
 
          Im Dezember 2022 beklagte Erewan öffentlich, dass Moskau nicht imstande wäre, die einzige Straße zu schützen, die die armenische Enklave in Aserbaidschan mit dem Mutterland verbindet, und drohte, die UNO um die Entsendung von Friedenstruppen zu bitten. Da Armenien seine Sicherheit ausschließlich dem Verbund mit Russland verdankte, geriet es durch das schwächelnde Moskau in eine ausweglose Lage, in der es Aserbaidschan, das von der Türkei unterstützt wurde, hilflos ausgeliefert war. Trotz der mehrfach demonstrierten Unzufriedenheit mit der Schutzmacht schloss sich der armenische Regierungschef den Politikern aus anderen postsowjetischen Ländern an, die am 9. Mai 2023 nach Moskau kamen, um den Eindruck zu erwecken, dass Russland im Kreise der OVKS-Staaten die gleiche Schlüsselstellung einnehme wie vor Februar 2022. Es verging aber kein Monat, bis Paschinjan in einer Pressekonferenz sagte: „[…] ich denke, dass jeder sieht, dass wir im Krieg gegen die Ukraine kein Verbündeter Russlands sind.“ Zugleich bemerkte er, dass Armenien die aserbaidschanische Herrschaft über Bergkarabach akzeptieren könnte, wenn dort die Rechte der armenischen Bevölkerung respektiert würden. Seine Dialogbereitschaft verhinderte die Vertreibung der Armenier aus Bergkarabach im September und Oktober 2023 nicht.
 
          Nach dem 24. Februar 2022 beobachteten die Georgier aufmerksam, wie die russländische Schwäche die einstigen Partner Erewan und Moskau auseinandertrieb. Georgiens Gebiete Südossetien und Abchasien befanden sich seit Langem unter russländischer Besatzung (Karte hintere Umschlagklappe). Die Beziehungen zwischen Tbilisi und dem Kreml blieben durch den georgisch-russländischen Krieg des Jahres 2008 massiv gestört, sodass beide Länder weder diplomatische Beziehungen zueinander unterhielten noch Flugverkehr untereinander zuließen. Russland saß jedoch am längeren Hebel, weil es über Ressourcen einer untergehenden imperialen Metropole verfügte, zu denen nicht zuletzt Teile der Eliten in der einstigen Kolonie gehörten. Nach 2012 wurde Georgien von Politikern und Wirtschaftsleuten regiert, die geschäftlich mit Russland verbunden waren. Der zarten Pflanze der georgischen Unabhängigkeit kam unter diesen Umständen die Tatsache zugute, dass seine Bevölkerung auf einen Beitritt zur NATO und zur EU hoffte. Deshalb führten die prorussländischen Regierungen eine alles in allem pragmatische Politik, die dem Land weniger den Kolonialstatus, sondern vielmehr Frieden und – abgesehen von der sehr harten Zeit der Corona-Pandemie – eine gute Wirtschaftsentwicklung gewährte.
 
          Ausgerechnet im Jahre 2022 wuchs dann das Bruttoinlandsprodukt Georgiens außergewöhnlich stark – um ganze zehn Prozent. Neben den vielen Touristen aus Russland, die auch nach 2008 in dem attraktiven südkaukasischen Land Urlaub machten, brachten die wohlhabenden russländischen Einwanderer, die sich der Mobilmachung in ihrem Land entziehen wollten, ihr Geld nach Georgien. Darüber hinaus nahm Tbilisi (zusammen mit Baku) im gleichen Jahr erheblich mehr an Transitgebühren ein dank der starken Auslastung der Transkaukasischen Rohölpipeline.
 
          Wenn dem Starken im Konflikt mit dem Schwächeren die Puste ausgeht, will er mit guten Taten punkten. So gewährte der Kreml im Mai 2023 den georgischen Bürgern das Recht, für 90 Tage ohne Visum nach Russland einzureisen und lockerte in Absprache mit den georgischen Behörden das erwähnte Flugverbot. Gegen die in Tbilisi landenden russländischen Flugzeuge erhob nicht nur die prowestliche Präsidentin Georgiens, Salome Surabischwili, Protest, sondern auch viele georgische Bürger. Georgiens Einnahmen wuchsen indes weiter.
 
          Unabhängig davon, wie sie im Einzelnen zu Russland stehen, ist für alle postsowjetischen Staaten, die keine EU- und NATO-Mitglieder sind, der Ausgang des Krieges um die Ukraine von immenser Bedeutung. Sollte sich in Osteuropa wegen der Dauerschwäche Russlands die stabile Worskla-Ordnung etablieren, wäre voraussichtlich eine neue Friedensordnung in Zentralasien und im Südkaukasus erforderlich – ohne den Kreml als den entscheidenden Spieler.
 
         
         
          Für Russland sein, ohne es zu sagen (China, Indien, Iran)
 
          Seit der Ausrufung der „Volksrepublik“ im Jahre 1949 war Peking darauf aus, China zu einer Weltmacht zu machen. Der „Vorsitzende“ der Kommunistischen Partei Chinas, Mao Zedong, setzte dabei auf das demografische Potenzial seines Landes und die Hilfe der Sowjetunion beim Bau der Atombombe. Die Wirtschaftsreformen unter Maos Nachfolger Deng Xiaoping bescherten der fernöstlichen Kontinentalmacht eine schnelle Modernisierung, sodass Peking das strategische Ziel anvisieren konnte, zur bestimmenden Macht der Weltinsel zu werden und die Hegemonie der USA in der Welt zu brechen.
 
          Die 2013 von China angekündigte „Belt and Road Initiative“ (Karte S. 135) sollte die Kontrolle der amerikanischen Seemacht über die Wasserstraßen im Westpazifik zumindest teilweise kompensieren. Das in Deutschland vollmundig „Neue Seidenstraße“ genannte Vorhaben würde die Länder der Weltinsel mit den Wegen vernetzen, die sowohl dem Export chinesischer Waren ins westliche Eurasien als auch Rohstoffimporten nach China dienen würden. Dieses gigantische Infrastrukturprojekt, das von chinesischen Banken finanziert und von chinesischen Direktinvestitionen in Durchgangsländern begleitet werden soll, sieht die Beteiligung von ungefähr 100 Staaten vor.
 
          Die eine Route der Unternehmung soll von China über Russland, Kasachstan, Belarus und Polen tief in die EU sowie weiter nach Großbritannien führen. Südlich davon würde wiederum der „Eurasische Landbrücke“ genannte Weg entstehen, der die Volksrepublik über Russland und die Ukraine mit Südosteuropa verbände. Für die „Landbrücke“ bestünde überdies noch eine alternative Route, die über die Häfen am Kaspischen Meer, den Nordkaukasus sowie entlang der ukrainischen Schwarzmeerküste verlaufen würde. Da dies aber das Umladen von Waren erfordern und die Transportzeit somit verlängern würde, wird diese Route als weniger attraktiv gesehen.
 
          Sehr wahrscheinlich hat Wladimir Putin spätestens während der Olympischen Winterspiele in Peking im Februar 2022 Chinas kommunistischen Staatspräsidenten Xi Jinping über seine Absicht informiert, die Ukraine anzugreifen. Einzig, damit der Gastgeber des einst würdevollen Sportereignisses seine globale Propaganda-Show ungestört beenden konnte, soll der Kreml-Chef den Beginn der Invasion verzögert haben. Es ist durchaus möglich, dass Peking diese Invasion nicht vorverurteilte, obwohl es gute Beziehungen zum angegriffenen Land hatte. Die Ukraine nimmt freilich auf der geopolitischen Karte der Volksrepublik nur eine untergeordnete Stellung ein. Nicht nur als Importeur chinesischer Waren ist Russland für Peking von weitaus größerer Bedeutung. Die ehemals wichtigste Landmacht Eurasiens stellt für China die Landbrücke nach Europa und den maßgeblichen Rohstofflieferanten dar.
 
           
            [image: Eine Weltkarte des MERICS-Institut, die die neue Seidenstraße abbildet. Eingezeichnet ist Chinas weltweites Infrastruktur-Netzwerk.] Die Straßen der „Belt and Road Initiative“ 
           
          Der russländische Sieg wäre für Peking von Nutzen, falls es in den kommenden Jahren eine Blockade Taiwans starten sollte. Er würde die Autorität der USA – nach dem erzwungenen Rückzug aus dem Irak und dem hastigen Abzug aus Afghanistan – weiter nachhaltig untergraben und so der Volksrepublik den Weg zu Verhandlungen über den Status des chinesischen Inselstaates erleichtern. Darüber hinaus würde Russland der Volksrepublik im Falle einer Invasion in Taiwan den Rücken freihalten. Es ist schwer vorstellbar, dass die USA unter diesen Umständen in der Lage wären, zur Verteidigung Taiwans Verbündete in Europa zu mobilisieren, sie müssten sich auf den Zusammenschluss mit Japan und Australien verlassen.
 
          Nun ist aber der Überfall auf die Ukraine zu einem volldimensionalen Dauerkrieg mutiert. Putin war sich der Probleme bewusst, die er seinem fernöstlichen Verbündeten mit dem Scheitern seines geplanten Blitzkrieges bereitete. Er äußerte Mitte September 2022 auf dem erwähnten SCO-Treffen in Samarkand Verständnis für die Kritik des chinesischen Präsidenten Xi Jinping: „Wir verstehen Ihre Fragen und Ihre Bedenken in dieser Angelegenheit.“
 
          Es war dem von einer Rezession bedrohten China, das sich mitten im Handelskrieg mit den USA befand und unter inneren Spannungen infolge seiner verfehlten Corona-Politik litt, eindeutig zu viel, als der Kreml mit dem Einsatz von Nuklearwaffen drohte. Das herrische Moskauer Gehabe erhöhte nicht nur das Risiko eines Atomschlages, sondern trug darüber hinaus zur Entzauberung der Nukleararsenale bei, die einen wichtigen Pfeiler von Chinas Weltmachtstellung darstellen. Knapp drei Monate nach dem Treffen in Samarkand kritisierte der damalige chinesische Premierminister Li Keqiang die russländischen Drohgebärden mit Atomwaffen als „unverantwortlich“. Seitdem drohte Putin nicht mehr mit dem Atomwaffeneinsatz. Aus dem Arsenal der Kreml-Propaganda ist die nukleare Erpressung jedoch nicht verschwunden.
 
          Seit Jahrzehnten machen sich die Chinesen hinter vorgehaltener Hand über die technologisch rückständige russländische Wirtschaft lustig, die – gemessen am Bruttoinlandsprodukt – in etwa zehnmal kleiner ist als die der Volksrepublik. Nach dem 24. Februar schienen sie sich damit abgefunden zu haben, dass sich die Stärke Russlands in dem erschöpft, was man aus ihm herauspressen kann. So forderte China Rabatte auf Rohstoffe, die ihnen Russland verkaufen wollte. Von einem stark ausgeprägten Eigeninteresse zeugt auch, dass Peking im November 2022 zeitweise den Import von Öl aus Russland unterbrach, um die Entscheidung der westlichen Staaten über die Höhe des Preises abzuwarten, den diese für russländisches Öl zu zahlen bereit waren. Zwischen Februar und Dezember 2022 hat China russländische Brennstoffe für geschätzt fast 60 Milliarden US-Dollar gekauft. Ein Jahr zuvor waren es 35 Milliarden Dollar. Die Chinesen profitierten auch davon, dass der Kreml mehr denn je auf technologische Unterstützung und auf Importe aus ihrem Land angewiesen war.
 
          Die Abhängigkeit des schwächelnden Moskau von Peking kann nur noch anwachsen, was China auf zwei Feldern entgegenkommt: Zum einen gewinnt Peking für die zentralasiatischen Staaten immer mehr an Bedeutung, zum anderen kann es dank der Umstellung der russländischen Gasexporte auf den chinesischen Markt nicht nur seinen Energiebedarf stillen, sondern auch mittel- und langfristig das Problem der von der US-Marine kontrollierten Wasserstraße von Malakka im Süden Indonesiens umgehen. Die Fertigstellung der Pipelines für die russländischen Gaslieferungen nach China wird zwar noch Jahre in Anspruch nehmen, dann aber würde Peking mit Öl und Gas versorgt sein, auch wenn die USA, im Fall eines chinesischen Angriffs auf Taiwan, diesen wichtigen Schifffahrtsweg sperrten, durch die ein beträchtlicher Teil der chinesischen Rohstoffimporte transportiert wird.
 
          Was eine künftige europäische Ordnung betrifft, so muss China die Poltawa-Ordnung bevorzugen. Inzwischen scheint aber Peking eine Niederlage Moskaus im Krieg um die Ukraine nicht auszuschließen. Sollte das eintreten, wird es alles daransetzen, dass Russland nicht aus Europa verdrängt wird. Dies allein schon deshalb, weil die westliche Politik der Eindämmung Russlands die „neue Seidenstraße“ und überhaupt die Ausbreitung des chinesischen Einflusses auf den Westen der Weltinsel beeinträchtigen würde.
 
          Angesichts der russländischen Misserfolge im Krieg sah sich Peking allerdings gezwungen, seine vermeintliche Neutralität im russländisch-ukrainischen Konflikt zu unterstreichen und sich als Friedensstifter auszugeben.
 
          Ende April 2023 informierten chinesische Medien über ein Telefonat zwischen Xi Jinping und Wolodymyr Selenskyj, in dem der chinesische Staatspräsident den gegenseitigen Beziehungen den Status einer „strategischen Partnerschaft“ zuerkannt haben soll. Gemäß einer chinesischen Nachrichtenagentur soll Xi zudem gesagt haben: „China ist weder der Urheber noch die Partei, die an der Krise in der Ukraine beteiligt ist. Als ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrates und verantwortungsbewusster großer Staat werden wir weder zuschauen, wie das Feuer brennt, noch Öl ins Feuer gießen, noch versuchen, aus dem Brand Profit zu schlagen.“
 
          Obwohl Pekings vorsichtiges Zugehen auf die Ukraine rein taktischer Natur war, bedeutete es einen geringfügigen Wandel im Verhältnis zu seinem russländischen Verbündeten. Im Februar 2023 hatte China einen „Friedensplan“ vorgelegt, der auf einer Lüge aufbaute, die dem Kreml dienen sollte. Bei der Kriegsschuldfrage identifizierte Peking nämlich Russland nicht als den Aggressor. Das musste die im „Friedensplan“ enthaltenen Forderungen, der Konflikt solle beigelegt und die territoriale Integrität „aller Länder“ respektiert werden, unglaubwürdig erscheinen lassen. Da sich China zudem ausdrücklich für die Aufhebung „einseitiger Sanktionen“ gegen Russland aussprach und „die Abkehr vom Denken des Kalten Krieges“ wünschte, konnte kein Zweifel daran bestehen, dass Peking trotz all seiner Bemühungen um den Anschein der „Neutralität“ doch fest zu Russland stand.
 
          Das galt auch für Indien, wofür unter anderem Neu-Delhis schwieriges Verhältnis zu den USA und China verantwortlich ist. Seit der Unabhängigkeit im Jahr 1947 ist Indien mit Pakistan zerstritten, das sowohl mit der Volksrepublik China als auch mit den USA besondere Beziehungen pflegt. Dabei stellt der chinesische Riese auf der geopolitischen Karte Indiens die größte Bedrohung dar, zumal Grenzstreitigkeiten zwischen den beiden Staaten immer wieder aufflammten. Zu den USA unterhielt Indien in ferner Vergangenheit sehr gute Beziehungen, bis sich Washington 1971 Pakistan zuwandte. Zwar öffneten sich infolge der sukzessiv anwachsenden Spannungen zwischen China und den Vereinigten Staaten Räume für die indisch-amerikanische Zusammenarbeit, doch den seit dem 24. Februar verstärkten Avancen seitens der USA widerstand Neu-Delhi.
 
          Nach 1971 hatte sich Indien auf eine enge militärische und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Sowjetunion eingelassen. Nach der Auflösung der Sowjetunion gab es drei Gründe für die Fortsetzung der Freundschaft mit Moskau: Erstens brauchte Indien dank des Hindukusch-Gebirges und der Nachbarschaft zu seinem Erzfeind Pakistan weder russländische Territorialansprüche noch Dominanz zu fürchten. Zweitens war Russland Indiens wichtigster Waffen- und Rohstofflieferant, und drittens teilten das bevölkerungsreichste Land der Welt und der Kreml das Interesse an der „multipolaren Weltordnung“ ohne die amerikanische Hegemonie.
 
          Im Krieg um die Ukraine reklamierte Indien nicht nur „Neutralität“ für sich, sondern bewies in der Praxis, dass ein großer Staat tatsächlich dem Völkerrechtsbruch gleichgültig gegenüberstehen kann, wenn er es sich leisten und dadurch Dividenden einstreichen kann. Nach dem Beginn des volldimensionalen Krieges kauften indische Raffinerien etwa dreimal so viel (im Vergleich zum Vorjahreszeitraum) und wie niemand sonst auf der Welt russländisches Öl, das die Europäische Union mit Sanktionen belegt hatte. Dabei verlangten sie Moskau Rabatte von 15 bis 30 Prozent ab. Die Verarbeitung des Rohöls zu Benzin oder Diesel deckte einerseits den immensen Energiebedarf des riesigen Landes mit der riesigen Bevölkerung und der sich schnell entwickelnden Wirtschaft, der Weiterverkauf der Fertigprodukte ins Ausland sicherte dem Land zudem große Gewinne.
 
          Als die deutsche Außenministerin im Dezember 2022 ihren indischen Amtskollegen zur Änderung dieser Praktiken zu überreden versuchte, zeigte sich dieser verwundert darüber, dass „die Europäer“ es für sich in Anspruch nahmen, ihre Interessen wahrzunehmen und durchzusetzen, während sie von Indien erwarteten, nicht das Gleiche zu tun. „Warum?“ – lautete die Gegenfrage. In der Tat: Warum soll Neu-Delhi auf die Wahrnehmung und Durchsetzung seiner Interessen um eines Landes willen verzichten, das auf seiner geopolitischen Karte kaum zu sehen ist? Das Handelsvolumen Indiens mit der Ukraine ist überschaubar. Und die Tausenden indischen Studenten in der Ukraine würden aller Voraussicht nach ihre Ausbildung auch im russländisch dominierten Land fortsetzen können.
 
          Wesentlich größere Bedeutung für Indien hatte die militärische Zusammenarbeit mit Russland, deren Grenzen freilich schwer zu bestimmen sind. In der Ukraine wurden beispielsweise indische T-90-Bhisma-Panzer gesichtet, die Indien zur Modernisierung nach Russland geschickt hatte, mit Erkennungszeichen der russländischen Streitkräfte. Es ist möglich, dass indische Behörden ihren Einsatz an der Front gebilligt hatten, zumal sich Indien militärpolitisch doch neu zu orientieren scheint. Vieles weist darauf hin, dass es seine 1 770 T-72-Panzer aus sowjetischer Produktion durch französische Kampffahrzeuge ersetzen könnte.
 
          Am 26. Oktober 2022 sah sich der indische Verteidigungsminister dazu gezwungen, seinen russländischen Kollegen öffentlich vor dem Einsatz von nuklearen und radiologischen („schmutzigen“) Waffen zu warnen. Diese dürften von „keiner der kämpfenden Seiten“ eingesetzt werden. Der Krieg müsse im Dialog und durch Verhandlungen beendet werden.
 
          Die Dauer des Krieges um die Ukraine strapazierte offenbar die Geduld der indischen Politiker. Auf dem besagten Gipfeltreffen in Samarkand 2022 ermahnte denn auch Premierminister Narendra Modi den russländischen Präsidenten, dass „dies nicht die Ära der Kriege ist“. „Wir werden tun, was wir können, damit alles so schnell wie möglich endet“, erwiderte Putin artig, womit er vielleicht die bevorstehenden Bombardements der zivilen Infrastruktur in der Ukraine meinte. Warum sollte Russland auf Ratschläge und Weisheiten aus Indien hören?
 
          Auch auf der geopolitischen Karte des Iran scheint Russland eine wesentlich bedeutendere Stellung als die Ukraine einzunehmen. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass Teheran die Krim-Annexion nicht anerkannt hat. Der gemeinsame Feind verbindet. Der Großteil der iranischen Medien übernahm die russländische Erzählung, dass der Einmarsch in die Ukraine eine Reaktion auf die Expansion der Vereinigten Staaten darstellte. Kritik an Putin und der russländischen Invasion gab es in Teheran indes nur ansatzweise. Es wird behauptet, dass Moskau Exemplare erbeuteter westlicher Waffen in den Iran schickte, damit sie dort nachgebaut oder Vorkehrungen getroffen werden sollten, sodass sie im Ernstfall nicht gefährlich werden könnten.
 
          Die seit ungefähr einem Jahrzehnt im wirtschaftlichen Marasmus steckende Islamische Republik verkaufte an Russland sogenannte Kamikaze-Drohnen und Lizenzen für deren Produktion. In den Verhandlungen mit den Amerikanern über die Aufhebung der Wirtschaftssanktionen gegen den Iran erhob Teheran viele Forderungen, weil es ihm bewusst war, dass der Westen unter den hohen Öl-Preisen ächzte. Inwieweit die überraschend klare Äußerung des iranischen Außenministers vom 19. Januar 2023, der Iran würde keine Annexion ukrainischer Gebiete anerkennen wollen, mit diesen Verhandlungen in Zusammenhang steht, lässt sich nicht sagen.
 
         
         
          Der eigennützige Vermittler (Türkei)
 
          Die geografische Nähe brachte die Saporischschja Kosaken mit den Türken zusammen, wenn auch meist auf Schlachtfeldern. Das Osmanische Reich zog im 17. Jahrhundert gegen Mackinders Osteuropa, was damals die polnische Ukraina war.
 
          Bis heute hat die Krim einen bedeutsamen symbolischen Wert für die Türkei, weil sie 1783 den ersten territorialen Verlust des im Niedergang begriffenen Osmanischen Reiches darstellte. Auf der Halbinsel lebten die im Zarenreich und später in der Sowjetunion dem Genozid ausgesetzten Krimtataren, die mit den Türken verwandt sind. Heute wird die Diaspora der Krimtataren in der Türkei auf drei bis fünf Millionen Menschen geschätzt.
 
          Im April 2021 unterzeichneten der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan und Wolodymyr Selenskyj eine Vereinbarung über türkische Hilfsleistungen zum Bau von 500 Häusern in Kyjiw, Mykolajiw und Cherson für die Krimtataren, die nach der russländischen Invasion 2014 von der Halbinsel geflohen waren. Erdoğan vertrat eine Regionalmacht, die darauf aus war, sich in den sie „umkreisenden“ Regionen des Nahen Ostens, der Ägäis, des Schwarzen Meeres und des Südkaukasus günstig zu positionieren. Im September 2022 unterstützte die Türkei den aserbaidschanischen Vormarsch in der Region Bergkarabach. Aber auch in Zentralasien war sie aktiv. So unterzeichnete Erdoğan im Frühling 2022 mit Usbekistan und Tadschikistan Abkommen über wirtschaftliche und militärische Zusammenarbeit.
 
          Aus der Tatsache, dass unzählige Staaten die von der Türkei kontrollierten Wasserstraßen nutzen, schlägt Ankara Kapital. Die Türkei unterhält gute Beziehungen zu scheinbar allen Staaten, und zwar ungeachtet deren Feindschaften untereinander. Das machte sie auch im Krieg um die Ukraine zum idealen Vermittler. Dabei vergaß Ankara, das sich offiziell „gegen den Krieg“ positionierte, niemals die eigenen Interessen. Ungeachtet der amerikanischen Präsenz und einer russländischen Militärbasis in Syrien, griff die Türkei, gleichsam im Schatten des Krieges um die Ukraine, im Norden Syriens und im Nordirak die Kurden an, die das essenzielle Problem ihrer Staatlichkeit darstellen.
 
          Der Vermittler zwischen Kyjiw und Moskau hatte zudem keine Skrupel, dem Kreml beim Verkauf seines Öls zu helfen und dabei mitzuverdienen. Die Türkei förderte zudem ihren im Sommer 2022 nach der Pandemie wieder aufblühenden Tourismus, indem sie um Russländer warb, denen Besuche der Europäischen Union infolge der westlichen Sanktionen unmöglich gemacht wurden. Zugleich pflegte Ankara die wirtschaftliche und militärische Zusammenarbeit mit Kyjiw weiter. Bereits vor dem russländischen Überfall hatten beide Länder den gemeinsamen Bau der ukrainischen Kriegsmarine anvisiert. Nach dem 24. Februar vergaß die Türkei aber nicht, dass Russland den Bau des ersten türkischen Atomkraftwerks finanzierte, und nahm die Chance war, zum Hub für die Verteilung des russländischen Erdgases und Öls zu werden.
 
          In einem Interview formulierte Erdoğan vorsichtig seine Meinung, dass die Rückgabe der von Russland besetzten ukrainischen Gebiete den Verhandlungsprozess zur Beendigung des Krieges „erleichtern“ werde. Er betonte, dass er Putin immer wieder zur Rückgabe der annektierten Krim auffordere, was die Türkei, die Ukraine und die Krimtataren „beruhigen“ würde.
 
          Auf dem SCO-Gipfeltreffen in Samarkand 2022 eröffnete der türkische Präsident seinem russländischen Kollegen in einem Gespräch, dass „der Krieg enden muss“. Zwei Monate später sprach er mit dem Präsidenten Russlands über wirtschaftliche Projekte, darunter das Vorhaben, die Türkei zu einem Verteilerknoten für russländische Gasexporte zu machen, was auch umgehend geschah. Dabei gewährt der Kreml der Türkei exzellente Zahlungskonditionen für das Gas.
 
         
         
          Die Bestürzten und die Schurken
 
          Der volldimensionale Krieg förderte eine Kakofonie von Interessen und politischen Zielen Dutzender Staaten zutage. Die Menschen zeigten sich jedoch vor allem vom unverschuldeten Leiden des drangsalierten Volkes betroffen. Zu diesen Menschen gehörten Katholiken. In Europa erwarteten sie vom Vatikan, dass er den Aggressor verurteilen würde. Diese Erwartung wurde nicht nur enttäuscht, sie war auch unbegründet.
 
          Nachdem Russland den Novemberaufstand in Polen 1830/31 niedergeschlagen hatte, veröffentlichte Papst Gregor XVI. seine Enzyklika Cum primum, die er zuvor dem Petersburger Botschafter in Rom zur Überprüfung vorgelegt hatte. Darin verdammte er die polnische Freiheitserhebung mit dem Argument, dass sich nur diejenigen gegen die Macht auflehnen, die Gottes Befehle nicht achten. Nach der blutigen Niederschlagung des Januaraufstands 1863/64 durch Russland verurteilte hingegen ein anderer Papst, Pius IX., den Zaren: „Ich fühle mich verpflichtet, diesen mächtigen Herrscher anzuklagen, dessen […] unermessliches Reich sich bis zum Nordpol erstreckt. Dieser Herrscher […] verfolgt und ermordet seine katholischen Untertanen, die er durch seine grausamen Greueltaten in den Aufstand getrieben hat.“
 
          In der Geschichte ist eine konsequente, moralisch nachvollziehbare Linie des Vatikans nicht zu finden im Hinblick auf die Freiheit der Völker in Osteuropa. Die Moral stellt überhaupt keine Domäne der Staaten dar. Das gilt auch für den Kirchenstaat, obwohl seine grundsätzliche Parteinahme für die Geschlagenen und Unterdrückten den gegensätzlichen Eindruck erwecken mag. Wer das weiß, den wundert nicht, dass Papst Franziskus 2022 auf den Verteidigungskampf der Ukrainer mit unbeholfen verwirrenden Kommentaren reagierte, sei es über die NATO, die an den „Grenzen Russlands bellen“ würde, sei es über „die russische Nation“, die im Gegensatz zu den „Soldaten, Söldnern“ keinen Krieg führen würde, sei es über den Krieg überhaupt, der „niemals“ gerecht sein könnte. Das i-Tüpfelchen der Missachtung der Völker von Mackinders Osteuropa war sein an junge Katholiken in Russland gerichteter Appell vom August 2023, diese sollten das Erbe des „großen Russlands von Peter dem Großen, von Katharina der Großen“ weiterführen.
 
          Für die Positionierung der Staaten im Krieg war nicht ihre moralische, sondern ihre politische Betroffenheit ausschlaggebend: Selbst wenn sie kein eigenes Interesse an der Eindämmung Russlands hatten, so stellte sich ihnen dennoch seit 2014 die prinzipielle Frage, ob sie den Überfall und die angekündigte Vernichtung einer Nation einfach so hinnehmen durften. Allein schon das egoistische Interessenkalkül sprach dagegen. Mit der irrwitzigen Begründung, dass eine Nation ein Missverständnis der Geschichte darstelle, könnte schließlich jeder Staat überfallen werden.
 
          Vor diesem Hintergrund überraschte das Votum der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 27. März 2014 nicht, das das kurz zuvor durchgeführte „Referendum über den Status der Krim“ für ungültig erklärte und die Unverletztlichkeit der territorialen Integrität der Ukraine anerkannte. Die entsprechende Resolution wurde von 100 Mitgliedstaaten der UNO unterstützt, neben der Russländischen Föderation stimmten nur zehn weitere dagegen: Armenien, Belarus, Bolivien, Kuba, Nordkorea, Nicaragua, Sudan, Syrien, Simbabwe und Venezuela – diese Staaten waren offenbar zu dem Schluss gekommen, dass sie mit der Verurteilung Russlands mehr verlieren als gewinnen würden.
 
          Acht Jahre später zeigten sich die Vereinten Nationen noch geschlossener. Anfang März 2022 verurteilten sie mit 141 gegen fünf Stimmen die Invasion vom 24. Februar. Und am 12. Oktober 2022 nahmen 143 der 193 UNO-Mitglieder eine Resolution an, die die kurz zuvor erfolgte Annexion der ukrainischen Bezirke durch Russland für illegal und unwirksam erklärte. Der russländische Außenminister Lawrow nannte das Votum „antirussisch“ und behauptete, dass es unter Anwendung von „Methoden des diplomatischen Terrorismus“ durch den Westen zustande gekommen sei.
 
          Alles in allem waren es 2022 nur vier Staaten, deren Votum in den Vollversammlungen der UNO stets mit dem Russlands übereinstimmte: Belarus, Syrien, Nicaragua, Nordkorea. Ihre politischen Führungen legten keinen Wert auf das egoistisch-eigennützige Argument, dass es nicht hinnehmbar ist, den Überfall und den angekündigten Genozid zu billigen, weil sie wussten, dass ihnen gegenüber niemand solche Maßnahmen praktizieren würde. Bezeichnenderweise fallen diese Staaten international durch die schreckliche Drangsalierung ihrer eigenen Bevölkerung auf.
 
          Die Menschen, die grob-kriminelle Handlungen begehen, profitieren bewusst von der Gutgläubigkeit anderer, die es nicht für möglich halten, dass jemand das Risiko eingeht, die geltenden Normen auf brutalste Art und Weise zu verletzen. Diese Menschen werden „Schurken“ genannt. Entsprechend handelt es sich bei den genannten vier Staaten und Russland um Schurkenstaaten. Es ist davon auszugehen, dass unter den 35 Enthaltungen bei der besagten Abstimmung in der UN-Generalversammlung am 12. Oktober 2022 nicht nur Staaten wie Brasilien oder Indien waren, die es sich leisten konnten, ihre Interessen dem Völkerrecht vorzuziehen, sondern auch weitere Schurkenstaaten.
 
          Obwohl in den Vereinten Nationen die Staatenkonstellation für die Ukraine außergewöhnlich günstig war, bewirkte sie lediglich gut gemeinte Meinungsäußerungen. Optimisten, die glauben, dass es in zwischenstaatlichen Beziehungen darum geht, Werten wie Frieden, Freiheit und Souveränität Geltung zu verschaffen, und dass es in der Geschichte diesbezüglich qualitativen Fortschritt gibt, werden durch den Krieg um die Ukraine eines Besseren belehrt. Ein Schurkenstaat konnte jahrelang seinen Nachbarn angreifen und diffamieren, und die Staaten, die ihn verurteilten, des Überfalls und des „diplomatischen Terrorismus“ bezichtigen. Dieser Staat hat im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen einen ständigen Sitz.
 
         
      
       
        4 Die Kampfseiten
 
         
          [image: Die Fotografie zeigt einen Panzer mit Schleifen in ukrainischen Farben und einem Schild, dass die Freundschaft zwischen der Ukraine und Japan darstellt. Das Bild wurde auf einer Ausstellung zerstörter russischer Militärausrüstung in Kyjiw aufgenommen.] Abbildung:  Auf dem Kyjiwer Sophienplatz ausgestellte, zerstörte russländische Kampffahrzeuge, im Hintergrund das St. Michaelskloster (aufgenommen am 18. März 2023) 
         
         
          Die Eskalationsdominanz
 
          Igor Girkin, der russländische „Held“ im hybriden Krieg 2014, forderte im Dezember 2022 „ironisch“ die Bestrafung des von ihm in den sozialen Medien immer wieder als „Kretin“ betitelten russländischen Verteidigungsministers Sergej Schojgu, und zwar „alleine dafür, dass er den Kriegsplan unterzeichnet hatte […]: Zuerst die Hände abreißen, danach die Beine und nach einem langen Verhör das hängen, was übriggeblieben ist“. Girkins Ärger war nachvollziehbar, hatte Russland doch seinen wichtigsten geostrategischen Vorteil nicht zu nutzen vermocht: Es führte den Krieg auf einem fremden Territorium und teilweise von belarussischem Gebiet aus. Trotz der militärischen Schwäche seines Hauptverbündeten Belarus – Experten vermuten nur die Sondereinheiten von Aljaksandr Lukaschenkas Armee als kampfbereit, obwohl auch sie lediglich zu 70 bis 80 Prozent bemannt gewesen sein sollen – blieb die russländische Bevölkerung vom Krieg verschont, während laut Angaben der UNO bereits Mitte September 2022 mindestens 16 784 tote und verletzte ukrainische Zivilisten zu beklagen waren.
 
          Über die gesamte Dauer des Krieges, seit 2014, hat Moskau das Ziel verfolgt, durch die Vernichtung der unabhängigen Ukraine die Poltawa-Ordnung zu etablieren. Die bestimmenden Staaten des Westens hatten wiederum bis zum 24. Februar das Interesse, die Worskla-Ordnung in der gegebenen Form – mit der territorial beschnittenen, schwachen, aber letztlich souveränen Ukraine – zu erhalten. Nicht das Völkerrecht, das den Angriff auf einen Staat mit kriegerischen Mitteln und die Verletzung der territorialen Integrität, geschweige denn das Vernichten von Staaten und Nationen verbietet, sondern der Wunsch nach dem Erhalt des Status quo war die Leitlinie dieser Politik.
 
          Anders als US-Präsident Ronald Reagan, der in den letzten Jahren des Kalten Krieges die wirtschaftliche, technologische, politisch-institutionelle und militärische Überlegenheit der Vereinigten Staaten offensiv gegen die Sowjetunion einsetzte, hielten wichtige politische Führer des Westens fest an der einträglichen Zusammenarbeit mit Russland und der paternalistischen Beschwichtigung der Ukraine sowie der Staaten der NATO-Ostflanke.
 
          Während des Vormarsches der russländischen Truppen in Richtung der georgischen Hauptstadt Tbilisi im August 2008 verhandelte Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy im Namen der Europäischen Union mit seinem russländischen Amtskollegen Dmitrij Medwedew über die Beendigung der Kampfhandlungen zwischen Russland und Georgien. Die Staatspräsidenten Estlands, Lettlands, Polens und der Ukraine sowie der lettische Regierungschef allerdings fürchteten seinerzeit, Sarkozy könnte georgische Interessen verraten. Auf Initiative des polnischen Staatspräsidenten flogen sie gemeinsam nach Tbilisi, um das französische Staatsoberhaupt unter Druck zu setzen. Am 12. August 2008 verkündeten sie auf einer Kundgebung in der georgischen Hauptstadt ihre Solidarität mit Georgien. Der damalige polnische Präsident Lech Kaczyński wandte sich an die Demonstrierenden mit den Worten: „Zum ersten Mal seit vielen Jahren haben die nördlichen […] Nachbarn [Georgiens] jenes Gesicht gezeigt, das wir seit Jahrhunderten kennen. Diese Nachbarn glauben, dass die sie umgebenden Nationen ihnen unterworfen sein sollen. […] Wir sagen ‚Nein‘! […] Wir haben alle […] diese Unterwerfung kennengelernt. Das ist Unglück für ganz Europa: den Charakter der Menschen zu brechen, ihnen eine fremde Ordnung und eine fremde Sprache aufzuzwingen. […] Wir wissen sehr wohl: Heute ist es Georgien, morgen die Ukraine, übermorgen sind es die baltischen Staaten, und dann wird vielleicht noch mein Land an der Reihe sein – Polen.“
 
          Der ukrainische Publizist Mykola Rjabtschuk kommentierte am 24. Februar 2022 pointiert: „Der Westen hat das Monster gezüchtet und auf uns losgelassen.“ In der Tat wurde in Westeuropa zwischen Februar 2014 und Februar 2022 eine politische Linie verfolgt, die darauf hinauslief, dass die gegen den Kreml verhängten Sanktionen weder dem Westen wehtun noch die Geschäfte mit Russland beeinträchtigen durften.
 
          Infolgedessen verfügte der Kreml über den Vorteil, der in strategischen Studien als „Eskalationsdominanz“ bezeichnet wird, das heißt, Moskau bestimmte über die Steigerung der Androhung und Anwendung von Gewalt. Weil Russland dabei nach einem sorgfältig durchdachten Plan vorging, konnten die wirtschaftlich schwache Ukraine und der passive Westen auf die kontinuierliche Eskalation seitens des Kremls nur reagieren.
 
          Nach Jahren des hybriden Krieges und der Kämpfe entlang der Demarkationslinie im Donbas betrat Putin im Frühling 2021 die nächste Stufe auf der Eskalationstreppe, als er seine Truppen an den ukrainischen Grenzen konzentrierte, was seine Generäle als Militärmanöver ausgaben. Die Ukraine und der Westen wollten diese Erklärung glauben.
 
          Am Jahresende stieg Moskau auf die nächste Eskalationsstufe und münzte seine Forderung, die USA sollten ihre Streitkräfte aus den Ländern abziehen, die seit 1999 der NATO beigetreten waren, in einen „Vertragsentwurf“ um. Während Washington, die NATO und die OSZE darüber zu verhandeln versuchten, wusste der Kreml, dass er die amerikanische Absage in seine Legitimation der bevorstehenden Invasion der Ukraine einfließen lassen wird.
 
          Am Jahresanfang 2022 betrat der russländische Präsident mit der Vollendung seiner Angriffsvorbereitungen eine weitere Eskalationsstufe. Obwohl die US-amerikanischen Geheimdienste berichteten, dass Russland seine Truppen an den ukrainischen Grenzen mit Blutkonserven versorgte, konnte sich der Westen nicht einigen auf eine klare Drohung mit harten Sanktionen im Fall eines russländischen Überfalls auf die Ukraine. Putin wusste, dass die zu ihm pilgernden europäischen Politiker das bedrohte Land militärisch nicht verteidigen würden. An dem langen, bombastischen Tisch, dessen Bilder durch die Weltmedien gingen, warf er ihnen die angebliche Missachtung der russländischen Interessen vor. Als Putin dann seinen Truppen befahl, in die Ukraine einzumarschieren und den Präsidenten Selenskyj zu beseitigen, hatte er allen Grund zu erwarten, dass der Westen in eine Schockstarre verfallen würde.
 
          Andrij Jermak, Büroleiter von Wolodymyr Selenskyj, erklärte zwei Wochen nach dem 24. Februar in einem Interview bezüglich der Invasion: „Um ehrlich zu sein, haben wir nicht geglaubt, dass es passieren wird. Wir hatten viele Informationen von unseren Partnern, aber wir haben es immer noch nicht geglaubt.“ Die Washington Post berichtete im August 2022, dass die amerikanische Administration vor der Invasion mit dem Fall der ukrainischen Hauptstadt gerechnet habe, während Selenskyj an den Ausbruch des Krieges lange nicht geglaubt haben soll, und sogar bereit gewesen sei, zurückzutreten, um ein Blutbad zu verhindern. Nach dem russländischen Einmarsch bestand er aber darauf, in der Hauptstadt zu bleiben.
 
          Ähnliches berichtete im Oktober 2022 der estnische Präsident Alar Karis, der am 22. Februar in Kyjiw Gespräche mit dem ukrainischen Präsidenten geführt hatte. Selenskyj soll dem Kreml dabei die Tollkühnheit attestiert haben, den Donbas anzugreifen, nicht aber die „Mutter aller russischen Städte“, wie die ukrainische Hauptstadt in den russisch-orthodoxen Ländern oft genannt wird. Es ist wohl davon auszugehen, dass Selenskyj nicht verraten wollte, dass er die russländischen Pläne des Angriffs auf Kyjiw und des Attentats auf sein Leben kannte. So behauptete der CIA-Direktor William Burns einige Zeit später, den ukrainischen Präsidenten bereits Ende Januar 2022 darüber aufgeklärt zu haben.
 
          Tatsächlich löste die Invasion am 24. Februar nicht nur in Westeuropa einen Schock aus, was die Hoffnung Putins zu bestätigen schien, dass die Ukraine den Kampf entweder nicht aufnehmen oder bald aufgeben würde. Als aber die ukrainischen Truppen im März und April 2022 den Angriff auf Kyjiw abwehrten, war die Eskalationsdominanz des Kremls vorläufig dahin. Jedem, der das Vorgehen des russländischen Heeres nüchtern verfolgte, wurde darüber hinaus bewusst, dass Russland militärisch zu schlagen war.
 
          Da sich die Ukraine erfolgreich wehrte, wurden im Westen die Beharrungskräfte jener ungesicherten Worskla-Ordnung schwächer, die diesen Krieg hervorgebracht hatte. Olaf Scholz beispielsweise war noch Mitte Juni 2022 der Wille, von dieser Ordnung Abschied zu nehmen, nicht anzumerken. Bei seinem Besuch in der Ukraine sprach er zwar nicht mehr darüber, dass es Frieden in Europa nur mit Russland und nicht gegen Russland geben könne, doch er legte sich auch nicht auf dessen Eindämmung fest. Stattdessen lobte er die große „Tapferkeit der Soldatinnen und Soldaten“ der Ukraine. Was die Verletzung des Völkerrechts angeht, so ist schwer zu sagen, ob Scholz das Jahr 2014 oder doch 2022 im Sinn hatte, als er mit Russlands Versuch, die Grenzen in Europa mit Gewalt zu verschieben, ungewöhnlich hart ins Gericht ging: „Das ist unakzeptabel.“ Ebenso ist unklar, welchen Tag in welchem Jahr er genau meinte, als er hinzufügte: „Und deshalb hat sich Deutschland – gemeinsam mit vielen anderen Ländern in der Welt – vom ersten Tag an eng an die Seite der Ukraine gestellt.“ Wie gewöhnliche Menschen werden auch Politiker bisweilen unpräzise, wenn sie die Wirklichkeit zu beschreiben haben.
 
          Es war der gleiche Mangel an Präzision, der den Westen davon abhielt, den Krieg um die Ukraine als Stellvertreterkrieg zu bezeichnen, in dem Russland auf dem Territorium der Ukraine wütete, die für die Sicherheit des Westens, und besonders der Europäischen Union, kämpfte. Denn die Ukrainer warfen ihr Leben nicht nur für ihre eigene Existenz in die Schale, während ihre Verbündeten penibel darauf achteten, nicht in den Krieg einbezogen zu werden.
 
          Drei Wochen nach dem russländischen Überfall fuhren die Premierminister Polens, Sloweniens und Tschechiens, als die ersten Staatsgäste der Ukraine in der neuen Ära, unter strenger Geheimhaltung im Zug nach Kyjiw. Der ebenfalls mitgereiste stellvertretende Premierminister Polens, Jarosław Kaczyński, sagte: „Hier in Kyjiw möchte ich ein paar Worte an die Führer der Länder der Europäischen Union, der NATO-Länder, richten. Ich möchte an ihr Gewissen appellieren, aber sie auch um Konsequenz bitten. Sie predigen bestimmte Prinzipien, wir teilen diese. Aber wenn man solche Prinzipien verkündet, dann sollte man aus ihnen auch Schlussfolgerungen ziehen.“ Kaczyński schlug vor, die russländische Eskalationsdominanz auszuhebeln, indem eine aus NATO-Soldaten bestehende Friedenstruppe, „die imstande ist, sich zu verteidigen“, in die Ukraine geschickt werden sollte. Der Vorschlag wurde ignoriert.
 
          Nicht nur mit eigenen Soldaten, sondern selbst mit ihrer Waffenhilfe für die Ukraine wollten die meisten Mitglieder der NATO und der EU kein Risiko eingehen. Deshalb sorgten sie dafür, dass das kriegerische Austragen des Konflikts ausschließlich auf ukrainischem Territorium stattfand. Erst im Sommer 2023 wurde dem überfallenen Land von Großbritannien und den USA in geringer Zahl die weitreichende Artillerie geliefert, jedoch nur unter der Bedingung, dass Kyjiw sie nicht auf genuin russländischem Territorium einsetzte. Die westlichen Kampfflugzeuge sollte die Ukraine erst in der fernen Zukunft erhalten. Putin konnte sich darauf verlassen, dass, solange seine Truppen ausschließlich auf ukrainischem Gebiet Menschen töteten, seine eigene Bevölkerung vom Krieg weitgehend verschont bleiben würde. Die Lieblingsphrase Igor Girkins und der russländischen Propaganda, dass „die Amerikaner in der Ukraine bis zum letzten Ukrainer kämpfen“ würden, erhielt somit einen wuchtigen Wahrheitsgehalt.
 
          Klugerweise steckte Putin nach der Niederlage im Kampf um Kyjiw in den ersten Wochen der Invasion seine Pläne für den schnellen Sieg in die Schublade, ließ seine Streitkräfte umgruppieren und sie im Osten und im Süden der Ukraine zuschlagen. Als aber im August 2022 der Vormarsch seiner Truppen ins Stocken geriet, die indes die Kontrolle über 125 000 Quadratkilometer des ukrainischen Territoriums in den Grenzen von 2014 errungen hatten, und die Ukraine die operative Initiative übernahm, sah sich Putin gezwungen, die nächste Eskalationsstufe zu betreten, indem er eindringlich mit dem Einsatz von Nuklearwaffen drohte. Im Oktober 2022 rechtfertigte sein Verteidigungsminister Schojgu diese Drohungen, als er unter anderem seinen chinesischen Amtskollegen vor dem Einsatz einer „schmutzigen Bombe“ durch die Ukraine „warnte“, den sie angeblich Russland anlasten wolle.
 
          Dabei hätte der Kreml keinen atomaren Gegenschlag der USA zu befürchten im Falle eines Angriffs auf die Ukraine mit den taktischen Nuklearwaffen, die von Raketen geringer Reichweite (30 bis 400 km) ans Ziel gebracht worden wären. Obwohl Washington über ein ähnliches Potenzial strategischer Atomwaffen verfügt wie Moskau, schlossen die Amerikaner den Einsatz ihrer Atomwaffen ganz aus. Estlands Präsident Karis sprach allerdings davon, dass ein nuklearer Angriff Russlands „den Krieg nicht beenden, sondern eine Reaktion des Westens nach sich ziehen“ würde, und er fügte hinzu: „Wir wissen es genau: Der Westen wird keine Atomwaffen einsetzen, aber eine Antwort mit konventionellen Waffen kann gleichermaßen zerstörerisch sein.“
 
          Obwohl die russländische Militärdoktrin den Einsatz von Atomwaffen vorsieht, wenn die territoriale Integrität Russlands bedroht wird, gaben am 10. November 2022 die russländischen Einheiten die von den Ukrainern beschossene Stadt Cherson brav auf. Sie taten es ungeachtet dessen, dass der Kreml zuvor den Bezirk Cherson der Russländischen Föderation einverleibt hatte. Nachdem Moskau die zweithöchste Eskalationsstufe betreten hatte – die eindringliche Drohung mit dem Einsatz von Atomwaffen (deren Einsatz gleicht der höchsten Stufe) –, stellte es sich auf einen Dauerkrieg ein, in dem er seine vermeintliche Überlegenheit hinsichtlich Personalstärke seiner Streitkräfte, Kriegsgerät, Moral und Kriegsführung auszuspielen hoffte.
 
         
         
          Die Personalstärke der Armeen
 
          Der ehemalige Sekretär des Bundessicherheitsrates und militärpolitische Berater von Bundeskanzlerin Angela Merkel prognostizierte am 24. Februar 2022 in einer Fernseh-Talkshow ein schnelles Ende des Kriegs um die Ukraine: „Militärisch gesehen ist die Sache gelaufen. Und meine Bewertung ist, dass es nur um ein paar Tage gehen wird und nicht mehr.“
 
          Militärexperten hingegen, die Urteile nicht nach vorgefasster Meinung, sondern nach Kenntnis der Realität fällen, kritisieren hingegen die ursprüngliche Kriegsstrategie Russlands als abenteuerlich. Es startete mit (nach unterschiedlichen Schätzungen) etwa 190 000 Soldaten Angriffe an mehreren Fronten, und zwar gegen eine gut 200 000 Soldaten zählende ukrainische Armee, was der Regel widerspricht, dass der Angreifer erst dann Erfolgschancen hat, wenn er zahlenmäßig zumindest dreimal stärker als der Angegriffene ist. Ohne eine solche zahlenmäßige Überlegenheit hätte der russländische Plan nur dann aufgehen können, wenn der ukrainische Staat schnell kollabiert und der ukrainische Präsident beseitigt worden oder geflohen wäre. Die Lage wurde für Russland nicht besser, nachdem die Ukraine gezeigt hatte, dass sie imstande war, binnen eines Monats den Bestand ihrer Streitkräfte auf 250 000 Mann und Frau zu erhöhen.
 
          „Menschen gibt es bei uns genug“ – „ljudej u nas mnogo“ – so lautete die in Russland stetig wiederholte Behauptung, auf der die Militärkonzepte des Riesenreiches seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts basierten. Doch angesichts einer drastisch gesunkenen Geburtenrate sowie der schwachen Performanz im Tschetschenien- und Georgienkrieg ging das postkommunistische Russland an die epochale Reform seiner Streitkräfte. Es sollte eine Armee entstehen, die nicht mehr Millionen Soldaten verstreut an unzähligen Orten des Riesenlandes stationierte. Das auf eine Million Kämpfer reduzierte Heer sollte durch professionelle Ausbildung, moderne Logistik und schnelle Einsatzbereitschaft an Schlagkraft gewinnen. Den Reformern – allen voran dem Generalstabschef Walerij Gerassimow – gelang jedoch offenbar nur die Senkung der Soldatenzahl, das allerdings sogar mit einer „Planübererfüllung“: So verfügte Russland vor der Mobilmachung im September 2022 über geschätzt rund 800 000 Soldaten – bei einer Gesamtbevölkerung von gut 144 Millionen. Was hingegen die Einsatzfähigkeit der Streitkräfte angeht, so sprachen die Verluste im Krieg eine klare Sprache. Unabhängigen Schätzungen zufolge verlor die russländische Armee im Laufe des Jahres 2022 aufgrund von Tod, Verwundung und Gefangenschaft 84 000 Soldaten, was über 40 Prozent ihrer Invasionstruppen und etwas über zehn Prozent ihrer gesamten Personalstärke entsprach. Das Verhältnis der verwundeten zu den toten Soldaten war hoch, es betrug 4,5 zu eins.
 
          Mit der schlampig durchgeführten „Teilmobilmachung“ im Zeitraum von September bis November 2022 versuchte der Kreml, die dramatisch angewachsenen Löcher in der Armee zu stopfen. Von der Einberufung waren im besonderen Maße Reservisten mit Hochschulausbildung und ehemalige Wehrpflichtige betroffen, was vom hohen Bedarf an Führungskräften und militärisch geschultem Personal zeugte, aber auch Männer ohne eine Militärerfahrung.
 
          Außerdem warb der Kreml Söldner an. Da dies in Russland verboten ist, bediente er sich in erster Linie der illegalen Militäreinheit, deren Dienste er bereits in Syrien und Afrika in Anspruch genommen hatte. Es handelte sich um die so genannte „Gruppe Wagner“, die der mit Putin eng verbundene Unternehmer Jewgenij Prigoschin anführte. In Russland war Prigoschin als „Putins Koch“ bekannt, da er in den 1990er-Jahren in Sankt Petersburg, zu Putins Zeit als stellvertretender Bürgermeister, den künftigen Staatspräsidenten und seine Gäste bekocht hatte. Prigoschins Firma „Concord“ erhielt vom Staat einträgliche Aufträge, darunter jene für die russländische Armee. Darüber hinaus besaß Prigoschin in Sankt Petersburg die sogenannte „Troll-Fabrik“, die im Internet gezielt Desinformationen verbreitete.
 
          Will man Putins Worten Glauben schenken, der sich drei Tage nach der Meuterei der Prigoschin-Söldner vom 24. Juni 2023 gezwungen sah, öffentlich zur Wagner-Truppe Stellung zu nehmen, so soll diese vom Staat finanziert gewesen sein: „[Ich] möchte […] anmerken […], damit wir alle darüber Bescheid wissen: Der Unterhalt der gesamten Wagner-Gruppe wurde vollständig vom Staat finanziert – aus dem Verteidigungsministerium, [das heißt] aus dem Staatshaushalt, haben wir diese Gruppe vollständig finanziert.“ Experten nehmen freilich an, dass sich die Wagner-Gruppe den Großteil ihrer Finanzierung – man spricht in diesem Zusammenhang sogar von umgerechnet einer Milliarde US-Dollar im Jahr – in der Zentralafrikanischen Republik selbst verdient haben soll, wo die so genannten „Wagnerowzy“ aufseiten der Regierung gegen verschiedene Rebellengruppen kämpften, um die Kontrolle über Gold- und Diamantenminen zu behalten.
 
          Die Gruppe Wagner bekam auch logistische Unterstützung aus dem russländischen Verteidigungsministerium und von den Geheimdiensten. Wie groß der Personalmangel in den russländischen Streitkräften gewesen sein muss, lässt sich daran ablesen, dass die Wagnerowzy die Erlaubnis erhielten, sogar in Gefängnissen Kämpfer zu rekrutieren. Die Zahl der bis zum Ende des Jahres 2022 auf diese Weise angeworbenen Straftäter wird auf 23 000 geschätzt – bei einer Gesamtstärke der Wagnerowzy von ca. 40 000 Mann –, denen nach einem halben Jahr Dienst die Amnestie versprochen wurde. Nach anderen Quellen schickte die Gruppe Wagner rund 50 000 Straftäter an die Front, deren Zahl sich im Januar 2023 auf 10 000 verkleinert hatte infolge von Tod, Verwundung, Gefangennahme oder Desertion.
 
          Die so genannten „Kadyrowzy“, ein eigens dem tschetschenischen Präsidenten Ramsan Kadyrow unterstelltes „Heer“, sowie das tschetschenische Freiwilligenbataillon „Achmat“ samt anderen außerordentlichen Kampfkommandos bilden weitere Einheiten nicht-regulärer Truppen, die die russländische Armee unterstützen.
 
          Die Entstehung paralleler Befehlsstrukturen ruft immer Probleme hervor. In einer Analyse des Institute for the Study of War (ISW), einer US-amerikanischen „Denkfabrik“, hieß es: „Die Konzentration auf die Bildung von nicht-regulären Einheiten stößt zum Teil auf Kritik bei pensionierten russischen Offizieren, die stattdessen reguläre Einheiten der Armee fordern.“ Seit Januar 2023 wurde immer wieder über Konflikte zwischen Verteidigungsminister Schojgu und Generalstabschef Gerassimow einerseits und Wagner-Chef Prigoschin andererseits gesprochen. Die Spannungen verschärften sich, nachdem der Verteidigungsminister im gleichen Monat, unter Berufung auf die Forderungen des Präsidenten, die Erhöhung der Personalstärke der regulären Armee auf 1,5 Millionen Soldaten, die Eröffnung neuer Truppenausbildungsplätze sowie eine Reform der Ausbildungsprogramme angekündigt hatte. Diese Änderungen schlossen zudem eine stärkere Integration der Wagner-Einheit in die regulären Streitkräfte ein.
 
          Mit der schlechten Versorgung und sogar einer angeblichen Beschießung der Wagnerowzy durch die regulären Streitkräfte rechtfertigte Prigoschin die Meuterei im Juni 2023. Einen Monat zuvor hatte er in einem mit einem Blogger geführten Interview indirekt Putin kritisiert, indem er das offizielle Ziel und die Realität der „militärischen Spezialoperation“ in der für ihn typischen Ausdrucksweise verspottete: „Während wir nach den Nazis suchten, schlugen wir jeden, den wir nur konnten, zusammen, kamen in die Nähe von Kiew, und dann, auf gut Russisch gesagt, haben wir verschissen und […] wir sind weggegangen. Später haben wir in Cherson verschissen und uns zurückgezogen, danach – oder zuvor, weil ich mit den Zeiträumen inzwischen durcheinanderkomme – kamen [die Rückzüge aus] Isjum, Lyman […] Und irgendwie passt bei uns nichts zusammen.“ Der Nachsichtigkeit Putins gegenüber den Verantwortlichen für all die Rückschläge stellte Prigoschin die Härte Stalins entgegen: „Josif Wissarionowitsch hätte daraus Schlüsse gezogen, 200 Menschen erschossen, vielleicht jemanden bloß zur eigenen Freude, oder – genauer gesagt – aus seinem ästhetischen Bedürfnis heraus gehängt. Aber bei uns hat man bisher keine Schlüsse gezogen.“ Wie Girkin baute auch Prigoschin mit derartiger Kritik an der Armeeführung und dem Präsidenten seine Popularität in der Bevölkerung aus. Im Gegensatz zum „Donbas-Eroberer“ Girkin hatte „Putins Koch“ jedoch in der russländischen Elite Rückhalt, sodass ihm politische Ambitionen nachgesagt werden konnten.
 
          Es ist schwer einzuschätzen, ob Russland mit der „Teilmobilmachung“ seine Probleme hinsichtlich der Personalstärke seiner Streitkräfte beheben konnte. Will man den Worten des Verteidigungsministers Glauben schenken, dann war es der Fall. Schojgu erklärte im Juni 2023, dass sich die Armee seit September 2022 um 164 000 neue Soldaten vergrößert habe, davon 50 000 Freiwillige. (Er kündigte zudem an, dass neue Einheiten bald 3 000 Stück Kampfgeräte erhalten würden.)
 
          Auch die Ukraine hatte Probleme hinsichtlich der Personalstärke ihrer Streitkräfte infolge der niedrigen Geburtenraten, des riesigen Ausmaßes der Arbeitsmigration in die EU sowie der Desertion. Trotzdem schien das Land mit seinen Reformen der Streitkräfte erfolgreicher als die Russländische Föderation.
 
          Den ukrainischen Reformen ging im Jahre 2013 der desaströse Verzicht auf die allgemeine Wehrpflicht voraus, weshalb die Armee mit gravierenden Personalmängeln konfrontiert wurde. Nach dem russländischen Angriff 2014 konnte jedoch ihr Personalbestand dank der Wiedereinführung der Wehrpflicht und der Freiwilligen aufgestockt werden. Im März 2015 ordnete der damalige Präsident Petro Poroschenko an, die Zahl der Soldaten um ein Drittel auf 250 000 zu erhöhen.
 
          In den darauffolgenden Jahren meldeten sich allerdings immer wenige Kandidaten für den Dienst in der Berufsarmee. Dennoch war sie zu Beginn des Jahres 2017 auf gut 200 000 Soldaten angewachsen, und in den anderen ukrainischen Kampfformationen, allen voran in der dem Innenministerium unterstellten Nationalgarde, dienten noch weitere 80 000. Man ging davon aus, dass dieser Personalbestand für die Rückeroberung des Donbas, nicht aber für eine Konfrontation mit einer offenen russländischen Invasion ausreichen würde. Da aber die meisten der rund 190 000 Reservisten in den Truppen der direkt dem Generalstab unterstellten Territorialverteidigung im Donbas Kampferfahrung hatten machen können, schien die ukrainische Armee unter Umständen zu mehr fähig, als nur den Status quo zu halten.
 
          Ende 2022 soll die ukrainische Armee bereits über 750 000 Soldaten verfügt haben – bei einer Einwohnerzahl von, optimistisch geschätzt, knapp 40 Millionen (die im darauffolgenden Jahr auf knapp 30 Millionen schrumpfen sollte). Aber auch dieses Heer blutete – wobei die vom russländischen Verteidigungsminister Schojgu am 21. September 2022 genannte Zahl von 61 000 ukrainischen Armeeangehörigen, die während der Invasion ums Leben gekommen sein sollen, noch weniger der Wahrheit zu entsprechen scheint als die Schätzungen des ukrainischen Generalstabs, der die Zahl der im gleichen Zeitraum gefallenen russländischen Soldaten mit 91 000 bezifferte. Ausgewiesene Militärbeobachter gehen von rund 100 000 verwundeten ukrainischen Soldaten im Jahr 2022 aus. Da in der ukrainischen Armee das Verhältnis von verwundeten zu toten Soldaten sieben zu eins betrug, ist davon auszugehen, dass rund 15 000 ukrainische Soldaten ums Leben gekommen sind. Zu ihnen muss noch eine unbekannte Zahl Gefallener aus den Reihen der Nationalgarde und den Truppen der Territorialverteidigung hinzugerechnet werden.
 
          Nicht nur im belarussischen Kastuś-Kalinoŭski-Regiment und im Bataillon „Pohonija“ kämpften Ausländer freiwillig für die Ukraine. Wolodymyr Selenskyj appellierte am 27. Februar 2022 an alle in der Welt, die den ukrainischen Widerstand gegen die russländischen Besatzer unterstützen und „den Frieden in der Welt verteidigen wollen“, einer in die Truppen der Territorialverteidigung integrierten Ausländerlegion beizutreten.
 
          Bereits 2014 kämpften in der Georgischen Nationallegion ausländische Freiwillige (darunter jene Belarussen, die später den Kern des Kastuś-Kalinoŭski-Regiments bildeten), von denen die meisten in das so genannte Asow-Bataillon – später Regiment – zogen. Diese russischsprachige Kampfeinheit formierte sich ebenfalls nach dem Beginn des hybriden Krieges, und sie hatte ursprünglich einen eindeutig rechtsextremen Hintergrund. Der Rechtsextremismus ging im Westen der Ukraine auf die Tradition von Stepan Bandera und der Ukrainischen Aufständischen Armee (UPA) zurück (siehe S. 42), hatte aber im ukrainischen Osten eine kürzere Tradition, die bis in die späten 1980er-Jahre reichte. In der Sowjetunion der späten Perestrojka tauchten besonders in den Moskauer und Charkiwer Stadien rassistische Fußballrowdys auf.
 
          Die Aufmerksamkeit, die das tapfer kämpfende Asow-Regiment auf sich zog, verdankte sich dem Umstand, dass der ukrainische Staat 2014 angesichts des katastrophalen Zustandes seiner Armee bereit war, jeden für das Land kämpfen zu lassen. Dazu sind die folgenden Zahlen zu beachten: In den drei Jahrzehnten der ukrainischen Unabhängigkeit erhielten die Rechtsextremisten bei den Parlamentswahlen nur einmal gut zehn Prozent der Stimmen, und zwar bei der Protestwahl des Jahres 2012. Das waren fast zehn Prozent mehr als fünf Jahre zuvor und sechs Prozent mehr als bei den Wahlen im Umbruchjahr 2014. 2019 sank der Stimmenanteil der Rechtsextremen dann auf gut zwei Prozent, was immer noch mehr war als die „ukrainische Norm“ in der Zeit vor der Protestwahl 2012. Wenn es also um „die Nazis in der Ukraine“ geht, so ist ihre Zahl kleiner als in einer durchschnittlichen westlichen Demokratie, und sie konzentrieren sich primär auf die Westukraine.
 
          Zurück zu den internationalen Kämpfern: Alles weist darauf hin, dass sich die Internationale Legion zur Verteidigung der Ukraine im Jahre 2022 nicht gut entwickelte. Daran änderten auch die Behauptungen der russländischen Propaganda nichts, die von Tausenden im Krieg umgekommenen Polen sprach (wäre dies wahr, müsste Polen also unentwegt trauern) und von Tausenden kämpfenden Balten (deren eigene Streitkräfte weniger als 30 000 reguläre Soldaten zählen), von Amerikanern und Engländern ganz zu schweigen. In der Realität hingegen kann man vermutlich davon ausgehen, dass die Personalstärke der Legion nicht Tausende, sondern eher nur Hunderte Kämpfer umfasst. Für diese niedrige Zahl wird neben der schlechten Organisation der Rekrutierung der erfolgreiche russländische Raketenangriff auf den Truppenübungsplatz in Jaworiw nahe der polnischen Grenze (siehe Karten) am 13. März 2022 verantwortlich gemacht, bei dem nach ukrainischen Angaben mindestens 30 Menschen ums Leben kamen. Da in Jaworiw die Freiwilligen der Internationalen Legion stationiert waren, hatte der Angriff auf die Bereitschaft der Ausländer, in den Kampf zu ziehen, einen negativen Einfluss. Was das Asow-Regiment anbetrifft, dessen Personalstärke nicht eindeutig bestimmt werden kann (es ist meist von ca. 1 000 Soldaten die Rede), so stellte es 2022 innerhalb der Nationalgarde eine längst entideologisierte, reguläre Kampfeinheit dar, die bis Mitte Mai 2022 in Mariupol kämpfte.
 
          Insgesamt sollen sich die ausländischen Kämpfer nicht in „ihren“ nationalen Einheiten oder in der Internationalen Legion, über die man nicht zuletzt im Zusammenhang mit der Korruption in der Ukraine viel sprach, sondern in der ukrainischen Truppe am besten bewährt haben, was damit zusammenhängt, dass sie hier unter einer professionellen militärischen Führung standen. Eine Ausnahme bildeten die zum Teil aus russländischen Kriegsgefangenen zusammengesetzte Legion „Freiheit Russlands“ und das „Russländische Freiwilligenkorps“, in dem vorwiegend russländische Emigranten dienten, die seit dem 22. Mai 2023 in der russländischen Grenzregion Belgorod kämpften, was Peskow, der Pressesprecher des Kremls, bestätigte. Die spektakulären Aktionen dieser Einheiten wurden zweifellos zum großen medialen Erfolg.
 
          Die Personalstärke beider Armeen war lange ausgeglichen. Erst die enttäuschend verlaufende Offensive der ukrainischen Streitkräfte machte in der zweiten Jahreshälfte 2023 auf die Überlegenheit Russlands in Bezug auf Personalreserven aufmerksam, was die Erkenntnis verstärkte, dass für den Ausgang der Kämpfe Qualitätsfaktoren beider Armeen ausschlaggebend wären.
 
         
         
          Die schlechteren Soldaten
 
          Józef Piłsudski wurde während des polnisch-bolschewistischen Krieges 1920 gefragt, ob er an den Sieg seiner Armee glauben würde. „Wir sind doch die besseren Soldaten!“, antwortete er prompt. Gut ein Jahrhundert später erwiesen sich die Russländer bei ihrem Vormarsch gen Westen erneut als die schlechteren Soldaten im Vergleich zu den von ihnen Angegriffenen.
 
          Eigentlich sollten die Schwächen des russländischen Heeres nicht überraschen. In den vergangenen zweihundert Jahren – ausgenommen die in deutsch-sowjetischer Zusammenarbeit erfolgte Besatzung Ostpolens nach dem Einmarsch der Roten Armee am 17. September 1939 und der Sieg über Hitlerdeutschland, den die Sowjetunion nur mit der Unterstützung der Gegner Russlands von heute hatte erringen können –, hat Russland (bzw. die Sowjetunion) seine großen Kriege verloren: sämtliche Schlachten der Moskau-Kampagne Napoleons, den Krim-Krieg 1853–1856, den Krieg gegen Japan 1904/05, den estnischen Freiheitskrieg 1918–1920, den polnisch-bolschewistischen Krieg 1920, den Winterkrieg gegen Finnland 1939/40 und den langen Krieg gegen die Mudschahedin in Afghanistan 1979–1989. Behauptet haben sich die Russländer hingegen im brutalen Erdrücken lokaler Revolten, die in ihrem eigenen Herrschaftsbereich ausbrachen.
 
          Im Krieg gegen das militärisch scheinbar hoffnungslos unterlegene Georgien im August 2008 unterliefen den russländischen Kampfeinheiten unzählige Fehler und Pannen. Dass Russland dennoch siegte, verdankte sich vor allem seiner Überlegenheit in der Luft. Aus der Niederlage, die die russländischen Truppen im Ersten Tschetschenien-Krieg in den Jahren von 1994 bis 1996 erlitten hatten, zog Moskau Lehren für den 1998 begonnenen Zweiten Tschetschenien-Krieg. Diesmal konzentrierten sich seine Streitkräfte auf den flächendeckenden Artilleriebeschuss, mit dem ganze Dörfer sowie die im Ersten Tschetschenien-Krieg „nur“ zerstörte Hauptstadt Grosnyj buchstäblich ausradiert wurden. In den Tschetschenien-Kriegen brachte das russländische Heer nach unterschiedlichen Angaben zwischen 60 000 und 200 000 Zivilisten ums Leben.
 
          Nach ihrer Invasion in der Ukraine im Februar 2022 kämpfte die russländische Armee wie im Zweiten Weltkrieg und im Zweiten Tschetschenien-Krieg, das heißt in großen Einheiten und mit dem flächendeckenden, blinden Artilleriebeschuss. Die Offiziere und Unteroffiziere der kleineren Einheiten entbehrten der Fähigkeit, operative Maßnahmen zu planen und in Eigenregie durchzuführen.
 
          NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg stellte dessen ungeachtet Mitte Januar 2023 fest, dass obwohl Putin die Stärke seiner Armee überschätzt hatte, man „Russland nicht unterschätzen [dürfte]. […] Mängel der Moral und der Ausbildung werden von den Russländern durch zahlenmäßige Truppenstärke wettgemacht. Und sie haben gezeigt, dass sie imstande sind, schwere Verluste zu erleiden, um ihre Ziele zu erreichen“. Zieht man zu den hohen Personalverlusten die Ergebnisse der Auswertung von zugänglichem Bildmaterial in Betracht, so wird Stoltenbergs Einschätzung verständlich. Russlands Militär hat bis zum 6. Dezember 2022 1 541 Kampfpanzer, 1 814 Schützenpanzer, 66 Kampfflugzeuge, 72 Helikopter und 12 Schiffe verloren. Nach offiziellen ukrainischen Angaben, auf die freilich kein Verlass ist, sind die Zahlen zwei- bis viermal so hoch: fast 3 000 Panzer, 280 Flugzeuge und 263 Hubschrauber.
 
          Das Ausbleiben militärischer Erfolge führte dazu, dass Russland noch rücksichtsloser als sonst vorging, um die Moral der ukrainischen Zivilisten zu schwächen. Ukrainische Quellen haben die Zahl russländischer Raketenangriffe bis Ende November 2022 mit 16 000 angegeben, wovon 97 Prozent gegen zivile Ziele gerichtet gewesen seien. Bis zum Jahresende 2022 soll die russländische Armee über 700 Gasleitungen, Elektrostationen, Brücken und andere Infrastrukturobjekte zerstört haben.
 
          Russland standen dabei nur vier Satelliten zur Verfügung, die Daten für die Programmierung von Angriffsraketen liefern konnten (zum Vergleich: die USA verfügen über knapp 300 solcher Satelliten). Das zog zwei Probleme nach sich. Erstens mussten die Angriffe mühselig von langer Hand vorbereitet werden. Zweitens: Obwohl Experten davon ausgingen, dass Moskau die zusätzlichen Daten von China und dem Iran kaufte, mussten die meisten Geschütze die gleichen Trajektorien nutzen, weshalb 80 Prozent der Raketen durch die ukrainische Luftverteidigung aufgefangen werden konnten. Wahrscheinlich deshalb verstieg sich eine der Hauptpropagandistinnen des Kremls, Margarita Simonjan, Leiterin des Senders Russia Today, Ende des Jahres 2022 zu der Bemerkung, dass Russland die Ukraine „ohne Vergnügen“ bombardiere, im Wortlaut sagte sie: „Ich kenne keine einzige Person in Russland, einschließlich Putin, die sich darüber freuen würde, was jetzt passiert.“
 
          Zu den Eigenarten der russländischen Armee und ihrer Kriegsführung gehört die Geringschätzung der eigenen Soldaten. Das hat ebenfalls eine lange Tradition. Im zaristischen Russland beanspruchte der Staat buchstäblich das Leben der Wehrpflichtigen: Ein bestimmter Prozentsatz der männlichen Bevölkerung wurde für 25 Jahre zwangseingezogen. Sollten die Unglücklichen diese Zeit überlebt haben, so kehrten sie in ihre Dörfer mit gebrochener Gesundheit zurück, bloß, um ihr Leben, in dem sie nichts außer Kämpfen gelernt haben, zu beenden. Für die – ohnehin entrechteten – Bauern stellte deshalb der Dienst in der Armee eine multiplizierte Form der Sklaverei dar, der sie tunlichst entkommen wollten.
 
          In der Sowjetunion wiederum wurden die Rotarmisten im wahrsten Sinne als Kanonenfutter verpulvert. Gängige Praxis war der Einsatz von Strafkompanien, meist bestehend aus Soldaten, die durch mangelnde Disziplin aufgefallen waren, die direkt im eigenen Artilleriefeuer vorgingen (ähnlich sollen auch die rekrutierten Kriminellen der „Gruppe Wagner“ ins Gefecht geschickt worden sein). Disziplin im Kampf erzwang Stalins Befehl „Keinen Schritt zurück!“ vom Juli 1942, der anordnete, dass bei einem ungeordneten Rückzug die Erschießung der fliehenden Soldaten durch eigens dazu geschaffene Sondereinheiten zu erfolgen hatte.
 
          In Russland hatte die Wagner-Truppe den Ruf der besten Kampfeinheit, worauf sich Prigoschin unter anderem im oben erwähnten Interview vom Mai 2023 bezog: „Wir, und das kann ich sagen dank meiner persönlichen Erfahrung, haben überall gekämpft. Wir wissen, wie die Franzosen oder die Amerikaner oder die nutzlosen, feigen Militärkräfte der UNO-Missionen kämpfen. Wir wissen, wie die afrikanischen Stämme kämpfen. Heute stellt die Sondertruppe Wagner die beste Armee der Welt dar, und wir haben alle überall besiegt. […] Und selbstverständlich sehe ich mich aus Gründen der Korrektheit gezwungen, zu sagen, dass gleich hinter uns die russländische Armee kommt usw.“ Selbst wenn dieses Eigenlob berechtigt gewesen wäre, wurde die im Mai 2023 nach monatelangen Kämpfen erfolgte Eroberung der Stadt Bachmut im Donezker Bezirk mit dem Leben tausender Wagnerowzy bezahlt. Das bekümmerte die Führung der Streitkräfte wenig, auch wenn Putin in seiner Rede vor Armeeoffizieren am 27. Juni 2023 das Gegenteil behauptete: „Wir haben die Kämpfer und Kommandeure dieser Gruppe immer mit großem Respekt behandelt, weil sie tatsächlich Mut und Heldentum bewiesen haben.“
 
          Im Krieg um die Ukraine zeigte sich die Missachtung der eigenen Soldaten auf russländischer Seite nicht nur in der miserablen Kriegsführung im Jahre 2022, sondern auch in der schlechten Versorgung und in der „Entsorgung“ der Gefallenen in Lastwagenkrematorien, Öfen auf Mülldeponien oder in eilig gegrabenen Löchern. 2023 tauchten auch vereinzelt Berichte über die Behandlung russländischer Soldatinnen auf, die sich dazu gezwungen sahen, eine „Front-Ehe“ mit einem „Front-Ehemann“ zu schließen, um eine bessere Unterbringung und Essensversorgung zu erlangen, aber auch, um vor sexueller Gewalt geschützt zu sein.
 
          Die Zustände in der russländischen Armee lassen die Vermutung zu, dass die üblen Taten der zur Soldateska verkommenen Soldaten von der Obrigkeit geduldet wurden, um die Truppe bei Laune zu halten, wie es schon in der Roten Armee Tradition war.
 
          Der russländische Staat bemühte sich in den ersten Kriegsmonaten um zweierlei: Erstens ging es ihm darum, den Krieg und seine Folgen von der Masse der Bevölkerung möglichst fernzuhalten. Deshalb setzte der Kreml erst verspätet auf die Mobilmachung, obwohl der Sold der Wehrpflichtigen gering ist und ihre Familien im Todesfall keine hohe Entschädigung erhalten. Die Propaganda wies lange auf die Vorteile des freiwilligen Beitritts zur Truppe hin. Das Staatsfernsehen strahlte sogar eine sentimentale Reportage aus, die ein älteres Ehepaar in einem Dorf zeigte, das sich von der Entschädigung für den gefallenen Sohn einen weißen Lada gekauft hatte, von dem der Umgekommene immer geträumt hätte. Zweitens wollte der Staat die Bewohner der Großstädte, deren Meinung über den Krieg differenzierter ist als die der Menschen in den kleinen Orten im asiatischen Teil Russlands, nicht direkt in den Krieg einbeziehen. Nicht von ungefähr warf der frühere Präsident der Mongolei, Zachiagiin Elbegdordj, dem Kreml vor, Minderheiten Russlands, die mongolischen Burjaten und Kalmücken sowie die Tuwinen – ein Turkvolk – wie „Kanonenfutter“ zu behandeln. Selbst der im Volksmund oft als „der treueste Hund Putins“ apostrophierte tschetschenische Autokrat Kadyrow bemerkte nach Protesten, die in seinem Land infolge der Mobilmachung ausbrachen, dass Tschetschenien das Kriegspersonal-Soll längst „übererfüllt“ habe.
 
          So sah sich im August 2022 die politische Führung dennoch gezwungen, mit der Einberufung der jungen Männer in Moskau und Sankt Peterburg zu beginnen, die alsbald auf die Krim geschickt wurden, offenbar, um sie nicht in das unmittelbare Kampfgeschehen zu verwickeln. Es kann auch kein Behördenversehen gewesen sein, dass nach der Mobilmachung Hunderttausende Männer im Einberufungsalter Russland Richtung Kasachstan, Georgien und Belarus verlassen durften. Der Kreml ließ die durch seine Propaganda als Feiglinge und Verräter gebrandmarkten jungen Menschen gehen, um in die Armee keine Probleme zu importieren durch Einberufene, die nicht kämpfen wollten.
 
          Die russländische Obrigkeit muss erkannt haben, dass ihre Armee ein großes Problem mit Disziplin hat. Das äußerte sich zum einen in den Vergehen der Soldaten, die zum Beispiel eigenmächtig die Frontstellung verließen. Britische Experten behaupteten zudem, dass Schießereien unter den Armeeangehörigen ein häufiges Problem darstellten. Um solchen Delikten vorzubeugen, legalisierte das Verteidigungsministerium das hinter der Front spontan praktizierte Einsperren straffällig gewordener Soldaten. 13 solche Arrestplätze waren 2022 im Donbas bekannt. Zum anderen ging die Disziplinlosigkeit auf übermäßigen Alkoholkonsum, unprofessionelle Führung (Mangel an Unteroffizieren) und unzureichende Ausbildung zurück.
 
          Zu Beginn des Jahres 2023 verpflichtete Putin den Verteidigungsminister, den Premierminister samt den ihm untergeordneten Behörden sowie den Bürgermeister von Moskau dazu, konkrete (von Experten freilich als unzureichend eingeschätzte) Maßnahmen zu ergreifen, um die Versorgung, den Gesundheitsschutz und die Besoldung der Truppen zu verbessern.
 
          Zwar waren die Schwächen des russländischen Heeres gravierend, und sie wirkten sich negativ auf die Kampfmoral aus, dennoch änderte das wenig daran, dass in der russländischen Bevölkerung gerade nach dem Weggang der „kritischen Geister“ der Krieg Unterstützung fand. Den meisten Russländern verschaffen sichtbare außenpolitische Erfolge eine besondere Genugtuung. Während die Untertanen mehrheitlich der Beteuerung der Staatspropaganda glauben wollten, dass Russland in der Ukraine gegen „die ukrainischen Faschisten“ und den „Satan“ aus Amerika traditionelle Werte wie Familie, Geschlechter-Rollen und „die Einheit der russischen Nation“ verteidigte, konnten die russländischen Soldaten an der Front nicht umhin, in den Ukrainern den Feind zu sehen.
 
         
         
          Die besseren Soldaten
 
          Gut ein Jahrhundert nach dem Sieg Piłsudskis über die Rote Armee bewiesen die Ukrainer, dass sie bessere Soldaten als die Russländer sind. Das war aber nicht immer so.
 
          Die ukrainische Armee hatte zwar nicht andere Länder angegriffen, aber auch sie litt – neben der geringen Truppenstärke – unter Disziplinlosigkeit und Korruption. Hinzu kamen Unterfinanzierung und die Infiltrierung durch Russland. Zwei Personalien genügen, um das Ausmaß der russländischen Durchsetzung anzudeuten.
 
          Der 1962 im russländischen Bezirk Krasnodar geborene Pawel Lebedew war in den 1980er-Jahren in der Militärgarnison in Tscherniwzi, einer Bezirksstadt im Südwesten der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetischen Republik, für den Bereich Finanzen zuständig. Nach der Auflösung der Sowjetunion war er als Unternehmer unter anderem auf der Krim aktiv. 2011 schaffte er es auf die Liste der 100 reichsten Ukrainer. Politisch war er nacheinander als Parlamentsabgeordneter für den prowestlichen Block Julija Tymoschenko und für die prorussländische Partei der Regionen aktiv, ehe er 2012 von Präsident Janukowytsch zum ukrainischen Verteidigungsminister ernannt wurde. Als amtierender Minister verließ er während der Kämpfe auf dem Kyjiwer Majdan am 21. Februar 2014 die Stadt Richtung Krim. Nach der russländischen Annexion der Halbinsel trat er der russländischen Partei Rodina bei und arbeitete im Stadtrat von Sewastopol, wo er darüber hinaus Chef der Krim-Sektion der „Russländischen Union der Industriellen und Unternehmer“ wurde.
 
          Der 1964 in Charkiw geborene Denis Beresowskij hatte in den 1990er-Jahren im Marine-Institut in Sewastopol studiert, bevor er in der ukrainischen Kriegsflotte Karriere machte. Als Konteradmiral leitete er in den Jahren 2012 und 2013 die zusammen mit den Amerikanern geführten Übungen der Seestreitkräfte. Nach dem Einmarsch der russländischen „grünen Männchen“ im Februar 2014 auf der Krim wurde Beresowskij am 1. März zum Chef der ukrainischen Marine ernannt, jedoch tags darauf schon wieder abgesetzt, weil er den ihm untergebenen Soldaten den Befehl erteilt hatte, die Waffen niederzulegen. Einige Wochen später ernannte ihn Sergej Schojgu zum Stellvertretenden Kommandanten der Russländischen Schwarzmeerflotte.
 
          Mit den zukunftsträchtigen Reformen ihrer Armee begann die Ukraine im März 2015. Mit ihnen ging nicht nur eine Erhöhung der Truppenstärke einher, sie führten auch zum Rückgang der Disziplinlosigkeit und Korruption. Dennoch standen noch 2016 den 211 Soldaten, die bei Kämpfen im Donbas ums Leben kamen, 256 Soldaten gegenüber, die durch Unfälle, Selbstmord (63) oder beim Schmuggel an der Demarkationslinie ihr Leben verloren.
 
          Auch die Unterfinanzierung blieb ein Dauerproblem, obwohl der Staat seit 2015 nicht mehr nur ein, sondern mindestens 2,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in die Armee steckte. Inflationsbereinigt blieb es alles in allem bei umgerechnet zwei bis drei Milliarden US-Dollar pro Jahr. 2016 konnte damit die Erhöhung des Soldes der Armeeangehörigen finanziert werden, was den Beitritt zur Truppe besonders für die Bewohner der Provinz attraktiver machte. Trotzdem konnten kaum neue Investitionen oder Forschung für die Entwicklung neuer Waffen finanziert werden.
 
          In den 1990er-Jahren verkaufte die sich in wirtschaftlicher Not befindliche Ukraine aus dem Bestand ihres Heeres etwa gut 800 Panzer, 200 Flugzeuge und mehr als 200 Hubschrauber. 2014 verfügten die Streitkräfte noch über 700 Panzer, 187 Flugzeuge und 80 Hubschrauber, um nur einige Waffengattungen zu nennen. Nach dem Beginn des hybriden Krieges gelang es Kyjiw bereits 2014, sein noch aus Sowjetzeiten stammendes, häufig beschädigtes Militärgerät gebrauchstauglich zu machen. Ansonsten war die Ukraine auf Spenden – seitens der ukrainischen Oligarchen und der Bürger – sowie ausländische Hilfe angewiesen.
 
          Im Frühling 2015 genehmigten die USA das erste Hilfspaket für die ukrainische Armee im Wert von 75 Millionen Dollar, mit dem unter anderem die Lieferung von Überwachungstechnik und Kommunikationsgeräten, Anti-Mörser-Radaren und Nachtsichtgeräten sowie medizinischem Gerät, inklusive Ambulanzen, verbunden war. 30 gepanzerte und 200 ungepanzerte Humvees (High Mobility Multipurpose Wheeled Vehicles) aus den USA kamen noch nachträglich hinzu. Im Zeitraum von 2014 bis 2017 betrug die Höhe der Militärhilfe aus den USA knapp eine Milliarde US-Dollar. Die größte Militärhilfe sollte jedoch aus Japan kommen mit einem geschätzten Wert von fast zwei Milliarden US-Dollar.
 
          Im März 2015 trafen in der Ukraine die ersten Militärausbilder aus Großbritannien ein, und Mitte April begannen 300 Soldaten des 91. US-Kavallerieregiments mit der Schulung von 780 Ukrainern, die drei neuen Bataillonen der damals ins Leben gerufenen Nationalgarde angehörten. Auch kanadische Spezialisten schulten ukrainische Truppen. Auf dem Programm standen unter anderem Strukturierung, Arbeit und Kampf der Streitkräfte, Entschärfung von Munition, Flugsicherheit, Modernisierung der Logistik, medizinisches Training sowie Übungen der Militärpolizei. Die Ausbildung fand nicht nur auf dem Truppenausbildungsplatz in Jaworiw, sondern auch in Kyjiw, Charkiw, Odesa, Iwano-Frankiwsk und Winnyzja statt. Zu den von den Amerikanern geschulten Einheiten gehörte auch das erwähnte Asow-Regiment. Die Ukraine nahm darüber hinaus an Übungsmanövern mit US-Soldaten teil. „Wir haben uns auf den Weg Richtung Westen gemacht, und dieses Mal gibt es kein Zurück“, kommentierte 2015 ein Mitarbeiter des Innenministeriums.
 
          Dass sie gelehrige Schüler waren, bewiesen die ukrainischen Militärs noch vor dem 24. Februar. Kurz bevor Russland seinen Angriff an fünf Fronten startete, hatten sie gemäß einem Bericht der Washington Post vom August 2022 ihre Kräfte aufgeteilt, und zwar ohne die Konsultation der Amerikaner. Ebenso seien der Schutz Kyjiws mit zwei Verteidigungskreisen und die Positionierung von Artillerie in der Nähe der Hauptstadt auch genuin ukrainische Ideen gewesen. Weiter heißt es in dem Artikel, dass die in den ersten Kriegswochen erfolgreiche Taktik der ukrainischen Militärs, die Russländer auf kleinere Straßen zu drängen und dort mit überschaubaren Einheiten anzugreifen, ebenfalls ohne eine Zurateziehung der USA geschah. Bei der Verteidigung von Tschernihiw und Kyjiw setzte die ukrainische Militärführung auf die Kompetenz der Offiziere der Truppen der Territorialverteidigung – mit sehr guten Ergebnissen.
 
          Da der Krieg auf großen Gebieten des ukrainischen Territoriums geführt wurde, konnte die ums Überleben kämpfende ukrainische Wirtschaft, darunter die Rüstungsindustrie, die Armee nicht ausreichend versorgen. Mitte September 2022 brachte ein Militärexperte den immensen Bedarf an externer Hilfe auf den Punkt: „Die ukrainischen Streitkräfte brauchen alles, um den bewaffneten Kampf gegen einen Feind mit einem viel größeren militärischen und wirtschaftlichen Potenzial fortzusetzen. Von zentraler Bedeutung […] sind natürlich die Waffen, die die Vernichtung feindlicher Truppen auf weite Distanzen ermöglichen – […] Luftfahrt, Langstreckenraketen und Rohrartillerie, unbemannte Luftfahrzeuge (Kampf- und Aufklärungsdrohnen), Flugabwehr- und Panzerabwehrraketen – dies sind nur einige der Posten auf einer langen Bedarfsliste. Die […] Hilfsgelder werden auch verwendet, um die Aufklärungsfähigkeiten zu erhöhen und die Cybersicherheit bei Kampfhandlungen zu gewährleisten. Hervorzuheben ist auch, dass ein Teil der finanziellen Unterstützung nach wie vor für die Ausbildung der Personalressourcen der Armee und anderer verfügbarer Gruppen in der Ukraine verwendet wird.“
 
          Als im Februar und März 2022 über die Kampfeffizienz der tragbaren Panzer- und Flugabwehrraketensysteme Javelin und Grom, die die Ukraine aus den USA bzw. Polen erhielt, begeistert berichtet wurde, konnte nicht geahnt werden, dass das angegriffene Land am Ende des Jahres über derart komplexe Luftabwehrsysteme wie das deutsche Iris-T SLM oder – im Jahr darauf – das US-amerikanische Flugabwehrraketensystem Patriot verfügen würde. Extrem wichtig für die ukrainischen Kampferfolge waren die amerikanischen Mehrfachraketenwerfer HIMARS.
 
          Bis Ende des Jahres 2022 büßte die Ukraine jedoch einen beträchtlichen Teil ihrer Ausrüstung und Kampfkraft ein. In Erwartung einer neuen Offensive Russlands war sie auf die Lieferung von Panzern, Munition und Flugzeugen aus dem Westen angewiesen. Diese Waffen eröffneten den ukrainischen Truppen die Chance, den Feind zu schlagen, der aufgrund der westlichen Sanktionen und seiner eigenen technologischen Rückständigkeit unfähig war, modernes Kampfgerät herzustellen. Voraussetzung dafür war aber – neben den, wie es sich zeigen sollte, nur bescheidenen Lieferungen der westeuropäischen Länder – die Fähigkeit der ukrainischen Militärs, auf Ebene der Bataillone und Brigaden Artillerie, Panzer und Luftwaffe gleichzeitig und für denselben Zweck einsetzen zu können.
 
          Ein kluger Politiker sagte einmal: „Wahrheit wird sich nicht selbst verteidigen.“ Obwohl Russlands dumpfes, selbstgefälliges und brutal verlogenes Kriegsnarrativ eigentlich nur die Menschen der russkij mir überzeugte bzw. begeisterte, kam es 2014 auch im westlichen Ausland teilweise gut an. Das Unwissen über die Ukraine ließ viele Menschen im Westen, die den Konflikt beobachteten, von einer Schuldsymmetrie – „die Wahrheit muss irgendwo in der Mitte liegen“ – ausgehen, zumal viele nicht glauben konnten, dass die ungeheuren Vorwürfe der russländischen Propaganda, die Ukrainer hätten im Donbas „Genozid“ an den Russländern begangen, einfach aus den Fingern gesaugt waren.
 
          Nach dem 24. Februar 2022 war das anders. Dem zu einem beträchtlichen Teil aus der Medienwelt stammenden Mitarbeiter-Team von Präsident Selenskyj gelang es, ein glaubwürdiges Bild vom russländischen Überfall und der ukrainischen Verteidigung in die Welt zu setzen. Das allein genügte schon, dass die Erzählung vom russländischen Verteidigungskrieg selbst bei den eingefleischten Russland-Verstehern im Westen Skepsis hervorrief. Jedenfalls hatte Putin, der mit Atomwaffen drohte und in die Kamera „Das ist kein Bluff“ zischte, im Westen keine Chancen gegen Selenskyj, der bei seiner Video-Ansprache im März 2022 im Deutschen Bundestag das Bild einer Mauer zeichnete, hinter der die Ukraine im erneut geteilten Europa verschwinden würde. Trotzdem darf nicht vergessen werden, dass die gerechte Dominanz der ukrainischen Kriegserzählung wenig daran ändert, dass die Kampfparteien fast ausschließlich auf den Nutzen zielen, den sie aus den Informationen, die sie verbreiten, ziehen können.
 
          Als am 24. Februar die „Moskwa“, das Flaggschiff der russländischen Schwarzmeerflotte, an die kleine ukrainische Garnison auf der winzigen, südlich von Odesa gelegenen Schlangeninsel die Aufforderung funkte, die ukrainischen Soldaten sollten ihre Waffen niederstrecken, erhielt es als Reaktion den furchtlosen Funkspruch, der durch die Welt ging: „Russkij wojennyj korabl’, idi na chuj!“ („Russländisches Kriegsschiff, verpiss’ dich!“). Ende Juni 2022, einige Monate nach der schnellen Eroberung, verließen die russländischen Truppen die Insel hastig. Die „Moskwa“ hatten die Ukrainer bereits am 14. April versenkt.
 
          Die hohe Kampfmoral der Ukrainer stand niemals zur Debatte. Die ukrainischen Soldaten waren sich immer bewusst, dass sie ihr Land verteidigen und dass das Volk hinter ihnen stand. Jene nach 2014 noch übriggebliebenen Sowjetmenschen, die sich vor dem 24. Februar ihrer nationalen Identität nicht oder nicht ganz bewusst waren, machten eine Turbo-Nationenbildung durch. Die zwei Dutzend ukrainischen Oligarchen, die während des Krieges in ihren Luxusresidenzen an der Côte d’Azur weilten, wurden in Kyjiw als „Bataillon Monaco“ verspottet. Der bekannte Superreiche Hrihorij Surkis wurde dort gesichtet, ein anderer – Wadim Rabinowitsch – ging wahrscheinlich nach Israel. Ein weiterer Oligarch, Wiktor Medwedtschuk, der wichtigste Mann Putins in der Ukraine, wollte aus dem Land fliehen, wurde aber unter dem Verdacht des Hochverrats verhaftet und im September 2022 gegen die Soldaten des Asow-Regiments, die in Mariupol (siehe Karten) in Gefangenschaft geraten waren, ausgetauscht und Russland übergeben.
 
          Im ukrainischen Parlament blieb allerdings der prorussländische Politiker Jurij Borko in einer von ihm angeführten Fraktion aktiv, die aus der nach dem Angriff in der Ukraine verbotenen Partei Oppositionsplattform für das Leben hervorgegangen war, die vor dem 24. Februar prorussländische Kräfte gebündelt hatte.
 
          Anfang April 2022 entließ Präsident Selenskyj zwei Geheimdienstgeneräle unter dem Verdacht des Hochverrats, im August 2023 alle Leiter der regionalen Rekrutierungsbüros wegen grassierender Korruption. Es gab zudem eine Korruptionsaffäre um die Versorgung der Armee mit Lebensmitteln sowie durchaus „kleine“ Verräter, die den Angreifern die Positionen der ukrainischen Streitkräfte mitteilten. Dennoch bewährten sich Armee und Sicherheitsdienste in einem weit höheren Maße als acht Jahre zuvor. Kyjiw führte Sabotageakte gegen den Angreifer durch, darunter im Oktober 2022 und im Juli 2023 die massive Beschädigung der Kertsch-Brücke, die die annektierte Krim mit dem russländischen Festland verbindet (Karte vordere Umschlagklappe).
 
          Selenskyj selbst wuchs durch das Ausschlagen des Angebots der USA, ihn aus Kyjiw auszufliegen, eine außerordentliche Autorität zu, die er als der Repräsentant des Staates und der Nation zu nutzen wusste. Am Abend des 11. September 2022 wandte sich dieser Mann des Wortes über den Messenger-Dienst Telegram an die Russländer mit einer starken Botschaft, die die Stimmung in seinem Land widerspiegelte: „Glaubt ihr immer noch, dass wir ‚ein Volk‘ sind? / Glaubt ihr immer noch, dass ihr uns Angst machen und uns brechen könntet, und dass wir nachgeben werden? / Habt ihr wirklich nichts verstanden? / Habt ihr nicht verstanden, wer wir sind, wofür wir stehen, wozu wir da sind? / Lest von unseren Lippen: / Ohne Gas oder ohne euch? Ohne euch. / Ohne Licht oder ohne euch? Ohne euch. / Ohne Wasser oder ohne euch? Ohne euch. / Ohne Essen oder ohne euch? Ohne euch. / Kälte, Hunger, Dunkelheit und Durst sind für uns nicht so furchtbar und tödlich wie eure ‚Freundschaft und Brüderlichkeit‘. / Aber die Geschichte wird alles auf seinen Platz bringen. / Und wir werden Gas, Licht, Wasser und Essen haben. Und das OHNE EUCH!“
 
          Vieles weist darauf hin, dass es in der Ukraine kaum mehr Menschen gibt, die sich als Russländer verstehen wollen. Bereits vor dem Angriff im Februar 2022 deuteten Wahlergebnisse und Meinungsumfragen darauf hin, dass nur etwa zehn Prozent der ukrainischen Bürger sich als Russländer definierten. Die meisten von ihnen lebten in den besonders umkämpften Bezirken Luhansk und Donezk. Die Meinungsumfragen aus dem Jahre 2022 zeugten überdies von einem gewachsenen Vertrauen der Bürger in ihren Staat, über den sie wegen Korruption stets gelästert und geschimpft hatten. Zudem wurde oft berichtet, dass die Ukrainer, deren Muttersprache Russisch war, Ukrainisch lernten und auch sprachen.
 
          Die nationale Einigkeit drückte sich zudem in der Unterstützung der Westintegration aus. So sprachen sich im September 2022 70 Prozent der befragten Ukrainer für einen NATO-Beitritt und 90 Prozent für die EU-Mitgliedschaft aus. Es sei daran erinnert, dass selbst Selenskyj sich früher skeptisch über die Westintegration geäußert hatte.
 
         
         
          Die Kriegsverbrechen
 
          „Wer hat euch erlaubt, so schön zu leben?“ – dieses Graffito hinterließen russländische Besatzer in einer Wohnung im Kyjiwer Vorort Butscha. Anfang April 2022 sah man von dort wie auch aus Irpin – beides moderne, wohlhabende Kleinstädte mit vielen Einfamilienhäusern, die beliebt bei der ukrainischen Mittelschicht sind – gespenstische Bilder mit den Leichen der Bewohner, die tagelang zwischen zerstörtem Kriegsgerät, unzähligen verbrannten Autos und freilaufenden Hunden auf den Straßen lagen. Diese Bilder verdrängten in den Weltmedien die skurrilen Videos, in denen Soldaten der Russländischen Föderation zu sehen waren, die gestohlene elektronische Geräte in Armeefahrzeugen transportierten und in einem belarussischen Postamt riesige Pakete mit der Kriegsbeute für den Weitertransport nach Russland aufgaben.
 
          Nach der Rückeroberung Butschas durch die ukrainischen Streitkräfte entdeckte man dort die Leichen von 458 Zivilisten, von denen offenbar 419 nach dem 3. März umgebracht worden waren. Da die Hände von einigen auf dem Rücken zusammengebunden waren, drängte sich die Erinnerung an die von der sowjetischen Geheimpolizei NKWD im April/Mai 1940 in Katyn, Starobelsk, Charkiw und Minsk erschossenen polnischen Offiziere auf. In Butscha, Irpin, im Charkiwer und im Donezker Bezirk, wo ebenfalls Gräber mit Leichen von im April umgebrachten Zivilisten (und Soldaten) gefunden wurden, wütete jedoch nicht Stalins Geheimpolizei, sondern die Soldaten der Russländischen Föderation.
 
          Das Büro des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte hat festgestellt, dass der Krieg seit der russländischen Invasion bis zum 30. Juni 2023 mindestens 9 177 Todesopfer in der ukrainischen Zivilbevölkerung gefordert hat, darunter mindestens 535 Kinder. Dabei handelte sich es nur um die identifizierten Toten. Anfang des Jahres 2023 gab die Generalstaatsanwaltschaft der Ukraine die Zahl von 60 734 registrierten russländischen Kriegsverbrechen bekannt. Es wurden 154 Untersuchungen wegen „konfliktbezogener Fälle sexueller Gewalt“ durch russländische Soldaten eingeleitet. Die im Auftrag des UN-Menschenrechtsrats arbeitende Unabhängige Internationale Untersuchungskommission für die Ukraine hatte im Oktober 2022 berichtet, dass die Altersspanne der Vergewaltigungsopfer von vier bis 80 Jahre reichte.
 
          Bei der rücksichtslosen Kriegsführung waren Kriegsverbrechen und Folterungen an der Tagesordnung, besonders in den stark umkämpften Gebieten. Mitte Juni 2023 alarmierte die Sonderberichterstatterin der UNO für Folterungen, Alice Jill Edwards, dass die russländische Armee in der Ukraine „alltäglich“ psychische und physische Folter sowohl gegenüber den Zivilisten als auch gegenüber den Kriegsgefangenen anwendete.
 
          Beispielhaft für die Rücksichtslosigkeit der russländischen Kriegsführung ist die Stadt Mariupol am Asowschen Meer, deren Bevölkerung vor dem russländischen Einmarsch etwa 430 000 Menschen zählte. Gemäß den Angaben der Vereinten Nationen verließen während der Kampfhandlungen etwa 350 000 Menschen die von Russland zerstörte und besetzte Stadt. Bilder vom bombardierten Theater, in dem Zivilisten Zuflucht suchten, sowie von der zerstörten Geburts- und Kinderklinik, die sich nach einem Bericht der UN-Mission bei der russländischen Bombardierung erkennbar im Normalbetrieb befand, gingen um die Welt. Die Nachrichtenagentur Associated Press meldete im Herbst 2022 aufgrund der Analyse von Satellitenaufnahmen die Zahl von mindestens 10 300 Gräbern, die seit März in und um Mariupol entstanden waren, darunter vermutlich auch Gräber mit mehr als einem Leichnam.
 
          Im Gefangenenlager Oleniwka, südwestlich von Donezk, ereignete sich am 29. Juli 2022 eine Explosion, die nach russländischen Angaben 53 Soldaten des Asow-Regiments tötete. Alles weist darauf hin, dass die Gefangenen bei lebendigem Leibe verbrannten und die Explosion, für die die russländische Seite ukrainischen Beschuss verantwortlich machte, von Russland zu verantworten war.
 
          Im Zweiten Weltkrieg folgte der Roten Armee die Geheimpolizei in die eroberten Städte, um sie vom „unsicheren Element“ zu säubern und den Aufbau einer neuen Verwaltung abzusichern. Gleiches geschah nach dem 24. Februar. Im Kontinentalreich stellte von jeher die Deportation die Hauptmethode dar, mit der der Widerstand der Völker in den eroberten Gebieten gebrochen werden sollte: in Mackinders Osteuropa ebenso wie im Kaukasus.
 
          Im Krieg um die Ukraine organisierten russländische Behörden in den besetzten Gebieten Transporte für Menschen, die fliehen wollten. Sie erklärten den Zivilisten, dass sie sich die Idee, in die von der Ukraine kontrollierten Gebiete zu gehen, „aus dem Kopf schlagen“ und entweder zurück oder nach Russland gehen sollten. Die Menschen, die ihre Häuser Richtung Russland verließen, wurden speziellen, „filtrazja“ genannten Prozeduren unterzogen. Diese waren bereits in Tschetschenien eingesetzt worden, um Unabhängigkeitskämpfer ausfindig zu machen und zu eliminieren. In der Ukraine ging es darum, Menschen mit ukrainischer Identität und dem Bezug zur ukrainischen Armee auszusondern. In der Regel wurden sie penibel befragt, ihre Dokumente und Handys, sogar Tätowierungen wurden überprüft. Zur filtrazja gehörten darüber hinaus Androhungen und Anwendung körperlicher Gewalt. Gefordert wurde außerdem eine Loyalitätserklärung, die den Menschen Zugang zu sozialen Leistungen und sonstigen Hilfen in Russland ermöglichte. Die „Durchgefallenen“ wurden umgesiedelt oder entführt. Ihr Schicksal ist oft ungewiss.
 
          In den der Russländischen Föderation illegal einverleibten Territorien verhängte Putin am 20. Oktober per Dekret das Kriegsrecht, was unter anderem die Unterstrafestellung des Empfangs ukrainischer Medien und die Kontrolle von Handys durch die Besatzer ermöglichte.
 
          Das besondere Augenmerk der russländischen Behörden galt der Deportation von ukrainischen Kindern, was sich in die imperiale Tradition des russländischen Umgangs mit Osteuropa einfügte. Zar Nikolaus I. befahl während des polnischen Novemberaufstands 1830/31 im März 1831, die männlichen Kinder der Aufständischen im Alter von 7 bis 16 Jahren speziellen Kinder-Bataillonen seines Heeres zuzuführen. Beinahe zwei Jahrhunderte später nannten Moskau einerseits und Kyjiw sowie internationale Organisationen andererseits im Jahre 2022 unterschiedliche Zahlen bezüglich der minderjährigen Ukrainer, die während der Kampfhandlungen nach Russland gekommen waren. Sie reichen von einigen Zigtausend bis zu einigen Hunderttausend. Offensichtlich wurden hier oft unterschiedliche Kindergruppen miteinander vermengt. Das größte Kontingent bildeten höchstwahrscheinlich die Flüchtlingskinder, deren Eltern ohne die filtrazja oder nach der bestandenen Durchleuchtungsprozedur nach Russland kamen.
 
          Es gibt aber auch Berichte über aus Waisenhäusern oder Schulen regelrecht entführte Kinder, die in Russland einer Zwangsrussifizierung unterworfen wurden. Iryna Wereschtschuk, die stellvertretende ukrainische Premierministerin, twitterte am 3. April 2023, dass sich ihre Regierung an die Russländische Föderation gewandt habe mit einer Liste der Namen von 4 396 Waisenkindern, deren Rückführung sie forderte.
 
          Die Kinderrechtsbeauftragte der Russländischen Föderation, Maria Lwowa-Belowa, gegen die im März 2023 der (von Russland nicht anerkannte) Internationale Strafgerichtshof einen Haftbefehl wegen Kriegsverbrechen erlassen hat, erzählte Ende September 2022 in einem Interview mit der Nowaja Gazeta die – wie sie es formulierte – „herzergreifende“ Geschichte der 30 in Mariupol – auch ihre Wortwahl – „gefundenen“ Kinder, die antirussisch eingestellt gewesen seien und die ukrainische Hymne gesungen hätten. Sie seien zu Ersatzeltern in Russland gekommen, die sie in „Liebe zu Russland“ erziehen würden. Keines dieser Kinder, so die „Kinderrechtsbeauftragte“, wollte zurück in die Ukraine.
 
          Ungeachtet der Tatsache, dass die Zahl der ukrainischen Flüchtlinge ständig variierte, was vor allem dem Umstand geschuldet ist, dass die Menschen in ihre Häuser zurückkehrten bzw. diese wieder verlassen mussten, steht außer Frage, dass Russland die größte humanitäre Katastrophe im Nachkriegseuropa ausgelöst hat. Nach Schätzungen der UNO waren im Dezember 2022 fast sechs Millionen Ukrainer Flüchtlinge im eigenen Land. Im Mai des gleichen Jahres betrug ihre Zahl über sieben Millionen. Anfang des Jahres 2023 waren knapp fünf Millionen Ukrainer im Ausland als Flüchtlinge registriert, 2,85 Millionen davon in Russland (dessen Statistikdaten man allerdings immer vorsichtig betrachten muss), 1,5 Millionen in Polen, eine Million in Deutschland und knapp eine halbe Million in Tschechien, das gemessen an seiner eigenen Bevölkerungszahl die meisten ukrainischen Flüchtlinge aufgenommen hat.
 
          Es gibt nur wenige Hinweise auf ukrainische Kriegsverbrechen. Das sind die bekanntesten:
 
          Am Morgen des 27. März wurde in einigen Internetportalen ein Video von einem Vorfall veröffentlicht, der sich wohl zwischen dem 24. und dem 26. des gleichen Monats in einem Milchbetrieb im Dorf Mala Rohan ereignete, etwa 18 Kilometer östlich des Zentrums von Charkiw. Drei russländischen Soldaten wurde in die Beine geschossen, einer mit einem Gewehrkolben geschlagen und verhört. Ein anderes Video aus Dmytriwka im Bezirk Kyjiw, offenbar vom 29. März 2022, zeigt einen Soldaten der ukrainischen Streitkräfte, der dreimal aus nächster Nähe auf einen bereits verwundeten Soldaten der russländischen Truppen schießt. In dem Video sind weitere, regungslos liegende russländische Soldaten zu sehen, einer von ihnen mit auf dem Rücken gefesselten Händen und einer Wunde am Kopf, was darauf schließen lässt, dass er wahrscheinlich hingerichtet wurde.
 
          Das Menschenrechtsbüro der UNO sieht die Aufnahmen aus Makijiwka im Bezirk Donezk vom November 2022 als authentisch an, die ein Dutzend sich ergebender russländischer Soldaten zeigen. Nicht zu sehen sind die genauen Umstände ihres Todes. Die Ukrainer behaupten, dass die russländischen Soldaten die Kapitulation vorgetäuscht und plötzlich das Feuer eröffnet hätten, sie also sich selbst verteidigten, als sie die Feinde erschossen.
 
         
         
          Der Kriegsausgang, Sieg und Verhandlungen
 
          Am Ende des NATO-Gipfels in Madrid im Juni 2022 schloss der amerikanische Präsident Joe Biden eine militärische Niederlage der Ukraine im Krieg aus: „Wir werden zur Ukraine halten, und die gesamte Allianz wird zur Ukraine halten – so lange, wie es nötig ist, um zu verhindern, dass sie von Russland besiegt wird.“ Zugleich äußerte Biden, dass er nicht wisse, wie der Krieg enden werde. Doch fügte er hinzu: „Aber er wird nicht mit einer Niederlage der Ukraine gegen Russland enden.“
 
          Manchmal lohnt es, Politikern genau zuzuhören. Die von Biden vorgenommene Unterscheidung zwischen dem Ende (dem Ausgang) des Krieges einerseits und dem Sieg bzw. der Niederlage im Krieg andererseits gleicht der Differenz zwischen den Tatsachen und dem Urteil über diese. Die am Krieg Beteiligten kämpfen um einen Kriegsausgang, der als ihr jeweiliger Sieg beurteilt werden kann. Der US-Präsident entzog sich der Antwort auf die Frage, wie der Krieg enden würde, während er sich gleichsam verpflichtete, der Ukraine zum „Sieg“ zu verhelfen. Das ließ die Frage aufkommen, ob der Kriegsausgang, den die USA zum ukrainischen Sieg erklärten, auch von den Ukrainern selbst als ein solcher gesehen werden würde.
 
          Für Russland kann dieser Krieg mit der Unterwerfung der Ukraine (die Variante „Russland plus Ukraine“) oder mit der teilweisen Aneignung der Ukraine („Russland plus“) oder mit dem vollständigen Rückzug auf sein völkerrechtlich anerkanntes Gebiet („Russland null“) enden. Für die Ukraine wiederum sind folgende Kriegsausgänge möglich: Das Land kommt unter die Kontrolle Russlands („Keine Ukraine“), es behält seine Unabhängigkeit, aber gibt einen Teil seiner Territorien an Russland ab („Ukraine minus“), oder es stellt seine territoriale Integrität wieder her („Ukraine null“). Die Optionen „Russland plus Ukraine“ und „Ukraine null“ stellen für Russland bzw. die Ukraine den Sieg dar, der von keinem angezweifelt werden könnte (auch wenn „Russland plus Ukraine“ einen Pyrrhussieg bedeuten würde). Sollte der Krieg nicht mit einer eindeutigen Siegesvariante enden, würden Verhandlungen seinen Ausgang bestimmen. Frankreichs Präsident Emmanuel Macron, der im Jahre 2022 stets um einen guten Draht zu Putin bemüht gewesen war, sagte in einem Interview für CBS Anfang Dezember 2022 überraschend, „dass es die Ukrainer sind“, die über deren Beginn „zu entscheiden haben“. Die Optionen „Ukraine minus“ und „Russland plus“ müssten dann zueinander finden. Leicht wäre das nicht, und die Annahme liegt nahe, dass die USA und die großen europäischen Staaten in diesen Fällen auf Kyjiw Druck ausüben könnten.
 
          Einerseits zeigen Meinungsumfragen, dass 90 Prozent der Ukrainer die Krim und den Donbas zurückhaben wollen. Andererseits verkündete der russländische Präsident nicht erst am 24. Februar 2022 lautstark, dass die ukrainische Nation nicht existiere und deshalb keine Daseinsberechtigung als unabhängiger Staat habe. Noch Ende Juli 2022 gab Sergej Schojgu bekannt, dass das Ziel der „militärischen Spezialoperation“ die Wiederherstellung der Sowjetunion [sic!] und „ein Leben in Frieden“ sei. Vor dem Waldai-Club sagte Putin Ende Oktober 2022: „Ehrlich gesagt, habe ich gerade darüber nachgedacht: […] Der einzige wirkliche, ernsthafte Garant für eine ukrainische Staatlichkeit, Souveränität und territoriale Integrität könnte nur Russland sein, das die gegenwärtige Ukraine geschaffen hat.“
 
          Konsequent sind die russländischen Politiker bei der Definition ihrer Kriegsziele allerdings nicht. Am 27. September äußerte Peskow, der Pressesprecher des Kremls, dass die Spezialoperation so lange geführt werden müsste, bis Russland den gesamten ukrainischen Donezker Bezirk erobert haben werde. Damit deutete Peskow an, dass Russland den Gewinn der Krim, des gesamten Donbas und des Landkorridors zur Krim als Sieg betrachten könnte. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan behauptete sogar, dass ihm Putin am 5. Januar 2023 in einem Telefongespräch eröffnet hätte, dass Moskau für den Dialog mit Kyjiw offen wäre, wenn sich die Ukraine mit dem Verlust ihrer bis dato besetzten Gebiete (also ohne die Kontrolle über den gesamten Donbas) abfinden würde.
 
          Die ukrainische Regierung könnte aber keinen Kriegsausgang akzeptieren, der das russländische Regime innenpolitisch stärken würde. Sie würde vom imperialen Russland nicht ernsthaft erwarten können, dass es ihr „guter Nachbar“ werden könnte. Vielmehr würde die Verschiebung der russländisch-ukrainischen Grenze Richtung Zentralukraine die Wahrscheinlichkeit eines nächsten Überfalls erhöhen.
 
          Die Vereinigten Staaten, die NATO und die EU könnten freilich als „Exporteure“ der Sicherheit ins Verhandlungsspiel kommen. Die Aufnahme der Ukraine in die NATO und – in sicherheitspolitischer Hinsicht viel weniger bedeutsam – in die EU könnte das Land vielleicht zum Verzicht auf seine Territorien bewegen. Ähnlich argumentierte bereits 2022 einer der renommiertesten Analytiker der internationalen Politik, der damals 99-jährige Henry Kissinger, einst Nationaler Sicherheitsberater des US-Präsidenten Richard Nixon. Der bekannte ukrainische Kommentator Oleksyj Arestowytsch, der in den Wochen nach der russländischen Invasion politischer Berater von Wolodymyr Selenskyj war und 2023 seine Absicht bekundete, bei künftigen Präsidentschaftswahlen gegen den amtierenden Präsidenten anzutreten, konkretisierte in einem im Oktober 2023 veröffentlichen Interview die Idee „Land für Sicherheit“, indem er den Donbas (aber nicht die Krim) als ukrainische Verhandlungsmasse in künftigen Friedensgesprächen ins Spiel brachte. Zur Strategie der Absicherung des auf diesem Deal basierenden Friedens sagte er: „Ich bin der Meinung, dass Russland erneut die Ukraine angreifen wird, und zwar unabhängig davon, wie der gerade geführte Krieg endet. […] Die Interessenunterschiede zwischen Russland und der Ukraine sind so tiefgreifend, dass es zum nächsten Krieg einfach kommen muss. Es gibt einen einzigen Weg, den erneuten Krieg zu verhindern: Die Ukraine derart zu stärken, dass Russland nicht mehr wagen würde, uns erneut anzugreifen. […] Um es auf den Punkt zu bringen: Wir verpflichten uns, dass wir nichts mehr gewaltsam zurückholen werden, und die NATO gibt uns [Sicherheits-]Garantien entlang der De-facto-Grenzen, und nicht entlang der De-jure-Grenzen. Danach können wir den Sieg verkünden und auch die Russländer verkünden den Sieg. Und wenn Putin stirbt, dann schauen wir, was geschieht. Die Hauptfrage lautet jedoch nicht, ob wir dazu bereit sind, sondern ob Russland dazu bereit ist, und ob der Westen bereit ist, die Ukraine in die NATO aufzunehmen“.
 
          Moskau sträubt sich in der Tat gegen das Eindämmen seines Expansionismus durch die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine, die die Worskla-Ordnung absichern würde. Obschon auf dem NATO-Gipfel in Madrid Ende Juli 2022 noch nicht von der NATO-Mitgliedschaft der Ukraine die Rede war, warf der russländische Außenminister Lawrow damals schon dem Westen vor, in Europa einen neuen „Eisernen Vorhang“ errichtet zu haben.
 
          Da Verhandlungen keine akzeptablen Ergebnisse zu bringen versprachen, wurde der Krieg fortgesetzt. Im Jahre 2022 war freilich die Ukraine außerstande, Russland zur bedingungslosen Kapitulation zu zwingen. Sie war auch zu schwach, um den russländischen Korridor entlang des Asowschen bzw. des Schwarzen Meeres zu durchbrechen oder ähnlich beachtliche Geländegewinne im Donbas zu machen, was sie dem Sieg hätte näherbringen können.
 
          Doch nach dem Besuch von Joe Biden in Kyjiw am 21. Januar 2023 und den Worten der US-Vizepräsidentin Kamala Harris, die einige Tage zuvor in München Zuversicht demonstriert und versprochen hatte, dass die USA die Ukraine so lange wie nötig unterstützen würden („as long as it takes“), hätte man glauben können, dass die Variante „Ukraine null“ realistische Formen annimmt, wohingegen die Option „Ukraine minus“ an Bedeutung verlor.
 
          Es gehört jedoch zu den Eigentümlichkeiten des Dauerkrieges mit einer starken Stellvertreterkomponente und einem Aggressor, der dank Nuklearwaffen Eskalationsdominanz hat, dass die Zuversicht leicht in Skepsis umschlagen kann. Im Krieg um die Ukraine sprachen außerdem die hohen Kosten der Unterstützung für das überfallene Land, der Mangel an Militärausrüstung im Westen Europas und die Angst vor der Ausbreitung des Krieges auf NATO-Länder gegen den Optimismus, den die Politiker zur Schau stellten. Von der Angst zeugte etwa das erstaunliche Ausbleiben des Reparationsthemas in den Diskussionen über die Finanzierung des Wiederaufbaus der Ukraine, die im Westen seit 2022 geführt wurden.
 
          Kann aber die Ukraine auf Reparationszahlungen in Höhe von Hunderten Milliarden US-Dollar verzichten, die ihr zustehen? Hinzu kommt, dass die UN-Vollversammlung Mitte November 2022 eine Resolution verabschiedete, die Russlands Angriff als Verstoß gegen internationales Recht verurteilte und die Auszahlung von Kriegsreparationen an die Ukraine forderte. Die Resolution wurde mit einer Stimmenmehrheit von 94 zu 14 angenommen. Zwar völkerrechtlich nicht bindend, ist diese Abstimmung (nicht nur im Kontext des Krieges um die Ukraine) von historischer Bedeutung.
 
         
      
       
        5 Der Westen im Krieg
 
         
          [image: Wehende Flaggen der Ukraine und der Europäischen Union. Darüber zu sehen ist das Nato-Symbol.] Abbildung: Flaggen an der Brücke über der Instytuts‘ka-Straße, die vom Kyjiwer Unabhängigkeitsplatz zur Bankowa-Straße führt, an der der Präsidentenpalast liegt (aufgenommen am 18. März 2023). 
         
         
          Die Wirtschaftshilfen für die Ukraine, Öl und Gas
 
          Tatsache ist, dass sich die Ukraine seit 2014 in einem Verteidigungskrieg gegen einen Schurkenstaat befindet und das überfallene Land den Westen um Beistand gebeten hat. Mitte November 2022 drehte Sergej Lawrow den Spieß um und bezeichnete im russländischen Fernsehen die EU und die NATO, neben der Gruppe der Sieben (G7) die wichtigsten Organisationen des Westens, als „hybride Teilnehmer in einem hybriden Konflikt, einem hybriden Krieg um die Ukraine“. Der russländische Außenminister zielte damit offenkundig auf die Hilfen des Westens, die sich nicht auf das humanitäre Gebiet beschränkten, sondern neben dem Militär auch und besonders die Wirtschaft betrafen.
 
          Im Jahr 2022 sank das Bruttoinlandsprodukt der Ukraine um mindestens ein Viertel gegenüber dem Vorjahr. Es ging also nicht um eine wirtschaftliche Stärkung des Landes, vielmehr musste der Westen die Ukraine vor dem Zusammenbruch retten. Laut Zahlen vom November 2022 verloren rund fünf Millionen Ukrainer infolge der russländischen Invasion ihre Arbeit.
 
          Um dem ukrainischen Haushalt und der Ökonomie des Landes im Jahr 2023 beizustehen, schnürten die G7-Staaten Deutschland, Frankreich, Italien, Japan, Kanada, Großbritannien und die USA daher im Dezember 2022 ein Hilfspaket im Wert von rund 32 Milliarden US-Dollar. Die Europäische Union hatte bereits im Mai 2022 kurzfristige Finanzhilfen in Höhe von neun Milliarden Euro in Aussicht gestellt, deren Auszahlung sich jedoch verzögerte. Mitte Januar 2023 überwies die EU der Ukraine drei von insgesamt 18 Milliarden Euro an Finanzhilfen für das Jahr 2023, die unter anderem für die Aufrechterhaltung wichtiger öffentlicher Dienste, wie der Betrieb von Schulen und Krankenhäusern, verwendet werden sollten. Diese 18 Milliarden entsprachen in etwa einem Drittel des ukrainischen Haushaltsbedarfs. Einige Milliarden Euro gab die Europäische Union darüber hinaus bereits im Jahr 2022 für humanitäre Hilfe und die Unterbringung von Flüchtlingen aus. Auch der Internationale Währungsfonds (IWF) verwarf seine grundsätzliche Haltung, den im Krieg befindlichen Staaten keine umfangreichen Kredite zu gewähren, und billigte Ende März 2023 ein auf vier Jahre angelegtes Finanzpaket für die Ukraine in Höhe von 15,6 Milliarden US-Dollar. Im Juni 2023 stellte die EU-Kommission in Aussicht, die Ukraine in den folgenden vier Jahren mit insgesamt 50 Milliarden Euro zu unterstützen.
 
          Die Dominanz der ukrainischen Kriegserzählung in den Weltmedien zahlte sich aus. Die Bürger westlicher Staaten standen zur Ukraine (vermutlich nur in Ostdeutschland sprach sich noch im Februar 2023 die relative Mehrheit der Bürger dafür aus, dass Kyjiw seinen Kampf aufgeben sollte). Das erleichterte den Regierungen die Verhängung von Wirtschaftssanktionen gegen Russland ungemein. Umfragen zeigten, dass in Deutschland Mitte Juni 2022 57 Prozent der Befragten der Meinung zustimmten, alle wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland abzubrechen. Drei Viertel der polnischen Bürger waren der gleichen Ansicht. In Großbritannien, Finnland und Schweden bewegten sich die Prozentzahlen dazwischen.
 
          Die westeuropäischen Politiker haben es geschafft, den gesunden Menschenverstand und die Solidarität der Bürger mit der Ukraine in jene Ausdauer zu kanalisieren, die notwendig war, um die Abkoppelung ihrer Volkswirtschaften von russländischen Rohstoffen zu verkraften. Nur jene angeblich „konservativen“ politischen Kräfte des Westens, die von jeher im Kreml den Verteidiger der „traditionellen Werte“ gesehen hatten, sprachen sich gegen die Wirtschaftssanktionen gegen Russland aus, und zwar mit dem eigennützigen Argument, dass diese der westlichen Bevölkerung „mehr als Russland schaden“ würden.
 
          Mit Sanktionen wollte der Westen Russland dort treffen, wo es am verletzlichsten war: Er beabsichtigte den Stopp seiner Importe von russländischem Öl und Gas. Das konnte allerdings nicht sofort geschehen, denn neue Gaspipelines und Flüssiggas-Terminals für alternative Zulieferer sowie neue Gasspeicher konnten nicht ad hoc entstehen. Hier kam der Kreml dem Westen zuvor, indem er seine Gasexporte nach Europa drosselte (im Oktober 2022 um ganze 67 Prozent). Damit verfolgte er zwei Ziele: Einerseits sollten die europäischen Abnehmer Probleme bekommen, ihre Gasspeicher für den bevorstehenden Winter zu füllen, andererseits sollten die gedrosselten Lieferungen an die EU eine drastische Steigerung der Gaspreise bewirken. Das zweite Ziel ist erreicht worden. Der russländische Staatskonzern Gazprom verbuchte im ersten Halbjahr 2022 trotz der zusammengeschrumpften Exporte einen Gewinn von 41,6 Milliarden Euro.
 
          Im Herbst 2022 und im Winter 2022/23 war die EU bereit, sowohl höhere Gaspreise zu zahlen als auch für notwendige Investitionen Geld zur Verfügung zu stellen. Am 18. Mai 2022 legte die EU-Kommission einen Investitionsplan (jemand kam auf die Idee, ihn „REPowerEU“ zu nennen) im Umfang von 300 Milliarden Euro vor, der unter anderem die vollständige Einstellung von Importen fossiler Brennstoffe aus Russland bis spätestens 2030 vorsieht. Am meisten profitierten davon jene EU-Mitglieder, die sich in den vorausgegangenen Jahrzehnten am stärksten auf preiswerte Gasimporte aus Russland kapriziert hatten. Für Kyjiw und Moskau zählte jedoch nicht diese Ungerechtigkeit, sondern ausschließlich die Tatsache, dass die Abhängigkeit der EU-Länder vom russländischen Gas bereits 2022 rapide zurückging. Hatten die Importe des fossilen Brennstoffs aus Russland 2021 noch rund 40 Prozent der europäischen Gaseinfuhren ausgemacht, so fiel dieser Anteil im Herbst des darauffolgenden Jahres auf einige Prozent. Russland bekam Absatzprobleme, seine Gasexporte in die Europäische Union, nach China und in die Türkei erreichten 2022 den niedrigsten Stand seit dem Zerfall der Sowjetunion. Besonders China, dessen Anteil an den Ausfuhrmengen lediglich ein Zehntel betrug, enttäuschte Moskau als ein Ersatzmarkt.
 
          Die europäischen Investitionen in neue Gasspeicher und Flüssiggasterminals trugen bereits im Winter 2022 zum Absinken der Gaspreise bei. Die aus der Solidarität mit der Ukraine gewonnene Ausdauer schlug im Jahre 2023 in eine neue Liefersicherheit um, während sich Russland damit abfinden musste, dass die verminderten Gasexporte geringere Einnahmen bedeuteten. Die „Konservativen“, die davor gewarnt hatten, dass der Westen mehr als Russland unter den Sanktionen leiden würde, wurden eines Besseren belehrt. Ihre antiukrainische Haltung gaben sie jedoch nicht auf. In Deutschland schlossen sie sich mit den linken Gegnern des ukrainischen Verteidigungskampfes zusammen und demonstrierten gegen die Waffenlieferungen an die Ukraine.
 
          Für den Haushalt der Russländischen Föderation war jedoch der Export von Erdöl immer bedeutend wichtiger als die Gasausfuhr. Fast 90 Prozent der Ölimporte aus Russland erreichten die EU auf dem Seeweg. Hätte der Westen Öltransportunternehmen und Versicherungsgesellschaften mit Sanktionen belegt, hätten diese Importe drastisch zurückgefahren werden können. Im Gegensatz zu den USA, Kanada und Großbritannien, die ein vollständiges Embargo auf Öl aus Russland verhängt hatten, führte die EU in Abstimmung mit den G7-Staaten und Australien am 5. Dezember 2022 eine Preisobergrenze für den Kauf russländischen Öls ein. Mit 60 US-Dollar pro Barrel fiel diese jedoch höher aus als der Weltmarktpreis einen Tag zuvor. Hätte die EU – wie von Polen und der Ukraine gefordert – den Preisdeckel bei 30 US-Dollar festgesetzt, hätte sie die Moskauer Ölexporte unrentabel gemacht, weil die Förderung eines Barrel in Russland schätzungsweise 25 US-Dollar kostet.
 
          Folglich finanzierten die EU-Länder neun Monate nach dem 24. Februar mit ihren Ölkäufen immer noch den russländischen Krieg. Der Kreml bekam darüber hinaus Zeit, sich nach neuen Abnehmern sowohl in China, Indien und in der Türkei wie auch in anderen Ländern umzusehen. Im Herbst 2022 verkaufte Moskau ungewöhnlich große Erdölmengen an Marokko, was darauf schließen ließ, dass auch dieses Land half, die EU-Sanktionen zu umgehen. Im Januar 2023 wurde in diesem Zusammenhang auch noch über Singapur berichtet.
 
          Nichtsdestotrotz verfolgten die Staaten der Europäischen Union konsequent ihr strategisches Ziel, sich von Russland unabhängig zu machen. Der Importstopp für russländische Kohle war bereits am 11. August 2022 in Kraft getreten. Am 5. Februar 2023 wurde das Einfuhrverbot für die Erzeugnisse russländischer Raffinerien verhängt.
 
          2023 gelang es Russland jedoch, seine Erdölexporte auf ein höheres Niveau als im Vorjahr zu bringen. Geholfen haben ihm dabei neue asiatische Reedereien, deren Tanker russländisches Öl nach Indien und China transportierten. Trotzdem haben die Sanktionen des Westens nicht nur die Unabhängigkeit der EU von Öllieferungen aus Russland bewirkt, sondern den Kreml offenbar auch in Geldnöte gebracht. Darauf lässt die Tatsache schließen, dass Russland noch Ende Mai 2023 seine Anfang April in der Ölallianz der OPEC+-Länder gemachte Ankündigung nicht einhielt, seine Ölproduktion zurückzufahren, augenscheinlich, um nicht den Preisverfall zu befördern.
 
         
         
          Der vergängliche Konsens und die dauerhafte Spaltung
 
          Mitte Januar 2023 konstatierte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, dass sich die „Beziehungen zwischen Europa und Russland“ im Sinne des Containments auf Dauer verändert haben: „Selbst wenn in der Ukraine die Kanonen verstummen, sollten wir keine Normalisierung unserer Beziehungen zu Russland erwarten.“ Im Laufe des volldimensionalen Krieges kristallisierte sich schrittweise eine einmütige Haltung der westlichen Staaten und Gesellschaften gegenüber Russland heraus, und zwar in zweierlei Hinsicht: Auf alle geopolitischen Papierkarten der westlichen Regierungen war die Worskla-Ordnung gezeichnet, und in die Gehirne der westlichen Völker brannte sich die geopolitische Karte mit der unabhängigen Ukraine ein. Jewgenij Prigoschin, der Besitzer der Wagner-Gruppe, resümierte: „Mit der Denazifizierung [haben wir] aus der Ukraine eine in der gesamten Welt bekannte Nation gemacht. […] Die Ukraine ist ein Land geworden, das absolut überall bekannt ist.“
 
          Die Chancen auf die einvernehmliche dauerhafte Eindämmung Russlands durch die westlichen Staaten waren trotzdem nicht groß. Gegen sie sprach allein schon die neueste Geschichte. Selbst im Kalten Krieg hatte es im Westen kein gemeinsames, dauerhaftes Verständnis des Containments gegenüber der Sowjetunion gegeben. Und nach dem 24. Februar 2022 wurden auch Differenzen im Verhältnis zu Russland sichtbar, die auf unterschiedliche, geopolitisch bestimmte nationale Interessen schließen ließen. Künftige Konflikte waren daher vorprogrammiert.
 
          Auf dem NATO-Gipfeltreffen in Madrid im Juni 2022 konnte immerhin ein Konsens über die neue Rolle und die geplante Stärke des Bündnisses in Europa erzielt werden. Er bildete den wesentlichen Bestandteil des in der spanischen Hauptstadt verabschiedeten neuen Strategischen Konzeptes der NATO. Ob und gegebenenfalls wann die getroffenen Vereinbarungen Wirklichkeit werden würden, stand aber in den Sternen, zumal sich nicht vorhersagen ließ, ob die amerikanische Führung des transatlantischen Verteidigungsbündnisses immer stark bleiben würde.
 
          Was die laut deklarierte Einigkeit der Bündnispartner wert war, zeigte ihre gemeinsame Verpflichtung aus dem Jahr 2002, ihre jeweiligen Militärausgaben auf der Höhe von mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu halten. Diese Vereinbarung wurde nur in seltenen Fällen beherzigt – vorzugsweise von den Staaten der Ostflanke der NATO. Und knapp ein Jahr nach dem Beginn der russländischen Invasion im Februar 2022 klagten die europäischen NATO-Mitglieder, dass sie weder über Munition für die Ukraine noch für die eigene Verteidigung verfügten. Zeitgleich zweifelten Belgien, Deutschland und Kanada lautstark den Sinn der Zwei-Prozent-Vereinbarung an.
 
          Je ambitionierter die auf dem Gipfel in Madrid erzielte Einigung über die Ziele des Bündnisses erschien, desto größer versprach die Lücke zwischen dem Plan und der Wirklichkeit zu werden. In dieser Situation hätte nur die Entscheidung für eine Aufnahme der Ukraine in die NATO nach Beendigung des Krieges den Weg zu einer tragfähigen Worskla-Ordnung ebnen können. Doch die Beitrittsfrage wurde in Madrid nicht angesprochen, zumindest nicht öffentlich.
 
          Immerhin wurde im neuen Strategischen Konzept der NATO Russland nicht mehr als Partner, sondern als die Hauptgefahr für die Sicherheit Eurasiens betrachtet. Einer der Beschlüsse in Madrid sah denn auch die Stärkung der Ostflanke des Bündnisses vor: In den baltischen Staaten, in Polen, der Slowakei und in Rumänien sollten insgesamt 40 000 Soldaten unter seinem Kommando stehen. Im Falle eines russländischen Überfalls auf ein NATO-Mitglied sollte das Bündnis diese Truppen kurzfristig in den Krieg entsenden können. Auch sprachen die Staats- und Regierungschefs auf dem Gipfel in Madrid die offizielle Beitrittseinladung für Schweden und Finnland aus. Schließlich kündigte die NATO an, künftig mindestens 300 000 Soldaten in erhöhter Bereitschaft zu halten.
 
          Nochmals: Die Ziele sollten nicht mit der Wirklichkeit verwechselt werden. So gab die Türkei ihren hartnäckigen Widerstand gegen den Beitritt Finnlands und Schwedens zur NATO erst im März bzw. Juli 2023 auf. Mehr als enttäuschend fiel zudem die Bereitschaft der europäischen Mitgliedstaaten aus, ihre Verteidigungsausgaben zu erhöhen. Während die Amerikaner 2022 knapp 3,5 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts für ihre Streitkräfte ausgaben, waren es bei den Westeuropäern im Durchschnitt nur 1,65 Prozent (Frankreich – knapp 1,9 Prozent, Niederlande – 1,64 Prozent, Deutschland und Italien – jeweils in etwa 1,5 Prozent, Spanien – 1,1 Prozent). Deshalb bekräftigten die Mitgliedsländer im Kommuniqué des nächsten NATO-Gipfels im Juni 2023 in Wilna erneut die inzwischen fast zwei Jahrzehnte alte Verpflichtung, mindestens zwei Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts für die Verteidigung auszugeben.
 
          Die Mehrzahl der Staaten an der Ostflanke der NATO, die seit 2015 als die sogenannten „Bukarest Neun“ gemeinsam agierten, wollte eine stärkere Unterstützung der Ukraine, die nur mit westlichen Waffen die Chance hatte, sich gegen den russländischen Angreifer zu verteidigen. Sie hofften, dass Kyjiw der Beitritt zur NATO erleichtert würde aufgrund der unter den Kriegsbedingungen zunehmenden Kompatibilität des ukrainischen Militärs mit den Standards des transatlantischen Bündnisses. In diesem Sinne sprachen sich Anfang Oktober 2022 die „Bukarest Neun“ – zusammen mit Montenegro und Nordmazedonien – unmissverständlich für die Aufnahme der Ukraine in die NATO aus. Der Nationale Sicherheitsberater der USA, Jake Sullivan, kommentierte diesen Vorstoß mit der Bemerkung, dass das Thema des Beitrittsverfahrens zu einem anderen Zeitpunkt wieder aufgegriffen werden sollte. Trotz dieser Zurückhaltung bekräftigte er damit die Position, die die NATO bereits auf dem Gipfel in Bukarest 2008 bezogen hatte. Damals hatte das Bündnis auf amerikanischen und polnischen Druck hin, gegen Angela Merkel und Nicolas Sarkozy, der Ukraine und Georgien die Mitgliedschaft zumindest in Aussicht gestellt, freilich, ohne dass Washington und die Länder der NATO-Ostflanke es vermocht hätten, beide Staaten dem Aktionsplan zur Mitgliedschaft (Membership Action Plan) zuzuführen, mit dem das Bündnis seit 1999 die Anwärter auf die Mitgliedschaft bei ihren Beitrittsvorbereitungen begleitet.
 
          In Russland rief die Vorstellung eines NATO-Beitritts der Ukraine heftige Reaktionen hervor. Dmitrij Medwedew, stellvertretender Vorsitzender des russländischen Sicherheitsrats, warnte denn auch, dass der „NATO-Beitritt garantiert eine Eskalation zum Dritten Weltkrieg bedeuten würde“. Ihm pflichtete Igor Girkin in einem Interview bei: Das „Eindringen der NATO-Truppen auf das russländische Territorium [könnte …] alles auslösen – bis zum Schlagaustausch mit Atomwaffen“.
 
          Doch zur Beruhigung Russlands konnte sich das westliche Verteidigungsbündnis auch während des Gipfeltreffens 2023 in Wilna weder auf einen Membership Action Plan für die Ukraine einigen noch auf den Zeitpunkt einer Einladung an Kyjiw, der NATO beizutreten. Keine Unterstützung fand auch die Idee Litauens, dem überfallenen Land einen Beitritt sofort nach der Beendigung des Krieges zu versprechen. Nach dem Gipfel kritisierte der ehemalige britische Premier Boris Johnson diese Unentschlossenheit scharf, wofür er sich seitens Medwedew die Bezeichnung „emeritierter Dummkopf“ eintrug.
 
          Mit ihren Verlautbarungen in Wilna im Juli 2023 täuschte die NATO den gemeinsamen Willen ihrer Mitglieder vor, den schnellen Beitritt der Ukraine zu ermöglichen. Auf den Aktionsplan zur Mitgliedschaft, der zumindest einen Zeitrahmen für die Aufnahme Kyjiws in die NATO vorgeben würde, verzichtete das Bündnis mit der nur vordergründig erbaulichen Begründung, dass die mit der NATO eng kooperierende Ukraine auf ihrem Weg zur Mitgliedschaft keine Begleitung bräuchte. In der Abschlusserklärung ist dennoch zu lesen, dass die notwendigen Anpassungen der ukrainischen Streitkräfte und sonstige Reformen jährlich evaluiert werden sollten. Der Schlüsselsatz lässt alle Zukunftsoptionen offen: „Das Bündnis wird die Ukraine dabei unterstützen, die Reformen auf dem Weg zu einer künftigen Mitgliedschaft durchzuführen. Wir werden in der Lage sein, die Ukraine zum Beitritt zum Bündnis einzuladen, wenn die Bündnispartner zustimmen und die Bedingungen erfüllt sind.“ Andrij Sahorodnjuk vom Kyjiwer Zentrum für Verteidigungsstrategien interpretierte dieses Fazit zutreffend als eine „Einigung darauf, dass wir uns einigen werden“.
 
          Für dieses Ergebnis des Gipfels in Wilna sorgte der Schulterschluss von Joe Biden und Olaf Scholz. Die USA sahen sich offenbar in dem Dilemma, dass je mehr sie in die Sicherheit der Ukraine investierten, desto stärker Russland in die Arme Chinas getrieben würde. Die Worskla-Ordnung, die aufgrund einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine (und künftig womöglich auch von Belarus) den Konflikt zwischen Moskau einerseits und Ost- und Westeuropa sowie den USA andererseits zementieren würde, würde China zur bestimmenden Macht in Russland machen. Das wollte Washington nicht. Was wiederum Berlin angeht, so ist nicht anzunehmen, dass es sich in Wilna Gedanken über Geopolitik machte, vermutlich aber über den Handel mit Russland und mit China.
 
          Sowohl den USA als auch der Bundesrepublik fiel es schwer, sich von Mackinders Osteuropa zu verabschieden, in dem das schwache Russland und die schwache, vom Westen nur tropfenweise unterstützte Ukraine einander ausbalancierten und so für das Gleichgewicht auf der Weltinsel sorgten. Nun fragt aber die Geschichte nicht in Washington nach, von Berlin ganz zu schweigen, wie ihr Verlauf sein sollte. Das begriffen die 2023 in Wilna anwesenden Vertreter der G7-Staaten erstaunlicherweise. Deshalb bekundeten sie ihrerseits, „im Fall eines zukünftigen bewaffneten Angriffs durch Russland [sich] unverzüglich mit der Ukraine [zu] besprechen und über die angemessenen nächsten Schritte [zu] entscheiden“. Diese Absichtserklärung bedeutet im Ernstfall noch weniger als die obigen zitierten schwammigen Formulierungen im Schlusskommuniqué des NATO-Gipfels 2023 in Litauen. Gleichwohl verstanden die Regierungen der wirtschaftlich mächtigen Staaten die Richtung des Gangs der Geschichte: Weder Washington noch Berlin können etwas daran ändern, dass Russland auch künftig auf die Ukraine nicht verzichten wird.
 
          Während die Optimisten nach dem Gipfeltreffen in Wilna auf die durch die Containment-Politik des Westens abgesicherte Worskla-Ordnung doch zumindest hoffen konnten, vermochte die Europäische Union eine solche Hoffnung nicht zu erwecken. Das ging sowohl auf die Uneinigkeit ihrer Mitglieder hinsichtlich der geopolitisch bestimmten strategischen Interessen zurück als auch auf die strukturellen Defizite der EU selbst.
 
          Es musste die Optimisten einerseits erfreuen, dass zwei von drei Bürgern der Europäischen Union sich im Juni 2022 für die Aufnahme der Ukraine in den Staatenverbund aussprachen: In Polen etwa waren es 84 Prozent, in Deutschland und Frankreich jeweils 60 Prozent. Doch die Tatsache, dass laut Meinungsumfragen in der zweiten Hälfte des gleichen Jahres diese Zustimmung in den EU-Mitgliedsländern abebbte, lässt vermuten, dass es in der Union auch einen beachtlichen, wenngleich während der Kriegshandlungen meist nur latenten Widerstand gegen die EU-Mitgliedschaft der Ukraine gab. Im Europäischen Parlament jedenfalls waren die Gegner beileibe nicht nur in der Fraktion „Identität und Demokratie“ zu finden, in der die französische Partei Rassemblement National und die Alternative für Deutschland tonangebend waren.
 
          Würden die Optimisten überdies die Tatsache einbeziehen, dass weder die Bürger der EU noch das EU-Parlament, sondern die Regierungen der EU-Länder über die Aufnahme eines neuen Mitgliedstaates zu entscheiden haben, dann sollte ihre Skepsis anwachsen. Das einstimmige Votum über einen Richtungswechsel der Ostpolitik der Union im Europäischen Rat, der sich aus Repräsentanten der Nationalstaaten zusammensetzt, ist nicht leicht zu erreichen.
 
          Immerhin hat der Europäische Rat der Ukraine am 23. Juni 2022 den offiziellen Status eines Beitrittskandidaten zuerkannt. Da sich die Ukraine während des Krieges gleichsam nur „nebenbei“ darum bemühen konnte, den Beitrittsbedingungen der Europäischen Union gerecht zu werden, lag es nahe, dass die EU für sie einen besonderen Mitgliedsstatus finden würde. Trotz der Vorschläge deutscher und österreichischer Politiker hinsichtlich einer „graduellen Integration“ oder der „assoziierten Mitgliedschaft“ geschah dies aber nicht. Realiter wurde mit dem Kandidatenstatus der EU-Beitritt der Ukraine in die ferne Zukunft gerückt.
 
          Korruption, ein schlecht funktionierendes Justizsystem und die Macht der Oligarchen stehen dem schnellen EU-Beitritt der Ukraine zweifellos im Wege. Nach dem 24. Februar 2022 kam es in dem überfallenen Land zu einigen Korruptionsskandalen, die zu Verhaftungen und zum Rücktritt hoher Beamter führten, so etwa im Verteidigungsministerium oder im von jeher verdorbenen Zolldienst. Diese Skandale mochten das Urteil der Skeptiker festigen, dass die Ukraine auf lange Sicht nicht als EU-tauglich betrachtet werden dürfte.
 
          Dagegen muss man jedoch einwenden, dass die Aufdeckung und das Publikmachen dieser Korruptionsfälle in einem postsowjetischen Staat, der sich im Krieg befand und nur eine minimale rechtstaatliche Tradition hat, zu würdigen ist. Das war an sich schon der Beweis der ukrainischen Anstrengungen, sich an Freiheit und Rechtsstaatlichkeit zu binden. Das Problem bestand jedoch darin, dass die Skeptiker im Westen meistens nach Vorwänden suchten, die der Verhinderung einer Eindämmung Russlands dienlich sein würden. Während die an die Russländische Föderation grenzenden EU-Länder die einmalige historische Chance nutzen wollten, mit der Aufnahme der Ukraine in die EU die Worskla-Ordnung auch durch die europäische Integration von Mackinders Osteuropa zu stabilisieren, erachteten die Skeptiker, die ihre nationalen Interessen nicht in dieser Stabilität gelagert sahen, diese Chance als unwichtig.
 
          Die Skeptiker hatten es allerdings aufgrund der russländischen Kriegsbarbarei nicht leicht. Sie mussten aufhören, ihr Bild des „Riesen im Osten“ zu propagieren: ein Bär, der zwar gelegentlich – wenn er provoziert wird oder schlechter Laune (oder betrunken?) ist – zum Ausrasten neigt, aber vom Charakter her sonst eigentlich gutmütig ist; wenn man nur seine Sorgen ernst nehmen würde, könnte man ihn umarmen, mit ihm spielen, sein Vertrauen gewinnen – und mit ihm Geschäfte machen.
 
          Es ist nicht sicher, ob die Skeptiker ihre Haltung gegenüber dem eurasischen Riesenstaat geändert hätten, wenn sie die geopolitischen Karten der daran angrenzenden Länder eines Blickes gewürdigt hätten. Denn ohnehin müssen sie gewusst haben, dass Russland darauf nicht als umgängliches Pelztier, sondern als Monstrum mit blutverschmierten Tatzen betrachtet wurde, weshalb es tunlichst auf Abstand gehalten werden sollte.
 
          Der stille Konflikt zwischen den Anhängern und den Gegnern des Containments markiert die quer durch die Europäische Union verlaufende Frontlinie des seit Februar 2022 diplomatisch geführten Kampfes um die künftige europäische Ordnung. Der bisher einzige Versuch eines politischen Brückenschlags misslang. Offenbar in der naiven Hoffnung, dass sich im Laufe des volldimensionalen Krieges die Einsicht in die Notwendigkeit, die Worskla-Ordnung mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu sichern, gleichsam von allein herausbilden würde, und unter Missachtung der Empfindungen der Ukrainer, versuchte der polnische Präsident Andrzej Duda Mitte April 2022, seinen deutschen Amtskollegen Frank-Walter Steinmeier auf eine Reise nach Kyjiw mitzunehmen. Gemeinsam mit Polen und den baltischen Staaten hätte die Bundesrepublik dort die europäische Solidarität mit der Ukraine demonstrieren sollen.
 
          Die Ukrainer durchkreuzten jedoch diese Pläne, indem sie den Bundespräsidenten ausluden. Offenbar war die sogenannte „Steinmeier-Formel“ dort unvergessen, jener Vorschlag des SPD-Politikers zur Befriedung des Donbas, den er in seiner Zeit als Außenminister unter Angela Merkel gemacht hatte und der darauf hinauslief, dass die Kommunalwahlen im russländisch besetzten Gebiet der Ukraine von Separatisten durchgeführt werden würden.
 
          Erst zwei Monate später besuchten der deutsche und der damalige italienische Regierungschef sowie Frankreichs Staatspräsident die Ukraine. Sie erschienen in Kyjiw in Begleitung des rumänischen Staatsoberhaupts, das sie dabei unterstützen sollte, jene krude europäische Einigkeit vorzutäuschen, die zuvor Duda mit der Zurschaustellung Steinmeiers hatte demonstrieren wollen. Diese Mühe war umsonst. Denn trotz alledem waren es zwei Besuche.
 
          Die Erwartungen der Befürworter und der Gegner der dauerhaften Eindämmung Russlands unterschieden sich deutlich hinsichtlich des Kriegsausgangs. Der ausdrücklichen Forderung nach Wiederherstellung der territorialen Integrität der Ukraine in den völkerrechtlich anerkannten Grenzen von Anfang 2014 stand das Schweigen über die Nachkriegsgrenzen gegenüber, nur bisweilen unterbrochen von der Andeutung, dass die Rückkehr zur Demarkationslinie von vor dem 24. Februar kaum möglich sein würde.
 
          Der Krieg um die Ukraine hat vor Augen geführt, dass sich die aus den nationalen geopolitischen Karten abgeleiteten Interessen der EU-Länder mitnichten von selbst zu einer europäischen Außenpolitik fügen. Dazu hat die Tatsache beigetragen, dass die EU einer wahrhaftigen europäischen Führung entbehrte, die den Krieg hätte aufhalten können, hätte sie bereits 2014 effektive Sanktionen gegen Russland verhängt und entschlossen dessen Eindämmung praktiziert. Auch nach dem 24. Februar 2022 hatte die Union eine solche Führung nicht.
 
         
         
          Die Strukturdefizite der EU
 
          Nach 2014 behalf sich die EU mit der Übertragung der außenpolitischen Aufgaben auf Deutschland, oft mit Frankreich an der Seite. Es konnte aber nicht gut gehen, die politische Vertretung von 150 Millionen Deutschen und Franzosen, die von Russland nicht direkt bedroht waren, zum außenpolitischen Entscheidungsträger für 450 Millionen EU-Bürger zu machen. Erschwerend kam hinzu, dass seit Juni 2014 nicht mehr das so genannte Weimarer Dreieck (Deutschland, Frankreich und Polen) die EU in den Verhandlungen über die Beendigung des Krieges vertrat. Berlin und Paris übernahmen damals im so genannten Normandie-Format zusammen mit der Ukraine und Russland die Verantwortung für die Sicherheit von rund 70 Millionen Menschen im Osten der Union, die von Russland nicht nur in ferner Vergangenheit bedroht gewesen waren.
 
          Deutschland und Frankreich verhandelten 2014 und 2015 in Minsk im Namen der EU, obwohl das Amt des Hohen Vertreters der EU für Außen- und Sicherheitspolitik – was für eine Bezeichnung! – eines ihrer Organe ist. Das soll jedoch nicht verwundern. Dieses Amt wurde im Vertrag von Lissabon als eine Art Bindeglied zwischen dem Europäischen Rat und der EU-Kommission (die vom Rat nominiert und vom EU-Parlament gewählt wird) konzipiert. Entsprechend kann der Hohe Vertreter entgegen seinem eigenen Selbstverständnis kaum die Interessen der EU selbstständig definieren, noch autonome Entscheidungen treffen, von einem eigenmächtigen Handeln ganz zu schweigen.
 
          Bisweilen nahm der Hohe Vertreter an diplomatischen Aktivitäten in den Angelegenheiten des Krieges um die Ukraine teil. Im Kommuniqué des Treffens der Vertreter der G7-Staaten im September 2022, das den „Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine sowie Russlands fortgesetzte Verletzung der Souveränität, territorialen Unversehrtheit und Unabhängigkeit der Ukraine […] einmütig und auf das Schärfste“ verurteilte, wurde er zusammen mit den anderen Teilnehmern erwähnt: „die G7-Außenministerinnen und -minister Deutschlands, Frankreichs, Italiens, Japans, Kanadas, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten von Amerika sowie der Hohe Vertreter der Europäischen Union“. Dabei drängt sich die Frage auf: Was war denn seine Aufgabe, angesichts der Tatsache, dass sich unter den Teilnehmern des Gipfeltreffens die Vertreter jener beiden Staaten befanden, die die Ostpolitik der Union bestimmten?
 
          Hinsichtlich der Schwäche der Außenpolitik der EU und besonders ihrer verhängnisvollen Ostpolitik fiel jedoch am meisten der Umstand ins Gewicht, dass Berlin und Paris für ihre Entscheidungen nicht politisch belangt werden konnten. Deshalb bedeutete die Übertragung der außenpolitischen Aufgaben der EU auf einzelne Mitgliedstaaten eine grobe Verletzung eines grundlegenden Prinzips der Demokratie – der Rechenschaftspflicht (accountability) der politisch Verantwortlichen. Es gab keinen institutionellen Weg für die Bürger der Union, sich dieser Verletzung zu widersetzen. Das EU-Parlament wiederum begnügte sich während des Krieges mit der Verabschiedung gut gemeinter Resolutionen, die freilich selbst für die Mitgliedstaaten nicht bindend waren. Einen solchen Charakter hatte etwa der am 23. November 2022 angenommene, inhaltlich durchaus zutreffende Beschluss, der Russland als „Terrorstaat“ und „staatlichen Unterstützer von Terrorismus“ einstufte.
 
          Die außenpolitische Machtlosigkeit der genuin europäischen Organe führte dazu, dass die europäische Außenpolitik während des Krieges um die Ukraine seit 2014 ein schwarzes Loch darstellte, das hinter dem Feigenblatt des Hohen Vertreters versteckt und von zwei führenden EU-Ländern notdürftig gefüllt wurde. Die Außenpolitik der EU war unter diesen Bedingungen zum Provinzialismus verurteilt, weil Deutschland und Frankreich bei ihrer „Europa-Politik“ auf ihre nationalen geopolitischen Karten zurückgriffen. Da sie weder dem Europäischen Parlament noch den EU-Bürgern gegenüber rechenschaftspflichtig waren, brauchten sie keine europäische geopolitische Karte zu zeichnen. Das zog eine weitere Sichtverengung der EU-Politik nach sich: Auf den nationalen Karten Deutschlands und Frankreichs stellte nämlich Russland die einzige Gefahr für den Frieden in Europa dar. Anders als die Vereinigten Staaten, denen die globale Sichtweise eigen ist, übersahen Berlin und Paris in diesem Zusammenhang die Bedeutung Chinas.
 
          Der Provinzialismus der EU-Außenpolitik hat schwerwiegende Folgen für die Bürger und die Zukunft der Union. Einerseits sind die Bewohner der EU nicht gewöhnt, Politik in globalen Kategorien zu denken. Andererseits bekommen sie keine Chance, ihren nationalen und regionalen Identitäten die europäische Komponente hinzuzufügen. Diesen Gewinn können nur diejenigen Mitgliedsländer einstreichen, die die Union anführen und dabei eigene Interessen mit den europäischen verwechseln. Andere Staaten und Nationen können die Politik von Berlin und Paris gut finden, tun sie das nicht, bleibt ihnen nichts anderes übrig, als sich über Deutschland und Frankreich und somit – leider – auch über die EU zu mokieren.
 
          Im November 2011 appellierte der damalige polnische Außenminister Radek Sikorski in einer Rede, die er in Berlin anlässlich der endenden polnischen EU-Ratspräsidentschaft hielt, an Deutschland, die Führung der Union zu übernehmen und dabei verantwortungsvoll zu handeln: „[Ich] beginne, weniger die deutsche Übermacht als die deutsche Untätigkeit zu fürchten. Deutschland wurde zur unverzichtbaren Nation Europas. Ihr könnt euch das Scheitern eurer Führung nicht leisten. Ihr dürft keine Hegemonialmacht, sondern ihr müsst die Reformführung sein.“
 
          Auch Helmut Kohl schien zu glauben, dass es in der Europäischen Union auf den guten Willen Deutschlands ankäme, als er 2014 in seinem eindringlichen Appell „Aus Sorge um Europa“ sein Land wie auch Frankreich für die Verletzung des Stabilitätspaktes und der Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank heftig kritisierte, ohne allerdings die deutsch-französische Führung der Union infrage zu stellen, die seinerzeit unentwegt als „Motor der europäischen Integration“ bezeichnet wurde.
 
          Es zeugt von unbändigem Idealismus, zu glauben, dass allein durch den guten Willen dieser oder jener Nationalregierung eine wahrlich europäische Politik hervorgebracht werden kann. Nur eine demokratische EU kann tatsächlich europäisch geführt werden. Voraussetzung dazu ist allerdings, dass ihre Exekutive im Einklang mit dem Prinzip der Rechenschaftspflicht konstruiert wird, das heißt, dass diese entweder vom Parlament oder von den Wählern abberufen werden kann. Konkret: Entweder wird die EU-Kommission zur europäischen Regierung, die ausschließlich dem EU-Parlament (und nicht dem Europäischen Rat) gegenüber verantwortlich ist – das würde auf das klassische Modell des europäischen Parlamentarismus hinauslaufen –, oder der von den Bürgern der Union gewählte Rat wird zum kollektiven Staatsoberhaupt der EU und nach amerikanischem Vorbild gleichzeitig zur Regierung. Der Außenminister oder die Außenministerin der Europäischen Union wäre entweder ein Mitglied der Kommission oder ein vom Rat bestimmter Beamter. Mit jedem dieser Modelle würde die EU zu einer wahrhaftigen Demokratie mutieren, was ihr Legitimationsdefizit beheben und ihr die Souveränität verleihen würde.
 
          Zweifellos braucht die Europäische Union die demokratisch legitimierte Politik gerade auf den Feldern, auf denen sie besonders in Krisenzeiten am schwächsten aufgestellt ist und am meisten gebraucht wird: der Verteidigungs- und Außenpolitik. Da sich die Vollmachten des Bundes und der Gliedstaaten in keinem föderalen System per se messerscharf voneinander abgrenzen lassen, müsste der Hohe Vertreter (oder ein anders betiteltes europäisches Amt für Äußeres) unter Umständen eine Politik führen, die der, von zumindest einigen, der nationalen Außenministerien entgegenstehen würde.
 
          Deutschland kennt die Lösung dieses Problems des Föderalismus. Im Grundgesetz werden zahlreiche Vollmachten zwischen Bund und Ländern geteilt, man spricht in diesem Zusammenhang von „geteilten Kompetenzen“. Dank dieser Konstruktion ist es in der Bundesrepublik undenkbar, dass sie im Schulterschluss zweier Gliedstaaten, etwa Baden-Württembergs und Bayerns, „im Namen Deutschlands“ geführt werden könnte.
 
          Die EU ist hingegen von Demokratie und einem ausgereiften Föderalismus weit entfernt, und sie wird während des Krieges um die Ukraine diesbezüglich nicht zu großen Reformen ansetzen, die ein geopolitisches Erdbeben nach sich ziehen würden. Dafür ist sie zu sehr damit beschäftigt, von der im Krieg befindlichen Ukraine demokratische Reformen und Bekenntnisse zu „europäischen Werten“ einzufordern. Ohne eine demokratisch legitimierte europäische Außenpolitik aber werden sich weder die Bürger der EU noch deren Mitgliedstaaten in Fragen der europäischen Friedensordnung einig.
 
          Keine Diplomatie hat die Macht, gefährliche Konflikte dauerhaft zu lösen, wenn diese durch ungünstige geopolitische Konstellationen verursacht sind. Das lehrt nicht zuletzt die Geschichte Europas, in der die westlichen Mächte den Frieden im Westen des Kontinents lange mit der Unterwerfung von Mackinders Osteuropa unter Russland erkauften. Der an anderer Stelle bereits zitierte Befund des ukrainischen politischen Publizisten Mykola Rjabtschuk vom Februar 2022 – „Der Westen hat das Monster gezüchtet und auf uns losgelassen“ – veranschaulicht die Realität, in der nicht zuletzt die Europäische Union ihren Frieden auf Kosten von Mackinders Osteuropa genießt.
 
         
      
       
        6 Die Smuta in Russland
 
         
          [image: Ein Bild, welches zu Zeiten der Proteste auf dem Euromajdan aufgenommen wurde. Vor dem Hintergrund von aufgespannten und teilweise mit Schnee bedeckten Zeltplanen ist ein Plakat zu sehen. Dieses Zeigt eine Bild von Putin in einer Paradeuniform mit Fliege um den Hals, einen auffälligen Bartschatten in der Mitte zwischen Lippen und Nase, sowie kleinen roten Hörnern auf seinen Kopf.] Abbildung:  Plakat während der Proteste auf dem Euromajdan von November 2013 bis Februar 2014, seine Botschaft lautet wörtlich: „Guten Weg zum Schw*nz“. Es ist ein Wortspiel, das versteckt auf die (vulgäre) russische Redewendung „Idi na huj“ („Verpiss dich“ oder „Hau ab“) hinweist – „put'“ bedeutet auf Deutsch „Weg“ (aufgenommen am 19. Dezember 2013). 
         
         
          Die russländische Staatspropaganda
 
          Das Fürstentum Moskau, das russländische Zarenreich und die Sowjetunion stellten stets eine Autokratie dar, das heißt den Staat der personifizierten Herrschaft. Stalin klärte seinen Sohn Wasilij darüber auf: „Ich bin nicht Stalin. […] Stalin ist Sowjetmacht.“ Wenn eine Person die staatliche Autorität verkörpert, muss die Machtnachfolge streng und eindeutig geregelt sein. Sonst führt der Ausfall der Person zum Verfall staatlicher Autorität, besonders dann, wenn sich ein Land in einem schlechten Zustand befindet.
 
          So verhielt es sich im Jahre 1584, als Iwan der Schreckliche starb, der keinen Nachkommen und ein wirtschaftlich ruiniertes Land hinterließ. Moskau durchlebte daraufhin knapp drei Jahrzehnte der Smuta – der „traurigen Zeit“ oder der „Zeit der Wirren“ (wie „smuta“ meistens ins Deutsche übersetzt wird) –, die erst 1613 mit der neuen Dynastie der Romanows beendet wurde. Die Erosion ihrer Herrschaft in den Jahren des Ersten Weltkrieges und des russischen Bürgerkrieges sowie die Ermordung der Zarenfamilie durch die Bolschewiki bedeuteten ebenfalls eine Smuta, die in einen Neuanfang des Imperiums als kommunistisch-totalitärer Staat mündete. Da die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken die autokratische Tradition Moskaus und Sankt Petersburgs fortsetzte, aber keine Dynastie kannte, bereitete ihr die Machtsukzession immer Probleme.
 
          Im Westen wurden die Auflösung der Sowjetunion und die 1990er-Jahre Russlands als Übergang zu etwas Besserem wahrgenommen. Für die Russländer dagegen stellten die 1990er-Jahre eine neue Smuta dar, die in ihren Augen die unbeholfenen Autokraten Michail Gorbatschow und Boris Jelzin zu verantworten hatten. Gorbatschow verabschiedete sich von der Politik, weil sein Staat im Dezember 1991 zu existieren aufhörte. Jelzin wiederum hat zur Jahrtausendwende die friedliche Übergabe seiner Macht an den bei der Bevölkerung beliebten Regierungschef Wladimir Wladimirowitsch Putin gemanagt. Der scheidende Präsident verkündete am Tag der Einführung seines Nachfolgers in das Amt des Staatsoberhaupts: „Wir können stolz darauf sein, dass die Machtübergabe friedlich abläuft, ohne Revolution oder Putsch, respektvoll und aus freien Stücken.“ Die Russländer waren damals freilich nicht dazu geneigt, über diesen vermeintlichen Erfolg zu jubeln, weil sie der Zustand entsetzte, in dem Jelzin ihr Land hinterließ.
 
          Entgegen seinen Worten hatte der erste Präsident der Russländischen Föderation mitnichten das seit 1917 stets akute Problem der Machtsukzession gelöst, die immer mit der Gefahr verbunden war, dass Russland in eine neue Zeit der Wirren stürzte. Auch Putin warnte am 24. Juni 2023 öffentlich vor einer Smuta, als er im Zusammenhang mit der Prigoschin-Meuterei in einer eilig ausgestrahlten Fernsehansprache sagte: „Dies ist genau der Schlag, der Russland 1917 zugefügt wurde, als das Land im Ersten Weltkrieg kämpfte. […] Intrigen, Zank, politische Machenschaften hinter dem Rücken der Armee und dem Rücken des Volkes führten zum größten Schock, zur Zerschlagung der Armee und zum Zusammenbruch des Staates, zum Verlust riesiger Gebiete. Das Ergebnis war die Tragödie des Bürgerkriegs.“ Obwohl Putin die autokratische Herrschaft und ihre Probleme mit der Machtnachfolge nicht erwähnte, gehören doch vor allem diese zum Auslöser der neuen Smuta, zumal sich die russländische Gesellschaft mit dem Raub der Krim 2014 freiwillig in die Geiselhaft Putins begab.
 
          „Krim nasch!“ („Die Krim ist unser!“) wurde zu einem Ruf, der die Herzen der Russländer mit Dankbarkeit für ihr Staatsoberhaupt erfüllte. Diese Stimmungslage nutzte der Kremlsprecher Dmitrij Peskow in einer Pressekonferenz, um Wladimir Wladimirowitsch Putin, Russland und die russkij mir zu vermengen: „Russland ist das Land, auf dem die russische Welt fußt, und der Präsident dieses Landes ist Putin. Eben Putin ist der Garant der Sicherheit in der russischen Welt.“ Vor dem Hintergrund der autokratischen Herrschaftstradition Russlands überraschte diese Behauptung ebenso wenig wie die Tatsache, dass Katar von einem Emir regiert wird. Auch in der Russländischen Föderation, die im Gegensatz zu Katar keine Dynastie kennt, hätte freilich die Kontinuität der Autokratie keine Katastrophe herbeiführen müssen, wenn nur der Autokrat nicht so einfallslos wie Wladimir Wladimirowitsch wäre.
 
          Nicht nur fand sich Putin bereits nach einigen Jahren im Amt damit ab, dass er seine Herrschaft in abgegriffenen posttotalitären Staatsstrukturen ausübte; vielmehr ging er in seinem Stumpfsinn dazu über, diese Strukturen zu petrifizieren. Sodann wies er seinen Landsleuten den Weg, der „vorwärts in die Vergangenheit“ führte, wobei er ihrem Chauvinismus unentwegt schmeichelte. Auf diese billige Art und Weise drückte er sich vor der schwierigen Hausaufgabe, die die Exekutive in jedem postkommunistischen Land zu erledigen hatte: mit der Vergangenheit zu brechen und es für die Gegenwart und Zukunft zu öffnen. Putin schien jedoch sein persönlicher Aufstieg wichtiger.
 
          Will man den tiefgründigen Recherchen einiger Journalisten Glauben schenken, so sind Putins Herkunft und frühe Kindheit geheimnisumwoben. Sie behaupten, dass sich sein Vater aus dem Staub gemacht habe, nachdem Wolodja zur Welt gekommen sei, und zwar nicht – wie in der offiziellen Biografie zu lesen ist – in Leningrad, sondern im trostlosen sibirischen Otscher im Bezirk Perm. Daraufhin habe seine Mutter einen Georgier geheiratet, zu dem sie mit ihrem Sohn in ein Tausende Kilometer entferntes Dorf nahe Tbilisi gezogen sei. Wolodja soll dort in ärmlichen Verhältnissen aufgewachsen sein, bevor er im Alter von zehn Jahren zur Familie seiner Mutter nach Leningrad gekommen sei.
 
          Was den weiteren Lebensweg Putins in der zweiten russländischen Hauptstadt anbetrifft, so stimmen die Angaben in seiner offiziellen Biografie und die besagten Recherchen der Journalisten überein.
 
          In Leningrad musste sich Wladimir als Halbstarker mit Vorliebe für Kampfsportarten auf der Straße durchsetzen. Sein (Stief?-)Vater war ein Fabrikarbeiter und Kommunist, der während des Krieges möglicherweise in Diensten der sowjetischen Geheimpolizei NKWD gestanden hatte. Nach dem Jura-Studium ging Putin zum KGB. Als Geheimdienstler wurde er in die DDR geschickt. 1990 schied er aus dem aktiven Dienst aus und kehrte nach Leningrad zurück. Dort war er bis 1995 enger Mitarbeiter des Bürgermeisters Anatolij Sobtschak, der in Deutschland als „demokratisch“ gepriesen wurde, obwohl er korrupt war und populistisch agierte. Unter Sobtschak war Putin zeitweilig stellvertretender Bürgermeister in einer Stadt, die – wie es die britische Journalistin Catherine Belton in ihrem Buch über Putins Netz auf den Punkt gebracht hat – von der Mafia in einträglicher Zusammenarbeit mit dem KGB regiert wurde.
 
          Putin lernte schnell, wie man als Beamter mit unredlichen Mitteln zu Geld kommt. Nach seiner Rückkehr nach Leningrad 1990 lebte er mit seiner Familie in einer heruntergekommenen Wohnung, die er aus Geldmangel nicht einmal renovieren konnte. Aber bereits Anfang des Jahres 1993 wollte er in Österreich ein Haus kaufen. Nachdem Anatolij Sobtschak nicht zuletzt wegen des üblen Rufs der von ihm geleiteten Stadtverwaltung 1996 nicht erneut zum Bürgermeister gewählt worden war, zog Putin nach Moskau um. Dort machte er in der Umgebung Boris Jelzins, die ebenso wie ihre Widersacher den Rechtsnihilismus zur obersten Norm ihres Handelns erhoben hatte, als fleißiger Beamter Karriere. Seine Loyalität, die Putin wichtiger als das Gesetz war, trug ihm 1998 den Posten als Chef des Inlandsgeheimdienstes FSB ein. Ein Jahr später wurde er von Jelzins „Familie“ – darunter sind vor allem, aber nicht ausschließlich, die Netzwerke seiner Töchter zu verstehen – zum Premierminister und am 31. Dezember 1999 zum Interimspräsidenten auserkoren. Als zukünftiges Staatsoberhaupt sollte er Jelzin und dessen „Familie“, die offenbar Hunderte Millionen US-Dollar veruntreut hatten (es ist nur eine grobe Schätzung, weil sich die tatsächliche Größe des halblegal und illegal angehäuften Vermögens nicht ermitteln lässt), Schutz vor der Verfolgung durch die Justiz gewähren. Gleich nachdem er am 26. März 2000 vom Volk zum Staatspräsidenten gewählt worden war, garantierte Putin seinem Vorgänger per Dekret Straffreiheit.
 
          Vierzehn Jahre später konstatierte Kreml-Pressesprecher Peskow, dass der begabte Junge aus kleinen Verhältnissen im Erwachsenenalter nicht nur zum Präsidenten der Russländischen Föderation aufgestiegen war, sondern auch zum „Garant[en] der Sicherheit“ der russkij mir. Peskow verstand unter der russkij mir eine Kulturwelt, der alle angehören, die sich ihren Werten und Normen ähnlich zugehörig fühlen, wie die Menschen anderer Kulturkreise beispielsweise dem Islam oder der Freiheit verpflichtet sind. Die imperiale und despotische russkij mir erwächst aus der russländischen Geschichte, Kultur und politischen Tradition. Sie wurde unter Putin politisch instrumentalisiert, aus ihr speiste sich die Unterstützung des Präsidenten durch das Volk. 2014 schlug diese Unterstützung sogar in Liebe um. Liebe kommt, verblendet, macht dumm und glücklich zugleich und – sie vergeht. Aber sie hinterlässt dennoch für immer Spuren. So brauchte Putin nach 2014 bloß „Krim nasch!“ zu rufen, um anzudeuten, dass sein Weggang den Verlust der Halbinsel und des Donbas bedeuten und die Existenz des Imperiums bedrohen würde.
 
          Werte und Normen der russkij mir stets vor Augen, bediente sich das Putin’sche Regime der Propaganda, um Russland als das Opfer westlicher Aggression zu präsentieren, insbesondere im Jahr 2022: Während der Westen es vernichten wolle, rettete Moskau mit seiner Spezialoperation sich selbst und die ganze Welt vor „Nazis und Faschisten“. Diese Behauptung stellte Putin in eine Reihe mit Zar Aleksander I. und Stalin, denen es in den Jahren 1812 und 1942 gelungen war, mit ähnlicher Argumentation den großrussischen Patriotismus zu wecken. Für Aleksander I. stellte Napoleons Grande Armée das Heer des Satans dar. Stalin wiederum verzichtete während des Krieges gegen das nationalsozialistische Deutschland auf die kommunistische Ideologie, beauftragte den Geheimdienst NKWD mit der Wiederbelebung der zuvor vernichteten Russisch-Orthodoxen Kirche und sprach in bewusster Anlehnung an den Kampf gegen Napoleon vom „vaterländischen“ Krieg gegen die „deutschen Eroberer“.
 
          Putin fiel die Wiederholung dieses Musters nicht schwer. Unter „Vaterland“ ließ sich sowohl das Imperium als auch der Nationalstaat verstehen, weshalb mit diesem Begriff selbst diejenigen Russländer angesprochen wurden, die der Meinung waren, dass ihr Staat den eigenen Bürgern mehr Aufmerksamkeit widmen sollte als der imperialen Expansion. Da der Kreml das Recht beansprucht, die „kleinrussische“ wie auch die belarussische Geschichte verbindlich zu interpretieren, konnte er die Existenz der ukrainischen und der belarussischen Nation leugnen, um damit den Vormarsch in die Ukraine als patriotisch motivierte „Befreiung“ aller Russen zu legitimieren.
 
          Für die Propaganda ist in Russland ein großer Apparat zuständig, dem in etwa ein Dutzend im Land bekannter Journalisten ihr Gesicht zur Verfügung stellen. Anders als ihre Berufskollegen in Demokratien, die leider nicht selten tendenziöser Berichterstattung und der Verbreitung von Fake News überführt werden, verletzen die Propagandisten nicht das Berufsethos des Journalismus – denn sie haben mit ihm absolut nichts zu tun. Folgerichtig arbeiten sie auch nicht in journalistischen Redaktionen, sondern in einer großen staatlichen Mythen-Fabrik, deren Aufgabe darin besteht, die vom Kreml erfundenen Geschichten und Erzählungen unters Volk zu bringen. Die durchschnittlichen Empfänger ihrer Botschaften wurden durch Jahrzehnte der Propaganda sowohl für den Unterschied zwischen Wahrheit und Lüge als auch für die Gesetze der Logik unempfindsam gemacht. Mit anderen Worten: Den Russländern wurde eine Art grauer Star verpasst, der ihre Sehschärfe massiv beeinträchtigt.
 
          Durch die gezielte Steuerung der Emotionen der Bevölkerung erzeugte der russländische Propaganda-Apparat Stolz auf die russkij mir als angeblich großartigste Kulturwelt in der Menschheitsgeschichte und die Freude darüber, dass Russlands Territorium durch die Einverleibung der ukrainischen Bezirke um das Gebiet von „zwei Dänemarks“ erweitert und Russlands Bevölkerung von 143 Millionen auf 150 Millionen „angewachsen“ war. Mit der unentwegten Darstellung der Ukrainer als „Banderisten“, die vor dem 24. Februar beabsichtigt hätten, Russland anzugreifen, schürte die Propaganda den Hass auf das Nachbarvolk im Westen und seine „teuflischen“ Auftraggeber – die Vereinigten Staaten. Litauer, Letten, Esten, Deutsche, Briten, Polen und andere Nationen, die als „Marionetten der USA“ tituliert wurden, ließ sie als dumm und verachtungswürdig erscheinen.
 
          Die russländische Mythen-Fabrik arbeitete auch im Sinne der Desinformation des Auslands. Zu diesem Zweck bediente sie sich vor allem der Methode der grandiosen Vereinfachung komplizierter Sachverhalte, indem sie mit besonderer Vorliebe auf den alten PR-Trick zurückgriff, auf den gutgläubige Menschen im Westen leicht hereinfallen: Sie bewarfen die Ukraine ausgerechnet mit dem Dreck, in dem Russland selbst plantschte. Je weniger die Empfänger der Botschaft „Die Ukraine hat Dreck am Stecken“ über das Land und den Krieg wussten, desto stärker neigten sie zur Schuldsymmetrie: Die russländischen Soldaten hätten zwar ein anderes Land überfallen, dort Menschen ermordet, Wohnviertel mit Raketen beschossen usw., aber die Ukrainer stünden ihnen „eigentlich“ in nichts nach. Aus den Opfern und moralischen Siegern wurden so Täter. Um dieses Bild zu festigen, wurde Kyjiw von der Propaganda unter anderem unterstellt, „schmutzige Waffen“ einzusetzen, den Angriff mit Atomwaffen vorzubereiten und russländische Kriegsgefangene zu quälen.
 
          Dmitrij Medwedew, der bereitwillig zum Internet-Propagandisten verkam, warf Ende September 2022 in einem Telegram-Post dem Westen Hysterie und Atomkriegsgelüste vor: „Unsere Feinde lieben es, sich großspurig auszubreiten. Sie operieren mit den Begriffen ‚Freiheit‘, ‚Demokratie‘, ‚Mission‘. In Wirklichkeit ist dies nur ein ritueller verbaler Dünnpfiff. Fontänen durchfallartiger Demagogie, gepaart mit bösartig krächzender Rhetorik, sind zu einer seit Langem bewährten Waffe der angelsächsischen Welt geworden, mit der sie den Rest der Menschheit überflutet, um ihre Exklusivität und ihren Anspruch auf Weltherrschaft zu verteidigen. Biden und Truss, verschiedene marginale Blinkens und Sullivans versprühen atlantischen Speichel, indem sie fordern, dass Russland seine Hand vom ‚nuklearen Knopf‘ nimmt. Gemeinsam drohen sie uns ständig mit ‚erschreckenden‘ Konsequenzen, wenn Russland Nuklearwaffen einsetzt. Und die jung gebliebene Londoner Tante [Liz Truss, 2022 brit. Premierministerin – JM] ist bereit, sofort einen Austausch von Atomschlägen mit unserem Land zu beginnen.“
 
          Wenn aus dem trüben Wasser der russländischen Propaganda so etwas wie eine konstante Erzählung über die „militärische Spezialoperation“ herausgefischt werden kann, dann ist es folgende Erzählung, die sowohl jeglicher Wahrheit als auch Logik entbehrt: „In der so genannten Ukraine haben ukrainische Faschisten und Nazis mit einem Putsch die Macht erobert. Sie begingen an allen Russländern und Russen Genozid. Russland hat den Genozid auf der Krim und im Donbas verhindert. Die Amerikaner haben die Nazis in der Ukraine unterstützt. Zusammen mit der faschistischen Regierung in Kyjiw wollten sie die Russen in der Ukraine in die NATO zwingen und Russland angreifen. Das gelang nicht, weil sich Russland mit der Spezialoperation verteidigt hat. Der Westen, der in den Krieg seine regulären Soldaten und auch Söldner schickt, ist zum Kampf zu feige. Russland wird trotzdem nicht nachgeben, weil es nicht unter die Herrschaft des Westens kommen will, der Geschlechterrollen nicht kennt. Lieber finden die Russländer den Tod nach dem atomaren Angriff des Westens. Das Leben stellt ohnehin bloß eine Periode der Wanderung der Seele dar. Russland wird den westlichen Atomschlag mit eigenen Atomwaffen vergelten.“
 
          Der Kreml hoffte nach dem 24. Februar 2022 wie bereits acht Jahre zuvor darauf, dass diese Erzählung in der westlichen Welt nicht als Unsinn entlarvt werden würde. Diese Hoffnung wurde enttäuscht, sooft sich Vertreter Russlands in den westlichen Medien äußerten. In einem Interview für einen italienischen Fernsehsender griff beispielsweise der russländische Außenminister Sergej Lawrow von sich aus die oft aufgeworfene Frage auf, „wie […] es eine Nazifizierung [der Ukraine] geben [konnte], wenn [… der ukrainische Präsident Selenskyj] Jude ist?“ Lawrow klärte die Zuschauer auf: „Ich kann mich irren. Aber Adolf Hitler hatte auch jüdisches Blut. Das heißt überhaupt nichts. Das weise jüdische Volk sagt, dass die eifrigsten Antisemiten in der Regel Juden sind.“ Ob der Außenminister damit spontan seine persönliche Meinung äußerte oder ein vorab vorbereitetes Statement vortrug, ist vor dem Hintergrund des intellektuellen und moralischen Wertes seiner Aussage zweitrangig.
 
          Die Propaganda-Maschine konnte nicht nur fest mit der Unterstützung seitens prominenter Politiker rechnen, sondern auch seitens der russisch-orthodoxen Kirche. So rief das Kirchenoberhaupt, Patriarch Kyrill, im Vorfeld der Mobilmachung im September 2022 seine Landsleute auf: „Wenden Sie sich an die Vertreter unserer Streitkräfte, wenden Sie sich an sie und durch sie an unser Heer und unsere Marine, an alle Verteidiger des Vaterlandes, damit sie sich der historischen Bedeutung des Moments, den sie erleben, bewusst werden. […] Erfüllen Sie mutig Ihre militärische Pflicht und denken Sie daran, dass Sie es tun werden, wenn Sie Ihr Leben für Ihr Land geben. Sei mit Gott in seinem Reich, der dir Herrlichkeit und ewiges Leben geben wird. […] Wir sind ein friedliebendes Land und wollen keinen Krieg, aber wir lieben unser Heimatland und werden bereit sein, es so zu verteidigen, wie nur die Russen ihr Land verteidigen können.“
 
          Diese russisch-orthodoxe Kirche des Moskauer Patriarchats, deren Strukturen die ukrainische Regierung erst nach der Invasion im Februar 2022 aus dem Land verdrängt hatte, stellt den unverbrüchlichen Bestandteil der russländischen Kulturwelt dar. Seit Peter dem Großen ist sie dem Staat untergeordnet. Nicht, dass die Russländer heute besonders religiös wären. Vielmehr leitete das Moskauer Patriarchat die Botschaften des Staates an die Menschen weiter. Zu beobachten war das etwa in den Leitlinien vom September 2022 für den Schulbeginn im russländisch besetzten Bezirk Luhansk, denen unter anderem zu entnehmen war, dass Moskau älter als Kyjiw sei, die Kyjiwer Rus’ „Alte Rus’“ genannt werden sollte und die „Alte Rus’, das Russische Reich und das moderne Russland […] dazu bestimmt [sind], die Erben des großen Byzanz zu werden, das einst das Zentrum der gesamten zivilisierten Welt war und die bedeutendste Kultur und eine tiefe religiöse Tradition hatte“.
 
          Die Mythomanie des großrussischen Chauvinismus sollte die Trostlosigkeit der Existenz der Mehrzahl der Russländer gleichsam aufwiegen. Aber zur Gewinnung Freiwilliger für die Armee agierte Putins Propaganda-Maschine zuweilen realitätsnah. So zeigte etwa ein Clip im Netz einen älteren Mann, dessen kleine Rente kaum fürs Essen reichte und der daher seinen alten Lada verkaufen wollte. Im letzten Augenblick hielt ihn jedoch sein Sohn davon ab, der sich der Armee angeschlossen hatte, die ihm ein gutes Einkommen sicherte.
 
         
         
          Wessen ist die Krim?
 
          Um dem innenpolitischen Widerstand gegen den Angriffskrieg auf die Ukraine vorzubeugen, griff das Putin-Regime neben der Propaganda auf Repression zurück. Es musste jedoch darauf achten, dass die Verfolgung der Kriegsgegner nicht die Bereitwilligkeit der Russländer erdrückte, die den Krieg freiwillig unterstützen sollten. Der ungeschriebene Gesellschaftsvertrag der Ära Putin, gemäß dem die Loyalität der Untertanen mit dem Rückzug staatlicher Repression belohnt wird, durfte nicht aufgekündigt werden. Vielmehr sollten die Russländer daran erinnert werden, dass die Macht dies tun könnte. Punktuelle Repression wurde eingesetzt, um latent vorhandene Ängste des Volkes zu wecken, das durch Jahrzehnte kommunistischer Unterdrückung traumatisiert ist.
 
          Diese Vorgehensweise war bereits 2012 praktiziert worden. Zwei Jahre bevor die Russländer begeistert „Krim nasch!“ riefen, hatten sich einige Proteste erhoben, die als die größten in Russland seit dem Untergang des Kommunismus gelten. Sie richteten sich sowohl gegen das Frisieren der Ergebnisse der Parlamentswahlen im Dezember 2011 als auch gegen Putins Rückkehr ins Präsidentenamt. Die Demonstrationen dauerten bis Mai 2012. Nach dem unweit vom Kreml gelegenen Platz, auf dem die größten Kundgebungen stattfanden, wurden sie „Bolotnaja-Proteste“ genannt. Ähnlich wie die Protestbewegungen in der Ukraine sowie in Belarus in den Jahren 2004/05, 2013/14 und 2020 hätten sie die Ablösung des Sowjetmenschen durch den Bürger markieren können, der im verdorbenen öffentlichen Raum für seine Würde eintrat, wenn nur die Zahl der Demonstranten nicht so überschaubar klein gewesen wäre. Nach optimistischen Schätzungen sollen während der mehreren Protestmonate landesweit in Russland Hunderttausende Menschen auf die Straße gegangen sein. Die Machthaber waren darüber sicher nicht glücklich, aber sehr erschrocken schienen sie auch nicht gewesen zu sein, wenn sie lediglich gegen drei Dutzend Menschen strafrechtlich vorgingen.
 
          Denn die breite Masse der russländischen Gesellschaft ist nicht-bürgerlich. Der Großteil der Bevölkerung verharrt allein schon wegen seines minderen sozialen Status sowie der Unkenntnis der Welt in der Starre und Passivität von Untertanen. Selbst wenn man das Bürgerliche auf die äußeren Merkmale eines Lebensstandards, der dem westlichen ähnelt, reduzieren wollte, ist die so verstandene bürgerliche Schicht in Russland so dünn, dass sie vielleicht ein Fünftel der Gesamtbevölkerung ausmacht, wobei sie ausschließlich die beiden russländischen Hauptstädte dominiert. Für die übrigen größeren Agglomerationen Russlands, von der Provinz mit ihren trostlosen Städtchen und Dörfern ganz zu schweigen, ist sie nicht bestimmend. Hinzu kommt, dass die Partizipationswünsche dieser Schicht nur schwach ausgeprägt sind, weshalb ihre Angehörigen im westlichen Sinne nicht-bürgerlich bzw. bloß quasi-bürgerlich sind. Die Merkmale der russländischen „Bürgerlichen“ lassen sich also wie folgt umreißen: Wohnort in Moskau oder Sankt Petersburg, passabler bis hoher Lebensstandard und – Untertanengeist. Sie blicken auf eine schwache Tradition der Auflehnung gegen die Staatsmacht zurück, die in der Moderne vor allem die so genannten Dekabristen verkörperten: junge, gut gebildete Offiziere und Offiziersanwärter, die 1825 gegen Zar Nikolaus I. rebellierten und sich nach ihrem erfolglosen Aufstand größtenteils mit dem despotischen System arrangierten.
 
          Es sind die Quasi-Bürgerlichen, die der russländische Staat nach der Mobilmachung im September 2022 nicht daran hinderte, das Land zu verlassen. Unter den Ausgereisten befanden sich rund 8 500 Russländer, deren Vermögen mindestens eine Million US-Dollar betrug.
 
          Obwohl Putin seine Unterstützer unter den Quasi-Bürgerlichen niemals vergaß, gab er sich in der Öffentlichkeit immer vor allem als das Sprachrohr und der Förderer der breiten Bevölkerungsmehrheit in der Provinz aus. Deshalb verlor er niemals Wahlen und, bis zur Prigoschin-Meuterei, auch nur ansatzweise die Kontrolle über sein Land.
 
          Putins Regime basiert aber auch auf dem Arrangement mit der Systemelite, zu der Staatsbeamte, Geheimdienste, Oligarchen, Armee sowie Prominenz aus der Kultur- und Unterhaltungswelt zählen. Seine Herrschaft als „totalitär“ bzw. „neototalitär“ zu apostrophieren, ist deshalb falsch. Vielmehr respektiert diese Herrschaft den ungeschriebenen Gesellschaftsvertrag. Das Regime schränkt zwar die gesellschaftliche Freiheit ein, aber hat weder vor, sie abzuschaffen, noch schafft es sie ab. Seine Herrschaft bleibt autoritär, dazu noch nicht übermäßig repressiv. Putins Regime hätte nur dann nicht Dutzende, sondern Zigtausende Menschen verfolgt, wenn die gesellschaftlichen Träger der Freiheit – jene in Russland raren echten Bürgerlichen, die ihre Partizipationswünsche äußern – zahlreich und deshalb stark gewesen wären.
 
          Es kann trotzdem nicht verwundern, dass der Staat zu Beginn der „militärischen Spezialoperation“ mit der im März 2022 erlassenen, „vorbeugenden“ Gesetzgebung dafür sorgte, dass eigentlich alles, was den Behörden nicht gefallen sollte, strafrechtlich belangt werden konnte, etwa Falschinformation und Verunglimpfung der Armee oder das Tragen eines T-Shirts mit einem beim Regime verpönten Aufdruck. Das Verbot der Benutzung des Wortes „Krieg“ im Zusammenhang mit der „militärischen Spezialoperation“ diente der Aufrechterhaltung des Gesellschaftsvertrags, der durch diese nicht gestört werden sollte.
 
          Die verschärfte Strafgesetzgebung führt nicht zu mehr Repression, wenn sie in der Bevölkerung für geboten gehalten wird und keinen Widerstand hervorruft. In Russland kam hinzu, dass über die Bestrafung der politischen Renitenz nicht Strafverfolgungsorgane und Gerichte nach Gesetzen, sondern die Politik nach Bedarf entschied. Es kam also darauf an, ob die politische Führung die Gerichte als Repressionsorgane einsetzte, und wenn ja, in welcher Intensität. Da sich die Regierenden mit einem nur mäßigen Widerstand konfrontiert sahen, fiel die strafrechtliche Repression letztlich nicht massiv aus.
 
          Die Auflehnung gegen den Krieg im Jahre 2022 hatte wahrscheinlich noch geringere Ausmaße als die Bolotnaja-Proteste 2011/12. Jedenfalls zählte das unabhängige Bürgerrechtsportal OWD-Info („Abteilung für innere Angelegenheiten-Info“), das die Repressionsfälle in Russland statistisch erfasst (darunter auch die staatliche Verfolgung von Ausländern und russländischen Staatsbürgern, die das Land verlassen hatten), im Jahr 2022 im Zusammenhang mit der „militärischen Spezialoperation“ knapp 20 000 vorläufige Festnahmen, knapp 400 eingeleitete Strafverfahren und nur 50 Verurteilte, von denen allerdings einige hohe Freiheitsstrafen (bis zu 15 Jahren) erhielten, was auf den intendierten Abschreckungseffekt schließen lässt.
 
          Nicht zu entnehmen ist den OWD-Zahlen der Anteil der Verfolgten, die für die Wiederherstellung der territorialen Integrität der Ukraine eintraten und nicht bloß gegen den Krieg als solchen. Die vorhandenen Daten lassen lediglich darauf schließen, dass der politische Widerspruch nach dem 24. Februar bescheiden ausgefallen ist. Zum Vergleich: In Belarus mit seinen knapp zehn Millionen Einwohnern wurden allein 2021 binnen einiger Monate Zigtausende Menschen verhaftet und gefoltert, Tausende zu hohen Freiheitsstrafen verurteilt. Die Notwendigkeit, dauerhaft gegen einen derart starken Widerstand wie in Belarus vorzugehen, würde jeder Regierung schlaflose Nächte bereiten.
 
          Man kann vielleicht die Behauptung wagen, dass das Ausmaß des Widerstandes gegen den Krieg den Kreml ähnlich stark alarmiert haben mag, wie die so genannten Reichsbürger die deutsche Bundesregierung beunruhigen. Selbstverständlich darf dieser Vergleich nicht als Gleichsetzung von Heinrich XIII. Prinz Reuss mit einer russländischen Lehrerin verstanden werden, die den Kindern die Wahrheit über den Krieg erzählt hatte und dafür eine mehrjährige Freiheitsstrafe verbüßt. Im demokratischen Deutschland, in dem nicht Politiker, sondern Gerichte über die Bestrafung von Rechtsbrüchigen entscheiden, weist der vermeintliche Putschversuch der „Monarchisten“ nicht ein Quäntchen der Tragik auf, die der heroische Widerstand der wenigen tatsächlich bürgerlichen Russländer unter dem despotischen Staat in sich birgt.
 
          Während der politische Widerspruch im Land schwach blieb, stieg die Zahl der aus Russland fliehenden Menschen. Zwar hatte der Kreml die Reisefreiheit nicht ausgesetzt, aber durch die westlichen Sanktionen war sie eingeschränkt. Die Russländer brachen daher vor allem dorthin auf, wo sie keinen Pass bzw. kein Einreisevisum brauchten: nach Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, in die Türkei. Seit der Bekanntgabe der Mobilmachung reisten geschätzt 500 000 bis 700 000 meist junge Männer aus (die Zahl der 2023 vermehrt beobachteten Rückkehrer ist unbekannt). Auf ihre Ausreise reagierte der Propaganda-Apparat mit Beschimpfungen der „Feiglinge und Verräter“ und Androhungen von Strafmaßnahmen. Doch man kann annehmen, dass der Grund für die Mehrzahl der Männer nicht in der Abkehr vom großrussischen Chauvinismus und imperialen Expansionismus lag, sondern vielmehr darin, der Gefahr, in den Krieg geschickt zu werden, zu entkommen.
 
          Dazu eine kurze Geschichte über einen klugen Belarussen: Als Putin im September 2022 die Mobilmachung ankündigte, bekam Sergej, der in Minsk eine Wohnung vermietet, aus Russland so viele Anfragen wie niemals zuvor. Er machte sich die Mieterwahl leicht, indem er den Wohnungssuchenden eine knappe Antwort auf eine einzige Frage abforderte: „Tschej Krim?“ („Wessen ist die Krim?“). Von den russländischen Bewerbern bekam er statt eines eindeutigen Bekenntnisses zum Völkerrecht – „Selbstverständlich gehört die Krim der Ukraine an“ – lange Ausführungen darüber zu hören, dass die Menschen im Frieden leben sollten und Kriege tunlichst zu vermeiden seien. Die Wohnung bekam ein Belarusse.
 
          Politisch bedeutsam wurde in Russland nicht das Lager der „Feiglinge und Verräter“, sondern jenes der „Patrioten“, das sich 2022 in atemberaubendem Tempo vor allem in den sozialen Medien offenbarte. Zu seinen Galionsfiguren gehörte Igor Girkin, der Mitte 2022 750 000 Follower bei Telegram hatte. Die von ihm so genannten „verärgerten Patrioten“ hielten das Imperium für die einzig mögliche politische Existenzform Russlands und zogen darüber hinaus über die Armeeführung und sogar über den Oberkommandierenden her. Dem Präsidenten warfen sie vor, sich mit unfähigen Militärs umgeben zu haben. Nicht nur in diesem Punkt ähnelten die „verärgerten Patrioten“ den Followern Jewgenij Prigoschins, der gleichfalls das Internet nutzte, um Anhänger zu gewinnen. Prigoschins „Patrioten“ schienen jedoch moderater als die „Verärgerten“ von Girkin, hatte der Chef der Wagner-Truppe doch die Möglichkeit angedeutet, den Krieg zu beenden, ohne die Ukraine ganz zu unterwerfen.
 
          Aber auch Girkin fiel nicht ausschließlich durch Radikalität auf. Er äußerte sich beispielsweise ausdrücklich gegen die aus dem Kreml und dessen Propaganda-Fabrik kommenden Drohungen, in der „so genannten Ukraine“ Atomwaffen einzusetzen. Denn es sei ein Verbrechen, so Girkin, das eigene Volk, „so verdummt dieses auch sein mag“, mit Atomwaffen zu vernichten. Diese Kritik an der Eskalation des Konflikts sprach gegen die oft geäußerte Vermutung, dass Girkin im Auftrag des Kremls die Unzufriedenheit mit dem Verlauf der „militärischen Spezialoperation“ durch seine öffentlichen Auftritte kanalisieren sollte. In der Tat durfte der ehemalige Chef der „Donezker Armee“ das sagen, was er tatsächlich meinte, solange dem Präsidenten daran gelegen war, dass der Druck auf die Generäle, den er selbst nicht laut ausüben konnte, in der Öffentlichkeit zu hören war.
 
          Die Meuterei der Wagner-Truppe im Juni 2023 hat Putin jedoch so sehr geschwächt, dass er nicht mehr interessiert war an der Kritik und den Beschimpfungen gegen die hohen Militärs, auf deren Loyalität er angewiesen war. Am Ende des gleichen Monats traf er mit dem Mann zusammen, dem er noch knapp eine Woche zuvor öffentlich vorgeworfen hatte, Verrat begangen zu haben, und für „Intrigen, Zank, politische Machenschaften hinter dem Rücken der Armee und dem Rücken des Volkes“ verantwortlich gewesen zu sein: Jewgenij Prigoschin. Knapp zwei Monate später war dieser tot und die Wagner-Truppe unter Kontrolle des Kremls. Seinen Autoritätsverlust wollte der Präsident mit der Repression anderer vehementer Kritiker seines Verteidigungsministers und seines Generalstabschefs kompensieren. Die Wahl fiel auf Igor Girkin, der unter dem Vorwand, im Internet zu „extremistischen Handlungen“ aufgerufen zu haben, im Juli 2023 festgenommen wurde.
 
          Es ist bemerkenswert, dass die „Patrioten“ den in einem Straflager eingesperrten Oppositionellen Aleksej Nawalnyj – obschon sie dessen in Russland bekannte Einschätzung der Putin’schen Partei Jedinaja Rossija als „Partei der Gauner und Diebe“ teilten – für eine größere Gefahr hielten als die unfähigen Generäle. So sah Girkin in Nawalnyj einen typischen, vom Westen finanzierten „Liberalen“, der nichts anzubieten habe, außer der Neuauflage der Ideen, die das Imperium in den 1990er-Jahren in die Smuta geführt hätten.
 
          Vor Februar 2022 war Nawalnyj der Einzige, dem es in Russland ernsthaft gelungen war, das Putin-Regime innenpolitisch herauszufordern, weshalb der Präsident eisern darauf bedacht war, den Namen des im Westen prominentesten russländischen Oppositionellen niemals öffentlich zu erwähnen. Der politische Werdegang Nawalnyjs begann in der einzigen liberalen russländischen Partei, die immer noch existiert – der Jabloko. Den Höhepunkt ihrer Popularität erreichte sie 1993, als sie mit knapp acht Prozent der Wählerstimmen in die Staatsduma einzog. 2007 wurde Nawalnyj aus der Jabloko ausgeschlossen aufgrund seiner die kaukasischen Völker verunglimpfenden (die Georgier nannte er beispielsweise „Nagetiere“) und homophoben Äußerungen, mit denen er in der Bevölkerung punkten wollte. Überhaupt fiel der begabte Politiker dadurch auf, dass er nach populären Themen suchte, die vom Kreml nicht bedient wurden.
 
          Auf eigene Faust schlachtete Nawalnyj als Blogger das Thema Korruption aus, womit er in Russland einen nicht unbeträchtlichen Bekanntheitsgrad erreichte. Nachdem er im Kampf um das Bürgermeisteramt in Moskau 2013 zu einem ernst zu nehmenden Herausforderer eines Kreml-Kandidaten avanciert war und später über die protzigen Immobilien des Möchtegern-Putins und früheren Präsidenten von Putins Gnaden berichtet hatte, wurde der Befehl erteilt, Nawalnyj umzubringen. Bei der Auftragsausführung im August 2020 schlampte der Geheimdienst. Dank privater Hilfe aus dem Westen kam der mit dem Nerventoxin Nowitschok vergiftete Nawalnyj in die Charité nach Berlin, in der er behandelt und von der um seine Gesundheit besorgten Bundeskanzlerin Angela Merkel besucht wurde. Nach seiner Genesung veröffentlichte er im Internet eine grandiose Dokumentation über Putins pompöse Palastanlage in der Nähe von Sotschi (deren Wert auf eine Milliarde US-Dollar geschätzt wird), ehe er nach Moskau zurückkehrte, wo er gleich auf dem Flughafen verhaftet wurde. Fingierte Gerichtsprozesse brachten ihm die Verurteilungen zu neun und 19 Jahren Strafkolonie ein.
 
          Aus dem Straflager heraus forderte Nawalnyj im Jahr 2022 den Westen dazu auf, Sanktionen gegen die 200 wichtigsten russländischen Oligarchen zu verhängen und alles zu tun, damit in Russland eine parlamentarische Republik errichtet werden könne. Im Februar 2023 sprach er sich unmissverständlich für die Rückkehr seines Landes zu den international anerkannten Grenzen aus. Sollte er das Straflager überleben, könnte er in Russland politisch noch eine Rolle spielen.
 
          Die russländische Staatsduma kennt keine politischen Parteien, die echte Oppositionsarbeit betreiben. Sie treten vielmehr auf der Marionettenbühne der – von Andrew Wilson zutreffend so genannten – „virtuellen Politik“ („virtual politics“) auf, hinter der die Mächtigen der informellen Netzwerke die Strippen ziehen. Daher waren es Blogger und wenige andere unabhängige Medien, die vorwiegend in den Hauptstädten Russlands Kritik am Putin’schen Regime übten, das wiederum die Kritiker als „Ventile“ duldete, durch die der oppositionelle Unmut der wenigen Bürgerlichen kontrolliert abgelassen werden konnte. Diese kleine Nische der Meinungsfreiheit wurde von den Sicherheitsbehörden selbstverständlich überwacht.
 
          In Russland geben also nicht Politiker, sondern vor allem kritische Medienleute und Intellektuelle der Opposition das Gesicht. Zu ihnen gehört zweifelsohne Ksenja Sobtschak, die Tochter des bereits erwähnten ehemaligen Stadtvaters von Sankt Petersburg (ihren historischen Namen erhielt die Stadt in dessen Amtszeit zurück). 2018 forderte sie Putin sogar im Wahlkampf heraus, was Anlass zu Spekulationen gab, dass sie möglicherweise auch eine Marionette der „virtual politics“ sei. Ksenja Sobtschak kritisierte die Politik des Staatspräsidenten zwar oft, aber immer irgendwie unpräzise. Auf die Frage etwa, ob die Krim ihrem rechtmäßigen Besitzer zurückgegeben werden sollte, antwortete sie ausweichend, dass der Verlust der Halbinsel zu einem Bürgerkrieg in Russland führen würde. Sie sprach sich allerdings eindeutig gegen die Invasion vom 24. Februar 2022 aus.
 
          Im Oktober 2022 machte Sobtschak aufgrund eines im gleichen Monat auf YouTube veröffentlichten Videos von sich reden. Es zeigt sie bei einer Unterhaltung mit einem Bar-Besitzer in der georgischen Hauptstadt Tbilisi, der sie vergeblich darüber aufzuklären versucht, dass die Russländer vor der Entscheidung stünden, ob sie „gegen […] Krieg [als solchen] oder für die Ukraine“ seien. Diejenigen Russländer, die nicht bekennen wollten, dass sie der Ukraine den Sieg wünschten, und nicht wissen wollten, dass 20 Prozent des georgischen Territoriums von Russland besetzt seien, wären in seiner Bar nicht willkommen. Ksenja Sobtschak gab dem Bar-Besitzer darauf zur Antwort, dass in Deutschland eine solche Haltung der Gastronomen „zum Beispiel Juden gegenüber“ als diskriminierend betrachtet würde.
 
          Kurz nach diesem Gespräch floh Sobtschak aus Russland, nach Litauen, wohin sie als Besitzerin des israelischen Reisepasses reisen durfte. Allerdings dauerte ihre Emigration nicht lange. Nach einer Woche soll sie über einen lettisch-russländischen Grenzübergang zu Fuß nach Russland zurückgekehrt sein.
 
          Ksenja Sobtschak verkörpert die typischen Eigenschaften der quasi-oppositionellen Prominenten in Russland. Sie teilen mit den Leuten des Regimes – oft unbewusst – das imperiale Gehabe und die Geringschätzung der Opfer ihres Staates. So gut wie niemals sprechen sie sich unmissverständlich für die Rückgabe der Krim und des Donbas an die Ukraine aus. Oft kommen sie aus regimenahen Familien und genießen deshalb in dem durch Nepotismus zersetzten Staat einen hohen materiellen Status. Sie profitieren darüber hinaus davon, dass das Regime ihnen Freiheitsräume gewährt, wenn es darum geht, Geld zu verdienen. Alles in allem haben sie sich mit den politischen Zuständen in ihrem Land arrangiert.
 
          Der Schriftsteller Wladimir Sorokin, der in Russland zu den wenigen Zelebritäten der Kulturelite gehört, die tatsächlich stets entschiedene Gegner von Putin und seiner Politik gewesen sind, brachte nicht zuletzt den Opportunismus der Intellektuellen in Russland auf den Punkt, als er 2023 erklärte: „Die gesamte russländische Intelligenzija trägt die Schuld an dem, was in den neunziger Jahren geschah. Wir waren nicht konsequent genug, als es darum ging, das sowjetische Monster zu begraben.“
 
          In der breiten Masse der russländischen Bevölkerung genießen die regimekritischen Prominenten keine Glaubwürdigkeit. Als Vertreter des westlichen Lebensstils werden sie aber nicht selten bewundert, da dessen materielle Aspekte für sehr viele Russländer eine hohe Attraktivität besitzen.
 
          Dabei ist der Unterschied zwischen dem Lebensstil und der Kulturwelt zu beachten, in die er eingebettet ist. Die Kulturwelt verändert sich nur langsam, sie ist von Natur aus träge. Der Lebensstil ist hingegen seinem Wesen nach „fortschrittlich“, und er schreitet gerade im Westen infolge kommerzieller Triebkräfte und des technologischen Fortschritts in atemberaubendem Tempo voran. Da Freiheit den zentralen Wert der westlichen Kulturwelt darstellt, duldet diese die rapiden Veränderungen des Lebensstils, selbst wenn diese sie strapazieren. Der Zusammenprall des „fortschrittlichen“ Lebensstils mit der trägen Kulturwelt verleiht den westlichen Gesellschaften die Entwicklungsimpulse, die sie dynamisch und offen machen für die Gestaltung der Zukunft.
 
          Der Narzissmus – als die vielleicht hervorstechendste Eigenschaft des westlichen Lebensstils im 21. Jahrhundert – äußert sich in der Fokussierung auf Äußeres wie ebenso auf Empfindsamkeiten des Individuums, das vor jeder Diskriminierung geschützt sein will. Die Betonung des Äußeren stellt den entscheidenden Aspekt für die Attraktivität dieses Lebensstils in Russland dar. Das Regime will die Nachahmung der westlichen Glitzerwelt als Beweis für die Modernität der russkij mir verstanden wissen. Der „Import“ dieses Lebensstils, das heißt, westliche Mode zu tragen, deutsche und japanische Autos zu fahren, I-Phones zu besitzen und die Freizeit in den von der westlichen Mittelschicht frequentierten Urlaubsresorts zu verbringen bzw. davon zu träumen, hält die „Quasi-Bürgerlichen“ in politischer Passivität, die breite Bevölkerung spornt es zur Leistung an.
 
          Das zweite Element des westlichen Narzissmus von heute, der Widerspruch gegen jegliche, auch vermeintliche Form von Diskriminierung, wird hingegen in Russland als ein Indiz für den Untergang des Westens gesehen. Der Direktor der Petersburger Ermitage, Michail Pjotrowski, konstatierte in einem langen Interview für die Rossijskaja Gazeta vom 22. Juli 2022 mit Bezug auf unübersehbare Merkwürdigkeiten der im Westen populär gewordenen „Stornierungskultur“, die große Persönlichkeiten der Vergangenheit verdammt: „Ich habe das Gefühl, dass sich im Westen die Sowjetunion mit ihrer ideologischen Diktatur ausgebreitet hat.“
 
          Über die Kritik, die der Sankt Petersburger Professor am Westen übte, könnte man nachdenken, wenn seine und seinesgleichen Meinungen nur ernst zu nehmen wären. Sie sind es aber nicht, weil sie nicht dem Wunsch entspringen, die westliche Welt zu verstehen. Vielmehr folgen sie den propagandistischen Vorgaben des Kremls.
 
          Am meisten aber spricht eine andere Tatsache dafür, dass Professor Pjotrowski und seinesgleichen nicht der Erkenntnis, sondern dem Propaganda-Apparat seines Präsidenten verpflichtet sind: Sie dürfen in den kleptokratischen Gewässern der russländischen Eliten nach wertvollen Vermögenswerten fischen. Die regimetreue Oberschicht hat nämlich in Russland die Lizenz zum Rechtsbruch, vor allem zum Stehlen.
 
         
         
          Der Diebstahl und die Verantwortungslosigkeit
 
          Der Direktor des wohl berühmtesten russländischen Museums mag sich oft über die seit den 1990er-Jahren immer wieder erhobenen Vorwürfe geärgert haben, dass Beschaffungsverfahren der Ermitage und Verkäufe von Artefakten zu seiner persönlichen Bereicherung missbraucht wurden.
 
          Der vielleicht bekannteste Fernsehpropagandist Russlands, Wladimir Solowjow, beschwerte sich in seiner Sendung, dass der italienische Staat im Zuge der gegen Russland verhängten Sanktionen seine am Comer See gelegene Villa beschlagnahmt hatte, die er sich „im Gegensatz zu den Oligarchen“ mit ehrlich verdientem Geld gekauft habe.
 
          Der Pressesprecher des Kremls, Dmitrij Peskow, trug bei seiner Hochzeit eine Uhr im Wert von 600 000 US-Dollar, was insofern erstaunt, als das offizielle Jahresgehalt seines Chefs mit rund 100 000 US-Dollar angegeben wird. Als Peskows Sohn von einem Witzbold, der sich als Mitarbeiter eines militärischen Nachschubkommandos ausgab, telefonisch zur Musterung vorgeladen wurde, antwortete er: „Wenn Sie wissen, dass ich Peskow heiße, dann sollten Sie sich darüber im Klaren sein, inwieweit es nicht angemessen ist, dass ich dort erscheine“, und er drohte, „auf einer anderen Ebene damit um[zu]gehen“.
 
          Was den Lebensstil des „tschetschenischen Führers“ Ramsan Kadyrow angeht, so spricht ein von ihm veröffentlichtes Foto Bände, das einen in seinem Büro hängenden Boxsack aus einer exklusiven Kollektion von Louis Vuitton zeigt, Wert: 175 000 US-Dollar. Das Privatvermögen Kadyrows wird auf rund 200 Millionen US-Dollar geschätzt.
 
          Dank Aleksej Nawalnyjs Drohnenkamera konnte die ganze Welt die Immobilien des im Internet spukenden einstigen Präsidenten-Ersatzes bewundern. Deren Zahl ist so groß, dass Medwedew sie kaum selbst alle besuchen kann.
 
          Allein schon diese wenigen Beispiele aus einer – buchstäblich – unendlich langen Namensliste zeigen, dass Diebstahl der Kitt des russländischen Regimes ist. Dieses Regime basiert nicht auf bloß „korrupten“, sondern auf kriminellen Beziehungsgeflechten. Es sind die unzähligen Strafdelikte der Elite, die es zusammenhalten. Die Angehörigen des Regimes fürchten, in Handschellen abgeführt zu werden, wenn Putin fällt. Bis das nicht geschieht, kann er sie aber erpressen.
 
          Das tat der Präsident, als er Ende Juni 2023 nach der Meuterei der Wagner-Truppe während eines Treffens mit Armeeoffizieren seinen früheren Vertrauten Jewgenij Prigoschin desavouierte: Der formelle „Eigentümer [der Gruppe Wagner]“, – so Putin – „die [Jewgenij Prigoschin gehörende] Firma ‚Concord‘, [kassierte] ungeachtet der Tatsache, dass der Unterhalt von Wagner durch den Staat geschultert wurde, ein Jahr lang […] für die Versorgung der Armee mit Lebensmitteln und für Lieferungen von Catering-Dienstleistungen Einnahmen von über […] 80 Milliarden Rubel. Der Unterhalt [der Wagner-Truppe] wurde [also] vollständig vom Staat übernommen, und ein Teil dieser gesamten Truppe, dieses Unternehmen ‚Concord‘, verdiente gleichzeitig 80 Milliarden Rubel. Ich hoffe jedoch, dass im Zuge dieser wirtschaftlichen Aktivitäten niemand etwas gestohlen oder, sagen wir mal, weniger gestohlen hat, aber natürlich werden wir uns damit befassen.“
 
          Mit dieser Ansprache legte Putin das kriminelle Funktionsmuster seines Regimes erstaunlich offen dar: Der Präsident beauftragt seinen Protegé mit einer illegalen Aufgabe, in diesem Fall mit der Bildung einer Söldner-Truppe, die im Ausland eingesetzt wird. Der Staat stellt die dazu notwendigen Ressourcen zur Verfügung. Die Firma des Protegés erhält zugleich einträgliche Staatsaufträge, mit denen die Loyalität ihres Besitzers dem Präsidenten gegenüber gesichert werden soll. Ist aber die Loyalität dahin, kann das Staatsoberhaupt dem ehemaligen Protegé drohen, ihn für seine krummen Geschäfte zu bestrafen.
 
          Gerade in schwierigen Zeiten vermied es der Staatspräsident jedoch, prominente Angehörige der Oberschicht für ihr Versagen zu bestrafen oder als Sündenböcke zu brandmarken. Das hätte nämlich seinen Deal mit der Elite erschüttert, der darin besteht, dass Politik illegale Bereicherung begünstigt, wofür im Gegenzug mit Loyalität bezahlt wird. Wo aber persönliche Loyalität wichtiger als Kompetenz ist, wird Verantwortungslosigkeit zum Prinzip des Regimes.
 
          Im Krieg um die Ukraine wurden hohe Militärs, die versagt haben, besonders geschützt. Das mehrfache Einsetzen eines neuen Leiters der Militäroperation ging weder mit Schuldzuweisungen einher, noch bedingte es den Absturz des jeweiligen Vorgängers. Das galt sogar für General Sergej Surowikin, der offenbar in die Prigoschin-Meuterei verwickelt war, aber aufgrund militärischer Erfolge in Russland große Popularität errang.
 
          Nur dort, wo das wirklich große Geld floss, schien die Verantwortungslosigkeit kein Systemprinzip zu sein. Das kann nicht verwundern, weil das Addieren von Kriminalität und großem Geld die Summe Mafia ergibt. Dazu einige Beispiele aus dem Jahr 2022: Am 25. Dezember stürzte Pawel Antow aus dem Fenster eines Hotels in Indien, sein Vermögen wurde auf 150 Millionen US-Dollar geschätzt; im Juli entdeckte die Frau von Jurij Woronow, der das mit Gazprom zusammenarbeitende Unternehmen Astra-Shipping leitete, den Leichnam ihres Mannes in einem Swimmingpool – mit einer Kugel im Kopf; am 27. April wurde der Oligarch Sergej Protosenja, einst stellvertretender Leiter des Gasunternehmens Nowate, erhängt in Spanien aufgefunden, seine Frau und seine Tochter waren ebenfalls tot; einen Tag zuvor hatte man den Multimillionär Wladislaw Awajew, ehemals stellvertretender Leiter der Gazprom-Bank, samt Tochter und Ehefrau in seiner Moskauer Wohnung tot vorgefunden; am 24. März entdeckte man die Leichen des Milliardärs Wasilij Mielnikow, ehemals Leiter des Medizinkonzerns MedStom, seiner Frau und der zwei kleinen Söhne in ihrer Wohnung in Nischnyj Nowgorod. Im Juli 2023 kursierte die Zahl von 40 schwerreichen Russländern, die seit Februar 2022 auf mysteriöse Art und Weise ums Leben gekommen waren.
 
          Das Vermögen der Oligarchen, jener Reichen also, deren Besitz ab 100 Millionen US-Dollar aufwärts geschätzt wird, soll laut dem Bloomberg Billionaires Index im Zuge der Sanktionen im Jahre 2022 um gut 70 Milliarden US-Dollar geschrumpft sein. Trotzdem schwiegen die meisten Tycoons zum Krieg, weil sie bereits zu Beginn der Ära Putin diszipliniert worden waren. An Michail Chodorkowskij, in seiner Jugend kommunistischer Funktionär, der dank seiner Netzwerke im Umkreis Jelzins zum reichsten Mann Russlands aufsteigen konnte, war seinerzeit ein Exempel statuiert worden. Er verbrachte mehrere Jahre in einem Arbeitslager, sein Firmenbesitz wurde verstaatlicht. Etwa zeitgleich wurde der Medienmogul Wladimir Gussinskij erpresst und aus dem Land gedrängt. Sein Fernsehsender hatte sich schon am Ende der Ära Jelzin politisch „falsch“ positioniert und scheute sich auch nicht vor Kritik am neuen Präsidenten. Der Oligarch Boris Berezowskij, der als Komplize von Jelzins Tochter Tatjana Anteil am politischen Aufstieg Putins hatte, aber sich alsbald mit dem Präsidenten überwarf, starb eines rätselhaften Todes im Londoner Exil.
 
          Wer es mit krummen Geschäften nicht nur in kurzer Zeit zu märchenhaftem Reichtum gebracht hatte, sondern sein so angehäuftes Vermögen auch bewahren wollte, dem war angeraten, auch und gerade nach dem 24. Februar Loyalität an den Tag zu legen. So wandten sich selbst die Oligarchen, die im Ausland lebten, nur selten vom Regime ab. Ihre russländische Staatsbürgerschaft gaben sie in der Regel erst auf, wenn ihnen infolge der westlichen Sanktionen wesentlich höhere Verluste drohten als durch die beständige Loyalität zu Putin. Für den Oligarchen Roman Abramowitsch ist das Leben hart geworden, weil er mit Sanktionen belegt wurde, obwohl er, der neben der russländischen die israelische und portugiesische Staatsbürgerschaft besitzt, sich sogar als Vermittler zwischen Russland und der Ukraine versuchte.
 
          Was die russländische Wirtschaft insgesamt angeht, so trafen sie die Sanktionen wesentlich später, als man es im Frühling 2022 im Westen erhofft hatte. Das zeigte sich etwa in der Luftfahrt. Kurz nach dem 24. Februar sperrte der Westen seinen Luftraum für russländische Flugzeuge, und Konzerne wie Airbus und Boeing stellten ihre Lieferungen von Ersatzteilen nach Russland ein. Der Kreml reagierte, indem er den russländischen Fluggesellschaften im April 2022 erlaubte, Hunderte Flugzeuge westlicher Leasing-Unternehmen zu stehlen. Diese Flugzeuge bedienten anschließend den russländischen Flugraum. Die geringe Nachfrage nach internationalen Flügen ermöglichte eine Ausschlachtung jener gestohlenen Maschinen, die am Boden bleiben mussten.
 
          Die gesamte Wirtschaft schrumpfte in den letzten beiden Quartalen des Jahres 2022 um mäßige drei oder vier Prozent. Bereits die Entwicklung der russländischen Ökonomie nach 2014 hatte gezeigt, dass sie unter dem Druck der Sanktionen vorsichtig abrückte vom Modell des Rentierstaates, der einen Großteil seiner Einnahmen nicht aus der Produktionswirtschaft, sondern aus so genannten Renten generiert, etwa aus dem Verkauf von knappen oder begehrten Rohstoffen. In Russland wurden damals beispielsweise verstärkt Lebensmittel produziert, was den sanktionsbedingten Ausfall der Importe auszugleichen half. In den Jahren 2022/23 waren die Sanktionen allerdings viel umfangreicher und einschneidender als in den Jahren 2014 und 2015, sodass weder die Ausschlachtung der aus dem Westen importierten Industrieprodukte noch eine dezente Korrektur des Wirtschaftsmodells langfristig Abhilfe schaffen konnten.
 
          Allerdings zeitigten die Defizite der wirtschaftlichen Entwicklung dank Russlands Sozialstruktur keine politischen Folgen. Die Geringverdiener in der Provinz sind Armut gewöhnt. Die Quasi-Bürgerlichen wiederum konnten die höheren Preise für hochwertige Produkte verkraften, die trotz der Sanktionen über Drittländer nach Russland gelangten.
 
         
         
          Die russkij mir und die Smuta
 
          Selbstverständlich wird die russländische Gesellschaft wie jede andere nicht in erster Linie von ihrer Wirtschaft, sondern durch ihre Kultur zusammengehalten. Deshalb gibt es keinen Automatismus des Übergangs von der schlechten Wirtschaftslage zur Smuta. Bis sich etwas ereignet, das den „grauen Star“ der Russländer entfernt, steht ihre Masse zum Imperium, zum Krieg und zu Putin – so wie die Eliten zum Präsidenten stehen, dem sie ihr Vermögen und ihre Verantwortungslosigkeit verdanken. Sein Nachfolger ist nicht in Sicht.
 
          Der Präsident bleibt also an der Macht, obwohl er mit der Verengung des außenpolitischen Blicks den Niedergang des Imperiums beschleunigt hat und mit der Einengung seines innenpolitischen Handlungsradius auf den Machterhalt den Widersinn der angeschlagenen Autokratie vor Augen führt. Die Anfang Dezember 2022 aufgetauchten Gerüchte, dass frühere Mitarbeiter des russländischen Ölriesen Rosneft in Venezuela und Argentinien die Bedingungen auskundschaften würden, unter denen eine Evakuierung der Mächtigen im Kreml erfolgen könnte, sind ernst zu nehmen. Putin weiß, dass er ansonsten seinen Amtssitz entweder tot oder in Handschellen verlassen wird. Spätestens dann, wenn er abtritt, wird Russland an die zu Beginn des Jahrtausends scheinbar beendete Smuta anknüpfen. Anfang Oktober 2022 zeichnete Girkin deren düsteres Bild: „Der Zerfall und die Teilung des Staates werden zu einer Reihe von Bürgerkriegen führen auf dem Territorium, das gegenwärtig als Russländische Föderation bekannt ist.“
 
          Obwohl in Jakutien, auf den Territorien der mittleren Wolga, in Baschkortostan sowie im Nordkaukasus mit gutem Grund ein nennenswertes Separatismuspotenzial vermutet wird, stellt Russland jedoch in ethnischer Hinsicht ein relativ homogenes Land dar, was gegen das von der Ikone der „verärgerten Patrioten“ gezeichnete Szenario spricht. Weder er noch jemand sonst kann wissen, wann die Smuta kommt, welche Formen sie annehmen, wie lange sie dauern und wie sie enden wird.
 
          Nur vier Dinge stehen fest. Erstens: Die Smuta kommt. Zweitens: Sie wird die russländische Kulturwelt erschüttern und die Russländer vor die Frage stellen, ob die Existenz des Imperiums mit despotischen Zügen eine Berechtigung hat. Drittens: Die Wahrscheinlichkeit, dass die Erschütterung der russkij mir das Land auf den Pfad der Demokratisierung bringen wird, tendiert gegen null. Viertens: Sollte während der Smuta eine Wahl stattfinden, die nicht dreist gefälscht wird, wird im Westen Jubel über „Demokratie in Russland“ ausbrechen.
 
          Um den beschwerlichen Weg in die westliche Kulturwelt, auf dem sich die Ukraine bereits seit drei Jahrzehnten – nicht immer erfolgreich – fortbewegt, betreten zu können, müsste Russland zuerst den Verlust des Imperiums verkraften und eine nationale Identität ausbilden. Und es bräuchte Generationen, damit seine Geschichte tatsächlich diesen Weg einschlagen könnte.
 
         
      
       
        7 Die Angst, sich selbst im Spiegel zu betrachten
 
         
          [image: Die Fotografie zeigt ein Plakat. Dieses wird in der folgenden Bildunterschrift erläutert.] Abbildung:  Dieses Plakat, aufgenommen am 19. Dezember 2013 während der Proteste auf dem Euromajdan, zeigt zwei berühmte Motive des russländischen Malers Ilja Repin (1844–1930), links Die Wolgatreidler (1873), rechts Die Saporischschja Kosaken schreiben dem türkischen Sultan einen Brief (1880–1891). Über den Abbildungen ist die Aufforderung zu lesen: „Wähle!“. Die freien Kosaken, die sich über den osmanischen Herrscher lustig machen, stehen für die freien Ukrainer, während die Treidler die versklavten Russländer symbolisieren. 
Aufschlussreich ist die Tatsache, dass es weder die Absicht Repins war, seinem Gemälde mit den Treidlern eine sozialkritische Dimension zu verleihen, noch die meisten seiner Zeitgenossen darin einen solchen Hintergrund sahen. Dazu der Schriftsteller Fjodor Dostojewskij: „Sobald ich in Zeitungen über die Treidler von Herrn Repin las, ergriff mich die Furcht. Schon das Thema an sich ist schrecklich: In unserem Land nimmt man irgendwie an, dass die Treidler bestens dazu taugen, den verbreiteten Gedanken zum Ausdruck zu bringen, dass die Eliten dem Volk etwas schuldig sind. Mit Freude stellte ich jedoch fest, dass meine Ängste unbegründet waren: Es sind Treidler, echte Treidler, und nichts mehr. … Wunderbare, bekannte Gestalten: Die beiden Treidler zuvorderst lächeln fast, jedenfalls weinen sie nicht, und ganz sicher denken sie nicht über ihre soziale Lage nach.“ 
         
        „America has few economic interests in Ukraine“ („Amerika hat nur wenige Wirtschaftsinteressen in der Ukraine“), bekannte Barack Obama freimütig in seiner Rede vor der UNO-Generalversammlung Ende September 2015. Die USA überließen folgerichtig die Aufgabe, den von Russland 2014 begonnenen Krieg zu beenden, den Europäern, konkret den Führungsmächten der EU. So unwichtig kann dem Präsidenten Obama die Ukraine dennoch nicht gewesen sein, zumal sich seine Administration an den Reformen der ukrainischen Armee beteiligt hat, wenngleich in bescheidenem Maße. Während sich Washington in Bezug auf die geopolitische Relevanz der Ukraine offenbar unschlüssig war, haben Berlin und Paris als Friedensstifter versagt und so den Ausbruch des volldimensionalen Krieges am 24. Februar 2022 maßgeblich begünstigt.
 
        Hätte der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj im Frühjahr 2014 Kyjiw verlassen, hätte die ukrainische Armee nicht tapfer und klug gekämpft und hätte Polen dem sich verteidigenden Land nicht die strategische Tiefe gegeben, so wären beträchtliche Territorien der Ukraine, darunter auch die Hauptstadt, unter russländische Kontrolle geraten. Zwar ließen die „Kriegserklärungsrede“ Putins und die russländischen Verbrechen während der ersten Wochen der Invasion erwarten, dass der Kreml in den eroberten ukrainischen Gebieten ein Regime installieren würde, das die Vernichtung der ukrainischen Nation zum Ziel hatte. Doch vermutlich wäre die ukrainische Renitenz auch unter der Poltawa-Ordnung für den Kreml ein unlösbares Problem geblieben.
 
        Um die Rückkehr der Poltawa-Ordnung abzuwenden, hätten die Widerstandskraft der ukrainischen Armee und Selenskyjs sowie Polens Unterstützung allein nicht ausgereicht. Im Februar 2022 war daher die Reaktion der USA auf den russländischen Überfall entscheidend. Und Präsident Joe Biden machte deutlich, dass es Russland nicht gelingen werde, den Westen als geistlos und feige vorzuführen. Washington engagierte sich stark. Damit haben die USA ihren Anspruch behauptet, den Westen anführen zu wollen.
 
        Und wie ist es um die EU-Europäer bestellt?
 
        Sie definieren ihre Interessen als nationale Akteure und handeln deshalb kakofon. Einige europäische Nationen brauchten nach dem 24. Februar Monate, um zu begreifen, dass Russland eine expansive Macht bleibt und kein Freund der westlichen Welt werden will. Den Westeuropäern, die während der vergangenen Jahrhunderte gelernt haben, von ihrer günstigen geopolitischen Lage – damit ist vor allem die große geografische Entfernung von Russland gemeint – zu profitieren, fällt es schwer, die Realität zu akzeptieren, in der die Ukraine, die gegen den russländischen Aggressor kämpft und sich widersetzt, die Schutzmacht Europas darstellt. Die Westeuropäer haben sich im Lauf der Geschichte daran gewöhnt, den Widerstand gegen Russland als „antirussischen Reflex der Nationalisten“ zu interpretieren und den geopolitischen Eindämmungseffekt der osteuropäischen Renitenz geflissentlich zu übersehen. Ihre geopolitische – und zugleich auch strategische – Blindheit machte es ihnen in der Vergangenheit möglich, sich als Wohltäter der Osteuropäer zu gerieren, sooft diese von Sankt Petersburg und Moskau mit besonderer Härte drangsaliert wurden und als bemitleidenswerte Flüchtlinge in den Westen kamen.
 
        Eben diese strategische Blindheit hat schließlich bewirkt, dass die „alten“ Mitglieder der EU die geopolitische Revolution nicht richtig reflektiert haben, die sie selbst 1999 mit der Osterweiterung der NATO und 2004 mit der Osterweiterung der Europäischen Union mit vollzogen haben. Während die neuen EU-Mitglieder mit Fug und Recht jubelten, Mackinders Osteuropa zu entkommen, realisierte man in westeuropäischen Staaten nur selten, dass die EU mit dem Heranrücken an eben dieses Osteuropa – an die Ukraine und Belarus – die Verantwortung für den Frieden in Europa übernommen hat. Doch selbst nach dem tückischen russländischen Überfall auf die Ukraine 2014 hatte das die überwiegende Mehrheit der Westeuropäer nicht begriffen. Deshalb haben damals sowohl die EU als auch ihre Mitgliedstaaten weder die Ukraine militärisch unterstützt, noch sahen sie die Notwendigkeit, in die eigene Sicherheit zu investieren.
 
        Aber seit Februar 2022 zeigen die Westeuropäer großes Verständnis für den ukrainischen Abwehrkampf, obwohl sie ihn als „antirussischen Reflex der ukrainischen Nationalisten“ auslegen könnten und obwohl ukrainische Politiker gegenüber dem ihnen wohlgesonnenen Ausland beileibe nicht fehlerfrei agieren. Die neue, realistische Wahrnehmung Osteuropas im Westen der Weltinsel ändert jedoch nichts an der Tatsache, dass die EU nach wie vor einer europäischen Sicherheitspolitik entbehrt.
 
        Deshalb erstaunt es, dass der Hohe Vertreter der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Josep Borrell, im Juli 2023 den EU-Staaten einen tatsächlich europäischen Vorschlag unterbreitete, der sowohl strategischen als auch sicherheitspolitischen Charakter hat: Die EU sollte über ihre Unterstützung der Ukraine mit Waffen nicht mehr ad hoc entscheiden, sondern dafür einen Fonds von 20 Milliarden Euro zur Verfügung stellen, um so in den kommenden vier Jahren „eine nahtlose Fortsetzung der militärischen Unterstützung der Ukraine [zu] ermöglichen“. Wäre die von Borrell anvisierte Summe dreimal so hoch, dann wäre sie dem demografischen und wirtschaftlichen Potenzial der EU angemessen, und das würde die Union auf eine Ebene emporheben, auf der sie mit Washington und Peking, von Moskau ganz zu schweigen, auf Augenhöhe sprechen könnte. Obwohl knauserig, ist Borrells Vorschlag trotzdem wertvoll, weil er von der Sorge um die Sicherheit Europas zeugt, sollte der Krieg um die Ukraine noch lange dauern.
 
        Wie lange wird der Krieg dauern?
 
        Die Ukraine hoffte auf einen baldigen Sieg. Das ist verständlich, weil die Kämpfe auf ihrem Territorium geführt werden und deshalb an ihrer Substanz zerren. Sie hängt am Tropf des Westens und muss mit der Furcht leben, dass er das angegriffene Land im Stich lassen könnte. Als bessere Soldaten mit einer besseren Armee wissen die Ukrainer zudem sehr wohl, dass sie Russland entscheidende Schläge zufügen können, wenn sie nur vom Westen ausreichend mit modernen Waffen und Munition unterstützt werden.
 
        Der Kreml hingegen erkauft sich mit dem Leben der eigenen Soldaten die Verlängerung des Krieges, in der Hoffnung, dass ihm das demografische Potenzial Russlands Vorteile an den Kriegsfronten bringen wird, im Westen ein Stimmungswandel zuungunsten der Ukraine bewirkt und ein Keil zwischen das überfallene Land und seine Verbündeten getrieben wird.
 
        Sollte diese Hoffnung Russlands nicht in Erfüllung gehen und es der Ukraine gelingen, an der Front einen spektakulären Erfolg zu erzielen, der in Russland nicht propagandistisch heruntergespielt werden könnte – etwa das Durchschneiden des russländisch besetzten Landkorridors entlang des Asowschen oder des Schwarzen Meeres –, so würde die schwierige Augenoperation zur Beseitigung des grauen Stars der Russländer beginnen, mit der die Smuta eingeleitet würde. Eine langsame Heilung könnten auch die sterblichen Überreste der in der Ukraine gefallenen russländischen Soldaten bewirken, die – falls nicht hastig in der Nähe der Schlachtfelder „entsorgt“ – in ihre Heimatdörfer und -städte überstellt werden. Hatten doch schon die aus dem Hindukusch in die Sowjetunion überführten Zinksärge mit umgekommenen Rotarmisten wesentlich zur Beendigung des Afghanistan-Krieges 1989 beigetragen.
 
        So oder so hängt die Länge des Krieges davon ab, wann die Russländer dazu gebracht werden, seine Sinnlosigkeit zu erkennen. Ob sie dabei den von Karl Jaspers 1946 vorgenommenen Unterschied zwischen der „moralischen“ und der „metaphysischen Schuld“ zur Kenntnis nehmen werden, ist zweitrangig. Es würde ausreichen, wenn sich die Putin’schen Eliten, die „Quasi-Bürgerlichen“ und die einfachen Untertanen genau im Spiegel betrachteten. Würden sie es tun, dann müssten sie feststellen, dass sie – so, wie sie sind – den Krieg zwar verlängern, aber nicht gewinnen können.
 
        Anders als in vielen anderen Ländern, sind fast alle Massenmedien in Russland in die Arbeit der staatlichen Mythen-Fabrik eingespannt. Sie stellen insofern nicht den Spiegel dar, in dem sich das Volk betrachten kann. Für die in Russland vorherrschende verzerrte Wahrnehmung der Wirklichkeit fällt jedoch die Tatsache mehr ins Gewicht, dass die Russländer nach dem 24. Februar schlichtweg Angst haben, überhaupt in den Spiegel zu schauen. Sie wollen nicht wissen, dass ihr Staat die Ukraine überfallen hat, dass ihre Soldaten Verbrechen begehen, dass ihre Kulturwelt sie zu Gefangenen ihrer Vergangenheit der Knechtschaft und unfassbaren Gewaltexzesse macht, dass sie wirtschaftlich schwach sind, dass sie ihr im langen Niedergang begriffenes Imperium nicht werden halten können und dass die Ukrainer allen Grund haben, sie zu verachten. Die Russländer spüren, dass die Wahrheit ihre Identität und ihr Zusammengehörigkeitsgefühl zerstören könnte, die unter Putin nicht nur während des Krieges so gut wie ausschließlich auf Chauvinismus, Expansionismus und Untertanengeist basieren. Ihre Weigerung, sich im Spiegel zu betrachten, macht es ihrem Präsidenten leicht, Russland bis zum unerreichbaren Sieg im Krieg zu halten und so in die Smuta zu führen, in der sein Überleben an das seines Landes gekoppelt sein wird.
 
        Wahrscheinlich sehnen sich viele Russländer nach den guten alten Zeiten vor dem Februar 2022. Vor dieser „Zeitenwende“ bekannten sich die westeuropäischen Politiker in Sonntagsreden lautstark zum Selbstbestimmungsrecht der Völker, das sie selbstverständlich auf die unendlich lange Liste der „europäischen Werte“ gesetzt hatten. Zugleich sahen sie sich nicht veranlasst, aus den russländischen Kriegen in Tschetschenien, Georgien oder Syrien Konsequenzen zu ziehen. Sie zogen es vor, in Scharen nach Sotschi zur Eröffnung der Olympischen Spiele zu fahren, an den Feiern anlässlich der Jahrestage des sowjetischen Sieges im „Großen Vaterländischen Krieg“ teilzunehmen, Russland stillschweigend als den Hegemonen in Mackinders Osteuropa zu akzeptieren und – das Wichtigste – mit dem Kreml ertragreiche Geschäfte zu machen. Wie der Kreml wollten sie aus der Tatsache Profit schlagen, dass der Frieden in Europa auf einer morschen Worskla-Ordnung aufbaute, deren Fundament – die Unabhängigkeit von Belarus und der Ukraine – aus minderwertigem sowjetischem Beton gegossen war.
 
        Der volldimensionale Krieg schockierte und bewog den europäischen Westen zwar zur Solidarität mit der Ukraine, aber das brachte ihn dennoch nicht dazu, sich im Spiegel zu betrachten. Seit dem 24. Februar 2022 begnügen sich westeuropäische Politiker, Medien und Bürger damit, den Mut der Ukrainer zu würdigen. Am meisten aber würdigen sie sich selbst und ihre eigene Solidaritätsleistung. In diesem Sinne stellte die Präsidentin der Europäischen Kommission Mitte Januar 2023 auf dem Weltwirtschaftsform in Davos fest:
 
        „Im vergangenen Jahr hat die Ukraine die Welt bewegt und ganz Europa inspiriert. Und ich kann Ihnen versichern, dass Europa immer zu Ihnen [der Ukraine] stehen wird. Viele bezweifelten, dass diese Unterstützung andauern würde. Doch heute stellen die europäischen Länder der Ukraine immer mehr kritische Waffen zur Verfügung. Wir haben rund vier Millionen Ukrainerinnen und Ukrainer in unseren Städten, bei uns zu Hause und in unseren Schulen aufgenommen. Und wir haben so strenge Sanktionen wie nie zuvor verhängt. […] Und wir werden die Ukraine auch weiterhin standhaft unterstützen. Von der Wiederherstellung der Versorgung mit Strom, Heizung und Wasser bis hin zur Vorbereitung auf den langfristigen Wiederaufbau.“
 
        Die EU-Kommissionpräsidentin ließ den Spiegel links liegen, und deshalb übersah sie sowohl das verhängnisvolle Versagen der EU zwischen Februar 2014 und Februar 2022 als auch die geopolitische Blindheit der EU-Mitgliedstaaten wie ebenso die Tatsache, dass gemessen am demografischen und wirtschaftlichen Potenzial der Union deren militärische Unterstützung für die Ukraine – gelinde gesagt – bescheiden ausgefallen war. Im Vergleich zu den Hunderten Milliarden Euro, die die EU bereitgestellt hatte, um sich aus der, von ihren Mitgliedern selbstverschuldeten, Abhängigkeit von den Energieträgern aus Russland zu befreien und ökologisch Energie zu produzieren, war sie geradezu kümmerlich. Die schönen Worte der EU-Kommissionspräsidentin halfen dabei, über die Tatsache hinwegzusehen, dass die Union im Jahre 2022 Waffenlieferungen und Ausbildung von ukrainischen Soldaten mit lediglich 3,1 Milliarden Euro finanziert hatte. Einerseits hätten mit dieser Summe in Deutschland, Polen und anderen EU-Mitgliedstaaten rund 15 000 ukrainische Soldaten ausgebildet werden können. Andererseits entsprach diese Summe in etwa dem Preis, den die EU-Staaten dem Kreml für den Kauf von Öl und Gas an vier Durchschnittstagen des Jahres 2022 zahlten. Und noch eine Zahl: Für das Jahr 2023 veranschlagte Russland umgerechnet 100 Milliarden US-Dollar für Militärausgaben.
 
        Warum scheuen die EU-Europäer den Blick in den Spiegel? Haben sie vielleicht Angst, das von ihnen praktizierte sicherheitspolitische Parasitentum und ihre strategische Blindheit zu erkennen? Fürchtet Berlin vielleicht, dass die schonungslose Selbstbetrachtung die banale Lehre aus der deutschen Geschichte offenbaren könnte, dass Deutschland niemals über das notwendige Potenzial verfügt hat, um „Europa zu führen“? Und wie ist es mit jenen Europäern, die wiederum geführt werden wollen, weil sie es gewöhnt sind, Verantwortung vor sich herzuschieben? Wollen sie vielleicht nicht erkennen, dass es im Westen Europas kein einziges Land gibt, das stark genug wäre, als ihr Hegemon zu fungieren, es sei denn zusammen mit Russland und auf Kosten „der Osteuropäer“?
 
        Nach dem Frieden von Tilsit 1807 lag Europa Napoleon zu Füßen. Als Führungsmacht des Alten Kontinents verfügte Frankreich über eine starke, aus beinahe allen Völkern Europas zusammengesetzte Armee. Der Kaiserthron legitimierte die Herrschaft des Emporkömmlings aus Korsika. Die von den Ideen der Aufklärung ergriffenen europäischen Eliten sahen in ihm, um die berühmten Worte Hegels zu zitieren, den „Weltgeist zu Pferde“. Hinzu kam, dass nach Jahren kriegerischer Auseinandersetzungen die Hoffnungen der europäischen Völker auf eine friedliche Zukunft aufblühten.
 
        Bonaparte reformierte zwar den Kontinent, vergaß dabei aber niemals die französischen Interessen. So verhängte er beispielsweise eine Wirtschaftsblockade gegen England, die er, scheinheilig wie seine Politik war, selbst nicht einhielt. Um Sankt Petersburg zu einer Allianz gegen London zu zwingen, führte er die Grande Armée 1812 in den verhängnisvollen Feldzug gegen Russland, der den Untergang seines scheinbar auf so festem Fundament stehenden Europa einleitete. Die drei Jahre später auf dem Wiener Kongress geschmiedete Friedensordnung baute auf die Anerkennung Russlands als europäische Macht und somit auf die Unterordnung von Mackinders Osteuropa unter Russland. Poltawa eben.
 
        Im Gegensatz zum napoleonischen Europa hat die EU heute keine Armee, keine dem Zeitgeist angemessene – demokratische – Legitimation und keinen Reformeifer. Wer die Frage für rhetorisch hält, ob eine Angela Merkel oder ein Olaf Scholz, sei es in Zusammenarbeit mit einem François Hollande oder einem Emmanuel Macron, vermocht hätten bzw. vermögen, Napoleon Bonaparte in den Schatten zu stellen und die Worskla-Ordnung abzusichern, der hat verstanden, dass der europäische Frieden nicht vom heutigen Politiker-Personal abhängen darf.
 
        Zum Glück können die USA nicht ohne Weiteres dem ewigen Osteuropa-Problem der Europäer den Rücken kehren, weil dies für sie im Wettbewerb mit China weitreichende Folgen haben würde. In der Europäischen Union zeichnet sich nämlich eine Spaltung ab zwischen den Anhängern der neuen Bipolarität „Westen versus China“ und den Befürwortern der „multipolaren Weltordnung“. Die östlichen Mitglieder der EU sprechen sich für den Gleichschritt mit den USA aus. Demgegenüber vermitteln Frankreich und Deutschland zuweilen den Eindruck, als würden sie sich zwischen China und die Vereinigten Staaten stellen wollen. Paradoxerweise würden sich beide Lager von Washington – zumindest innerlich – entfernen, sollten die Amerikaner die Ukraine im Stich lassen, und zwar nach dem Motto: „Wenn die Amerikaner nicht mehr für die Sicherheit in Osteuropa und somit Europa sorgen, warum sollten wir dann zu ihnen stehen?“ Die Osteuropäer müssen so denken. Die Westeuropäer wollen es.
 
        Hätte der erwähnte konstante Militärfonds für die Ukraine, dessen Bereitstellung der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell im Juli 2023 angeregt hat, rechtzeitig, das heißt schon im März 2014, existiert, dann wäre es acht Jahre später höchstwahrscheinlich nicht zum volldimensionalen Krieg gekommen. 2014 kam jedoch ein solcher Vorstoß gar nicht in Betracht, weil klar war, dass er auf den erbitterten Widerstand Deutschlands gestoßen wäre.
 
        Es hat also neun Jahre und unzählige ukrainische Leben gekostet, bis der Hohe Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik die Hoffnung erweckte, dass die strategische Blindheit der Europäer irgendwann geheilt werden könnte. Zwar ist auf Borrells geopolitischer Karte Belarus immer noch nicht zu sehen, obgleich Minsk eine gesonderte Behandlung durch die EU verdiente, statt mit Russland in einen Korb geworfen zu werden; immerhin scheint aber der Hohe Vertreter mit einer Karte zu arbeiten, auf die die Ukraine als das Land gezeichnet ist, von dem die EU sicherheitspolitisch mehr bekommt als sie ihm gibt. Das Amt des EU-Außenbeauftragten ist allerdings zu schwach, als dass er sich für die schnelle Mitgliedschaft der Ukraine in der NATO einsetzen könnte. Hier wären ähnliche Widerstände in der EU zu erwarten wie hinsichtlich Borrells Vorschlag eines Militärfonds für die Ukraine, hätte eine seiner Vorgängerinnen diesen 2014 vorgetragen.
 
        Nur das Auswärtige Amt der demokratischen und föderalen EU hätte die Macht, die europäische Außen- und Sicherheitspolitik zu gestalten. Eine so aufgestellte Union würde darüber hinaus in der Lage sein, die sicherheitspolitischen Frontlinien zwischen ihren Mitgliedstaaten zu überbrücken: für oder gegen die Eindämmung Russlands und für oder gegen die neue Bipolarität der Weltordnung. Zwar wäre die EU auch dann nicht vor außenpolitischen Fehlentscheidungen gefeit. In einem demokratischen System würde jedoch die Rechenschaftspflicht gelten, weshalb politische Fehler politische Konsequenzen nach sich ziehen würden: entweder Korrektur der Politik oder Abberufung des politischen Personals.
 
        Wenn sich die EU-Europäer trotz des Dauerkrieges auf ihrem Kontinent weiterhin nicht im Spiegel betrachten wollen, dann werden sie die historische Chance verpassen, das „geopolitische Flussbett“ Europas zu verändern, indem sie ihre Union reformieren und eine wahrlich europäische Politik betreiben. Es bleibt ungewiss, ob sie diese Chance überhaupt erkennen (wollen). Wahrscheinlich würden sie am liebsten den volldimensionalen Krieg schnell „abhaken“ und zur Ära vor der russländischen „militärischen Spezialoperation“ zurückkehren wollen. Diesen Wunsch fördert der während des andauernden Krieges auf „natürliche“ Art und Weise sich vollziehende Wandel der öffentlichen Meinung.
 
        Der Zusammenstoß zwischen russländischen und ukrainischen Streitkräften durchlief nach dem Februar 2022 zwei Phasen: die Zeit der erfolgreichen Abwehr der Aggression und die zweite, lange Periode der an mehreren Fronten geführten Kämpfe, bei denen mal Russland, mal die Ukraine die operative Initiative übernahm. Während der ersten Phase fieberten die meisten EU-Europäer, ungeachtet ihrer nationalen Unterschiede, mit der Ukraine, weil sie über die Aggression empört waren und mit den unschuldigen Opfern Mitleid hatten. Je mehr sich aber der Krieg in der zweiten Phase in die Länge zieht, desto mehr strapaziert er die emotionale Untermauerung der Solidarität mit der Ukraine, in die sich mit der Zeit auch Skepsis und – zunehmend – Kriegsmüdigkeit einschleichen.
 
        Obwohl Russland jeden Tag dafür sorgt, dass es über den Kreis seiner eingefleischten Fürsprecher hinaus keine weiteren Sympathisanten in der EU gewinnen kann, so verbessert die in Europa sich wandelnde Stimmung seine strategische Lage dennoch merklich. Die im Februar und März 2022 noch spontane Intuition der Europäer, dass die territoriale Integrität der Ukraine wiederhergestellt und ihre Sicherheit gewährleistet werden müsse, wird zunehmend von dem Kalkül verdrängt, dass die Beendigung des Krieges – der Frieden – wichtiger sei als der Sieg der Ukraine. Wenn ein riesiger Felsbrocken aus großer Höhe auf einen kleinen Stein fällt, zerschmettert er den kleinen Stein. Man muss damit rechnen, dass immer mehr Europäer (nicht anders als Amerikaner) die Frage stellen werden: Warum sollte die Ukraine, die einen solch gewaltigen Schlag glücklich ausgehalten hatte, um des Friedens willen nicht auf einige ihrer Gebiete verzichten?
 
        Dieses Kalkül wird von der im Westen Europas verinnerlichten Erfahrung mit der knapp drei Jahrhunderte währenden Poltawa-Ordnung befördert. Aus heutiger Perspektive, vor dem Hintergrund des im Osten tobenden Krieges, erscheint sie unerschütterlich, im Gegensatz zur Worskla-Ordnung. Hinzu kommt die unbestrittene Tatsache, dass Russland so oder so aus dem Krieg geschwächt hervorgehen, ergo für die EU weniger gefährlich sein wird. Daraus könnte der Schluss gezogen werden, dass die Union für die eigene Sicherheit keine Strategie bräuchte, die auf die Konsolidierung der Worskla-Ordnung abzielt, und dass das Festhalten an der Formel „Keep the Americans in“ ausreiche.
 
        Die Geschichte hält aber zwei überzeugende Remedia parat – sowohl gegen den russländischen als auch gegen den westeuropäischen Wunsch nach Rückkehr in die Vergangenheit: die Smuta in Russland und die Herausforderung des Westens durch China. Eines Tages werden die EU-Europäer verstehen, dass der von einem untergehenden Imperium 2014 begonnene Krieg um eine abtrünnige Kolonie im Jahre 2022 zum Stellvertreterkrieg um die Vorherrschaft auf der Weltinsel wurde. Da sie sich nicht im Spiegel zu betrachten pflegen, ist diesen Europäern nicht bewusst, dass sie auf Mackinders Weltinsel leben. Vielleicht wollen sie eines Tages vom gemeinsamen europäischen Haus von Shanghai bis Lissabon träumen …
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        Glossar
 
        Da es intellektuell unredlich ist, über einen Gegenstand zu räsonieren, ohne ihn genauer zu definieren, ist dieses Glossar erstellt worden. Es erläutert in alphabetischer Reihenfolge die Bedeutung vor allem der Wörter, deren unbedachter Gebrauch im Alltag häufig zu Missverständnissen führt. Dies wird noch dadurch verstärkt, dass die Verwendung vieler dieser Begriffe und Eigennamen politisch instrumentalisiert wird.
 
        Bei Nutzung des Glossars möge der Umstand beachtet werden, dass keine Definierung von politischen und historischen Begriffen rein sachorientiert und perfekt logisch sein kann. Sie kommt ganz ohne Rückgriff auf Konventionen – also auf pragmatische Gründe – letztlich nicht aus.
 
        Banderisten  Bezeichnung für die Anhänger des ukrainischen Politikers Stepan Bandera (1909–1959), in den 1930er-Jahren Anführer des rechtsradikalen und terroristischen Flügels der Organisation der Ukrainischen Nationalisten (OUN). Den Bandera-Kult in der Westukraine nutzt die Kreml-Propaganda, um die Ukraine als einen von „Banderisten“ bzw. „Nazis und Faschisten“ regierten Staat zu diffamieren.
 
        Belarus  (bel. Belarus’) Der Name des zwischen Polen und Russland gelegenen Landes, in dem → Belarussen leben. Noch im 19. Jahrhundert wurde es selbst in Russland, wo man es aus politischen Gründen vorzugsweise „Belorossija“ oder „Westrussland“ („sapadnaja Rossija“) nannte, häufig auch als „Litauen“ bezeichnet, und zwar in Anlehnung an das Großfürstentum Litauen, dessen Bestandteil die belarussischen Gebiete zwischen dem 14. und dem 18. Jahrhundert waren. „Weißruthenien“ war der Name, mit dem die Nationalsozialisten das von ihnen besetzte Belarus bezeichneten. Vom Auswärtigen Amt wird für den innerdeutschen Verkehr immer noch der Name „Weißrussland“ empfohlen, was jedoch weder der korrekten Übersetzung aus dem Belarussischen entspricht, noch dass er der staatlichen Selbstständigkeit von Belarus Rechnung trägt.
 
        Belarussen  (bel. Belarusy) Das → russische Volk, das heute in der Republik → Belarus lebt und seinen Ursprung, analog den → Russländern und → Ukrainern, auf die → Kyjiwer Rus’ zurückführt. Die Belarussen leiten ihre Staatsgeschichte vom mittelalterlichen Fürstentum Polozk und dem Großfürstentum Litauen her. Historisch bedingt finden sich auch im Nordosten Polens, in Litauen, in der Nordukraine und im Westen Russlands – dort vorwiegend im Gebiet Smolensk – geschlossene belarussische Minderheiten. Darüber hinaus sind in Russland, Polen, Kasachstan, den USA und zahlreichen anderen Staaten belarussische Emigranten ansässig.
 
        Bukarest Neun  (auch Bukarest-Format) Bezeichnung für die im November 2015 gegründete Organisation, der Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Tschechien und Ungarn angehören, siehe auch → Ostflanke der NATO. Die Entstehung war eine Reaktion auf die völkerrechtswidrige → russländische Annexion der Krim und von Teilen des Donbas 2014.
 
        Galizien  Die von den Habsburgern erfundene Bezeichnung für die im Zuge der Ersten Teilung Polens 1772 unter ihre Herrschaft gekommenen Gebiete Polens, die heute teils in der Westukraine und teils im südöstlichen Polen liegen. Im 19. Jahrhundert fand dieser Name über den deutschen Sprachraum hinaus Verbreitung. Obwohl Galizien zur Zeit der Habsburgermonarchie das Armenhaus Europas war und seit 1919 als administrative bzw. politische Einheit nicht mehr existiert, bekam der Name in Polen und in der Ukraine in der postkommunistischen Zeit einen eigenwilligen Charme.
 
        Geografisches Osteuropa  Es liegt im Osten jener Halbinsel Asiens, die vom Atlantik bis zum Uralgebirge reicht und „Europa“ genannt wird. Obwohl die genaue geografische Positionierung Osteuropas nicht einfach ist, erfolgt sie dennoch präziser als die politische.
 
        Geopolitik  Eine politikwissenschaftliche Disziplin bzw. außenpolitische Denkrichtung, die den Einfluss räumlicher Faktoren („Geografie“) auf außenpolitische Entscheidungen und Machthierarchien im internationalen System untersucht. Einer der Klassiker der Geopolitik, der sich mit der Bedeutung → Osteuropas für die politische Weltordnung beschäftigte, war der englische Geograf Halford John Mackinder (1861–1947).
 
        Geopolitisches Osteuropa  Frei nach Halford J. Mackinder: Der durch Gebirge, Wüsten, Großgewässer und Eisregionen „nicht geschützte“ Raum zwischen Russland und dem geografischen Mitteleuropa. Der zudem existierende „politische“ Terminus „Osteuropa“ wird meistens fälschlich, das heißt ohne Rücksicht auf geografische Gegebenheiten, verwendet. So rechnete im Kalten Krieg mancher Politologe selbst die DDR zu Osteuropa, von Polen, der Tschechoslowakei oder Ungarn ganz zu schweigen, die in geografischer Hinsicht zu Mitteleuropa gehören. Ebenso unbedacht wird Russland oft als „osteuropäisches“ Land tituliert, obwohl der Großteil seines Territoriums in Asien liegt. → „Mackinders Osteuropa“.
 
        Großrussen  (russ. welikorossy) Das → russische Volk, das die nordöstlichen Gebiete der → Rus’ besiedelt. Im Mittelalter gab es großrussische Fürstentümer wie Nowgorod, Wladimir-Susdal oder Moskau. Lange wurden die Großrussen „Moskowiter“ genannt. Seit dem 18. Jahrhundert werden sie als → Russländer oder – in Deutschland – häufiger (dafür aber unpräzise und verwirrend) als → Russen bezeichnet.
 
        Großrussisch  Auf → Großrussen (→ Russländer) bezogen.
 
        Herzland  Die von Halford J. Mackinder als „Heartland“ bezeichnete Landfläche, die der englische Klassiker der → Geopolitik in West-Ost-Richtung zwischen der Wolga und dem Jangtse und in Nord-Süd-Richtung zwischen der Arktis und dem Himalaja-Gebirge verortete. Mackinder betrachtete die Herrschaft über das Heartland als unabdingbar für die Kontrolle über die so genannte → Weltinsel.
 
        Kleinrussen  (ukr. Malorusy; russ. malorossijane) Aus dem → russländischen Kulturraum (→ russkij mir) kommende Bezeichnung für die → Ukrainer, die ihre ethnische Bindung an → Russen unterstreichen soll. Unabhängig davon wurde seit dem 14. Jahrhundert der Terminus „Malorus’“ zur Bezeichnung der südwestlichen Gebiete der → Rus’ verwendet.
 
        Kyjiwer Rus’  (russ. Kijewskaja Rus’; ukr. Kijiws’ka Rus’) Bezeichnung für die mittelalterliche Staatsstruktur, die im 9. Jahrhundert von den skandinavischen Warägern gebildet worden ist. Sie umfasste die von Ostslawen (später → Russen genannt) bewohnten Territorien entlang der Wasserstraße, die Skandinavien mit dem Schwarzen Meer und Bosporus verband. Die Kyjiwer Rus’ setzte sich aus mehreren → russischen Fürstentümern zusammen, die zunächst von Nowgorod und später von Kyjiw angeführt wurden. Da → russische Völker die Anfänge ihrer Staatlichkeit und ihrer jeweiligen ethnischen Identität auf die Kyjiwer Rus’ bzw. deren Fürstentümer zurückführen, wird seit dem 19. Jahrhundert ein regelrechter Streit ausgefochten unter den Historikern in Russland, der Ukraine und → Belarus über die „richtige“ Bezeichnung und die Kontinuität der → russischen Geschichte(n).
 
        „Mackinders Osteuropa“  In Anlehnung an den englischen Geografen Halford J. Mackinder (1861–1947) wird in diesem Buch der zwischen der Ostsee und dem Schwarzen Meer liegende Staatenstreifen als „Mackinders Osteuropa“ definiert, wobei die Ukraine und → Belarus, deren politische Orientierung hin zu Russland oder hin zum Westen prekär bleibt, am wichtigsten sind. Dabei ist zu beachten, dass das → geopolitische Osteuropa nicht mit dem → geografischen Osteuropa deckungsgleich ist, weil es aus Sicht der → Geopolitik darauf ankommt, welche politischen Akteure (Staaten) diesen Raum beherrschen, der das „offene“ Tor zwischen Europa und Asien darstellt.
 
        Neurussland  (russ. Noworossija) Die in der heutigen südöstlichen Ukraine, in Moldowa (samt Transnistrien) sowie im südwestlichen Russland liegenden Gebiete, aus denen die Zarin Katharina II. 1764 das seinerzeit als „Neurussland“ bezeichnete Gouvernement schmiedete. Diese administrative Einheit des → russländischen Imperiums wurde später mehrfach umstrukturiert, und der Name „Neurussland“ kam außer Gebrauch. Erst nach der völkerrechtswidrigen → russländischen Annexion der Krim und von Teilen des Donbas 2014 wurde er wieder populär.
 
        Normandie-Format  Am 6. Juni 2014 kam es zum ersten Treffen der Staatspräsidenten der Ukraine, Russlands, Frankreichs sowie der damaligen deutschen Bundeskanzlerin in der Normandie, die dem Verhandlungsformat den Namen gab. Deutschland und Frankreich lösten dabei das → Weimarer Dreieck ab als den Vertreter der Europäischen Union bei den diplomatischen Bemühungen um die Beilegung des hybriden Krieges Russlands gegen die Ukraine. Das letzte Treffen des politisch erfolglosen Normandie-Formats fand in dieser Zusammensetzung im Dezember 2019 statt.
 
        Osteuropa  → Geografisches Osteuropa; → Geopolitisches Osteuropa
 
        Ostflanke der NATO  Darunter werden meistens alle Länder verstanden, die an der östlichen Grenze des transatlantischen Verteidigungsbündnisses liegen: Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und die Türkei. In diesem Buch wird der Begriff in der Regel nur auf jene Staaten der Ostflanke bezogen, die sich aus → geopolitischen Gründen von Russland am stärksten bedroht fühlen und deshalb in der NATO oft ähnliche oder gleiche Ziele verfolgen, das heißt Estland, Lettland, Litauen, Polen und Rumänien. Mit seinem Beitritt im April 2023 vergrößerte Finnland die Ostflanke des transatlantischen Bündnisses deutlich.
 
        Poltawa-Ordnung  Europäische Friedensordnung, in der Sankt Petersburg bzw. Moskau über das → geopolitische Osteuropa (→ „Mackinders Osteuropa“) herrscht. Den Gegensatz zur Poltawa-Ordnung stellt die → Worskla-Ordnung dar.
 
        Reußen  Auf den Historiker Klaus Zernack (1931–2017) zurückgehender Vorschlag zur Bezeichnung der Länder der → Rus’, die seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts infolge der Union zwischen Polen und Litauen zunehmend unter den Einfluss Polens gerieten. Der Gebrauch des Begriffs trägt dazu bei, die historische, kulturelle und politische Eigenständigkeit der in Reußen lebenden Völker in Abgrenzung zu Russland und → Russländern zu unterstreichen.
 
        Reußisch  Auf → Reußen bezogen.
 
        Rus’  Ein von Ostslawen bewohntes Gebiet im → geografischen Osteuropa, dessen eigenständige politische Geschichte mit der → Kyjiwer Rus’ beginnt.
 
        Russen  (russ. russkije) Bezeichnung für die drei dem östlichen Slawenzweig angehörenden Völker der → Belarussen, → Russländer (→ Großrussen) und → Ukrainer (→ Kleinrussen). Während die meisten Russländer sich selbst, die Belarussen und die Ukrainer als ein Volk betrachten, ist dies bei den Letztgenannten, die eine andere Geschichte als die → Russländer haben, nur selten der Fall. Daher ist es irreführend, den in der russischen Sprache vorhandenen Unterschied zwischen russkije (→ Russen) und rossijane (→ Russländern) nicht zu beachten. Im deutschen Sprachgebrauch werden jedoch Russen und Russländer gleichgesetzt, womit das russländische Verständnis von → Russen übernommen wird. Die Russinen, das vierte → russische Volk, werden aufgrund ihres Siedlungsgebiets von → Ukrainern oft als „Karpato-Ukrainer“ oder „Karpatorussen“ bezeichnet.
 
        Russisch  (russ. russkij) Auf → Russen bezogen. Beispiel: „russische Welt“ (russ. → russkij mir)
 
        russkij mir  (dt. russische Welt) Bei der russkij mir handelt es sich nicht um die → russische, sondern um die in den vergangenen zwei Jahrzehnten politisch stark instrumentalisierte → russländische Kulturwelt, deren Kennzeichen u. a. die Zugehörigkeit zur russisch-orthodoxen Kirche des Moskauer Patriarchats, die Loyalität gegenüber der Russländischen Föderation samt ihrem Präsidenten und der imperiale Expansionsanspruch sind. In Russland werden sowohl die → Russländer als auch die → Kleinrussen (Ukrainer) und die → Belarussen für ein Volk gehalten, das in der Geschichte unter Führung der → Großrussen die russkij mir geprägt hat und von ihm geprägt worden sein soll.
 
        Russland  (russ. Rossija) Der seit dem 18. Jahrhundert verwendete Name des Landes und des Staates, in dem → Russländer leben. Obwohl auch früher gelegentlich der Name „Russia“ auf Karten auftauchte, wurden in Europa sowohl das Land als auch der Staat „Moskowien“ („Moscovia“) genannt. Seit März 2023 erwägt die Ukraine die Rückkehr zu diesem historischen Namen ihres Nachbarn im Osten.
 
        Russländer  (russ. rossijanie) Das → russische Volk, das im nördlichen → geografischen Osteuropa angesiedelt ist. Vor dem 18. Jahrhundert wurden die Russländer als „Moskowiter“ bezeichnet. Sie selbst bezeichnen sich auch als → Großrussen.
 
        Russländisch  (russ. rossijskij) Auf → Russländer bezogen. Beispiel: Russländische Föderation (russ. Rossijskaja Federazija)
 
        Russländische Kulturwelt  → russkij mir
 
        Ruthenen  (poln. Rusini) Die im 19. und teilweise im 20. Jahrhundert gängige deutsche Bezeichnung der → Belarussen und der nicht zuletzt in → Galizien und Wolhynien lebenden (West-)→ Ukrainer.
 
        Ruthenisch  Auf → Ruthenen bezogen.
 
        Rzeczpospolita  (angelehnt an lat. res publica) Historische Bezeichnung des polnischen Staates. Die so genannte Erste Rzeczpospolita, in Deutschland oft „Adelsrepublik“ genannt, war ein Föderalstaat, der sich aus dem Königreich Polen und dem Großfürstentum Litauen zusammensetzte und seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts bis zum Ende des 18. Jahrhunderts so bezeichnet wurde. Die unabhängige Zweite Rzeczpospolita (Zweite Polnische Republik) existierte von 1919 bis 1939. Die Dritte Rzeczpospolita (Dritte Polnische Republik) gibt es seit 1989. Auch in den baltischen Staaten, in → Belarus, der Ukraine und in Russland wird der polnische Begriff heute noch verwendet.
 
        Saporischschja Kosaken  Das ursprünglich an der Dnjepr-Mündung angesiedelte Kriegervolk, das vom 16. bis ins 18. Jahrhundert eine Art Armeestaat bildete („Hetmanat“), der politisch zwischen Polen und Moskau (später Russland) pendelte. Die Saporischschja Kosaken gelten in der Ukraine nicht zuletzt wegen des ihnen unterstellten Freiheitsdrangs als „Proto-Ukrainer“.
 
        Smuta  (russ.) „Zeit der Wirren“ bzw. „traurige Zeit“. Mit diesem Terminus werden in Russland Perioden der → russländischen Geschichte bezeichnet, in denen die staatliche Existenz und die Identität von → Großrussen existenziell bedroht waren.
 
        Ukrainer  (ukr. ukrajinzi) Das → russische Volk, das ähnlich wie die → Russländer und die → Belarussen seinen Ursprung auf die → Kyjiwer Rus’ zurückführt. → Kleinrussen.
 
        Weimarer Dreieck  Ein seit 1991 von Deutschland, Frankreich und Polen genutztes Konsultationsforum. Das „Dreieck“ war im Auftrag der Europäischen Union an den Bemühungen zur Lösung der Ukraine-Krise im Februar 2014 beteiligt. Im Juni des gleichen Jahres wurde es in dieser Funktion von Deutschland und Frankreich abgelöst, die im so genannten → Normandie-Format die Beilegung des Krieges zwischen Russland und der Ukraine anstrebten, jedoch ohne Erfolg. Nach 2014 büßte das „Dreieck“ seine politische Bedeutung ein.
 
        Weltinsel  Als „World Island“ bezeichnete der englische Geograf Halford J. Mackinder (1861–1947) Eurasien und Afrika. Anfang des 20. Jahrhunderts vertrat Mackinder die Ansicht, dass die Herrschaft über die Weltinsel die Macht über die Welt garantiere.
 
        Worskla-Ordnung  Europäische Friedensordnung, in der die im → geopolitischen Osteuropa (→ „Mackinders Osteuropa“) angesiedelten Völker über ihre Territorien herrschen. Den Gegensatz zur Worskla-Ordnung stellt die → Poltawa-Ordnung dar.
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